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Y r n  d :  ~ I P ~ Q ~ T  r * 

Mehrals fünfzig Jahresindvergangen, seit die letzteStudieüber 
das RWE veröffentlicht wurde. Damals promovierte der Volks- 
wirtschaftler Camillo J. Asriel mit der Arbeit „Das R.W.E. - Ein 
Beitrag zur Erforschung der modernen Elektrizitätswirtschaft" 
an der rechts-undstaatswissenschaftlichen Fakultät der Univer- 
sität Zürich. In der Zwischenzeit hat sich nur der Bielefelder Hi- 
storiker Joachim Radkau ausführlich mit dem RWE beschäftigt 
und im Rahmen seiner Habilitationsschrift die Sonderrolle des 
Unternehmens beim Aufstieg und Fall der deutschen Atomwirt- 
schaft herausgearbeitet. Ihm sei an dieser Stelle für seine Akri- 
bie gedankt. So konnten die Autoren des Bandes in einer Reihe 
von Kapiteln auf seine Ermittlungen aufbauen. 
Trotzdem ist es schon ein Unikum, daß es keine neuere histori- 
sche Niederschrift der Firmengeschichte des größten deut- 
schen Stromgiganten gibt, zumal die Auswirkungen der RWE- 
Geschäfts~olitik den Bereich iedes einzelnen berühren. wenn 
auch oft nur in Gestalt unscheinbarer ~ochter -  und Enkelunter- 
nehmen. 
Wir hoffen, daß der vorliegende Band nicht nur über die Ge- 
schichte und das Wachstum des Stromkonzerns informiert, son- 
dern auch, daß interessierte Bürger angeregt werden, sich in 
den nächsten Jahren aktiv mit dem RWE und seinen Aktivitäten 
auseinanderzusetzen. 
Desweiteren äußern die Autoren die Hoffnung, daß mit der Ana- 
lysedes RWEein Anfanggemachtworden ist,Verantwortlichein 
Sachen Umweltverschmutzung, Energieverschwendung und 
Nutzung gefährlicher Technologien auf Kosten der Allgemein- 
heit, anzuprangern. 
Die Diskussion um dasThema Umweltverschmutzung ist in der 
Bundesrepublik zwar hoffähig geworden, eine Benennung von 
Symptomen löst jedoch nicht die Ursachenforschung ab, kann 
niemals Ersatz sein. 
Als unerschrockene Aktivisten der Anti-Atom-Bewegung und 
Fachleute in Sachen Umwelt- und Energiepolitik haben sich die 
AGAtomindustrie aus Berlin und derArbeitskreischemische In- 
dustrie aus Köln zusammengetan, um ,wider den giftigen Sta- 
chel' RWE zu löcken. 

Berlin /Köln, im September 1984 Die Autoren 





„Die großen Kraftwerksbetreiber, wie insbesondere auch das 
RWE, sind teilweise massiven Anschuldigungen in der Offent- 
lichkeit(. . .)ausgesetzt", soein Auszug und der Grundtenorder 
Eröffnungsrede der RWE-Hauptversammlung am 23. 2. 84 in 
den geschichtsträchtigen Essener Messehallen. Friedrich Wil- 
helm Christians, der Mann, der mit starrem Blick diese Worte 
den erschienenen Aktionären mit auf den Weg gab, ist eine der 
wichtigsten Figuren im fürstlichen Spiel der deutschen Wirt- 
schaft. 
Er ist Vorstandssprecher des viertgrößten Geldinstituts der 
Welt, der Deutschen Bank AG, gleichzeitig auch Aufsichtsrats- 
vorsitzender von „Deutschlands größtem Stromversorger" und 
weiß, wovon er spricht: 
Das Waldsterben sorgte als herausragendes Negativereignis 
der letzten Jahre gleichsam für eine verstärkte Diskussion um 
das Thema Umweltverschmutzung. 
Bei der Suche nach Ursachen dieser Vergiftung unseres Le- 
bensraumes durch Schwefeldioxide (SO,) und Stickoxide (NO,) 
waren die Hauptverursacher alsbald gefunden: die großen und 
kleinen Feuerungsanlagen, vom Kraftwerk bis zum Automotor. 
Zumindest im Bereich der SO,-Emissionen wurden vor den Au- 
gen der,betroffenen Offentlichkeit die Kohlenkraftwerke als die 
Haupt-U beltäter erkannt. 
Das Begehren der Menschen im Lande brachte den Wunsch 
und die Hoffnung eines schnellen Handelnsauf. Urnweltschutz- 
anlagen wiez. B. Entschwefelungsanlagen oderandere Techni- 
ken der Luftreinhaltung konnten nachweislich in anderen Indu- 
strieländern bereits als ,Stand der Technik' begutachtet wer- 
den. Doch bei uns sollte alles ganz anders sein. In einem fieber- 
haften Engagement versuchten Umweltschützer den Besitzern 
undloder Betreibern der großen Kraftwerkedeutlich zu machen, 



daß nur eine rasche Schadstoffminderung vor großerem ge- 
samtgesellschaftlichen Schaden bewahre Doch die Rechnung 
wurde ohne das RWE gemacht Als ..großter bundesdeutscher 
Luftverschmutzer" durch seinen hohen Anteil an Braunkohlen- 
aber auch an Steinkohlenkraftwerken gepragt. wurde die an sie 
herangetragene Forderungdersofortigen Entschwefelung ihrer 
Anlagen in den Bereich der Fabeln verwiesen Erst der offentli- 

, che Druck. das sich katastrophal verstarkende Sterben der Wal- 
- der und die Urnweltschutzgesetzgebungen einerseits sowie ei- 

ne Anderung des finanzpolitischen Kalkuls der RWE-Manager 
andererseits ließen Maßnahmen zumindest zur Rauchgasreini- 
gung auf den Boden der Realitat rucken Doch die Entscheidung 
über die Geschwindigkeit und die Verfahrensauswahl bei der 
Entschwefelung obliegt im Wesentlichen weiterhin den RWE- 
Vorstellungen. 

Kurze Einführung zur Handhabung des Buches 
Die naheren Hintergrunde, wie es zu diesem Kurswechsel kam, 
sind ausfuhrlich in Kap. 7 beschrieben, wo es darum geht, die 
Umweltpolitik des RWE kritisch unter die Lupe zu nehmen Sein 
Einfluß auf die Umweltschutzgesetzgebung und auch auf Um- 
weltgesetze - z  B. bei der Großfeuerungsanlagenverordnung 
sowiedie UmweItschutzinvestitionen werden kritisch analysiert 
Uberhaupt stellt sichdie Frage, wie das RWE Profit macht? Eine 
am 17. 8. 84 veröffentlichte Bilanz des Geschaftsjahres 
1983184 gibt Auskunft daruber, daß der Konzernumsatz sich in 
diesem Zeitraum von 24,l auf 26.7 Mrd. DM erhoht hat Die in 
Kap. 5 verfaßte Anleitung zur Konzern- und Bilanzanalyse gibt 
Auskunfte uber Hintergrunde dieser Zahlen 



Einen wichtigen Beitrag zum Verständnis des Konzerns leistet ' 

die Beschreibung des RWE als die „Graue Eminenz des bun- 
desdeutschen Kapitals" (Kap. 8). Eine schier endlose Verflech- 
tung des RWE mit Staat und Verwaltung liefert in vielerlei Hin- 
sicht die Erklärung für einen ofi unverständlich scheinenden 
Spielraum für den Konzern, z. B. in Fragen der Luftreinhaltung 
oder in denen der Genehmigung von geforderten Betriebsanla- 
gen. Der wirtschaftspolitische Rahmen wird geprägt durch die 
vielschichtige Zusammenarbeit mit dem Finanzkapital. 
Bei einemderartgeschützten „unfreienu Marktder Elektrizitäts- 
wirtschaft ist die Beteiligung von Banken und Versicherungen 
an den Stromversorgern eine mehr als verständliche Angele- 
genheit. garantiertz. B. die Abwälzungentstehender Kosten auf * P- 

den Strompreis geradezu paradiesische Gewinngrößen bei mi- 
nimalem Risiko. Ergänzender Bestandteil dieses Kapitels ist die t. 

Dokumentierung der Verflechtungen der Elektrizitätswirtschaft 1 4 
untereinander, da über die sicheren Monopolgebiete der EVU 1 : 
hinaus eine Reihe von interessanten Querverbindungen unter 1 "* Y 

Bestätigung der Sonderrolle des RWE herausgestellt werden 
können. Notwendiges Begleitmaterial des Mischkonzerns stellt j 
ein vierseitiges Verflechtungsschema dar, welches - in liebe- j 
voller Kleinarbeit erstellt - das Puzzle der Beteiligungen nach- ! 
zuvollziehen hilft. Auf den Rückseiten dieserGrafik findetder Le- 
ser wertvolle Informationen über die „heimlichen Besitzer" des 
RWE,dieöffentliche Handin Formvonetwa60Kommunen,Ver- ' 
bänden, Gebietskörperschaften etc. Die beteiligten Kreise und 
Städte sind dort ebenso aufgeführt wie die Mitglieder der im 
73-köpfigen Verwaltungsbeirat sitzenden Komrnunalvertreter, 
die in beispielloser Manier wertvolle Dienste für das RWE 
leisten. 



Welche Möglichkeiten es gibt, über diese Personen und Gre- 
mien die Politik des Konzerns zu verändern, wird im abschlie- 
ßenden Kap. 9 erläutert. 
Darüber hinaus wird versucht, über grundsätzliche sowie kon- 
krete Forderungen und Ansätze die rasche wie notwendige Um- 
wandlung des RWEvom Energieprofiteurzum Energiedienstlei- 
stungsunternehmen zu skizzieren. Die Struktur der Gemischt- 
wirtschaftlichkeit, ebenso die umfassende chronologische 
RWE-Geschichte und die Auflistung der für die heutige Größe 
und Macht entscheidenden „historischen drei Taten" sind Be- 
standteil des 2. Kapitels. 
Um Anderungen in der Stromwirtschaft aufzeigen zu können, 
muß Kenntnis vom Wege des „RWE-Stroms in die Steckdose" 
genommen werden. Die eingesetzten Energieträger, die Kraft- 
werke, die Absatzstruktur und die Stromverteilung sind Kompo- 
nenten einer Unternehmenspolitik, die grundlegend in Kap. 4 
behandelt werden. 
Ins Gerede gekommen ist der Energieprofiteur vor allem auch 
durch seine Atompolitik, die historisch zwar verhalten begann, 
(Kap. 3), dann jedoch in einedeutliche Führungsposition des Es- 
sener Stromriesen mündete. Zwar ohne einen Löwenanteil an 
der Atomkraft -aufgrund des Besitzesder Braunkohle war dies 
ohnehin kein Ziel - doch mit maßgeblichen Beteiligungen im 
gesamten Brennstoffkreislauf verdientdas RWE auch in diesem 
Bereich trotz insgesamt finanziellem Fiaskos der Atomenergie 
auf vielfältige Art und Weise (Kap. 3 und Kap. 8). Nicht zuletzt 
aufgrund der Risikoübergabe des Atomkraftwerkbetriebes an 
Leasingfirmen, was ein Novum in der Energiewirtschaft bis heu- 
te ist (Kap. 5.3). Verdient wird auch an der international organi- 
sierten Uranversorgungs- und Brennelementegeschäft sowie 
an der Beteiligung an den ,fortgeschrittenen Reaktortypen', wie 
,Schnellem Brüter' oder ,Hochtemperatur-Reaktor'. Diese ha- 
ben ihre Namen nicht etwa wegen der galloppierenden Kosten 
erhalten, sondern, weil sich Industrie und Forschung eine Men- 
ge an Erkenntnissen von diesen Technologien versprechen. 
Das Interesse des Staates ist auch ein Grund, warum die Kraft- 
werkswirtschaft an diesen Projekten bislang vergleichsweise 
wenig Kapital dazusteuern mußten. 
Welche Erkenntnissedas RWEvorallem ausdem Einstieg in die 
Brüterwirtschaft ziehen kann, wird in Kap. 6 beschrieben. Dort 
wird auch der überaus interessanten Frage nachgegangen, was 
das RWE mit einer möglichen deutschen Atombewaffnung zu 
tun haben könnte und welche Berührungen das RWE schon 
heute tatsächlich über Länder wie Frankreich oder die USA zur 
„Bombew hat. 
Anreicherung, Brütertechnik und das beabsichtigte Geschäft 
mit der Wiederaufarbeitung finden als Bestandteile der RWE- 
Politik seit langem große Beachtung. 
Umweltverschmutzung, muItinationaleVerflechtungen, Verstö- 
ße gegen Menschenrechte in Australien, Namibia und auch in 
hiesigen Regionen sowie Eingriffe in das Gleichgewicht der Na- 
tur samt ihren überaus interessanten und spannenden Hinter- 
gründen liefern das Material, das RWE noch lange mit „massi- 
ven Anschuldigungen in der Offentlichkeit" zu konfrontieren. 
Der Energieversorger ist ins Gerede gekommen und wird es 
noch lange bleiben. 



2.7 Eine 
Chronologie 

23. Dezember 18971 5. Januar 1898: 
Die Elektrizitäts-Actien-Gesellschaft, vorm. 
Lahmeyer & Co., eine mit AEG und Siemens 
führende Gesellschaft in der Kraftwerks- und 
Elektrobranche, schließt mit derStadt Essen ei- 
nen Wegebenutzungsvertrag zur Elektrizitäts- 
Versorgung. Zweck dieses auf 40 Jahre termi- 
nierten Vertrages ist der Verkauf eines Kraft- 
werks. Der Vertrag beinhaltet U. a. ein Vorzugs- 
recht auf die Benutzung öffentlicher Verkehrs- 
wegefür dieelektrischen Leitungen, die Festle- 
gung vonTarifen, die ohneGenehmigung nicht 
überschritten werden dürfen, eine Abgabe von 
der Bruttoeinnahme (Konzessionsabgabe) und 
die Ausdehnung der Stromversorgung auf an- 
grenzendeGemeinden. Durch die letztgenann- 
te Bestimmung wird der Grundstock zur Uber- 
landversorgung gelegt und somit die später 
stattfindende große Ausdehnung bereits vor- 
programmiert. 

25. April 1898, die Geburtsstunde 
des RWE: 
Gründung des Rheinisch-Westfälischen-Elek- 
trizitätswerks AG in Essen. Von den insgesamt 
2.500 lnhaberaktien des RWE hält die Lah- 
meyer-Gesellschaft zusammen mit ihrer Fi- 
nanzgesellschaft, der Deutschen Gesellschaft 
für elektrische Unternehmungen, 2.155 Aktien 
(=  86%). Die restlichen Aktien verteilen sich 



auf vier offene Handelsgesellschaften und vier 
Einzelaktionäre. Das Gründungskapital be- 
trägt 2,5 Mio. Mark. Das RWE übernimmt den 
Vertrag der Lahmeyer-Gesellschaft mit der 
Stadt Essen. 
Im Aufsichtsrat des RWE sitzen auch zwei 
Nichtaktionäre. Der Essener Oberbürgermei- 
ster Erich Zweigert soll als Vertreter der Stadt 
Einblick in die Geschäftsführung erhalten. Der 
Kaufmann Hugo Stinnesergattertdurch seinen 
Ideenreichtum einen Aufsichtsratsposten. Er 
wandelt die auf seiner Zeche geförderte Kohle 
in Dampf um und verkauft diesen Dampf ans 
RWE. Dadurch spart das RWE die Kohleumla- 
ge, die bei jedem Kohleverkauf vom Steinkoh- 
lensyndikat erhoben wird. Mit dem Schachzug 
,Dampf statt Kohle' trickststinnesdas Syndikat 
aus, sichert seiner Zeche einen langfristigen 
Kohleabsatz, ohne selber das Risiko einer Ka- 
pitalinvestition tragen zu müssen und ver- 
schafft dem RWE einen kostengünstigen Roh- 
stoff. 
Auf dem Gelände der Stinnes-Zeche Victoria 
Mathias in der Essener Viehofer Straße baut 
das RWE sein erstes Kraftwerk. Diese Politik 
der kurzen Wege durch den ,Standort auf der 
Kohle'wird von nun an eine Handlungsmaxime 
des RWE sein. 

Die Baujahre 1899 und 1900: 
Die Lahmeyer-Gesellschaft baut im Auftrag des 
RWE die Stammzentrale sowie ein Leitungs- 
netz in der Stadt Essen. Das Werk betreibt zu- 
nächst 2 Maschinen mit 700 PS bzw. 1.500 PS 
und 0,5 MW bzw. 1 MW. Die Stromlieferung 
wird am 1. April 1900 aufgenommen. Im Juni 
des gleichen Jahres verpachtet das RWE die 
Stammzentrale für fünf Jahre an die Lah- 
meyer-Gesellschaft, unter Zusicherung einer 
Dividendengarantie von 6%. 

Die Jahre 1901 und 1902: 
Lahmeyergerät in den Strudel der Elektrokrise. 
Obwohl Bankkredite in Anspruch genommen 
werden und das Aktienkapital auf 4 Mio. Mark 
erhöht wird, treten infolge der starken Nachfra- 
ge nach Stromanschlüssen, dieeine rasche Er- 
weiterung und Finanzierung des Maschinen- 
parks notwendig macht, Liquiditätsengpässe 
auf. Deshalbveräußert Lahmeyer im März 1902 
seinen RWE-Aktienbesitzfür 118%andas Kon- 
sortium HugoStinnes/AugustThyssen. Dieses 
Konsortium verfügt damit über die Kapital- 
mehrheit. 

Vom Stadtwerk zur Überlandzentra- 
le (1 902 bis 1904): 
Stinnes wird Aufsichtsratsvorsitzender. Das 
Stadtwerk Essen ist jedoch für seinen dynami- 
schen Unternehmergeist ein zu kleiner Spiel- 
platz. Sein eigentliches Ziel ist es, die nähere 
und dann die immer weitere Umgebung der 
Stadt Essen mit dem Segen des RWE-Stroms 
zu beglücken. .Diese Expansionsbestrebung 
basiert auf der Uberlegung, daß billiger Strom 
ein starkerAnreiz für Neuanschlüsse ist. Im Ge- 
schäftsbericht 1902103 liest sich diese Idee 
dann folgendermaßen: „Wir betrachten es im 
Gegensatz zu den meisten Kommunalbetrie- 
ben nicht als unsere Aufgabe, unter Ausnut- 
zung unserer Monopolstellung in einzelnen Ge- 
meinden bei geringem Stromabsatz große Ge- 
winne zu machen, sondern wir gedenken da- 
durch unsere Aufgabe für uns und die Allge- 
meinheitzuerfüllen, daßwirden Konsumenten, 
insbesondere der Eisenbahn-Verwaltung und 
der Industrie, zu den denkbar billigsten Preisen 
größtmögliche Strommengen zur Verfügung 
stellen. lnfolge rationeller Ausnutzung unserer 
Kraftstationen und des Kabelnetzes werden wir 
dann auf die Dauer bei ermäßigten Selbstko- 
sten unsere Rechnung finden." 

In der Folgezeit etabliert sich das RWE als kon- 
kurrenzkillender Billiganbieter. Es senkt die 
Lichtstromtarife von 60 auf 40 Pfg. pro kWh und 
gewährt Neuanschließenden für die Dauer von 
drei Jahren einen 2Oprozentigen Rabatt. Der 
Stromabsatz und die Anschlüsse steigen rapi- 
de. Die Essener Stammzentrale betreibt im 
Jahr 1902 bereits 4 Maschinen mit insgesamt 3 
MW. Im Jahr 1904 wird erstmalig eine 5 MW- 
Turbine installiert. 

Das Aktienkapital wird 1903 auf 10 Mio. Mark 
erhöht. Mit Zechen und Hüttenwerken werden 
Gegenseitigkeitsverträge abgeschlossen. 
Taasüber erhalten die zecheneiaenen Elektri- 
zititszentra~en vom RWE zusätiichen Strom. 
Abends liefern sie Elektrizität ans RWE zum 
Ausgleich der Lichtspitze. Durch diese Gegen- 
seitigkeitsverträge schlägt das RWE zwei Flie- 
gen mit einer Klappe. Es gewinnt die großen in- 
dustriellen Stromverbraucher als Kunden und 
vermeidet den Bau von teuren Spitzenlastkraft- 
werken. Der erste Schritt zur Verbundwirt- 
schaft ist getan. 

Die Gemeinden Borbeck, Gelsenkirchen und 
Mülheim a. d. Ruhrwerden indasversorgungs- 
gebiet einbezogen. 



Die Jahre 1905 und 1906: 

Im Winter 1905106 erwerben erstmals Kommu- 
nen Aktien des RWE. Die kommunalen Aktionä- 
re Essen, Gelsenkirchen und Mülheim a.d. 
Ruhr entsenden gleichzeitig ihre Oberbürger- 
meister in den Aufsichtsrat. 
Nach dem Erwerb des Bergischen Elektrizitäts- 
werks GmbH, Solingen, wird die Industrie des 
Bergischen Landes vom RWE beliefert. Durch 
den Kauf von Aktien und den Abschluß eines 
Vertrages mit der Aktiengesellschaft für Gas 
und Elektrizität in Köln gelingt der Anschluß 
zahlreicher westfälischer Gemeinden. 
Das Elektrizitätswerk Berggeist (3,31 MW) bei 
Brühl wird Eigentum des RWE. Dies ist der Ein- 
stieg in die Braunkohle. Auf der Stinnes-Zeche 
Wiendahlsbank in Kruckel wird mit dem Bau ei- 
nes Steinkohlenkraftwerks begonnen. 
Im Jahr 1905106 beträgt die Dividende erstmals 
6%; im Jahr 1906107 bereits 7%. 

Der erste ,Elektro-Friede': 
Das RWE stößt bei seinen Expansionsbestre- 
bungen in Westfalen auf energischen Wider- 
stand. Dort hat sich unter Führung der AEG ei- 
ne Koalition aus Kommunen und Zechenzen- 
tralen gebildet. Die AEG stellt sich gegen das 
RWE, weil sie um ihre Absatzgebiete für Kraft- 
werksneubauten fürchtet. 
Trotz verlockender Angebote an die Kommu- 
nen (niedrigste Strompreise, hohe Konzes- 
sionsabgaben, Zugeständnis der Majorität des 
RWE-Aktienkapitals an Staat und Gemeinden) 
kann das RWE diese Widerstandsfront nicht 
brechen. 
Am 10. März 1908wird zwischendem RWE, der 
Stadt Dortmund und dem Elektrizitätswerk 
Westfalen (heute: VEW) ein Demarkationsver- 
trag geschlossen, der die Grenze des RWE- 
Versorgungsgebiets von Dorsten an der Lippe, 
östlich Gelsenkirchen bis nach Barmen fest- 
legt. 
Gleichzeitig überführt das RWE sein Kraftwerk 
Kruckel in die Aktiengesellschaft Westfäli- 
sches Verbandselektrizitätswerk. Der Anteil 
des RWE an dieser AG beträgt lediglich etwas 
mehr als 9%. 

Die Jahre 1907 und 1908: 
Der gemischtwirtschaftliche Charakter, der 
dem RWE billige öffentliche Geldquellen er- 
schließt und die wohlwollende Mitarbeit der 
Kommunen garantiert, verstärkt sich. Von 14 

Aufsichtsratsmitgliedern sind im Jahre 1908 
bereits 6 kommunale Vertreter. 
Das Versorgungsgebiet erweitert sich um die 
Gemeinden Osterfeld, Sterkrade, Hiesfeld und 
um den Landkreis Düsseldorf. 
Durch den Kauf der Süddeutschen Eisenbahn- 
gesellschaft AG (SEG) erfolgt der Einstieg in 
das Straßenbahngeschäft, von dem man sich 
einen großen Stromabsatz erhofft. 

Die Jahre 1909 und 191 0: 
Der Vormarsch des RWE erscheint unaufhalt- 
sam. Die Städte Krefeld, Remscheid, Solingen 
unddie KreiseMoers, Kempen, Geldern, Kleve, 
Rees, Rheinbach, Euskirchen werden zu sei- 
nen Vasallen. In Paderborn wird die Paderbor- 
ner Elektrizitätswerk- und Straßenbahn-AG ge- 
gründet. 
Im Oktober 1909 wird das Kraftwerk Reisholz 
bei Düsseldorf fertiggestellt. 
Erstmals unterscheidet man die Strombezugs- 
verträge in A- und B-Verträge. Nach dem A- 
Vertrag darf die Gemeinde das Niederspan- 
nungsnetz mit der Kleinverteilung selbst betrei- 
ben,während nachdem B-vertrag das RWEdie 
ganze Verteilung übernimmt. 
Diesem Vertragsmusterwill die Stadt Köln nicht 
zustimmen. Sie beabsichtigt, auf eigene Rech- 
nungauchden Hochspannungsstroman die In- 
dustrie und die umliegenden Landkreise zu lie- 
fern. Darauf will sich das RWE natürlich nicht 
einlassen. Bevor Köln selbst aktiv wird, hat das 
RWE bereitsverträge mit zahlreichen Gemein- 
den des Landkreises Köln geschlossen. Die 
Stadt vereinbart daraufhin mit der Rheinbraun, 
der heutigen Tochter, aber damaligen Konkur- 
renz des RWE, einen Stromlieferungsvertrag. 

Die Jahre 191 1 bis 191 4: 

Das RWE erweitert erneut sein Absatzgebiet. 
Die Stadt Neuss und die Landkreise Neuss, 
Mönchengladbach und Grevenbroich treten 
bei. 
Im Jahr 1912 wird, anläßlich des Baus einer 
Gasfernleitung, dem RWE erstmals das öffent- 
liche Enteignungsrecht verliehen. In Zukunft 
wird dieses Enteignungsrecht für den Bau elek- 
trischer Fernleitungen häufig benutzt werden. 
Da die Braunkohlenvorkommen der Grube 
Berggeist zur Neige gehen und Strom aus 
Braunkohle billigeralsSteinkohlenstrom zu ge- 
winnen ist,schließtdasRWE mitden Braunkoh- 
len- und Brikettwerken Roddergrube AG in 
Knapsack einen Rohbraunkohlenlieferungs- 



Abb. 1 : Grenzen des RWE-Versorgungsgebietes 1914 

vertrag. Auf der Grube Vereinigte Ville der Rod- 
dergrubewird die Vorgebirgszentrale errichtet, 
diespäter nach ihrem Erbauer, dem Vorstands- 
mitglied Bernhard Goldenberg, benannt wird. 
Dieses Kraftwerk geht Anfang April 1914 mit 2 
Turbinen von je 15 MW ans Netz. Dies ist der 
Ubergang zur Großerzeugung auf Braunkoh- 
lenbasis. 
Damit das Goldenberg-Werk genügend ausge- 
lastet ist und rentabel arbeiten kann, beteiligt 
sich das RWE an der stromintensiv produzie- 
renden chemischen Fabrik A. Wildermann 
GmbH. Gleichzeitig mit dem Goldenberg-Werk 
werden erstmals 100.000 Volt Uberlandleitun- 
gen errichtet. 

Seit dem Geschäftsjahr 1907108 werden in al- 
len Jahren 8% Dividende ausgeschüttet. 

Der erste Weltkrieg 191 4 bis 191 8: 

Dieser Krieg verhilft dem RWE zu einer explo- 
sionsartigen Steigerung der Stromabgabe. Die 
Kraftwerke Reisholz und Goldenberg-Werk 
werdenerweitert. MitGMaschinenai5 MW und 
2 Maschinen a50 MW ist das Goldenberg-Werk 
bei Kriegsende das größte Kraftwerk Europas. 
Es dient im Kriege vor allem der Aluminiumer- 
Zeugung durch die 1916 vom Reich und den 
Brüdern Giolini gegründeten Erftwerke AG in. 
Grevenbroich. Nach dem Kriegsende 



(1 91 811 9) beträgt die Stromabgabe mit 0,688 
Mrd. kWh trotz Abschalten der Rüstungsindu- 
strie das zweieinhalbfache der Stromerzeu- 
gung des letzten Friedensjahres 191 311 4. 
Von den 25 Aufsichtsräten sind im Jahr 1918 
schon 14 kommunale Vertreter. Auch während 
des Krieges wird stets eine Dividende von 8% 
gezahlt. Das Aktienkapital beläuft sich 191 8auf 
60 Mio. Mark. 

Das Sozialisierungsgesetz: 
Im Dezember 191 9 versucht der Reichstag die 
Elektrizitätswirtschaft durch ein Gesetz zur So- 
zialisierung in ein Reichsmonopol zu zwingen. 
Die Einzelheiten dazu sollen Ausführungsge- 
setze regeln. Im RWE besitzt seit 1919120 die 
öffentliche Hand dieAktienmehrheit. DieseTat- 
sache wird von Stinnes gegen die Sozialisie- 
rungsbestrebungen verwendet. Er argumen- 
tiert, daßdas RWE bereits durch seine kommu- 
nalen Beteiligungen sozialisiert sei. 
Im Jahr1 920wird durchdie neueRegierungder 
Geschäftsführer des Verbandes der Elektroin- 
dustrie Reichswirtschaftsminister. In der Fol- 
gezeit unterbleibt der Erlaß der Ausführungs- 
gesetze und der Vollzug des Sozialisierungs- 
gesetzes. 

Die Jahre 191 9 bis 1924: 
Im Jahr 1919 erwirbtdas RWEdie Niedersäch- 
sischen Kraftwerke AG in Osnabrück. Dazu ge- 
hören das Kraftwerk Ibbenbüren und die Kreise 
Bersenbrück, Osnabrück, Wittlage, Tecklen- 
burg, Melle, Diepholz, Lübbecke, Halle i. W., 
lburg und die Stadt Osnabrück. 
Am 4. November 1920 schließen RWE und die 
Roddergrube einen Interessengemeinschafts- 
vertrag. Damit wird die Stromerzeugung nahe- 
zu vollständig auf Braunkohle umgestellt. Den 
Inhabern der Roddergrube bietet das RWE 
zwei seiner Aktien gegen eine Roddergru- 
be-Aktie. Nach einer Anderung der Kapitalver- 
hältnissefällt damit die Roddergrube in den Be- 
sitz des RWE. 
Die kommunale Verflechtung des RWE reicht 
ein Jahr später auch in den Vorstand hinein. Ot- 
to Plaßmann, der ehemalige Oberbürgermei- 
stervon Paderborn, wird 1921 Mitglied desvor- 
stands. 
Am 26. April 1922 wird das Aktienkapital von 
150 Mio. auf 550 Mio. Mark erhöht. Dabei wer- 
den erstmals Namensaktien, im Wert von 245 
Mio. Mark, andie Kommunen ausgegeben. Die 
Kommunen besitzen mit ihren Namens- und In- 

haberaktien sowohl die Aktien- als auch die 
Stimmenmajorität. 
Während der Ruhrbesetzung und der Inflation 
(1 923124) geht der Stromabsatz um ein Drittel 
zurück. Dennoch wird die Leistung des Golden- 
berg-Werkes auf 290 MW erhöht. 
Zur gleichen Zeit erwirbt das RWE Aktien der 
Elektrobank in Zürich, dem Hauptaktionär der 
Lahmeyer-Gesellschaft. lnfolge einer Kapita- 
lerhöhung bei Lahmeyer erhält das RWE dort 
die Aktienmehrheit. Damit ist der Einfluß auf die 
Lahmeyer-Töchter Main Kraftwerke, Lechwer- 
ke und Kraftwerk Altwüritemberg gesichert und 
der (Strom-)Weg vom Main bis zum Lech geeb- 
net. 
Im April 1924stirbtHugoStinnes. Sein Nachfol- 
ger im Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden wird 
Albert Vögler, der Vorstandsvorsitzende der 
Vereinigten Stahlwerke. Im RWE-Vorstand 
avanciert Arthur Koepchen zum Nachahmer 
der Stinnes'schen Expansionspolitik. 
Die Dividende erreicht 1920121 einen Satz von 
10%, 1921 122 sogar einen von 20%. 

Die Jahre 1924 bis 1930: 
Wegen inflationsbedingter Umstellungen auf 
die Rentenmark verlieren am 1. Juli 1924 die 
Kommunen ihre Aktienmehrheit. DasAktienka- 
pital beträgt nun 126,4 Mio. RM, 4,4 Mio. RM in 
Namensaktien und 122 Mio. RM in Inhaberak- 
tien. Durch die Einführung des 20fachen 
Stimmrechts für die Namensaktien behalten 
die Kommunen jedoch ihre Stimmenmajorität. 
Bis 1929 wird das Kapital auf 235,6 Mio. RM In- 
haberaktien und 10,4 Mio. RM Namensaktien 
erhöht. 
Ebenfalls 1929 schließen sich die vom RWE 
versorgten Städte und Kreise zur „Kommuna- 
len Aufnahmegruppe des RWE" zusammen. 
Sie wollen dadurch den kommunalen Einfluß 
beim RWE im Interesse der Offentlichkeit 
sichern. 
Arthur Koepchen ist der Wegbereiter der Ver- 
bundwirtschaft im großen Stil. In nur fünf Jah- 
ren Iäßt er eine 800 km lange Hochspannungs- 
leitung vom Hauptumspannwerk Brauweiler 
bei Köln über Koblenz, Frankfurt, Rheinau, 
Stuttgart bis zu .den Vorarlberger lllwerken 
nach Bludenz in Osterreich legen. Diese Süd- 
leitung ist soausgelegt, daß sie, statt der zu die- 
ser Zeit technisch machbaren 220.000 Volt, in 
Zukunft auf eine Spannung von 380.000 Volt 
geschaltetwerden kann.Am 17.ApriI 1930geht 
diese Südleitung in Betrieb. Tagsüber liefern 
die Wasserkraftwerke des Südens Strom in die 



Industriegebietedes Nordens. Nachts fließt der 
Kohlestrom nach Süden, um das Wasser in die 
Speicher der Kraftwerke zu pumpen. 
Gleichzeitig werden entlang der Südleitung 
neue Absatzgebiete für das RWE erschlossen. 
Zum Versorgungsgebiet gehören von nun an: 
Kraftwerk Bingen, Landkreis Meisenheim, 
Oberstein-ldaer-Elektrizitätswerke AG, Städte 
Koblenz und Cochem, Licht- und Kraftwerke 
der Moselkreise, Kreise Wittlich, Saarburg, 
Trier-Land, Stadt Neuwied, Landkreise Zell, 
Mayen, Merzig, Siegen, Altenkirchen, Stadt 
Siegen. Uber die Tochtergesellschaft Rhei- 
nisch-Westfälische Elektrizitäts-Versorgungs 
GmbH werden die Netze in Letmathe, Menden, 
Hemer, der Kreis Bentheim und der Kreis Mep- 
pen dem Versorgungsgebiet angegliedert. 
Eine wichtige Voraussetzung für den Betrieb 
der Südleitung ist der Ausbau der Wasserkräf- 
te. 1926127 wird das Pumpspeicherwerk Her- 
decke (Koepchen-Werk) in Betrieb genommen. 
Ein Jahr später ist die Gründung der Schluch- 
seewerke AG. Am 28. April 1930 beginnt das 
Vermuntwerk der Vorarlberger-lllwerke mit der 
Arbeit. Gleichzeitig versucht das RWE, sich 
Stromlieferungen aus Schweizer Wasserkräf- 
tenzu sichern. Deshalbwerdendas Rheinkraft- 
werk Albbruck-Dogern AG (September 1929) 
und die Aarewerke AG Klingenau gegründet. 
In den Jahren 1923 bis 1930 schwankt die Divi- 
dende zwischen 4% und 10%. 
Der Preis für eine Kilowattstunde Lichtstrom 
beträgt 1930 8 Pfg. bei einer Mindestabnahme 
von 150 kWh pro Monat. Ist die Stromabnahme 
höher als 150 kWh, so reduziert sich der Preis 
auf 5 Pfg. 

Der zweite ,Elektro-Friede': 
Während des Baus der Südleitung stellt sich 
dem RWE der Staat Preußen, der seit 1925 aus 
der Nachlaßmasse von Hugo Stinnes eine Be- 
teiligungam RWE in Höhevon nominell rund 12 
Mio. Mark Aktien besitzt, in den Weg. Er sperrt 
die Wegerechte entlang der Main-Linie und 
dringt durch Kraftwerkskäufe (Braunkohlen In- 
dustrie Zukunft in Weisweiler bei Aachen) in 
das Versorgungsgebiet des RWE ein. 
Nach weiteren Auseinandersetzungen wird 
dann im Jahr 1927 der zweite ,Elektro-Friede' 
geschlossen. Das RWE und die Preußischen 
Elektrowerke AG (Preußenelektra) legen eine 
Demarkationslinie von der Nordseeküste ent- 
lang der Weser bis zum Main bei Frankfurt fest. 
Das RWE übergibt seine Beteiligung an den 
Braunschweigischen Kohlenbergwerken je zur 

Hälfte an die Preußenelektra und an den Staat 
Preußen. Im Gegenzug erhält es vom Staat 
Preußen dessen Braunkohlen Industrie Zu- 
kunft. Dazu gehören zwei Kraftwerke und die 
Kreise Aachen, Düren, Jülich, Schleiden, Mon- 
schau, Adenau, Prüm, Daun, Geilenkirchen 
und Heinsberg. 

Der Rheinbraun-Coup 
Die Rheinische AG für Braunkohlenbergbau 
und Brikettfabrikation (Rheinbraun) ist als gün- 
stige Rohstoffquelle schon seit längerem ein 
begehrtes Kaufobjekt des RWE. Sämtliche 
Ubernahmeverhandlungen sind jedoch am Wi- 
derstand des Rheinbraun-Chefs Paul Silver- 
berg gescheitert. Zur Jahreswende 1932133 
verschafft Friedrich Flick dem RWE die Aktien- 
mehrheit bei Rheinbraun. Für 8 Mio. RM be- 
schafft ihm 1931 der Chef der Danat-Bank, Ja- 
kob Goldschmidt, Rheinbraun-Aktien auf Kre- 
dit. Kurze Zeit später ist die Danat-Bank pleite. 
1932 nimmt Flick aus seiner Gelsenkirchener 
Bergwerks AG, kurz bevor er diese an das 
Reich verkauft, das Rheinbraun-Paket von 13 
Mio. RM, 8 Mio. RM davon auf Kredit. 
Mit Hilfevon Albert Vöglertauscht Flick mit dem 
RWE seine 21 Mio. RM (=  28,75%) Rhein- 
braun-Aktien gegen 30 Mio. RM RWE-Aktien 
und 6,5 Mio. RM Roddergrube-Aktien. Das 
RWE besitzt nun die Mehrheit an Rheinbraun,, 
da es bereits eine Sperrminorität besaß. Flick 
wiederum tauscht mit der Rheinbraun seine 6,5 
Mio. RM Roddergrube-Aktien und 30 Mio. RM 
RWE-Aktien gegen das Harpener Bergbau AG- 
Paket (60,2% = 36,35 Mio. RM), auf daser von 
Anfang an aus war. 

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 
13. Dezember 1935 

Kurze Zeit nach der Machtergreifung durch die 
Nationalsozialisten entbrennt erneut die Dis- 
kussion um die Neuordnung der Elektrizitäts- 
wirtschaft. Das RWE beteiligt sich intensiv an 
diesen Auseinandersetzungen, indem es seine 
international bekannten Direktoren zahlreiche 
Vorträge halten und Aufsätze veröffentlichen 
Iäßt. Noch 1933erscheint von Arthur Koepchen 
ein „Gutachten über die in der deutschen Elek- 
trizitätswirtschaft zur Förderung des Gemein- 
nutzes notwendigen Maßnahmen." Darin wer- 
den nochmalsdie wichtigsten Handlungsmaxi- 
men des RWE unterstrichen, allerdings zuge- 
schnitten auf die nationalsozialistischen Autar- 
kiebestrebungen. 



Abb. 2: Grenzen des RWE-Versorgungsgebietes 1935 

Es heißt dort: „Aufgabe der deutschen Elektri- 
zitätswirtschaft muß es sein, elektrischen 
Strom sicher und billig der Bevölkerung und der 
Gesamtwirtschaft zuzuführen. Soll dieses Ziel 
erreicht werden, dann ist es zunächst geboten, 
die in Deutschland zur Verfügung stehenden 
Energievorräte für die Stromversorgung des 
Landes in wirtschaftlich richtiger Weise zu nut- 
zen." Die Vorteile einer nationalen Verbund- 
wirtschaft werden hervorgehoben und eine 
Verstärkung der Stromversorgung aus Braun- 

kohle und Wasserkraft empfohlen, um die 
Steinkohle vermehrt für lndustriezwecke nut- 
zen zu können. 
Am 13. Dezember 1933 tritt dann das heute 
noch gültige Gesetz zur Förderung der Ener- 
giewirtschaft (Energiewirtschaftsgesetz) in 
Kraft. 
Die Nationalsozialisten verfolgen damit das 
Ziel, die Elektrizitätswirtschaft wehrhaft zu ma- 
chen. Die Rüstungsproduktion soll bei (kriegs- 
bedingten) Stromleitungsausfällen möglichst 



störungslos weitergeführt werden können. In 
der Präambel des Gesetzes werden u.a. die 
Prinzipien der Gemischtwirtschaft und der Ver- 
bundwirtschaft festgeschrieben. Darüber hin- 
aus „sollen volkswirtschaftlich schädliche Wir- 
kungen des Wettbewerbs verhindert werden" 
und die ,,Energieversorgung so sicher und bil- 
lig wie möglich" erfolgen. Die einzige Neuheit, 
die das Gesetz der Elektrizitätswirtschaft zu- 
mutet, ist die Kontrollfunktion des Reiches. 
Faktisch jedoch überträgt der für die Kontrolle 
zuständige Reichswirtschaftsminister diese 
Funktion der Reichsgruppe Energiewirtschaft, 
einem Repräsentanten der Stromindustrie..Mit 
diesem Gesetz ist das Stromversorgungsmo- 
nopol rechtlich gefestigt. 

Die Jahre 1933 bis 1939: 
Die Elektrizitätswirtschaft kann ab 1933 einen 
schnellen Aufschwung verzeichnen. Der 
Stromabsatzsteigt rapide. Zum einen im Haus- 
haltsbereich, wegen der staatlich verordneten 
Senkung des Stromtarifs; zum anderen im In- 
dustriebereich wegen der abklingenden Wirt- 
schaftskrise, den staatlichen Maßnahmen zur 
Arbeitsförderung und der staatlichen Förde- 
rung der für die Rüstung arbeitenden Bran- 
chen. 
Das RWEerwirbt die Niederrheinischen Braun- 
kohlen-Werke AG mit dem KraftwerkFrimmers- 
dorf. Im gleichen Jahr (1 935) beginnt das Kraft- 
werk Klingenau der Aarewerke AG in der 
Schweiz die Arbeit. 
Während desGeschäftsjahres 1937138werden 
die Vorarlberger lllwerke (Winterspeicher 
Obervermunt, Kraftstufe Rodunt) und die 
Schluchseewerke (zweite Kraftstufe) ausge- 
baut. Zur Absicherung gegen die immer radika- 
lere Kohlepolitik des Reiches vergrößert das 
RWE seine Beteiligungen bei der Wasserkraft, 
vor allem in den Gebieten West-Tirol, an der 
Inn, an Otz und Lech, d. h. in Gebieten, die bald 
darauf ans Deutsche Reich angegliedert wer- 
den. 
Im Verbundbetrieb arbeiten für das RWE im 
Jahr 1938 etwa 250 Kraftwerke und 400 kleine 
und kleinste Wasserkraftwerke. MitderAufzäh- 
lung auch der kleinsten Kraftwerke (0,05 MW) 
kommt das RWE jenen Kreisen in der NSDAP 
entgegen, die die wehrhafteste Stromversor- 
gung in einem dezentralen Netz von Kleinkraft- 
werken sehen. Nach wie vor legt das RWE je- 
doch das Schwergewicht seiner Strornerzeu- 
gung auf die Großkraftwerke, um die Bedürfnis- 

se seiner industriellen Großkunden befriedigen 
zu können. 
Das Versorgungsgebiet dehnt sich auf die 
Pfalzwerke AG in Ludwigshafen, die Landkrei- 
se Aachen und Jülich, sowie den Oberbergi- 
schen Kreis aus. 
1939 betreibt das Essener Steinkohlenkraft- 
werk Karnap die erste von 5 Maschinen a 50 
MW. 
Seit 1933134zahltdasRWEJahrfürJahr6%Di- 
vidende - mehr verbieten das Anleihe-Stopp- 
gesetz von 1934 und später die Devisenabga- 
benverordnung. 

Der zweite Weltkrieg: 
Zusammen mit der Vereinigten Industrie-Un- 
ternehmungen AG (VIAG) und dem Stromver- 
sorger Bayernwerk gründet das RWE 1939140 
die Bayerische Wasserkraftwerke AG in Mün- 
chen, sowie gemeinsam mit der Alpen- 
Elektrowerke AG die Westtiroler Kraftwerke AG 
in Innsbruck. Diese Gründungen dienen dazu, 
den Ausbau bestimmter bayerischer Fluß- 
strecken und süddeutscher, südostdeutscher, 
sowie tiroler Wasserkräfte zu forcieren. In den 
Kriegsjahren wird die Kapazität der Kraftwerke 
um 390 MW erweitert. Die zweite Stufe des 
Schluchseewerkes und die Ausbauten der Vor- 
arlberger lllwerke gehen bis 1943 in Betrieb. 
Das 220.000 Volt Leitungsnetz erstreckt sich 
nach Holland, bis Jupille in Belgien und nach 
Landres in Frankreich. 
Bis Ende Oktober 1944 funktioniert die Strom- 
versorgung. Erst danach führen Bombenschä- 
den zu Stillegungen (Goldenberg-Werk, Kraft- 
werke Essen, Reisholzund Frimmersdorf). Ein- 
schließlich des Geschäftsjahres 1942143 kann 
eine Dividende von 6% gezahlt werden. 
Bei Kriegsbeginn beträgt die nutzbare Strom- 
abgabe 6,298 Mrd. kWh. Sie steigt 1943144 auf 
7,86 Mrd. kWh. 

Die Jahre 1945 bis 1949: 
Bei Kriegsende beträgt die nutzbare Stromab- 
gabe lediglich noch 0,187 Mrd. kWh. Bereits ei- 
nen Monat später ist sie jedoch auf nahezu das 
Doppelte (0,304 Mrd. kWh) gestiegen. Im Ge- 
schäftsjahr 1945146 werden über 4 Mrd. kWh 
geliefert, dies entspricht zwei Drittel der bisheri- 
gen Höchstabgabe. 
Dennoch ist dies das erste und bislang einzige 
Geschäftsjahr, das mit einem Bilanzverlust (5,4 
Mio. RM) abschließt. 



Hier fande i  die ersten Vorstandssitzungen slatt: RWE-Stammzentrale, Essen 

DasVerbundnetz, insbesonderedie Südleitun- 
gen, sind ab Juli 1945 wiedervoll einsatzbereit. 
Im Oktober 1945 werden die Stromlieferungen 
nach Belgien und Holland, ab März 1946 auch 
nach Frankreich wieder aufgenommen. Zu die- 
ser Zeit steht im Inland weniger Strom zur Ver- 
fügung als an das Ausland geliefert werden 
muß. 
Im Sommer 1946 wird der Stromaustausch mit 
der Schweiz wieder aufgenommen. 
Im Gegensatz zu anderen, vor allem östlich ge- 
legenen EVU (Preußenelektra, Elektrowerke) 
hat das RWE keine Gebiete verloren. Es be- 
herrscht dieStromversorgung der drei Westzo- 
nen und besitzt das Braunkohlenmono~ol. 
Am3. Oktober 1945wird ~ i l h e l m  ~ e r h a h n ,  der 
Chef der gleichnamigen Beteiligungs-Gruppe, 
Aufsichtsratsvorsitzender. 1947 geht aus der 
„Kommunalen Aufnahmegruppe des RWE" 
der „Verband der kommunalen Aktionäre des 
RWE GmbH" hervor. 
Im November 1948 wird auf Betreiben des 
RWE-Vorstandsmitglieds Heinrich Schöller die 
Deutsche Verbundgesellschaft gegründet. In 
ihrplanen und betreiben die EVU ein gemeinsa- 
mes 380.000 Volt Höchstspannungsnetz. 
Durch diese zentral gesteuerte, aber föderali- 
stisch aufgebaute Verbundwirtschaft kann die 

drohende Sozialisierung verhindert werden. 
Auch bei der anti-faschistischen Entflechtung 
der deutschen Wirtschaft durch die alliierten 
Besatzungsmächte kommt die Energiewirt- 
schaft relativ ungeschoren davon. Dem soge- 
nannten Parker-Gutachten vom 9. April 1949 
zufolge stellen die EVU bei entsprechender 
staatlicher Kontrolle keine nach den Dekartelli- 
sierungsbestimmungen verbotene Zusam- 
menballung wirtschaftlicher Macht dar. Das 
RWE als größtes dieser Gruppe, trennt sich le- 
diglich - dem Rat seiner amerikanischen An- 
wälte folgend - vom Brikettverkauf im Rhein- 
land. 

Die Jahre 1950 bis 1959: 
Die Stromabgabe steigt ständig. Im Zuge des 
„deutschen Wirtschaftswunders" nimmt die 
Ausstattung der Haushalte mit Elektrogeräten 
rapide zu. 
Um die minderwertige Ballastkohle sinnvoll 
nutzen zu können, wollen die Zechenbesitzer 
auf ihren Geländen Großkraftwerke errichten. 
Dem steht jedoch das Versorgungsmonopol 
der EVU entgegen. lm Jahr 1951 kommtesden- 
noch zu einer Einigung zwischen den Zechen 
einerseits und dem RWE, sowie derVEW ande- 



rerseits. Die Zechen verpflichten sich, beim 
Stromaustausch untereinander das öffentliche 
Leitungsnetz zu benutzen und den gesamten 
überschüssigen Strom andie beiden Monopoli- 
sten zu verkaufen. 
Im Jahr 1952 werden die Sonderabnehmerver- 
träge geändert. Industriebetriebe mit relativ 
konstantem Stromverbrauch, wie beispielswei- 
se stromfressende Aluminiumbetriebe, erhal- 
ten besondere Verträge mit festgelegten An- 
schlußwerten. 
Am 1. September 1957 wird der Bankier Her- 
mann Josef Abs zum Vorsitzenden des Auf- 
sichtsrates gewählt. Er wird diese Position 20 
Jahre lang bekleiden. 
Im Kraftwerksbau wird auf Blockkraftwerke und 
immer größere Turbosätze übergegangen. 
Im Dezember 1959 werden aufgrund des Um- 
wandlungsgesetzes die Roddergrube, die 
Braunkohlen Industrie Zukunft, das Braunkoh- 
lenbergwerk Neurath AG und die Rheinische 
AG für Braunkohlenbergbau und Brikettfabri- 
kation zur ,Rheinischen Braunkohlenwerke 
AG', kurz Rheinbraun genannt, zusammenge- 
schlossen. 
Die Dividende steigt von 9% (1 954) auf 13% 
(1 959). 

1960 konnte endlich mit dem kapitalintensiven Tieftagebau 
begonnen werden 

Der Einstieg in die Atomenergie: 
Mit dem Abschluß der Pariser Verträge (1 955) 
werden der BRD erstmals Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten im Atombereich gestat- 
tet. Die Haltung des RWE zur Atomenergie ist 
zwiespältig. Einerseits verfügt es über die gro- 
ße, preisgünstige Braunkohlenbasis. Anderer- 
seits will es den Anschluß an die Technologie 
nicht verlieren und seine Primärenergieträger 
diversifizieren. Deshalberteilt dasRWE irn Juni 
1958 an AEG und Hochtief einen Auftrag zum 
Bau eines Versuchsatomkraftwerks. Der 
Leichtwasserreaktor von 15 MW wird für 48,7 
Mio. DM bei deramerikanischen FirmaGeneral 
Electric bestellt. Am 30. Oktober 1958 gründen 
RWE (80% Beteiligung) und Bayernwerk (20% 
Beteiligung) die Versuchsatornkraftwerk Kahl 
GmbH. 
Mit dieser Tat brüskiert das RWE die Deutsche 
Atomkommission, die den Aufbau einer natio- 
nalen Atomindustrie auf der Basis von Schwer- 
wasserreaktoren betreibt. 

Die Jahre 1960 bis 1968: 
Das Versuchsatomkraftwerk Kahl wird nach 
gut2JahrenBauzeitam 13. November 1960 kri- 
tisch. Am 17. Juni 1961 gibt es erstmals elektri- 
sche Leistung ins Verbundnetz ab. Damit ist 
Kahldaserste Atomkraftwerk der BRD. DerVol- 
lastbetrieb wird am 5. Januar 1962 aufgenom- 
men. 
Im Dezember 1962 erteilt das RWE erneut ei- 
nen Auftrag zum Baueines Kernkraftwerks. Die 
neue Gesellschaft Kernkraftwerk RWE (75% 
Anteil) - Bayernwerk (25% Anteil) GmbH soll 
das 237 MW Siedewasser-Kernkraftwerk 
Gundremmingen betreiben. RWE und Bayern- 
werk tragen nur 100 Mio. DM Baukosten, die 
restlichen 200 Mio. DM werden von der öffentli- 
chen Hand beigesteuert. Darüber hinaus ge- 
währt der Staat hohe Sonderabschreibungen 
und verpflichtet sich, Betriebsverluste bis 100 
Mio. DM zu tragen. Nach einer Bauzeit von we- 
niger als4 Jahren wird Gundremmingen am 14. 
August 1966 kritisch. Die erste Stromabgabe 
erfolgt am 12. November 1966. 
Zu Beginn der sechziger Jahre erfindet der 
RWE-Ingenieur Bernd Stoy die Nachtspeicher- 
heizung. Dadurch Iäßt sich die sehr niedrige 
Stromabgabe in den Nachtstunden anheben 
und können somit die Nachttäleraufgefüllt wer- 
den. Dies bedeutet eine kontinuierlichere und 
damit wirtschaftlichere Ausnutzung der Kraft- 
werke. 



Im Jahr 1961 schließt das RWE zusammen mit 
dem Bayernwerk einen Vertrag mit der Tiroler 
Wasserkraftwerke AG in lnnsbruck über den 
Ausbau der Wasserkräfte des Kaunertales. 
Dieses Wasserkraftwerk kommt 1965 mit 325 
MWzum Einsatz. Bereitsein Jahrvorher ist das 
Pumpspeicherwerk Vianden an der Our in Lu- 
xemburg mit 900 MW in Betrieb gegangen. 
Am 28. Juni 1965 wird der erste 300 MW-Block 
der Bundesrepublik im Braunkohlenkraftwerk 
Niederaußem in Betrieb genommen. 
Ende November desselben Jahres wird die 
Steinkohleförderung der ehemaligen Stinnes- 
Zeche Victoria Mathias eingestellt. 

Der Geschäftsbericht 1966167 enthält erstmals 
einen Konzernabschluß und einen Konzernge- 
schäftsbericht. Der Konzern besteht aus der 
RWE-AG und 49 konsolidierten Unternehmen. 
Der Außenumsatz des Konzerns beträgt 4,8 
Mrd. DM,davon hatalleindasRWE2,7Mrd. DM 
erzielt. 
In den Jahren 1960 bis 1968 schwankt die Divi- 
dende zwischen 14% und 16%. 

Die Jahre 1969 bis 1977: 

Im Jahr 1969 kauft sich das RWE für 550 Mio. 
DM bei Gelsenberg ein, um seine Grundstoff- 
basis langfristig zu erweitern. Das Aktienpaket 
wechselt zum Kurs von 250% den Besitzer. 
Kurz vor der Olpreiskrise (Juni 1973) kauft der 
Bund dem RWE dieses Aktienpaket zu dessen 
,Einkaufspreis1 plus Zinsen wieder ab und 
bringt es in die VEBA AG ein. Da der Kurswert 
der Aktien jedoch nur 485 Mio. DM beträgt, hat 
das RWE einen Reingewinn von nahezu 90 
Mio. DM gemacht. 

1969 erteilt das RWE an KWU und Hochtief den 
Bauauftrag für Biblis A (1300 MW) zum Fest- 
preisvon 1 Mrd. DM. Im Jahr 1975gehtBiblisA, 
zu diesemzeitpunkt größtes Atomkraftwerkder 
Welt, in Betrieb.Zwei Jahre später nimmt Biblis 
B mit 1238 MW die Arbeit auf. Bereits 1973 ist 
mit dem Bau des SNR 300 (Schneller Brüter) in 
Kalkar begonnen worden. 
Nach 20 Jahren gibt Hermann Josef Absam 24. 
Februar 1977 den Aufsichtsratsvorsitz an Jür- 
gen Ponto ab, der im Vorstand der Dresdner 
Banksitzt. Abc wird EhrenvorsitzenderdesAuf- 
sichtsrates. Nach der Ermordung Pontos im so- 
genannten „Deutschen Herbst", wird das Vor- 
standsmitglied der Deutschen Bank, F. Wil- 
helm Christians, am 17. Oktober 1977 Auf- 
sichtsratsvorsitzender. 

Abb. 3: Grenzen des RWE-Versorgungsgebietes 
1984 

BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND 

Soweit die Chronologie der RWE-Geschichte. 
Die Entwicklungen neueren Datums werden 
ausführlich in den anderen Kapiteln behandelt. 
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RWE-lnflationsgeldschein aus dem Jahre 1923 

Nebenbei sind wir bereits einigen Personen be- 
gegnet, die dem RWE mit „großen unterneh- 
merischenTatenW gedient haben. Wersind die- 
se Männer (Frauen sind nicht dabei) und wel- 
che Macht steht hinter ihnen? Wir wollen ein 
paar „große Männer' mit dem elektrischen 
Licht beleuchten, durch das sie einen Teil ihres 
Reichtums erworben haben, um sie näher ken- 
nenzulernen. 
DieGeschichtedesRWEwurdenichtnurdurch 
„Sachzwänge" in dieseoderjene Richtung ge- 
trieben; lnteressean Macht und Geld ließenein- 
zelne Personen ihren ganzen Einfluß über das 
RWE geltend machen. 
So wie der Bankier Abc seine Macht vor allem 
aus der Größe der Deutschen Bank bezog, so 
können „maßgebende Personen" über das 
RWE eine machtvolle Rolle spielen. 
Doch schauen wir unsdasspiel mitwirtschaftli- 
cher Macht an konkreten Beispielen an. Vor- 
hang auf: 

HUGO STINNES 
Der am 12. 2. 1870 geborene Hugo Stinnes ge- 
hörte zu dem Typ des expansiven und macht- 
bewußten Unternehmers. Er errichtete inner- 
halb von nur30 Jahren ein lmperiumvongigan- 
tischer Größe. 
Er übernahm 1890 die Leitung der Stin- 
nes'schen Bergbaubetriebe, die aus dem 1808 
von Großvater Mathias Stinnes gegründeten 

Familienunternehmen hervorgegangen wa- 
ren. 
Er begann hauptsächlich mit dem Kohlenhan- 
del (was schon vor 1800 das Geschäft der Stin- 
nes'war), doch wassichsoschlicht anhört, war 
bereitseine unanfechtbare Position im interna- 
tionalen Kohlenhandel. Hugo Stinnes trat 1893 
dem von Emil Kirdorf im gleichen Jahr gegrün- 
deten Rheinisch-Westfälischen-Kohlensyndi- 
kat bei. 
Die erste Zentrale des 1898 gegründeten RWE 
ließ er auf seiner Zeche Gewerkschaft Victoria 
Mathias errichten. Diesem Kraftwerk lieferte er 
Dampf, den er aus seiner Kohle erzeugte. So 
hatte Stinnes einen langfristig gesicherten 
Kohlenabsatz (ohne Transportwege!) und das 
RWE konnte preisgünstiger Strom produzieren 
als wenn es die Kohle beim Rheinisch-Westfäli- 
schen-Kohlensyndikat hätte kaufen müssen. 
So bekam Stinnesschon 1898 einen Aufsichts- 
ratssitz beim RWE, ohne in Aktienbesitz zu 
sein. Stinnes war daran interessiert, seinen 
Freund AugustThyssen in den Aufsichtsrat des 
RWE aufzunehmen. 1902 übernahmen beide 
von der in Schwierigkeiten geratenen Lah- 
meyer-Gesellschaft und der Deutschen Gesell- 
schaft für elektrische Unternehmen die Mehr- 
heit der RWE-Aktien. Weder Stinnes noch 
Thyssen hatten die Aktienmehrheit, doch wa- 
ren sie Großaktionäre. Stinnes übernahm den 
Vorsitz imAufsichtsrat,Thyssen wurdestellver- 
tretender Vorsitzender. 



Stinnes bastelt ein Imperium 

1903 holte er aus der mütterlichen Lederwaren- 
fabrik Coupienne Alfred Thiel und aus einem 
Mülheimer Stinnes-Betrieb Bernhard Golden- 
berg in den Vorstand des RWE. 
Ab 1905sorgte Stinnes' Regiefüreine wesentli- 
che Veränderung. Er beteiligte die Kommunen 
am Aktienkapital, doch nur als Gegenleistung 
dafür, daß diese ihr Gebiet mit RWE-Strom ver- 
sorgen ließen. Dasgemischtwirtschaftliche Un- 
ternehmen war entstanden. Die privaten Aktio- 
näre (zu denen neben Stinnes undThyssen un- 
ter anderem Kirdorf mit der Gelsenkirchener 
Bergwerks AG gehörte) konnten davon profitie- 
ren. da durch wachsenden Strombedarf auch 
der'~bsatz von Kohle stieg. Unter der Führung 
von Hugo Stinnes bot die kommunale Beteili- 
gung ungeheure Vorteile für das RWE. Durch 
Aktienkauf, Ubernahme von Obligationen, Kre- 
ditbürgschaften und schließlich durch direkte 
Kredite machteer dieöffentlichen Körperschaf- 
ten zu seinen billigen Bankiers. Nie hätte das 
RWE von Banken solch hohe Summen bekom- 
men! Bis 1929 konnten die Banken denn auch 
keinen besonderen Einflußauf das RWE gewin- 
nen. 
1904 übernahm Hugo Stinnes Aktien der 
Deutsch-Luxemburgischen-Bergwerks- und 
Hütten AG (kurz: Deutsch-Lux), indem er seine 
Zeche ,Friedlicher Nachbar' in den Konzern 
einbrachte. 1907 wurde er bereits Vorstands- 
vorsitzender von ,Deutsch-Lux', den er nun sy- 
stematisch zu seiner ,Hausmacht1 ausbaute. 
191 0 brachteerdieAGfürBergbau-, Eisen-und 
Stahlindustrie zu Dortmund (kurz: Dortmunder 
Union) in den Konzern ein. 
1914 wurde Hugo Stinnes' Vermögen bereits 
auf Über 30 Millionen Goldmark geschätzt, 
doch dasvon ihm kontrollierte Kapital war mehr 
alszehnmalso hoch. Sein Einfluß im Revierwar 
bereits ungewöhnlich groß. 
Der Krieg fand ihn gerüstet, mit gewaltigen Mit- 
teln in das große Geschäfteinzusteigen. Erent- 
wickelte eine fieberhafte Aktivität. Der Umsatz 
seiner Eisenwerke vervielfältigte sich. Sein zu- 
vor schon ansehnliches internationales Imperi- 
um weitete sich beständig aus. Er beteiligte 
sich an der Ausbeutung Belgiens und an der 
Verschleppung von 60.000 arbeitslosen Bel- 
giern, Hand in Hand mit den Großindustriellen 
Krupp, Thyssen und Haniel. 
Er erkannte frühzeitig die Bedeutung des Alu- 
miniums (als Ersatz für Kupfer) für die Kriegs- 
wirtschaft. So betrieb er die Gründung der Er- 
ftwerke, deren Aufgabe die Aluminiumproduk- 

tion war. Neben dem RWE wurden die Brüder 
Giulini und das Reich mit je einem Drittel Aktio- 
näre. 
Ein Beispiel für seine Kriegsgewinne: 191 7 
konnte er das Grundkapital der Hugo Stinnes 
GmbH, Mülheim und der Hugo Stinnes GmbH, 
Hamburg, verhundertfachen, von 50 000 Mark 
auf sage und schreibe 5 Millionen Mark! 
Als sich das Kriegsende abzeichnete, war Stin- 
nes mächtiger denn je. Zusammen mit dem 
einst verhöhnten Albert Ballinl übernahm er 
die Aufgabe, dem Kaiser die Aussichtslosigkeit 
der Kriegslagedarzustellen, wobei er selbst bis 
zuletzt die imperialistische Expansion förderte 
und an den Sieg glaubte. 
Ab 1918 finden wir diespuren Stinnes'auch im 
Düsseldorfer Industrie-Club, der zusammen 
mit dem ,Kölner Klüngel', deren treibende Kraft 
im übrigen Konrad Adenauerwar, eine ,Rheini- 
sche Republik' errichten wollte. Neben vielen 
bekannten Industriellen gehörten auch der 
Braunkohlenkönig Paul Silverberg sowie etli- 
che Mitglieder des RWE-Aufsichtsrates dazu, 
darunter so bekannte wie August und Fritz 
Thyssen. 
Am 6. 7. 1920 gehörte Hugo Stinnes bei der 
Konferenz der Siegermächte in Spa zu den 

„deutschen Staatsmännern", die neben dem 
damaligen Reichskanzler Fehrenbach sowie 
~ußenminister ~ imons ,  über Fragen der Repa- 
rationszahlungen an die Alliierten (Versailler 
Vertrag) beraten sollten. Als Kohlefachmann 
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war Stinnes für die vereinbarten Kohlelieferun- 
gen interessant. 
1920 fusionierte Hugo Stinnes die - vorher 
aufgekaufte - Gelsenkirchener Bergwerks AG 
mit Deutsch-Lux zur Rhein-Elbe-Union, einem 
riesigen Montankomplex. Adenauer gratulierte 
zu der Fusion, die er ein „Meisterwerk finanz- 
technischer Art"' nannte. Hugo Stinnes betei- 
ligte auch Friedrich Flick an der Rhein-Elbe- 
Union. Mit Carl Friedrich von Siemens schmie- 
dete Stinnes den Siemens-Rhein-Elbe- 
Schuckert-Union-Konzern. 
Daswar nun schon ein multinationalerTrust der 
Kohle-, Stahl- und Elektrobranche. 
Den nach den Novemberunruhen des Jahres 
191 8 eingeführten 8-Stunden-Arbeitstag wollte 
Hugo Stinnes wieder abschaffen. Auch das 
Streikrecht und soziale Errungenschaften soll- 
ten zurückgenommen werden. 
Der Reichsverband der Deutschen Industrie 
unterstützte Stinnes' Forderung, die eine politi- 
sche Tragweite besaß, die weit über seine ei- 
gentlichen Unternehmungen hinausging. In 
diesen Jahren hatte Hugo Stinnes immer weni- 
ger Zeit für das RWE, denn er war zu sehr mit 
dem Aufbau seines eigenen Reiches beschäf- 
tigt. 

Eine unglaubliche Erbschaft 

Die Inflation nahte. Er nahm ungeheure Kredite 
auf, erwarb Kapitalbeteiligungen und zahltedie 
Schulden mit wertlosem Geld zurück. Sowie er 
schon zu den großen Kriegsgewinnlern gehör- 
te, gehört er nun zu den ganz großen Inflations- 
gewinnlern. Er verhinderte durch spekulative 
Devisenkäufe die Stabilisierung der Mark und 
trat öffentlich gegen einen englischen Kredit, 
der der Reparationszahlung gedient hätte, auf. 
Als Hugo Stinnes am 10. 4. 1924 starb, hinter- 
ließ der RWE-Vater seinen Erben ein Anden- 
ken, daß sich sehen lassen kann: 1535 juri- 
stisch selbständige Unternehmen mit 2888 Be- 
trieben! Darunter waren 69 Betriebe der Bauin- 
dustrie, 66 Chemie-, Papier- und Zuckerbetrie- 
be, 59 Erzbergwerke, 57 Banken undversiche- 
rungen, 56 Hütten- und Walzwerke, 81 Stejn- 
kohlenwerke, 49 Braunkohlenbetriebe, 37 01- 
felder und Petroleumbetriebe, 389 Handels- 
und Verkehrsgesellschaften, 100 Fabriken der 
Metallindustrie, 83 Bahnen und Reedereien 
und 88 sonstige Gesellschaften. Dazu kommen 
89 Betriebe in Deutsch-Osterreich, 35 in der 
Tschechoslowakei, 29 in Ungarn, 47 auf dem 
Balkan, 19 in Rußland, 41 in Polen, 14 in den 
baltischen Staaten, 43 in Skandinavien, 12 in 

England, 31 in Holland, 17 in Belgien und Lu- 
xemburg, 20 in Frankreich, 3 in Spanien, 8 in 
Portugal, 31 in Italien, 17 in der Schweiz, 7 in 
Nordamerika, 48 in Süd-und Mittelamerika, 4 in 
Japan, 5 in China, 10 auf den Inseln des Indi- 
schen Ozeans und der Südsee, 8 in Vorder- 
asien und Persien und 6 in Afrika. 
Das war das Imperium von Hugo ~t innes! Vom 
Kohlenbergbau bis zum Film, vom Holzein- 
schlag ineigenen Wäldern über die Papierfabri- 
kation bis zur „Deutschen Allgemeinen Zei- 
tung" und zum „Kladderadatsch".J 

AUGUST UND FRlTZ THYSSEN 
Der am 17. Mai 1842 in Eschweiler geborene 
August Thyssen, führte gemeinsam mit dem 
wesentlich jüngeren Hugo Stinnes viele Unter- 
nehmensgründungen und Finanztransaktio- 
nen durch. Seine Beteiligung an der Gründung 
des RWE wird oft erwähnt, jedoch nie belegt. 
Verbürgt ist erst sein RWE-Aktienerwerb im 
Jahre 1902 (siehe STINNES). Erst danach trat 
er in den Aufsichtsrat ein und blieb dort bis zu 
seinem Tode 1926 stellvertretender Vorsitzen- 
der. 
Sein Vater war Direktor des einzigen Draht- 
walzwerkes imdamaligen Deutschen Reich. Er 
konnte seinem Sohn eine gute Ausbildung und 
eine nicht näher genannte Geldsumme als 
Startkapital mit aufden Weg geben. Sowarer in 
der Lage, einen der größten Konzerne der da- 
maligen Eisen-und Stahlindustrie aufzubauen. 
Er gehörte zu der alten „Gardew der schwerin- 
dustriellen Gründergeneration. 
Im ersten Weltkrieg gehörte AugustThyssenje- 
doch auch zu denen, die die deutsche Beset- 
zung des französischen Erzbeckens von 
BrieylLothringen mit besonderem Hochdruck 
betrieben.4 Er benötigte für seine neuentstan- 
denen Erzwerke in Lothringen mehr Eisenerz, 
als ihm zur Verfügung stand. Nach dem Krieg 
stellte sich dieses Problem durch dieschlichte 
Enteignung seines lothringischen Besitzes 
nicht mehr. Das Erzbecken, aber auch die Erz- 
werke waren ja nun in französischer Hand. 
Die Konzentrationsperiode der Nachkriegszeit 
ließ er, im Gegensatz zu Hugo Stinnes, fast un- 
genutzt. Er hätte das Aktienkapital seiner Kon- 
zerne erhöhen und andere Aktionäre neben 
sich dulden müssen. Doch August Thyssen 
wollte unbedingt Herr im Hause bleiben und 
das Aktienkapital in eigenen Händen behal- 
ten.5 
Von seinen vier Kindern trat der am 9. Novem- 



ber 1873 geborene Fritz in die Fußstapfen sei- 
nes Vaters. Er war - wie auch der Bruder von 
August, Josef - Teilhaber an den wichtigen 
Thyssen-Unternehmen. Alle drei zusammen 
waren um 191 5 (dasTodesjahr von Josef Thys- 
sen) 1 l0fache Goldmark-Millionäre! 
Fritz Thyssen saß im Aufsichtsrat des RWE, 
doch können wir den Zeitraum seiner Mitglied- 
schaftgenausowenig nennen, wie die Entwick- 
lung seines RWE-Aktienbesitzes. Fest steht, 
daß sein Anteil immer geringer wurde. Obwohl 
es sich bei den Thyssen's um hervorragende 
Repräsentanten der deutschen Unternehmer- 
klasse handelte, schienen sie, bis auf die Höhe 
der Dividendenzahlungen und dem Strombe- 
zug kein besonderes Interesse für das RWE 
übrig gehabt zu haben. Ihr Engagement fürdas 

Fritz 
Thyssen 

RWE wird als gering eingeschätzt und letztlich 
ist auch unbekannt, ob und wenn, wieviel, Divi- 
dende sie vom RWE bekamen. 
August Thyssen starbam 4. April 1926. Im glei- 
chen Jahr wurde der Thyssen-Konzern in die 
Vereinigten Stahlwerke eingebracht. Fritz 
Thyssen wurde so dort Vorsitzender des Auf- 
sichtsrates, wo er sich neben Walther Fahren- 
horst(Phoenix), WernerCarp(HanieI), Carl Für- 
stenberg, Friedrich Flick, Jakob Goldschmidt 
(Darmstädter und Nationalbank = Danat- 
bank), Louis Hagen, Emil Kirdorf, Henry Nat- 
han, Karl Friedrich von Siemens, Paul Silver- 
berg, Otto Wolff und einigen anderen, in il- 
lustrer Gesellschaft befand. 

Wes' Geld ich nimm', des' Lied ich 
sing'! 
Fritz Thyssen und Hugo Stinnes finanzierten 
bereits 1923,vordem Hitlerputsch,die NSDAP. 
Ersterer förderte diese Partei reichlich und ge- 
hörteihrauchselbstan. 1933saßerfürdie kom- 
menden Schreckensherrscher im Reichstag. 
Er war der einzige Industrielle, der keinen Hehl 
daraus machte, Hitler finanziert zu haben (sein 
Buch, „I paid Hitler", erschien 1941 in New 
York). 1939 sprach er sichgegen den Krieg aus, 
da er glaubte, daß Deutschland durch einen 
Kriegvonden Rohmaterialien Rußlandsabhän- 
gig würde. Er flüchtete in die Schweiz, dann in 
die USA und ging nach den Nürnberger Prozes- 
sen der Jahre 1945146 nach Argentinien, wo er 
1951 starb. Seine Söhne Graf Frederico und 
Graf Claudio Thyssen blieben dort und freuten 
sich über die regelmäßigen Dividenden aus der 
Bundesrepublik. SeineTochter, Gräfin Anitade 
Zichy-Thyssenerfreutsicheines luxuriösen Le- 
bens und hat ihre Macht weitgehend delegiert. 
Die Delegationsleitung bestand zwischenzeit- 
lich aus zwei schillernden Figuren des Wirt- 
schaftslebens: Robert Pferdmenges und Hans 
Günther Sohl. 
Wenden wir uns nun einem Mann zu, der von 
Hugo Stinnes entdeckt wurde und mit Fritz 
Thyssen die Gründung der Vereinigten Stahl- 
werke arrangierte: 

ALBERT VÖGLER 
1877 geboren, gehörte Vögler nicht zur besit- 
zenden Klasse. Er wurde im Laufe seiner Kar- 
riere ein kaltblütig auf den eigenen Vorteil be- 
dachter Manager. 
Zunächst wurde er als Stinnes' rechts Hand 
nacheinander Generaldirektor der Dortmunder 
Union (1 910), der Deutsch-Lux (1 915) und der 
Rhein-Elbe-Union (1920). 
Nach dem Tode von Hugo Stinnes übernahm 
Vögler 1924 den Vorsitz im Aufsichtsrat des 
RWE, dem er schon seit 1920angehörte. Er be- 
hielt den Vorsitz bis 1945. 
Hugo Stinnes, der am 7. 7. 1922 öffentlich ge- 
gen die Einhaltung des Versailler Vertrages 
auftrat, ließ 1923seinen Generaldirektorvögler 
die drückenden MICUM-Verträge6 unter- 
schreiben. Diese wurden ein Jahr später durch 
den Dawes-Plan, der die Reparationszahlun- 
gen vor allem in Mark festlegte, hinfällig. 
Der größte Stromkunde des RWE wurden die 
Vereinigten Stahlwerke', deren Zusammen- 



schluß Stinnes schon 1918 geplant hatte. VÖg- 
lerwurdeVorstandsvorsitzender und ging 1935 
als stellvertretender Vorsitzender in den Auf- 
sichtsrat, 1939 übernahm er dessen Vorsitz, 
nachdem F. Thyssen in die Schweiz emigriert 
war. Die Vereinigten Stahlwerke waren außer- 
dem am RWE-Kapital beteiligt.8 

Fanatischer Anhänger der Judenver- 
nichter 

Paul Ufermann schildert Albert Vöglerals einen 
politisch rechtsgerichteten Mann, der in seinen 
Reden stets antidemokratischen Geist gezeigt 
habe. Vögler gehörte für eine kurze Zeit dem 
Reichstag an und war zuerst Mitglied der Deut- 
schen Volkspartei. Später trat er mit anderen 
aus dieser Partei aus, und gründete die Natio- 
nalliberale Vereinigung.9 
Ohne das politische Engagement Vöglers nä- 
herzu ergründen, bleibtfestzustellen,daßerab 
1932, als Hitler seine Rede vor dem Düsseldor- 
fer IndustrieClub gehalten hatte, die NSDAP 
auch finanziell unterstützte. 
Im Aufsichtsratder Stahlwerkesaßen U. a. Fritz 
Thyssen (Vorsitz) und Paul Silverberg, diejazu- 

Albert 
Vogler 

sammen mit dem Vorstandsvorsitzenden Al- 
bert Vögler auch im Aufsichtsrat des RWE ei- 
nen Sitz hatten. Um den industriellen Verflech- 
tungszusammenhang zu vervollständigen: 
Auch Jakob Goldschmidt und Friedrich Flick 

hatten einen Aufsichtsratsitz in den Stahlwer- 
ken. 
Vögler lernte Flick 1926 kennen und es ent- 
stand soetwas wie Freundschaft zwischen den 
beiden. Im Jahre 1932 landeten Vögler und 
Flick einen großen Coup (siehe Kap. 2.1 und 
2.3), den man Rheinbraun-Coup nennen oder 
aus Flickschem Blickwinkel auch als ,Harpen- 
Feldzug' bezeichnen kann. Albert Vögler 
scheute sich dabei nicht, das Vertrauen Paul 
Silverbergs in ihn maßlos zu enttäuschen. 
Denn Paul Silverberg war Chef der Rheinbraun 
AG und hatte Flicks Angebot, 21 Mio. RM 
Rheinbraun AG-AKtien gegen Silverbergs 36 
Mio. RM Harpener Bergbau AG-Aktien zu taus- 
chen, abgelehnt. Albert Vögler vermittelte je- 
doch zwischen RWE-Vorstand Ernst Henke 
und Friedrich Flick. So kam der Tausch zustan- 
de, der dem RWE die Aktienmehrheit bei der 
Rheinbraun AG bescherte, Flick einen 
60,2%igen Anteil an der Harpener Bergbau AG 
brachte, Paul Silverberg entmachtete (obwohl 
er neben Vögler stellvertretender Aufsichts- 
ratsvorsitzender des RWE war) und Vögler die 
Gunst Friedrich Flicks sicherte. 

Dem RWE aufs Engste verbunden 

Der Geschäftsbericht des RWE ausdem Jahre 
1947 widmet Vögler unter anderem folgende 
Zeilen: ,,Sowar nichtzuletztseinerVermittlung 
die Arbeitsgemeinschaft mit der Roddergrube 
durch seine Freundschaft zu Robert Müser zu 
verdanken; eswarvor allem auch auf seine Ver- 
mittlungzurückzuführen, wenn über die Braun- 
schweigerischen Kohlenbergwerke eine Ver- 
bindung zur mitteldeutschen Braunkohle her- 
gestellt wurde. Sein Wirken für das RWE wird 
mit dessen Geschichte stets aufs engste ver- 
bunden bleiben." 

1932wurdeVöglervon Hugenberg (im Angebot 
an Hitler) als Reichspräsidentschaftskandidat 
vorgeschlagen und saß ab 1933, wie FritzThys- 
Sen, nach dem „geglückten" Wahlsieg der 
NSDAP für diese in der Reichstagsfraktion. 
Vögler war einer der ersten, die 1934 im Zuge 
der Arisierung ein jüdisches Unternehmen an 
sich brachte (Waffenfabrik Simson). Er gehörte 
dem „Freundeskreis des Reichsführers SS 
Heinrich Himmler" an und zählte zu den über- 
zeugten Nationalsozialisten. 
Auch am Energiewirtschaftsgesetz von 1935 
scheint er ordentiich mitgewirkt zu haben. Zu- 
letzt war er unter Albert Speer als Generalbe- 
vollmächtigter für das Rhein-Ruhr-Gebiet, ver- 



antwortlich für die Aufrechterhaltung der Rü- 
stungs- und Kriegsprod~ktion.~o 
Alberts Bruder, Eugen Vögler, war 1941142 
nicht nur Wehrwirtschaftsführer, sondern auch 
Vorsitzender des Vorstandes des RWE-Bau- 
konzerns Hochtief AG. 
Keineswegs als ,,Opfer des Krieges", wie uns 
die RWE-Widmung glauben machen will, starb 
Albert Vögler 1945. Aus ,unerklärlicher1 Angst 
vor den gerade einmarschierenden amerikani- 
schenTruppen, hat er sich in seinem Dortmun- 
der Haus, mit dem beziehungsreichen Namen 
,,Endew, selbst erschossen.1 

FRlEDRlCH FLICK 
Friedrich Flick wurde am 10. Juli 1883 im west- 
fälischen Siegerland geboren. 
Seine politischen Ideale fand er in Friedrich 
„dem Großen" und im „Eisernen KanzIeruOtto 
von Bismarck. Sein kulturelles Bedürfnis war 
mit der Lektüre eines Romanesvon Erich Käst- 
ner weitgehend befriedigt. 
Ansonsten las er zeitlebens eifrig Geschäftsbe- 
richte. Noch als junger Mann hatte ergrößtes In- 
teresse am in- und ausländischen Börsenge- 
schehen. 
Gut informiert und äußerst geschickt erwarb er 
mit geringem Kapitaleinsatz die Kontrolle über 
große Unternehmen, entnahm ihnen lukrative 
Beteiligungen, um sie seiner ,,Charlottenhüt- 
teW,dieerab 1915nachund nacherobert hatte, 
einzuverleiben. Zudem verkaufte er neu zu- 
sammengefügte Konzerne mit ungeheurem 
Gewinn. 
Ein immer wiederkehrendes Prinzip seiner Ok- 
kupationstaktik war folgendes: Er kaufte Aktien 
(meist auf Kredit) eines Unternehmens, bis er, 
je nach Absicht, diesperrminoritatoderdie Ma- 
jorität besaß. Dann brachte erdieses Unterneh- 
men (oder auch nur Teilevon ihm) in ein größe- 
res Unternehmen ein und ließ sich dafür einen 
erheblichen Anteil, wenn nicht die Majorität, 
dieses Unternehmens aushändigen. Nun 
herrschte er über das zweite Unternehmen wie 
über das erste. Dieser Aktientausch gelang ihm 
vor allem deshalb, weil er bestens darüber in- 
formiert war, welcher Wirtschaftszweig einem 
Unternehmen gut anstünde. Zum Beispiel glie- 
derte er Kohlenzechen an Eisenverarbeitende 
Konzerne, oder auch an Stromerzeuger, wie im 
Falle RWE, wo der sogenannte „Rheinbraun- 
Coup'' Wirtschaftsgeschichte gemacht hat. 
Dieses „Geschäftu brachte Flick einen Sitz im 
Verwaltungsrat des RWE ein. Auf dieser Art 

und Weise gelangte er zu der Aktien-Majorität 
der Gelsenkirchener Bergwerks AG, der Verei- 
nigten Stahlwerke AG und der Harpener Berg- 
bau AG. Gelsenberg, und damit den Einfluß auf 
die Vereinigten Stahlwerke AG, verkaufte er 
1932 an das Reich (Gelsenberg-Skandal). 

'riedrich 
31ck 

Kriegsverbrecher 

1936 trat er dem „Freundeskreis des Reichs- 
führers SS Heinrich Himmler" bei, 1937 trat er 
in die NSDAP ein und wurde Wehrwirtschafts- 
führer. Auch aus dem Arisierungsprogramm 
der Nazis zog er bedeutenden Nutzen, aller- 
dings so geschickt, daß ihm nach 1945 kein 
Schaden darausentstand. Er betrieb die Arisie- 
rung der Petschek-Gruppe, die schließlich fast 
umsonst in seinen Besitz gelangte. Einige Jah- 
respäter ließerdie in Amerika lebendejüdische 
Familie Petschek wissen, daß er nach dem En- 
de der Regierung Hitlers, erneut über den Kauf- 
preis zu verhandeln bereit wäre. Er fühlte sich 
mit „seinemM arisierten 350-Millionen Mark- 
Besitz offensichtlich unbehaglich. Zumindest 
seitdem Friedrich Flick durch seinen privaten 
Geheimdienst bereits 1943 erfuhr, wie sich die 
Alliierten die spätere Aufteilung Deutschlands 
vorstellten. 
1939 war Flick größter Braunkohlen- und zweit- 
größter Steinkohlenförderer, zweitgrößter 
Stahlerzeuger und hinter Krupp zweitgrößter 
Produzent von Granaten und Kanonenrohren 
in Deutschland! 



Nach 1945 mußte er einen großen Teil seines 
Besitzes abschreiben. Bis 1950 saß er im 
Kriegsverbrechergefängnis Landsberg am 
Lech. 
Seine Verbindungen mit dem RWE waren je- 
doch noch nicht erledigt. Da war noch Franz 
Hellberg, bis 1945 Generaldirektor der Anhalti- 
schen Kohlenwerke (AKW), dievon Flickdiesen 
Namen bekamen und ausdreiJulius-Petschek- 
Unternehmen bestanden. Nach 1945 hielt Hell- 
berg zusammen mit Flicks Vetter Konrad Ka- 
letsch, Flick-Manager Willy H. Schlieker und 
Flick-Sohn Otto-Ernst, die Stellung der Flick- 
Zentrale in Berlin-Tiergarten. 

Der treue Vasall Hellberg 

1951 saß Hellberg im Vorstand der Rheini- 
schen AG für Braunkohlenbergbau und Brikett- 
fabrikation (Rheinbraun) und im Vorstand des 
Verein Rheinischer Braunkohlenbergwerke. 
1954 bis 1962 war er im Vorstand des RWE, 
vom 15. 2. 1962 bis 1965166 in dessen Auf- 
sichtsrat. Nebenbei saß Hellberg 1960 auch im 
Aufsichtsrat der Maschinenfabrik Buckau R. 
Wolf AG, welcheder Industriellengruppe WER- 
HAHN gehörte. Zu seinen Kollegen zählte nicht 
nur Hermann Josef Werhahn, sondern auch 
Friedrich Carl Freiherr von Oppenheim, beide 
auch Mitglieder des RWE-Verwaltungsbeira- 
tes. 
Bleiben wir ein wenig bei Friedrich Carl Freiherr 
von Oppenheim und dem Bankhaus Sal. Op- 
penheim jr. & Cie.: 

BANKHAUSSAL. OPPENHEIM JR. & 
CIE. 
Wollte man die Geschichte Oppenheirn's und 
die vielfältigen VerwandtschaftsverhäItnisse, 
die im Laufe von 200 Jahren entstanden, be- 
schreiben, würde dies Bände füllen. 
Richten wir den Spot auf das 1789 gegründete 
Bankhaus Sal. Oppenheim jr. & Cie. Nehmen 
wir zur Kenntnis, daß das Bankhaus von 1938 
bis 1945 ,Pferdmenges &Co.' hieß und schau- 
en wir, wer bis Dezember 1952 die Inhaber des 
Bankenhauses waren. 

Wer waren und sind die Inhaber? 

- Da wäre WaldemarFreiherrvon Oppenheim, 
geboren im Jahre 1894, gestorben im Dezem- 
ber 1952. Er hatte zuletzt neben vielen anderen 

Aufsichtsratsämtern, dasdes stellvertretenden 
Vorsitzenden im RWE-Aufsichtsrat, war einfa- 
ches Aufsichtsratsmitglied bei der ALLIANZ- 
Versicherungs AG, des Eschweiler Bergwerks- 
Vereins, des Mülheimer Bergwerks-Vereins 
und der Rheinbraun AG. 
- Da wäre Friedrich Carl, der Bruder von Wal- 
demar, geborenam 5. 10. 1900 in Köln und dort 
am 22. 11. 1978gestorben. Er hatte 1951 acht- 

zehn Aufsichtsratsmandate, darunter einige 
bei Werhahn-Unternehmen (z. B. Strabag Bau 
AG und Basalt AG); war von 1952 bis 1972 im 
Verwaltungsrat des RWE, wurde 1962 Träger 
des Großen Bundesverdienstkreuzes (1971 mit 
Stern, 1975 mit Schulterband) und fühlte sich 
eher als „Kölscher Europäer", denn als Deut- 
scher. 
- Da wäre Robert Pferdmenges, geboren am 
27. März 1880, gestorben im Jahre 1962. Er be- 
gann 1919alsVorstandsmitglied desA. Schaff- 
hausenschen Bankvereins und wurde 1931 als 
Juniorpartner von Louis Hagen, Teilhaber der 
Oppenheim-Bank. Pferdmenges war seit 1920 
Dauergast im Aufsichtsrat der Harpener Berg- 
bau AG (was nicht seine einzige Verbindung zu 
Flick war), war 1929 U. a. Aufsichtsratsmitglied 
der Vereinigten Stahlwerk AG, der Gelsenberg 
und der Phoenix AG. 1951 hatte er nicht weni- 
ger als 21 Aufsichtsratsmandate, war Mitglied 
des Bundestages im Fraktionsvorstand der 



CDU (zu deren Gründern er gehörte) und be- 
kam am 31. 3.1954 das Große Verdienstkreuz 
mit Stern und Schulterband. 
- Da wäre als letzter Inhaber des Bankhauses 
Sal. Oppenheim jr. &Cie. irn Jahre 1952: Harald 
Kühnen; geboren am 6.8. 1912, gehört er seit 
1950 dem Bankhaus an und ist fleißiger Samm- 
ler von Aufsichtsratsmandaten geworden. Seit 
dem Ausscheiden von Friedrich Carl Freiherr 
von Oppenheirn gehört er dem Beirat des RWE 
an. Erbekam dasGroße Bundesverdienstkreuz 
im Jahre 1983, Stern und Schulterband warten 
noch auf ihn. Harald Kühnen war von 1979 bis 
1983 Präsident des Bundesverbandes deut- 
scher Banken e. V., ist heute U. a. bei Klöckner- 
Humboldt-Deutz AG und bei Veith-Pirelli AG 
Vorsitzender des Aufsichtsrats, einfaches Auf- 
sichtsratsmitglied bei der Otto Wolff AG, der 
Thyssen-Handelsunion AG, der Thyssen AG 
(vormals ATH) und sitzt in den Beiräten der 
ALLIANZ-Versicherung. Er führt den Vorsitz im 
Beirat bei Eduard Winter und gehört nicht zu- 
letzt auch dem Vewaltungsrat der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (KfW) an, dem der lang- 
jährige RWE-Aufsichtsratsvorsitzende Her- 
rnann Josef ABSjahrzehntelangvorstand (heu- 
te ist Abc dort Ehrenvorsitzender). Das Bank- 
haus Oppenheim jr. & Cie. war über den Kanz- 
lerberater Pferdmenges eng mit dem Hause 
Adenauer verbunden. Adenauer-Ausspruch: 
„Meine Partei hat die Sache des Herrn Pferd- 
menges zu der ihrigen gemacht." Es ist eng 
verbunden mit dem Industriellen-Clan der Wer- 
hahns, befreundet mit der Familie Abc und ton- 
angebend bei den Thyssen-Unternehmen. Es 
findet sich irn RWE so mancher Vertrauter die- 
ses Bankhauses, zu denen neben Heribert 
Werhahn im Aufsichtsrat noch der ALLIANZ- 
Vertreter kommt (bis24. 2. 83: Dr. Peter Adolff, 
seit 24. 2. 1983: Wolfgang Schieren), sowiefer- 
ner der Thyssen-Vertreter Hans-Günther Sohl, 
bzw. seit 24. 2. 83 Dieter Spethmann. 

Heute sind außer Harald Kühnen noch fünf In- 
haber des Bankhauses Sal. Oppenheim jr. & 
Cie. zu vermerken: 

Nikolaus GrafStrasoldo, geboren am 1. 7. 191 4 
und seit 1958 Mitinhaber; 

Manfred Freiherr von Oppenheim, geboren im 
Jahr 1924, Sohnvon Eberhard FreiherrvonOp- 
penheim und seiner Frau Anneliese Oetker, 
seit 1956 Mitinhaber; 

Alfred Freiherr von Oppenheim, geboren am 
5. 5. 1934, Sohn von Friedrich Carl; 

Will Marx, geboren am 28. 8. 191 9, auch seit 
langem im Bankhaus und schließlich 
Karl-Heinz Wessel, geboren am 2. 1. 1927, der 
erst seit kürzererZeit zu den Mitinhabern zählt. 

HANS-GÜNTHER SOHL 
wurde am 2. 5. 1906 in Danzig geboren. Nach- 
dem er 1929 an der TH Berlin sein Diplom abge- 
legt und 1932 das Bergassessor-Examen be- 
standen hatte, war er ein halbes Jahr als Wirt- 
schaftsingenieur auf der Zeche „Mathias Stin- 
nes" tätig. 1933trat er indas Rohstoff-Dezernat 
der Friedrich Krupp AG ein und wurde 1935 
dessen Leiter und Abteilungsdirektor. 1941 
wurde er Vorstandsmitglied der Vereinigten 
Stahlwerke und avancierte dort 1943 zum stell- 
vertretenden Vorsitzenden (den Vorsitz behielt 
Ernst Poensgen). Sohl gehörte auch dem im 
August 1943 von Reichsminister Albert Speer 
gegründeten Ruhrstab an, der seinen Sitz irn 
Hause Flick in Kettwig hatte. Der Ruhrstab hat- 
te die Aufgabe, die Rüstungs- und Kriegspro- 
duktionen aufrechtzuerhalten. 
Etwas länger als Vögler und etwas kürzer als 
Poensgen saß Sohl auch im Aufsichtsrat der 
August-Thyssen-Hütte (ATH), und zwar von 
1944 bis 1945 und von 1948 bis 1953. Von 1953 
bis 1973 war Sohl Vorstandsvorsitzender der 
Thyssen-Hütte. Hier hatte bis 1962 Robert 
Pferdmenges unddanach Kurt Birrenbach (bei- 
de CDU, MdB) den Aufsichtsratsvorsitz inne. 
In der Nachkriegszeit war Sohl Liquidator der 
Vereinigten Stahlwerke und hatte 1951 bereits 
mindestens 22 Aufsichtsratsmandate inne (da- 
von fünfmal den Vorsitz und siebenmal den 
stellvertretenden Vorsitz). Er war auch stellver- 
tretender Vorsitzender der 1960 gegründeten 
Fritz-Thyssen-Stiftung, indie, auf Anraten Kon- 
rad Adenauers, die Thyssen-Erbinnen ihr Ver- 
mögen einbrachten, um Steuern zu sparen. 
Auch Robert Pferdmenges war bis zu seinem 
Tod irn Stiftungs-Kuratorium. 
1960 bis 1972 war der Wirtschaftsfachmann Vi- 
zepräsident, 1972 bis 1976 dann Präsident des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDI); sein Nachfolger dort war Hanns-Martin 
Schleyer. 
1973 ließ er sich als Generaldirektor bei Thys- 
Sen pensionieren, übernahm jedoch den Vor- 
sitz irn dortigen Aufsichtsrat. 
Uns könnte Herr Sohlgleichgültig sein, wenn er 
nicht 30 Jahre (bis zum 24. 2. 1983) dem RWE- 
Aufsichtsrat angehört hätte und stellvertreten- 



der Vorsitzender dieses Gremiums bei gleich- 
zeitigem Vorsitz im Aufsichtsrat der Gelsen- 
berg AG gewesen wäre. Und dies zu einer Zeit, 
da Gelsenberg mehrheitlich ans RWE verkauft 
wurde. Zudem hatte Sohl damals -wie heute 
-einen Sitz im Aufsichtsratder Dresdner Bank 
(vgl. Kap. 8.2). 

Ein Aufsichtsratsvorsitzender ist ja nicht ir- 
gendwer! Wie wiram Beispielvon HugoStinnes 
erkannt haben, kann er sogar den maßgebli- 
chen Einfluß auf das Unternehmen haben. 
Das Jahr 1982 sieht Hans-Günther Sohl ferner 
als Vorsitzenden des Aufsichtsrates der BE- 
WAG und der ALLIANZ AG (hier auch im Ge- 
meinsamen Beirat als Mitglied und im interna- 
tionalen Beraterkreis als Vorsitzender). 
Schließlich wurde er zum Ehrenpräsidenten 
des Bundesverbandes der deutschen Industrie 
e. V. ernannt. 
Hans-GCinther Sohl, Besitzer eines bombensi- 
cheren Bunkers, ist Träger des Bundesver- 
dienstkreuzes mit Stern und Schulterband. Es 
bleibt offen, ob er diese Auszeichnung dafürer- 
hielt, daß er den entflochtenen Thyssen-Kon- 
zern nach Gründung der Bundesrepublik wie- 
der zu stolzer Größe zusammengeführt hat? 

WILHELM WERHAHN 
„lnteressiertSiedat?" fragteder alte Werhahn, 
wenn man sich über diese oder jene seiner Be- 
teiligungen ereiferte, und wenn man dann hoff- 
nungsvoll bejahte und brennende Neugier be- 

kundete, so schüttelte er nur verwundert das 
glatzköpfige Haupt, bemerkte milde: „Leew 
Mann, lhne kann dat doch janz ejal sin!" und 
schritt von dannen.12 
Die Werhahn's sind publizitätsscheu. So war 
kein Foto eines Familienmitglieds aufzutrei- 
ben, aber auch ihre wirtschaftlichen Engage- 
ments lassen sich kaum befriedigend recher- 
chieren. Die Werhahn's werden in ihrer Heimat- 
stadt Neussdie „heilige Familie" genannt und 
residieren wie die großen Familien Josten, Thy- 
wissen, Kallen, Baum, Straaten, Sels und 
Frings, mit denen allen sie verwandt sind, 
schon seit Generationen in dieser Stadt. 

Einzige private RWE-Großaktionäre 

Unser Interesse an der Familie Werhahn ist vor 
allem darin begründet, daß sie die einzigen pri- 
vaten Großaktionäre des RWE sind (oder wa- 
ren,dennwirkennenauch nicht ihreexaktepro- 
zentuale Beteiligung). Macht und Einfluß der 
hierzulande fast unbekannten Familie Wer- 
hahn, werden sicherlich weit unterschätzt. 
Die Fläche ihres Braunkohlenfelderbesitzes 
wird nur noch vom RWE übertroffen. Damit 
schon halten die Werhahn's eine Schlüsselpo- 
sition in der westdeutschen Energiewirtschaft 
besetzt. Doch ihr Einfluß zeigte sich (Stand: 
1960) auch an der Fülle von Amtern, die entwe- 
der sie selbst bekleideten, oder von Verwand- 
ten und besonders Vertrauten eingenommen 
wurden. 

Peter Wilhelm Werhahn (1 880-1 964) hatte 
1945 bis 1953nichtnur-alsNachfolgervon Al- 
bert Vöglsr - den Aufsichtsratsvorsitz beim 
RWE inne, sondern auch bei der Elektrizitäts 
AG vormals Lahmeyer &Co. Er war einfaches 
Aufsichtsratsmitglied bei der Rheinischen 
Elektrizitäts-AG (Rheinelektra) und der AG für 
Energiewirtschaft, bei der Rheinkraftwerk Alb- 
bruck-Dogern AG und der Schluchseewerk AG. 
Von 1953 bis 1961 blieb er noch einfaches Auf- 
sichtsratsmitglied beim RWE, während gleich- 
zeitig sein Freund und Vertrauensmann Josef 
Nagel stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzen- 
der blieb (und zwar von 1947 bis 1959). 
Josef Nagel (1895-1963), ehemals Oberbür- 
germeister, dann Oberstadtdirektor von 
Neuss, war auch Aufsichtsratsmitglied bei 
Ruhrgas AG, Rheinelektra, Rheinbraun, Rod- 
dergrube, Lahmeyer und im Neusser Gemein- 
nützigen Bauverein AG. Von 1959 bis zu sei- 
nem Tod saß er noch im Verwaltungsrat des 
RWE. 



Paul Baum (geboren am 11. 12. 1903), Neffe 
von Peter Wilhelm Werhahn, war Vorstands- 
mitglied der RWE-Tochter Braunkohlen-lndu- 
strie AG Zukunft und Gesellschafter der OHG- 
Werhahn. 
Konrad Adenauer jun. (geb. am 21. 9. 1906), 
der Halbbruder der Kanzlertochter Libeth Wer- 
hahn(geb. Adenauer), war bis 1971 Direktor bei 
Rheinelektra, war Vorstandsvorsitzender bei 
Rheinbraun und gehörte dem Vorstandsrat der 
VDEW an. 
Max Adenauer, Konrads Bruder, geboren am 
21. 9. 1910, früherer Oberstadtdirektor von 
Köln, war von 1954 bis 1965 Mitglied des Ver- 
waltungsrates im RWE. 
Bruno Maurenbrecher, verheiratet mit Walbur- 
ga Werhahn, war 1947 im RWE-Verwaltungs- 
rat. 
Hermann Josef Werhahn, geboren am 
7. 4. 1923, Sohn von Peter Wilhelm, heiratete 
1950 die Kanzlertochter Libeth Adenauer, ist 
stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der 
Hoesch AG und gehörte dem RWE-Verwal- 
tungsrat von 1954 bis 1966 an. Oberstadtdirek- 
tor von Neuss wurde nach Josef Nagel 
Günther Kuhnt, der von 1960 bis 1971 im RWE- 
Verwaltungsrat zu finden war. Dieser sitzt ge- 
genwärtig im Aufsichtsrat der Neusser Ge- 
meinnützige Bauverein AG. Seit 1971 ist 
FranzJosefSchmitt, zuerst als Oberstadtdirek- 
tor, jetzt als Stadtdirektor, im Verwaltungsrat, 
bzw. im Regionalbeirat-West des RWE. 
Schmitt ist nicht nur im Verband der kommuna- 
len Aktionäre des RWE sondern auch Auf- 
sichtsratsvorsitzender des erwähnten Neusser 
Bauvereins. 
Heribert Werhahn, der Neffe von Peter Wilhelm 
Werhahn, verheiratet mit Johanna Heinemann, 
gilt heute als das Oberhaupt der Sippe. Er ist 
seit 1964 Mitglied des Aufsichtsrats des RWE 
und nahm zudem noch den wichtigen Auf- 
sichtsratsitz bei der Commerzbank wahr. Bei 
der Commerzbank ist Heribert Werhahn heute 
Mitglied des Verwaltungsbeirates und des Ku- 
ratoriums der Commerzbank-Stiftung (neben 
Paul Lichtenberg, Kurt Hansen und Raban Frei- 
herr von Spiegel). 
Er ist im Vorstand der Rheinland Versicherung 
AG und führt den Vorsitz im Aufsichtsrat der 
wichtigsten Werhahn-Unternehmen. Schließ- 
lich ist er Mitinhaber des Bankhauses Wilhelm 
Werhahn und persönlich haftender Gesell- 
schafter von Werhahn & Nauen. 
Auch Hermann Josef Abs und Carl Friedrich 
Freiherr von Oppenheim werden zu den Ver- 
trauten des WerhahnClans gerechnet. 

Die Macht am Niederrhein 

In einem im Jahre 1982 von der Commerzbank 
veröffentlichten Unternehmensführer findet 
man die ,Familie Werhahn' als Hauptaktionär 
der Kölner Wicküler-Küppers-Brauerei, die 
,Werhahn-Gruppe' als Hauptaktionär der 
Rheinland Versicherungs-AG. 
Außerdem aufgeführt: ,Wilhelm Werhahn KG' 
mit einer 100%igen Beteiligung am J. A. 
Henckels Zwillingswerk AG. Ferner das ,Bank- 
haus Wilhelm Werhahn' als Besitzer der ABC- 
Leasing mbH und mit einer über 25prozentigen 
Beteiligung an der Strabag Bau AG. Zudem fin- 
det sich ein mittelbar 100prozentiger Besitz- 
stand an der ABC Privat- und Wirtschaftsbank 
GmbH durch die Kommanditgesellschaft ,Wilh. 
Werhahn, Neuss', welche auch über 29% an 
der Heinrich Industrie- und Handels-AG hält 
(weitere 25% liegen übrigens bei der Harpener 
AG). Als letztes findet man ,Werhahn und Nau- 
en' mit -um diewichtigstenzu nennen -einer 
100% Eignerschaft an der Basalt-AG, 45% an 
Basalt Union GmbH, 50% an Dolerit-Basalt AG 
(hier hält Freiherr von Fürstenberg in Kettwig 
weitere25%), 50% an den Rheinischen Provin- 
zial-Basalt- und Lavawerken GmbH. 
Bis 1974 gehörte den Werhahns auch die Fir- 
mengruppe Buckau-Walther, entstanden aus 
der Buckau R. Wolf AG, die heute jedoch zum 
Krupp-Konzern gehört. 
Das Handbuch der Großunternehmen von 
1984 zeigt uns, daß den Werhahn's außerdem 
auch heute noch die Meierei C. Bolle in Berlin, 
Schade & Füllgrabe in Frankfurt und die Georg 
Schätzlein-Läden im Ruhrgebiet gehören. Die 
KG Wilhelm Werhahn gibt für 1982 einen Um- 
satz von 3,2 Mrd. DM an und beschäftigte im 
gleichen Jahr 11.226 Mitarbeiter. 

KONRAD ADENAUER 
Der „AlteM, geborenam 5. 1. 1876 in Köln, wur- 
de zunächst Beigeordneter (13. .6. 1906), 
dann erster Beigeordneter (1. 10. 1909) und 
schließlich Oberbürgermeister (1 8. .9. 191 7) 
der Stadt Köln. In dieser Position blieb er bis 
zum 1. 3. 1933. Seit 1921 war er auch Präsi- 
dent des preußischen Staatsrates. Zahlreiche 
öffentliche und weniger öffentliche Mandate 
und Funktionen konnte er in der Folge auf sich 
vereinigen. 
191 9 heiratete er die vierundzwanzigjährige 
Gussie Zinsser. Sie war 19 Jahre jünger und 
Tochter eines Kölner Universitätsprofessors. 



Wir würden darüber hinweg gehen, wäre nicht 
ihre Verwandtschaft einiger Betrachtung wert. 
Gussies Onkel, Georg Zinsser und dessen Kin- 
der, waren unter den ,oberen Zehntausend' 
Amerikas nicht ganz unbekannt. Namentlich 
genannt sei ihr Vetter John Sherman Zinsser, 
Direktor der Wallstreet Bank ,I. P. Morgan & 
Co.',sowieder ,Zinsser-ChemikalCo.' und Prä- 
sident des Pharma-Konzerns ,Sharp & Doh- 
me ' . 

Koni 
Adena 

Kusine Peggy Zinsser heiratete 1922 Lewis W. 
Douglas, Direktor der ,Mutual Life Insurance', 
einer Tochterfirma des Morgan-Trusts, Vize- 
präsident der ,American Cyanide Co.' und spä- 
ter Botschafter der USA in Großbritannien. 
Kusine Ellen Zinsser heiratete 1930 John 
McCloy, prominenter Rechtsvertreter der ame- 
rikanischen Großwirtschaft, Hauptaktionär der 
,Gilette-Gesellschaft', später DirektorderWelt- 
bank und ab 1950 Hoher Kommissar der ameri- 
kanischen Besatzungszone in Deutschland. 
Die dem Morgan-Trust nahestehende ,Dillen 
Read Bank' war an der Deutschen Bank betei- 
ligt. Im Aufsichtsrat der Deutschen Bank saß, 
nach eigenen Angaben, Konrad Adenauer. Die 
Zeitung ,,Vorwärtsw vom 30. November 1930 
schreibt, daß Adenauer einen Aufsichtsratssitz 
beim RWE, bei Rheinbraun und bei 12weiteren 
Großunternehmen inne hatte. Am RWE war 
auch amerikanisches Kapital beteiligt. Böse 
Zungen behaupten, daß dadurch RWE-Anla- 
gen im zweiten Weltkrieg relativ ungeschoren 
davonkamen. Größeralsdieamerikanische Ka- 
pitalbeteiligung waren die Anleihen, die das 

RWE von einem amerikanischen Bankenkon- 
sortium unter der Führung der New Yorker Na- 
tional City Bank aufnahm. Dadurch wurde der 
amerikanische Einfluß auf das RWE größer als 
jeder andere. 
Adenauer, dessen separatistische Bestrebun- 
gen weder im englischen noch im amerikani- 
schen Interesse lagen, änderte 1923seineTak- 
tik: er wurde zum Förderalist. Seine einflußrei- 
cheamerikanischeVerwandtschaft machte ihn 
zu seinem Interessensvertreter. 
Die Einbeziehung amerikanischen Kapitals lag 
auch im Interesse des bekannten Düsseldorfer 
IndustrieGlubs, mit dem Adenauer eng ver- 
bunden war. 
Die amerikanischen Banken benutzten deut- 
sches Kapital aus den - durch den Dawes- 
Plan von 1924festgelegten - Reparationszah- 
lungen, um sich an den Großunternehmen zu 
beteiligen. Die Kreise der deutschen Großindu- 
strie, nunmehr Geschäftspartner amerikani- 
schen Kapitals, glaubten ihre Gewinne für alle 
Zukunft gesichert. 

Nach dem Krieg wurde Adenauer für kurze Zeit 
wieder Oberbürgermeister von Köln, doch die 
Besatzungsbehördesetzte ihn wiederab. Dann 
gehörteerzuden Gründern derCDU. 1949 wur- 
deererster Bundeskanzlerder Bundesrepublik 
Deutschland. 
Es ist nicht unwahrscheinlich, daß durch Ade- 
nauer und seine amerikanische Verwandt- 
schaft das RWE von Entflechtungsmaßnah- 
men nach dem zweiten Weltkrieg verschont 
blieb. John McCloy Iäßt grüßen. 
Konrad Adenauer war der intimste Freund der 
Brüder John Foster und Allen Welsh Dulles. 
Was sie verband war vor allem ein ausgepräg- 
ter Antikommunismus. 
Dr. jur. Konrad Adenauer, des „AltenM Sohn 
aus erster Ehe, geboren am 21. .9. 1906, war 
Vorstandsmitglied des ,Rheinischen Elektrizi- 
tätswerkes im Braunkohlenrevier AG', (REW) 
einer 100°/oigen Rheinbraun-Tochter. Nach- 
dem die REW in der Muttergesellschaft aufge- 
gangen war, wurde Adenauer jun. Vorstands- 
vorsitzender bei Rheinbraun und blieb es bis 
1971. Er war auch im Vorstandsrat der VDEW. 
Dr. jur. Max Adenauer, zweiter Sohn aus erster 
Ehe, geboren am 21. 9. 191 0, taucht etwa 1954 
im Verwaltungsrat des RWE auf, als Oberstadt- 
direktor von Köln. Er sitzt auch im Aufsichtsrat 
der Rheinbraun AG und der Deutschen Luft- 
hansa. Er wurde in den sechziger Jahren Vor- 
standsmitglied der Rheinisch-Westfälischen 
Bodenkreditbank - die wiederum von dem 



Hause Sal. Oppenheim jr. & Cie. beherrscht 
wird. 
Wenden wir uns Libeth Adenauerzu, die schon 
kurz kennengelernt haben: als Ehefrau des 
Großindustriellen Hermann Josef Werhahn. 
Diese Heirat am 2. .5. 1950 wirbelte einigen 
Staubauf, vereinigtensich doch hierzweiFami- 
lienclans, die beide für sich bereits mächtig wa- 
ren und großen Einfluß auf Wirtschaft und Poli- 
tik in Deutschland hatten. Es war eine Heirat, 
die eine langjährige Freundschaft zwischen 
den Familienoberhäupten (Peter Wilhelm Wer- 
hahn und Konrad Adenauer) besiegelte. Damit 
war Konrad Adenauer mit dem größten RWE- 
Aktionär verwandt. Zur Hochzeit gratulierten 
nicht nur Robert Pferdmenges, Hermann Josef 
Abs und Günter Henle; auch Kardinal Frings, 
die Branche Oppenheim, John McCloy, Lewis 
William Douglas und viele andere nahmen am 
Hochzeitsmahl teil. Ein vorlauter Neffe zählte 
die Aufsichtsratsmandate der Versammelten 
und kam auf 41 7.73 
Ernst Niekisch schreibt über den ,Alten': „Der 
Adenauerschen Politik lag eine Gesamtkon- 
zeptionzugrunde. Diese Konzeption warweder 
feinsinnig noch tiefsinnig; sie war von bestür- 
zender Primivität." 
Vielleicht war Adenauer gerade deswegen 
nach dem Weltkrieg der richtige Mann für die 
,.neuen Herren", der Macht am Rhein. 

HELMUTH GREINERT 

Helmuth Greinert wurde am 29. 7. 1906 in 
Plauen geboren. Er begann seine Karriere 
nach abgeschlossenem Jurastudium in der öf- 
fentlichenVerwaltung. Nachdem er Ministerial- 
dirigent im Finanzministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen geworden war, kam er 
nach dem Krieg als kommunaler Vertreter in 
den Verwaltungsrat des RWE. 
1951 weist ihn das Handbuch ,,Leitende Män- 
ner der Wirtschaft" bereits als Oberstadtdirek- 
tor von Essen aus. Von jener Stadt also, die 
größter Einzelaktionär des RWE ist. Er hatte 
sich im Verband kommunaler Aktionäre des 
RWE profiliert und führte dort den Vorsitz. So 
wunderte es nicht, daß erzwischenzeitlich vom 
Verwaltungsrat in den Aufsichtsrat des RWE 
gestiegen war. Gleichzeitig war er Vorstands- 
vorsitzender des Ruhrverbandes Essen und 
des an gleicher Stätte wirkenden Ruhrtalsper- 
renvereins geworden und führte außerdem den 
stellvertretenden Vorsitz in der Hessischen 
Elektrizitäts AG. Einen Sitz im Verwaltungsrat 

der Rhenag (Rheinische Energie AG) konnte er 
auch vorweisen. 1953 gelang es ihm, den von 
Peter Wilhelm Werhahn geräumten Vorsitz im 
Aufsichtsrat des RWE einzunehmen. Für die- 
sen Platz war schon Hermann Josef Abs vorge- 
sehen, doch wardie nachdem Krieg aufgelöste 
Deutsche Bank noch nicht wieder so einfluß- 
reich auf die Aufsichtsratsmitglieder. Zum 
zweiten dürfte Helmuth Greinert eine gute Por- 
tion Durchsetzungsvermögen mitgebracht ha- 
ben. 
Er behielt diesen Vorsitz bis zum 31. 8. 1957 
und es waren die einzigen Jahre in der Ge- 
schichtedes RWE, daßein kommunalervertre- 
ter, Vorsitzender des VKA noch dazu, den Auf- 
sichtsratsvorsitz inne hatte. Es ist anzuneh- 
men, daß Hermann Josef Abs -seine Position 
im Laufe der Zeit festigend - sich dafür einge- 
setzt hat, Greinert in den Vorstand „wegzulo- 
ben". Vom 1. 9. 1957 bis zu seinem Tode am 
30. 11. 1967 blieb Greinert im RWE-Vorstand. 
Hermann Josef Abs wurde sein Nachfolger als 
Aufsichtsratsvorsitzender, im gleichen Jahr, in 
dem auch die Deutsche Bank AG durch Ver- 
schmelzung neu entstand. 

HERMANN JOSEF ABS 
,,Ich bin kein Direktor, ichernenne Direktoren". 
sagte Abs, wenn man in ihm den „Bankdirek- 
tor" vermutete. Jahrzehntelang hatte niemand 
in der westdeutschen Wirtschaftslandschaft 
mehr Macht und Einfluß als Abs mit der Deut- 
schen Bank im Rücken. „Was heißt da Macht? 
Gewiß, ja und nein sagen zu können verleiht 
schon ein gewisses Machtgefühl, aber es be- 
deutet letztlich nur: die Lösungfürein Problem 
finden", sagtAbs dazu.14 Eine Abs-Legende ist 
dadeutlicher: Nachdem der Ritter vom Heiligen 
Grabedaszeitlichegesegnet hat, wird er höhe- 
ren Orts aufgefordert, den Himmel in eine Ak- 
tiengesellschaft umzuwandeln. Abs legt sein 
Expose vor, und Petrus ist begeistert - mit ei- 
ner Einschränkung: „Sie können aber den lie- 
ben Gott nicht nur zum stellvertretenden Auf- 
sichtsratsvorsitzenden machen."ls 
Hermann Josef Abs begeht arn 15. 10. 1984 
seinen 83. Geburtstao Zuletzt hatte er Schlag- 
zeilen gemacht, als er an der Ersteigerung des 
Evangeliars Heinrich des Löwen mitwirkte. 

Sein Werdegang 
Hermann Josef Abs, selbst aus begütertem 
Hause, heiratete 1928 lnez Schnitzler, Tochter 



von Arthur Schnitzler, verwandt mit den Minde- 
rop's, Neven Du Mont, Deichmann und Ratjen. 
Die Schnitzler's gehörten im übrigen auch zu 
den Teilhabern des Kölner Bankhauses J. H. 
Stein und zu den Aktionären der Chemischen 
Werke Weiler ter Mer AG. Abs gehörte somit 
zum Kölner-Klüngel, jedoch abgehoben von 
kompromittierenden politischen Engage- 
ments. 
1929 trat er in das Bankhaus Dellbrück, Schick- 
ler & Co. ein und wurde 1935dessen Teilhaber. 
Im September 1937 kam er als Nachfolger von 
und vermittelt durch Gustav Schlieper in den 
Vorstand der Deutschen Bank AG, wo er die 
Auslandsabteilung übernahm. 
1940 trat er in den Aufsichtsrat des RWE ein. 
DerWirtschaftschronist Kurt Pritzkoleitführtfür 
1941142 ganze 41 Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsmandate auf, die Abs gleichzeitig in- 
ne hatte. Diese Amterfülle verdankte er freilich 
der institutionellen Macht der Deutschen Bank 
AG, in deren Vorstand er bis 1945 blieb. Von 
1945 bis 1957 existierte die Deutsche Bank nur 
in Teilinstituten. 

Am 16. 1. 1946 wurde Abs für 90 Tage in briti- 
sche Haftgenommen. Bei den Nürnberger Pro- 
zessen trat er als Zeuge der Anklage auf. 
Noch vor der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland hatte Absdie für die Wirtschaft so 
wichtige Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 

unter sich. Als Verteiler der Marshall-Plan- 
Gelder erhielt Abs in der Folge viele Aufsichts- 
ratssitze von der kredithungrigen Großindu- 
strie. Heute ist er Ehrenvorsitzender des Ver- 
waltungsrats der KfW. 
1952 bis 1956 war Abs Vorstand der Süddeut- 
schen Bank AG. 1957 entstand durch Ver- 
schmelzung wieder die Deutsche Bank AG, de- 
renVorstandssprecher Abswurde und bis 1967 
blieb. 
1945 zählte Abs' Rat immerhin snviel, daß sein 
Vorschlag, Heinrich Schöller für Artur Koep- 
chen in den Vorstand des RWE zu wählen, an- 
genommen wurde. Der heimliche PersonaIpoIi- 
tiker der westdeutschen Wirtschaft sah für 
manche Posten allerdings nur sich selbst als 
den besten Mannan, wasimsinneeiner kapita- 
listischen Denkweise gewiß richtig war. Beim 
RWE wurde er am 1. 9. 1957 Aufsichtsratsvor- 
sitzender. Abs gehörte auch der Deutschen 
Atomkommission (DAtK) als stellvertretender 
Vorsitzender an und war ein wichtiges Mitglied 
in deren Fachkommission V, deren Aufgabe es 
war, Finanzierungsmodelle für kerntechnische 
Anlagen auszuhandeln. In dieser Fachkommis- 
sion waren neben Abs noch Konrad Adenauer 
jr. (Rheinbraun), Otto Andreas Friedrich (BDI) 
und Heinrich Kost (RWE, ALLIANZ, ESSO), au- 
ßerdem Ludwig Rosenberg vom DGB, vertre- 
ten. 

Wegbereiter für NATO und Atomkraft 

Es ist sicher kein Zufall, daß an den ersten Ge- 
sellschaften, die AKW's leasen, die Deutsche 
Bank AG beteiligtwar. Abs' Engagement für die 
deutsche Atomwirtschaft ging jedoch weiter. Er 
reiste 1957 zusammen mit dem Atomkraft-Pre- 
diger des RWE, Heinrich Mandel, in die USA, 
um den ersten Atomreaktor zu kaufen. 
Das Londoner Schuldenabkommen, das Abs 
1953 unterschrieb und wofür er im gleichen 
Jahr das Große Bundesverdienstkreuz erhielt, 
war die Voraussetzung dafür, daß West- 
Deutschland nicht nur in die NATO und die 
EWG, sondern auch in die Nukleargemein- 
schaft Euratorn aufgenommen wurde. 
Abs. der als Berater in Aufsichtsräten gern ge- 
sehen war, flüsterte seinen Rat auch in Ade- 
nauers Schlitzohr. Schon 1953 bot Adenauer 
Abs das Bonner Außenamt an, was dieser je- 
doch genauso ablehntewie Lübkes Angebot im 
Jahre 1965, Kanzler einer Koalitionsregierung 
zu werden. Alsdann am 6. September 1965das 
neue Aktiengesetz (genannt ,Lex Abs') verab- 
schiedet wurde. büßte Abc 15 Aufsichtsrats- 



mandate ein. Denn Paragraph 100 beschränk- 
te die Zahl der Aufsichtsratsmandate auf zeh? 
pro Person, Ehrenposten und Auslandsmanda- 
te ausgenommen. Das RWEgehörtezu den Fir- 
men, die Abc als Aufsichtsratsvorsitzenden be- 
halten durften. Seit Februar 1977 ist er dort Eh- 
renvorsitzender des Aufsichtsrats, wie zudem 
in zehn weiteren Unternehmen@. B. Lufthansa 
AG, Daimler Benz AG, Philipp Holzmann AG). 
Nach der Verabschiedung der ,Lex Abc' war 
von Hermann Josef Abc zu hören: „Geben Sie 
mir eine stabile Regierung und Sie haben auch 
stabile Kurse an der Börse." Abc behielt seinen 
Einfluß. Immer dann, wenn es galt, Krisen zu 
meistern, wurde er gefragt. 
Zum Schluß noch ein Zitat von Abc, zitiert nach 
einem Geburtsartikel für ihn aus der Zeitung 
,,Stromw, Nr. 111982: ,,Ich bin kühn genug, zu 
glauben, daß die Kernenergie unverzichtbar 
ist. Um übertriebene Widerstände von Umwelt- 
schützern zu entschärfen, sollte das nächste 
Kernkraftwerk in der Gegend des Sitzes von 
Parlament und Regierung -bei Bonn - ge- 
baut werden. Die Politiker könnten so unter Be- 
weisstellen, daßsieselbstvondenangeblichen 
Gefahren eines Kernkraftwerkes nicht über- 
zeugt sind." 
Wird man auch dieses Mal auf Abc hören? 

Jürgen Ponto wurde am 17. 12. 1923 in Bad 
Nauheim geboren. Er entstammte einer Ham- 
burger Kaufmannsfamilie. 
Bei Stalingrad schwer verwundet, wurde er 
1944 aus derwehrmacht entlassen. Er studier- 
te Rechtswissenschaften und legte beide 
Staatsexamen ab. 
1950 kam er zur Dresdner Bank, wo er 1959 
Chefsyndikus wurde. Als 1965 der Vorstands- 
sprecher der Dresdner Bank AG, Erich Vier- 
hub, die Pensionsgrenze erreicht hatte, sollte 
Bundesbank-Präsident Karl Blessing sein 
Nachfolger werden. Da dieser ablehnte, blieb 
Vierhub bis 1969Chef der Bank. Dannwurdeer 
vondern bisdahin nahezu unbekanntenJürgen 
Ponto abgelöst. 
Ponto profilierte sich und sein Rat wurde oft 
konsultiert. Er kannte Helmut Schmidt aus der 
gemeinsamen Studienzeit. Als Schmidt 1974 
Bundeskanzler Willy Brandt ablöste, bot er 
Ponto das Finanzministerium an. Er lehnte ab, 
denn die Position an der Spitze der Bank wollte 
er nicht aufgeben. Es lag nicht in seinem Inter- 
esse als SPD-Sympathisant zu erscheinen - 

blieb andererseits jedoch auch dem CDU-Wirt- 
schaftsrat fern. Immerhin zählte Ponto zu ei- 
nem kleinen Zirkel von Managern, deren Rat 
der Kanzler Schmidt regelmäßig einholte (Zu ih- 
nen gehörten auch Wilfried Guth und Friedrich 
Wilhelm Christians von der Deutschen Bank 
AG, Berthold Beitz, Krupp; Ernst Wolf Momm- 
Sen, Krupp; Herbert Grünewald, Bayer AG; Karl 
Otto Mittelstenscheid, Schering AG; Hans Lutz 
Merkle, Bosch; Bernhard Plettner, SiemensAG 
und der Hamburger Reeder Rolf Stödter). 

Jürgen 
Ponto 

1973 wurde Ponto als Nachfolger des Dresd- 
ner-Bank-Vorstands Werner Krueger, in den 
RWE-Aufsichtsrat gewählt. 
Im Februar 1977 schlug H. J. Abc Ponto als 
Nachfolger für den Vorsitz vor, obwohl auch 
Friedrich Wilhelm Christians, wie Abc von der 
Deutschen Bank AG, seit Februar 1976 im Auf- 
sichtsrat saß. 
Jürgen Pontowurde zuletzt durch die Notsitua- 
tion bei AEG-Telefunken wegen des Kernkraft- 
werkengagements stark in Anspruch genom- 
men. Durchseinen Rat kam das KWU-Paket an 
Siemens. 
Am30. Juli 1977wurdeJurgenPontoinOberur- 
sel ermordet. 

HANS FRlDERlCHS 
Pontos Nachfolger im Vorstand der Dresdner 
Bank trat im September l$l77überraschendder 
FDP-Wirtschaftsminister Hans Friderichs an. 
Deram 16. 10. 1931 geborene und gelernte Ju- 
rist (der als Student einer schlagenden Verbin- 
dung angehörte), konnte dem mit 700.000 DM 
Jahresgehalt hochdotierten Posten nicht wi- 
derstehen. Zunächst, von September 1977 bis 



Mai 1978, war Friderichs einfaches Vorstands- 
mitglied, während Helmut Haeusgenvon Ponto 
vorläufig das Sprecheramt übernahm. Seit 
19. 5. 1978 ist Hans Friderichs Chef der Dresd- 
ner Bank AG. Von dieser Position aus kann er 
dem Vorwurf, als Minister von Flick Beste- 
chungsgelder kassiert zu haben, ohne Angst, 
politisches Terrain zu verlieren, ins Auge se- 
hen. 
1984 führt er den Aufsichtsratsvorsitz bei AEG- 
Telefunken, sitzt unter anderem in den Auf- 
sichtsräten der ALLIANZ-AG, der Deutschen 
BP AG. bei Krupp. Metallgesellschaft und VW 
AG. Er ist auch Präsidiumsmitglied des Natio- 
nalen Olympischen Komitees. 
Im RWE-Aufsichtsrat hatte Helmut Haeusgen 
vom 7. 9. 1977 bis zum 22. 2. 1979 Platz ge- 
nommen. An seineStelle kam Friderichs in den 
Stromkonzern, allerdings ohne Aussicht auf 
den Vorsitz; den hatte bereits am 17. 10. 1977 
F. W. Christians erobert. 
Damit hattedie Dresdner Bank AG nur fürweni- 
ge Monate den Aufsichtsratsvorsitz im RWE. 

Christianswurdenam 1. Mai 1922 in Paderborn 
geboren. 1951 trat er in die Deutsche Bankein, 
die damals noch aus entflochtenen Teilinstitu- 
ten bestand. Als die Deutsche Bank AG 1957 
neu entstand, wurdeer ihr Generalbevollmäch- 
tigter. 1957 wurde er stellvertretender, 1967 or- 
dentliches Vorstandmitglied. 

1968 trat er in den Verwaltungsbeirat des RWE 
ein, am 26. 2. 1976 wurde er Aufsichtsratsmit- 
glied und seit dem 17. 10. 1977führt er dort, als 
,Nachfolger' von Jürgen Ponto, den Vorsitz. 

Im März 1975 wurde Christians als Nachfolger 
von Alwin Münchmeyer zum Präsidenten des 
Bundesverbandes Deutscher Banken gewählt. 
Im Mai 1979übernahmdiesesAmt Harald Küh- 
nen. Im Mai 1976 wurde Christians zusammen 
mit Wilfried Guth Vorstandssprecher der Deut- 
schen Bank AG. Zur Zeit (1984) streiten die 
Deutsche Bank-Vorständler um den Sprecher- 
Posten, da Wilfried Guth im Mai 1985 in Pen- 
sion geht. F. W. Christians ist Mitglied des 
CDU-Wirtschaftsrates. Der „Krawattenmann 
des Jahres 1979" wurde inzwischen auch mit 
dem Großen Bundesverdienstkreuz ausge- 
zeichnet. 
1984 hält er die Aufsichtsratsvorsitzevon (U. a.) 
der Deutschen Centralbodenkredit AG, Kar- 
stadt AG, Mannesmann AG, RWE AG, Otto 
Wolff AG und VIAG. Er ist im Aufsichtsrat der 
Bayer AG, Gerling-Konzern, Hapag-Lloyd AG, 
Klöckner-Humboldt-Deutz AG, VEBA AG und 
VW AG. Die Vizepräsidentschaft bei der Rhei- 
nisch Westfälischen Börse in Düsseldorf sowie 
im Bundesverband deutscher Banken e. V. 
und ein Sitz im Beirat von Hochtief AG runden 
das Posten-Polster ab. 
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2.3 Die 
drei historischen 
Taten 

Das RWE verdankt seinen schwindelerregen- 
den Aufstieg drei Prinzipien, die von den Stin- 
nes'-Erben bis auf den heutigen Tag treu be- 
folgt werden. Es sind dies 
- die Gemischtwirtschaft 
- die Verbundwirtschaft und 
- die Rohstoffbasis Braunkohle. 

1. Die Einführung der Gernischtwirt- 
schaft 
Das RWE ist ein gemischtwirtschaftliches Un- 
ternehmen.Zwecksolcher Unternehmen istes, 
privatwirtschaftliches Ertragsstrebendurchdie 
Wahrung öffentlicher Interessen zu ergänzen. 
Rein formal sind die öffentlichen Interessen 
schon dadurch gesichert, daß öffentliche Kör- 
perschaften am Kapital der Unternehmung be- 
teiligt sind und somit „öffentliches und privates 
Kapital" nach (privat-) „wirtschaftlichen 
Grundsätzen zusammenarbeiten". (O-Ton 
RWE). Beim RWE hielten im Geschäftsjahr 
1982183 Gemeinden und Gemeindeverbände 
30,60/0 des Gesamtkapitals der Aktiengesell- 
schaft. 
Der Anteil am Aktienkapital sagt jedoch nichts 
über den tatsächlichen Einfluß der Kommunen 
auf die Geschäftsführung aus. Dieser kann 
trotzAktien nahezu gleichNullsein. DieGründe 
dafür werden deutlich, wenn man sich an- 
schaut, wie und warum beim RWE die Ge- 
mischtwirtschaft eingeführt wurde. 
Begonnen hatte alles kurz nach der Übernah- 
me der Aktienmehrheit des RWE durch Hugo 
Stinnes und August Thyssen im Jahr 1903. 
Stinnes plante, das stadtische Essener Elektri- 
zitätswerk RWE zur Uberlandzentrale auszu- 
bauen. Dazu benötigte er Geld und Wegerech- 
te. Beides besaßen die Kommunen reichlich; 
die Wegerechte sogar ausschließlich. Wenn er 
seinen Expansionstrieb ausleben wollte, warer 
also auf die wohlwollende Mitarbeit der Kom- 

munen angewiesen. Als profitorientierter Un- 
ternehmer richtete er sein Angebot nach den 
Bedürfnissen seiner Nachfrageraus. In diesem 
Fall nach den Bedürfnissen der Kommunen, 
die er zu seinen Stromkunden machen wollte. 
Die Kommunen wollten ihren Strom zuverläs- 
sig, sicher und möglichst billig geliefert bekom- 
men, ihre Abhängigkeit vom Stromlieferanten 
gering halten, beispielsweise indem sie Kon- 
trollrechte forderten. Gleichzeitig wollten sie 
hohe Einnahmen aus der Vergabe der Wege- 
rechte erzielen. 
Also bot Stinnes den Kommunen folgendes an: 
- hohe Konzessionsabgaben (bis zu 8 010 der 

Bruttoeinnahme); 
- billigste Strompreise (Senkung des Tarifs 

von 60 auf konkurrenzlos billige 40 Pfg pro 
kWh); 

- höchste Sicherheit der Belieferung; 
- Rückkaufsrecht an den Erzeugungs- und 

Verteilungsanlagen durch die Kommunen 
bereits nach zehn Jahren zu angemesse- 
nen Preisen; 

- Stromlieferungsverpflichtung in unbe- 
schränkter Höhe; 

- Kontrolle der Geschäftsführung durch ei- 
nen Vertreter im Aufsichtsrat; 

- Angebot, sich am Aktienkapital des RWE zu 
beteiligen und damit Dividendenzahlungen 
zu erhalten. 

Bei einem solch attraktiven Angebot schmolz 
natürlich die skeptische Zurückhaltung der 
Kommunen dahin. Bereits 1905 wurden die er- 
sten Städte (Essen, Gelsenkirchen und MüI- 
heim a. d. Ruhr) Aktionäre des RWE. 
Stinnes verschaffte sich durch diesen Genie- 
streich ein ganzes Bündelvon Vorteilen. Erstei- 
gerte den Kohleabsatz seiner Zechen, lockte 
neue Kommunen an und förderte damit die Ex- 
pansion des RWE. Er glich durch die Vermeh- 
rung der Stromabnehmerarten seine Bela- 
stungskurveaus, sorgtedamit für eine rationel- 
lere Ausnutzung seiner Kraftwerkskapazitäten 
und erschloß sich billige und eifrig sprudelnde 
Geldquellen. 
Die Kommunen kauften Aktien, übernahmen 
Obligationen und räumten großzügig langfristi- 
ge Kontokorrentkredite ein, die zeitweilig sogar 
die Höhe des Aktienkapitals erreichten. 
Stinnes hatte den billigsten Bankier gefunden. 
Nur durch dieses intensive finanzielle Engage- 
mentder Kommunen wares ihm möglich, seine 
gewaltigen Stromprojekte, die den Rahmen 
jeglichen privaten Kapitalmarktes sprengten, 
zu finanzieren. 



Unterschiedliche Motive - gleiche In- 
teressen 
In der Praxis der Stinnes'schen Gemischtwirt- 
schaft waren privatwirtschaftliche und öffentli- 
che Interessen identisch. Kommunen und 
RWE wollten beide, wenn auch aus unter- 
schiedlichen Motiven, sicheren und billigen 
Strom. Beide waren an effizienten, ertragrei- 
chen Produktionsbedingungen, sprich gro- 
ßem, flächendeckendem Versorgungsgebiet 
und ausgeglichenen Belastungskurven sowie 
an hohen Dividenden interessiert. Dieser Inter- 
essengleichklang führtedazu, daßdie Kommu- 
nen ihre Kontrollrechte nachlässiger wahrnah- 
men. Landräte und Oberbürgermeister im Auf- 
sichtsrat waren zufrieden, wenn ihren Kommu- 
nen die Energie preiswert geliefert wurde. Sie 
fühlten sich als Eigentümer letzter Instanz und 
hätten deshalb nicht gegen das Interesse des 
Unternehmens oder gar gegen die groß ange- 
legten Pläne der Verwaltung gehandelt. Sie be- 
saßen zwar seit 191 8die Mehrheit im Aufsichts- 
rat und in den Jahren 1922 bis 1924 sowohl die 
Aktien- als auch die Stimmenmehrheit, den- 
noch regierte Stinnesals unumschränkter Herr 
im Haus. 
Er degradierte letztlich die Gemischtwirtschaft 
zum, allerdings äußerst wirkungsvollen, öffent- 
lich-rechtlichen Deckmäntelchen für seine pri- 
vatkapitalistischen Zielsetzungen. Beispiele 
dazu sind das Enteignungsrecht, das dem 
RWE 1912 verliehen wurde und der erfolgrei- 
che Widerstand gegen die Sozialisierungsbe- 
strebungen des Deutschen Reiches im Jahr 
1919. 

Das Enteignungsrecht 

Das öffentliche Enteignungsrecht erhielt das 
RWE erstmals im Jahre 191 2 anläßlich des ge- 
planten Baus einer Gasfernleitung. Der wirt- 
schaftliche Bau und Betrieb der Gas- und spä- 
terauch der Elektrizitätsfernleitungen erforder- 
te möglichst gradlinige und kurzeverbindungs- 
strecken. Dies ließ sich nur realisieren, wenn 
die Leitungen über Land verlegt wurden, d. h. 
wenn sie nicht nur entlang öffentlicher Wege, 
sondern auch über privates Gelände verliefen. 
Diese Privatgrundstücke durfte das RWE ent- 
eignen. 
Ebenfalls eine große Rolle spielte die Ge- 
mischtwirtschaft bei der Debatte um das Sozia- 
lisierungsgesetz für die Energiewirtschaft 
(1919). Das Reich versuchte, durch dieses Ge- 
setz die Energiewirtschaft in ein Reichsmono- 

polzu überführen. Stinnesargumentierte insei- 
ner ihm eigenen cleveren Art, daß die Soziali- 
sierung überflüssig sei, weil das RWE bereits 
durch die Beteiligung der Kommunen soziali- 
siert wäre. 
Im Jahre 1924, bei der Umstellung der Wäh- 
rung auf die Rentenmark, verloren die Kommu- 
nen die Aktienmehrheit. Sie waren durch den 
Währungsverfall in Finanzschwierigkeiten ge- 
raten. Ihre Finanzkraft reichte nicht mehr aus, 
um „die für eine gesicherte Stromversorgung 
notwendigen Investitionen" (O-Ton RWE), 
sprich den Ausbau zum größten deutschen 
Stromversorger, bezahlen zu können. 
Um sich ihr Wohlwollen zu sichern und ihnen 
das Gefühl zu erhalten, daß sie das RWE kon- 
trollieren, wurde den Kommunen das Mehr- 
fachstimmrecht eingeräumt. Diese Struktur der 
Aktien hat sich bis in die heutige Zeit erhalten. 

Die Aktien im Dreiklassensystem - Si- 
tuation heute 

Man iinterscheidet Stamm-, Vorzugs- und Na- 
mensaktien. 

StammaMien sind voli am Risiko der Gesell- 
schaft beteiligt und besitzen einfaches Stimm- 
recht. IhrAnteil am Aktienkapital beträgt ca. 213 
(1 982183 : 65,1%). 

Vorzugsaktien unterliegen der gleichen Verzin- 
sung wie Stammaktien. Ihnen ist jedoch eine 
Mindestdividende garantiert, die auch höher 
liegen kann als die jeweilige Ausschüttung. Sie 
haben kein Stimmrecht. Ihr Anteil am Aktienka- 
pital beläuft sich auf ca. 113 (1982183 : 33,3010). 

Namensaktien kennzeichnen namentlich ihren 
Inhaber. Sie verfügen über ein 20-faches 
Stimmrecht, sind ausschließlich im Besitz von 
Kommunen und Kommunalverbänden und be- 
tragen lediglich 1,6%(1982183)desAktienkapi- 
tals. 

Die Kommunen besitzen Namens- und Stamm- 
aktien. Das 20-fache Stimmrecht bei den erst- 
genannten Aktien garantiert ihnen die Stim- 
menmehrheit (1982183 : 61,3%) bei einer Ak- 
tienbeteiligung von lediglich 30,6% (1 982183). 
Die formalen Einflußmöglichkeiten der Kom- 
munenauf das RWEerschöpfensichallerdings 
nicht mit Stimmenmehrheit und Posten im Auf- 
sichtsrat. Auch im Vorstand des RWE sitzen 
Männer, die ehemals kommunale Amtsträger 
waren. Der erste dieser Art war Otto Plaßmann, 
der ehemalige Oberbürgermeister der Stadt 
Paderborn. Er kam 1921 in den Vorstand. 



Ein Braunkohlenkraftwerk irn Rheinischen Revier im Jahre 1920 

, ,Moderne Form legalisierter Kor- 
ruption" 
Interessant ist auch die Umbesetzung der Po- 
sten von kommunalen Vertretern im RWE. Die 
Gemeindevertreter wechseln zwischen Ver- 
waltungsbeirat, Vorstand und Aufsichtsrat und 
bleiben somit oft ihr Leben lang dem RWE ver- 
bunden. 
Der Verwaltungsbeirat ist ein nicht für alle Ak- 
tiengesellschaften übliches Gremium. Ihm ge- 
hören 73 Vertreter der Kommunen an, die sich 
etwa zwei Mal im Jahr treffen, um über RWE-- 
Entscheidungen zu beraten. Als Entgeld für die 
,Mühe', die ihnen diese Akklamationstätigkeit 
bereitet, erhalten sie pro Person rund 13.000 
DM im Jahr. 
Außerdem sind die meisten von ihnen auch 
noch Mitglieder im Verband KommunalerAktio- 
näre (VKA). Dieser Verein, der aus der 1929 ge- 
gründeten Kommunalen Aufnahmegruppe des 
RWE hervorgegangen ist, soll dazu dienen, die 
Interessen der Kommunen im RWE zu sichern. 
Wie die Praxis dieses Verbandes aussieht, 
wenn sich einige Kommunen erdreisten, eige- 
ne, vom RWE abweichende Interessen zu ver- 
treten, zeigte sich bei der Hauptversammlung 

des VKA 1983. Der Antrag der Stadt Solingen, 
der vom RWE Sofortmaßnahmen gegen den 
besonders auch in den Wäldern der Klingen- 
städter wütenden Sauren Regen forderte, wur- 
de abgeschmettert. Der Grund dafür ist klar. 
Der Antrag hätte mehr Kosten für das RWE und 
damit eine geringere Dividende, sprich Einnah- 
me für die Kommunen bedeutet. Wer schlach- 
tet schon gerne die Kuh, die ihm Milch gibt? 
An diesem Beispiel wird zweierlei deutlich. Zum 
einen zeigt es, welches Macht- und Kontrollin- 
strument der VKA sein könnte, wenn sich die 
Kommunen zu einer kritischen einheitlichen 
Haltung gegenüber dem RWE entschließen 
könnten. (siehe auch Kap. 9) 
Zum anderen wird deutlich, wie sich das Ver- 
hältnis der Kommunen zum RWE in der Ge- 
schichte verändert hat. War in der Anfangszeit 
das RWE auf die Kommunen alsGeldgeber und 
Wegerechtsinhaberangewiesen, sosind heute 
die Kommunen von Geldzuweisungen und 
Stromlieferungen des Monopolisten RWE ab- 
hängig. 
Bequemere Aktionäre kann sich das RWE ei- 
gentlich gar nicht wünschen. So ist es zu erklä- 
ren, daß das RWE nach wie vor das Loblied der 
Gemischtwirtschaft singt. 



2. Die Einführung der Verbundwirt- 
schaft 

Heute arbeiten alle Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen (EVU) der Bundesrepubik in ei- 
nem Stromverbund zusammen. In diesem setzt 
jedes einzelne EVU seine Primärenergien und 
Kraftwerkstypen optimal ein, nutzt zusammen 
mit anderen EVU das gemeinsame Leitungs- 
netz (Verbundnetz) und liefert Strom an andere 
EVU. 
Auf den ersten Blick erscheint es unsinnig, daß 
die EVU, die doch Konkurrenten sein sollten, 
ein gemeinsames Leitungsnetz benutzen und 
einander auch rioch Strom liefern. Näher be- 
trachtet stellt sich aber heraus, daß dieses ein 
äußerst kostensparendes Produktionsverfah- 
ren ist, das natürlichvom RWEerfundenwurde. 
Der technische Verbund beruht auf drei Vor- 
aussetzungen. Die wirtschaftliche Vorausset- 
zung bildet die Braunkohle, die eine billige 
Grundlaststromerzeugung ermöglicht. Die Ge- 
rnischhvirtschaft stellt die öffentlich-rechtliche 
Basis für den Verbund dar, denn ohne Wege- 
und Enteignungsrechtewäreder Bauvon Fern- 
leitungen nicht möglich gewesen. Die Fernlei- 
tungen selbst schließlich sind die technische 
Voraussetzung für den Verbund. Sie verbinden 
die räumlich getrennten Kraftwerke miteinan- 
der. So ist es möglich, den wirtschaftlichen 
Standort auf der Kohle bzw. am Wasser beizu- 
behalten. Diese Standortpolitik kann ihrerseits 
ebenfalls als Grund für den Verbund angese- 
hen werden. 
Die Idee zum Verbund hatte Hugo Stinnes, der 
sie jedoch nur in ersten Ansätzen verwirklichte. 
Arthur Koepchen wurde dann der eigentliche 
Wegbereiter der Verbundwirtschaft. 

Vorreiter der Verbundwirtschaft: RWE 

Wie bereits erläutert, bestand Stinnes' Ziel in 
der Expansion des RWE, dieer nur durch mög- 
lichst billige Stromerzeugung vorantreiben 
konnte. Billiger wird die Stromproduktion im- 
mer dann, wenn die Kraftwerkskapazitäten 
kontinuierlich ausgenutzt werden können. Dies 
wollte Stinnes auf zwei Wegen erreichen. Zum 
einen vergrößerte er durch die Gemischtwirt- 
schaft seinen Abnehmerkreis und glich durch 
die verschiedenen Abnehmerarten die Spitzen 
und Täler der Strombelastungskurve an. Zum 
anderen suchte er nach neuen Kraftwerksty- 
pen, die sich schneller und billiger an- und ab- 
schalten ließen. 

Den ersten Schritt zu diesem Verbund ver- 
schiedener Kraftwerkstypen machte das RWE 
bereits 1903104. Esvereinbarte mit Zechen und 
Hüttenwerken Gegenseitigkeitsverträge.Tags- 
über erhielten die zecheneigenen Elektrizitäts- 
zentralen vom RWE zusätzlichen Strom. 
Abends lieferten sie Elektrizität ans RWE zum 
Ausgleich der Lichtspitze. Durch diese Gegen- 
seitigkeitsverträge schlug das RWE zwei Flie- 
gen mit einer Klappe. Es gewann die großen in- 
dustriellen Stromverbraucher als Kunden und 
vermied den Bau von teuren Spitzenlastkraft- 
werken, d. h. von Kraftwerken, die lediglich zu 
Spitzenverbrauchszeiten angeschaltet wer- 
den. 
DieKraftwerkewerden nach Grund-, Mittel-und 
Spitzenlast eingeteilt. Kraftwerke, die eine lan- 
ge Vorlaufzeit benötigen, bis sie Strom liefern 
können, werden im Grundlastbereich einge- 
setzt. DasistjenerStromsockel,der, zumindest 
tagsüber, kontinuierlich abgenommen wird. In 
Zeiten höhererstromverbräuche werden Kraft- 
werke mit kürzeren Vorlaufzeiten, d. h. Mittel- 
und Spitzenlastkraftwerke zugeschaltet. 
Stinnes konnte allein durch Gegenseitigkeits- 
verträge den steigenden Stromverbrauch nicht 
abdecken. Deshalberwarb und bauteer billiger 
arbeitende Braunkohlenkraftwerke (1 905106 
Kauf des Elektrizitätswerks Berggeist, 191 4 
Bau des Goldenberg-Werkes). Damit fügte er 
nicht nur verschiedene Kraftwerkstypen, son- 
dern auch verschiedene Primärenergien, zu ei- 
nem Verbund zusammen. 

Die lange Leitung des Stromriesen 

Zum Sprung in die Verbundwirtschaft großen 
Stilssetzte das RWE jedoch erst ab 1924 unter 
der Führung von Arthur Koepchen an. Dieser 
ließ eine 800 km lange Hochspannungsleitung 
vom Hauptumspannwerk Brauweiler bei Köln 
bis,zuden Vorarlberger lllwerken nach Bludenz 
in Osterreich legen. Diese Leitung verband den 
schwarzen Kohlestrom mit dem weißen Was- 
serstrom. Tagsüber lieferten die Wasserkraft- 
werke des Südens Strom in die Industriegebie- 
te des Nordens. Doch die Wasserkraft konnte 
noch mehr als lediglich billig und schnell zur 
Spitzendeckung zugeschaltet zu werden. Sie 
wurde auch eingesetzt, um die Täler in der Be- 
lastungskurve auszufüllen, d. h. um zu verhin- 
dern, daß in Zeiten extrem geringen Stromver- 
brauchs die Grundlastkraftwerke gedrosselt 
werden mußten. 
Die überschüssigen Kohlekapazitäten wurden 



--P 

Abb. 4: NutzbareStromabgabedesRWE 1900-1933 

Mid kWh 

JAHR 

Abb. 5: NutzbareStromabgabedesRWE 1900-1 983 

dazu genutzt, nachts das Wasser der Pump- 
speichemerke den Berg hinauf in die Speicher 
zu leiten. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß 
die am 17. April 1930 in Betrieb genommene 
Südleitung bereits für eine Spannung von 380 
kV konzipiert war. Koepchen hatte, in weiser 
Voraussicht der zukünftigen Stromsteigerun- 
gen, die Elektroindustrie unter Druck gesetzt, 
damit sie für das RWE Leitungen entwickele, 
diedie zu dieser Zeit technisch machbaren 220 
kV bei weitem übertreffen sollten. Die Leitun- 
gen hätten bereits im Jahre 1930 die Leistung 
von 380 kV übertragen können, doch erst 27 
Jahre später flossen erstmals 380 kV durch ei- 
ne Höchstspannungsleitung, nämlich 1957 
durch die Leitung Rommerskirchen-Hohen- 
eck. 
Beim Bau der Südleitung drang das RWE in Ge- 
biete ein, die bis dahin nicht von ihm versorgt 
wurden. Dank der Gemischtwirtschaft gelang 
es ihm aber relativ problemlos, die notwendi- 

gen Wege- und Enteignungsrechte zu erlan- 
gen. Darüber hinausergabsich der äußerst will- 
kommene Effekt, daß die Gemeinden, durch 
die die Leitung verlaufen sollte, Stromliefe- 
rungsverträge mit dem RWE abschlossen. Die 
Südleitung ermöglichte also nicht nur den Ver- 
bund, sondern befriedigte auch in großem Ma- 
ße den Expansionsdrang des RWE. 
Schwierigkeiten ergaben sich nur, als das RWE 
den Main überschreiten wollte. Dieses Gebiet 
gehörte dem Preußischen Staat, der sich erst 
im Jahr 1927 bereit erklärte, einen Demarka- 
tionsvertrag mit dem RWE zu schließen. 
Mit solchen Verträgen, die das RWE erstmals 
1908 geschlossen hatte (1. Elektro-Friede mit 
Kommunen in Westfalen), grenzten das RWE 
und die anderen EVU ihre Versorgungsgebiete 
gegeneinander ab. Dies hatte den Vorteil, daß 
sie ihre Kraft nicht in Konkurrenzkämpfen ver- 
schleißen mu8ten. Jeder bakam sein Monopol- 
gebiet zugesprochen, in dem er unumschränkt 
regieren konnte. 



Heute ist die gesamte Fläche der Bundesrepu- 
blik auf 9 EVU aufgeteilt, die in schönster Ein- 
tracht nebeneinander leben und miteinander 
Geschäfte machen. Sie handeln nachdem Mot- 
to: Wenn du den Konkurrenten nicht aufkaufen 
kannst, dann arbeite wenigstens mit ihm zu- 
sammen. So ist es zu erklären, daß mittels der 
Demarkationsverträge aus den ehemaligen 
Konkurrenten Partner wurden. 

Verbrüderung im Herbst 
Die große Verbrüderung fand bereits im No- 
vember 1948 statt, als auf Betreiben des dama- 
ligen RWE-Vorstandsmitglieds Heinrich Schöl- 
ler die Deutsche Verbundgesellschaft gegrün- 
det wurde. In ihr planen und betreiben die EVU 
bis heute ein gemeinsames 380 kV-Leitungs- 
netz, dasVerbundnetz. Anlaßfürdie Gründung 
war die erneut drohende Sozialisierung der 
Energiewirtschaft, die dadurch verhindert wer- 
den konnte. 

Es gibt jedoch eine Reihe handfester ökonomi- 
scher Gründe, die für dieses Gemeinschafts- 
netz sprechen. Die gemeinsame Nutzung ver- 
meidet den Bau von Doppelleitungen. Groß- 
kraftwerke werden gefördert, denn der Tran- 
sport großer Strommengen ist kein Problem 
mehr. Schaut man auf die Karte der Bundesre- 
publik, dann zeigt sich, daß insbesondere das 
RWE mehrere nicht zusammenhängende 
Stromversorgungsgebiete besitzt. Es ist also 
nötig, den Strom über Gebiete anderer EVU 
hinweg zu transportieren. Dies ist durch das 
Verbundnetz kein Problem mehr. 

Mit der gemeinsamen Nutzung des Leitungs- 
netzes, das übrigens nicht nur auf die Bundes- 
republik beschränkt, sondern an das europäi- 
sche Verbundnetz angeschlossen ist, sind die 
partnerschaftlichen Beziehungen jedoch noch 
nicht erschöpft. Die EVU beliefern einander 
auch mit Strom, und können damit die unter- 
schiedlichen Kraftwerkstypen rationeller nut- 
zen. Das RWE z. B. erhält Steinkohlestrom von 
den VEW. Es ist allerdings nicht exakt zu klä- 
ren, mit welchen Verrechnungspreisen die 
Stromgiganten einander aus den Nachttälern 
heraus- und auf die sogenannten Lichtspi!zen 
bei Tage hinaufhelfen. 
A'propos Nachttäler. Es ist - natürlich - ei- 
nem RWE-Mann zu danken, daß heutzutage 
die Nachttäler nicht mehr so tief sind. 
Der Ingenieur Bernhard Stoy hatte nämlich An- 
fang der sechzigerJahredie Nachtspeicherhei- 
zung erfunden, die sich ja besonders als Bei- 

trag zur Energieverschwendung einen Namen 
gemacht hat. 
Heute nutzt das RWE im technischen Verbund 
alleverfügbaren Primärenergien: Wasserkraft, 
Braunkohle, Steinkohle, Erdöl, Erdgas und 
Kernenergie. 
DieVerbundwirtschaft war und ist für das RWE 
einvoller Erfolg. Sie hat eine rationellerestrom- 
produktion ermöglicht, neue Versorgungsge- 
biete erschlossen, die ehemaligen Konkurren- 
ten zu Partnern gemacht und damit ihre Rolle 
als Meilenstein auf dem Weg des RWE zum 
größten deutschen Stromversorgerzurvollsten 
Zufriedenheit erfüllt. 

3. Der Erwerb der Braunkohle 
Schon in den ersten Jahren nach der Übernah- 
me des RWE durch Stinnes und Thyssen ge- 
wann die Braunkohle an Bedeutung. Aufgrund 
ihres hohen Wassergehalts Iäßt sie sich in den 
Kesseln der Kraftwerke bequem zu Dampf um- 
wandeln. Dasie imTagebau gewonnen wird, ist 
sie sehr viel billiger als die Steinkohle. Aller- 
dings nur unter der Bedingung, daß das Prinzip 
des Standorts „auf der Kohle" beibehalten 
wird. Weil das RWE die Elektrizität möglichst 
billig herstellen wollte, um sodie Expansion for- 
cieren zu können, war und ist die Braunkohle 
der ideale Rohstoff. 
Bereits im Jahre 1905 erwarb das RWE das 
Braunkohlenkraftwerk Berggeist (3,31 MW) bei 
Brühl. 
Allerdings war das RWE nicht der einzige, der 
die Vorzüge der Braunkohle zu nutzen wußte. 
Dies wurde ihm schmerzhaft klar, als es 1910 
mit der Stadt Köln über einen Stromlieferungs- 
vertrag verhandelte. Köln äußerte den Wunsch, 
den Strom über seine Stadtwerke selber an die 
Industrie und den Landkreis Köln zu verteilen. 
Dies war für das RWE unannehmbar, da es mit 
der Industrie und den Gemeinden Einzelverträ- 
ge abschließen wollte. 
Unbequem wurde die Situation für das RWE, 
alsein Konkurrent auftauchte, derden Wunsch 
der Stadt Köln akzeptierte und der zu allem 
UberflußebenfallsseinenStrom aus Braunkoh- 
le herstellte. Dieser Konkurrentwar PauI Silver- 
berg. 1903 hatte er von seinem Vater die For- 
tuna AG für Braunkohlenbergbau und Brikettfa- 
brikation" übernommen. die er 1908 nach eini- 
gen Erwerbungen und ~a~ i t a l e rhöhun~en  in 
die Rheinische AG für Braunkohlenberqbau 
und Brikettfabrikation (Rheinbraun) umbe- 
nannte. Diese Firma verfügte über große 
Braunkohlengruben und beherrschte den Bri- 



kettverkauf im Rheinland. Silverbergs Macht- 
position in der Braunkohlenwirtschaft wird U. a. 
dadurch deutlich, daß es ihm gelang, im 
,Braunkohlen- und Brikett-Verkaufsverein' ei- 
ne Norm für ein einheitliches Brikett durchzu- 
boxen. Die in ganz Deutschland in Gewicht, 
Größe und Gestalt einheitlichen Union-Briketts 
mit den gekreuzten Hämmern sind seine Erfin- 
dung. 
Silverberg war einer der ersten, der die Chan- 
cen der Braunkohle auf dem Elektrizitätsmarkt 
erkannte. Im Jahre 191Oerrichteteerauf seiner 
Grube ,,Fortunau ein Braunkohlenkraftwerk 
und bot der Stadt Köln die Strombelieferung an. 
Das RWE sah jedoch diesem Techtelmechtel 
zwischen Rheinbraun und Köln nicht tatenlos 
zu. Esging auf die Dörferund handelte mitzahl- 
reichen Gemeinden des Landkreises Köln 
Stromlieferungsverträge aus. Ausschlagge- 
bend für den Vertragsabschluß waren vieler- 
orts die äußerst zahlungskräftigen Argumente 
des RWE. Es senkte den Strompreis auf kon- 
kurrenzlose 30 Pfg pro kWh, bot hohe Konzes- 
sionsabgaben und sponsorte die Landräte mit 
gut dotierten Posten im RWE-Verwaltungsbei- 
rat und mit RWE-finanzierten Dienstwagen für 
ihre Reisen im RWE-Auftrag. 
Silverberg konnte bei solchen großzügigen Ge- 
schenken nicht mithalten. Lediglich die Stadt 
Köln und die Gemeinde Mülheim schlossen mit 
ihm Stromlieferungsverträge. Mülheim konnte 
er nur deshalb zum Vertragsabschluß bewe- 
gen, weil er den Bau einer neuen Brücke 
versprach. 
Das RWE hatte damit den Konkurrenten Silver- 
berg eingekreist, doch ersaß wie ein Stachel im 
Fleisch des RWE-Gebietes. Und das sogar in 
doppelter Hinsicht. Er versorgte nicht nur die 
Großstadt Köln mit Strom, sondern er verfügte 
auch über große eigene Braunkohlengruben, 
während das RWE sich seine Braunkohle müh- 
sam durch Lieferverträge sichern mußte. 

Der Beginn der Großerzeugung mit 
Braunkohle 

Lieferantendes RWE waren U. a. die Braunkoh- 
len und Brikettwerke Roddergrube AG in Knap- 
sack. Im Jahr 1914 schlossen RWE und Rod- 
dergrube einen Rohbraunkohlenlieferungsver- 
trag. Gleichzeitig wurde auf der Grube Verei- 
nigtevilleder Roddergrube die Vorgebirgszen- 
trale errichtet, die später nach ihrem Erbauer, 
dem Vorstandsmitglied Bernhard Goldenberg, 
benannt wurde. Dieses Kraftwerk ging Anfang 

April 1914 mit 2 Turbinen von je 15 MW ans 
Netz. Damit begann das RWE die Großerzeu- 
gung auf der Braunkohlenbasis. Das Golden- 
berg-Werk wurde beständig ausgebaut und 
war Ende des ersten Weltkriegs mit 190 MW 
das größte und modernste Kraftwerk Europas. 
Um für dieses Kraftwerkdie Rohstoffbasiszu si- 
chern, unterzeichnete das RWE am 4. Novem- 
ber 1920 mit der Roddergrube einen Interes- 
sengemeinschaftsvertrag für 90 Jahre. Nach 
diesem Vertrag wollten die beiden Partner „in 
einer die beiderseitigen Interessen fördernden 
Gemeinschaft zusammenarbeiten unter Auf- 
rechterhaltung ihrer Selbständigkeit als juristi- 
sche Personen" (O-Ton RWE). Die Festlegung 
von 90 Jahren Zusammenarbeit war in Anbe- 
tracht des ,einnehmendenc Wesens des RWE 
eine Farce. Bereits ein Jahr später machte das 
RWE den Roddergruben-Aktionären das Ange- 
bot, im Wertvon 95 Mio. Markzwei RWE-Aktien 
gegen eine Roddergrube-Aktie einzutauschen. 
Im gleichen Jahr erhöhtedas RWE sein Aktien- 
kapital um 400 Mio. Mark auf 550 Mio. Mark. 
Damit war es für das RWE ein Kinderspiel, den 
Aktientausch auszuführen und somit ohne gro- 
ße eigene Verluste in den Besitz der Aktien- 
mehrheit der Roddergrube zu kommen. 
Mittlerweile war Paul Silverberg in den Auf- 
sichtsrat des RWE eingetreten und beide Ge- 
sellschaften besaßen Aktien der jeweils ande- 
ren. Dennoch stand die Rheinbraun immer 
noch ganz oben auf derwunschliste des RWE, 
denn ihre bloße Existenz verhinderte das 
Braunkohlenmonopol des RWE und war somit 
ein ständiges Argernis. 
Erst in den Jahren 1932133 gelang dem RWE 
der heißersehnte Rheinbrauncoup. Initiator 
dieses Lehrstücks in wundersamer Kapitalver- 
mehrung war Friedrich Flick. Er wußte um die 
geheimen Wünsche des RWE und nutzte sie, 
um seine Steinkohlen-Interessen zu verfolgen. 
Sein eigentliches Ziel war die Aktienmehrheit 
der Steinkohlengesellschaft Harpener Berg- 
bau AG. Rheinbraun besaß Aktien dieser Ge- 
sellschaft. An die wollte Flick heran. Zu diesem 
Zweck setzte er seine Rheinbraun-Aktien ein. 
,,Flick hatte, bevor er die Mehrheit der Gelsen- 
kirchener Bergwerks-AG (GBAG) ans Reich 
verkaufte, die 13 Mio. RM Rheinbraun-Aktien 
der GBAG für seine Charloitenhütte erworben, 
die bereits8 Mio. RM deswertvollen Braunkoh- 
lenpapiers besaß," stellt einige Jahre später 
der Wirtschaftschronist Pritzkoleit fest. 
Diese 21 Mio. RM Rheinbraun-Aktien bot Flick 
Silverberg imTausch gegen dessen36 Mio. RM 



Harpener-Aktien an. Silverberg nahm Flick ver- 
ständlicherweise nicht ernst. Auch Flicks Dro- 
hung, das Rheinbraun-Paket anderweitig zu 
verkaufen, ließ ihn kalt. Vom RWE, glaubte er, 
gehe keine Gefahr aus, da es nicht genügend 
Bargeld besaß, um diese Aktien kaufen zu 
können. 
Flick wußte dies auch, und schlug deshalb dem 
RWE folgendes Tauschgeschäft vor. Er wollte 
dem RWE die Aktienmehrheit bei Rheinbraun 
verschaffen und als Bezahlung für diesen 
Freundschaftsdienst sollte ihm das RWE die 
Harpener-Aktien aus den Tresoren der Rhein- 
braun übergeben. 

Flicks schmutziges Geschäft 
Arthur Koepchen und Ernst Henke vom 
RWE-Vorstand, denen Flick dieses Angebot 
unterbreitete, waren natürlich hocherfreut, 
wenn auch zunächst skeptisch. Sie hatten 
selbst erfahren müssen, daß sich die Rhein- 
braun-Pakete der notwendigen Größenord- 
nung allesamt in festen Händen befanden. Ein 
Paar dieser festen Hände gehörte Fritz Thys- 
Sen, der von seinemvater ein als unverkäuflich 
angesehenes Rheinbraun-Paket geerbt hatte. 
Thyssen war überzeugter Nazi und konnte es 
wohl nicht verwinden, daß der von Juden ab- 
stammende Protestant Silverberg, der zu- 
nächst mit den Sozialdemokraten zusammen- 
gearbeitet hatte, ab Sommer 1932 einen 
Rechtsruckvollzog und ihm nun Konkurrenz im 
eigenen politischen Lager machte. 
Karweina schreibt in seinem Buch über den 
„Strom-Staat", daß diese persönliche Rivalität 
zwischen Silverberg und Thyssen mit ein 
Grund dafür gewesen sein könnte, daß Thys- 
Sen seine Rheinbraun-Aktien an Flick verkauft 
hat. Da Flick-ohneThyssen-bereits21 Mio. 
RM ( =  28,75010) Rheinbraun-Aktien besaß, ist 
möglicherweise das 1931 von der Danat-Bank 
beschaffte 8 Mio. RM Paket, zumindest zum 
Teil, identisch mit dem Thyssenschen Rhein- 
braun-Paket. (Siehe auch Kap. 2.1, Der Rhein- 
braun-Coup). 
Flick überließ dem RWE danach seine Rhein- 
braunAktien. Das RWE verfügte dadurch, zu- 
sammen mit seinen eigenen Rheinbraun-Ak- 
tien, über die Mehrheit. Noch in der gleichen 
Nacht, in der Koepchen und Henke die 
Rheinbraun-Aktien in Empfang nahmen, fuh- 
ren sie von Berlin, dem Wohnsitz Flicks, nach 
Köln. Am nächsten Morgen überrumpelten sie 
dort Silverberg. Dieserwar zunächst ungläubig 
und fragte lachend: „HerrHenke, istdenn beim 

RWE das goldene Schiff aus Amerika ange- 
kommen? Ich kenne doch das RWE." Doch die 
beiden RWE-Bosse schwiegen zu dieser Fra- 
ge. Selbst diesen gewieften Geschäftsleuten 
war es wohl peinlich zuzugeben, daß sie die 
Mehrheit von Rheinbraun mit Teilen von Rhein- 
braun erworben hatten. 
Silverberg wehrte sich gegen die RWE-Bevor- 
mundung, doch selbst juristische Schritte nütz- 
ten nichts. Am 31. März 1933 schied er aus dem 
Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden bei Rhein- 
braun aus, am 3. August 1933 legte er auch den 
Posten des Aufsichtsratsvorsitzenden bei Har- 
pen nieder. Da die antisemitischen Ausschrei- 
tungen immer heftiger wurden, emigrierte er 
Ende 1933 in die Schweiz. 
Das RWE übernahm das Kommando bei Rhein- 
braun. Einer der ersten Geschäftsvorgänge be- 
stand darin, wie verabredet, die Harpener-Ak- 
tien auf Friedrich F?ick zu überschreiben. 
Damit endete die Ara Silverberg. Von nun an 
war die rheinische Braunkohle fest in RWE- 
Hand. 
Den (vorläufigen) Schlußstrich in Sachen 
Braunkohlezog das RWE irn Jahr 1959. Im De- 
zember dieses Jahres wurden die Roddergru- 
be, die Braunkohlen IndustrieZukunft bei Weis- 
weiler, das Braunkohlenbergwerk Neurzth AG 
und die ehemals Silverbergsche Grube zur 
,Rheinischen Braunkohlenwerke AG', kurz 
Rheinbraun genannt, zusammengeschlossen. 
Diese neu formierte Rheinbraun ist eine 
99,8O/oige Tocher des RWE. 
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Die Atornenergienutzung versprach 
paradiesische Zustande 3 

%P 'I 

Die Atomwirtschaft in der Bundesrepublik ist 
ohne den Essener Energiekonzern heute kaum 
denkbar. Bei der Suche nach Uran, beim Bau 
und Betrieb von Atomkraftwerken, bei Plänen 
zur Aufbereitung abgebrannter Brennelemen- 
te ist das RWEebensodabei, wiebei Bemühun- 
gen um ein europäisches Brüterprogramm. 
Daß die enge Liaison mit'der Atomkraft durch- 
aus nicht immer so selbstverständlich war, wie 
das heute den Anschein haben mag, wird in der 
1960 geäußerten Klage des damaligen Atom- 
ministers Siegfried Balke gegenüber dem 
Kanzleramt deutlich: Das RWE versuchte „mit 
allen Mitteln der Propaganda, die Atomkraft als 
Utopie  hinzustellen“.^ 
Die Abneigung der Essener gegenüber dem 
Atom hatte ihren Grund. Als das Nachkriegs- 
deutschland der fünfziger Jahre euphorisch 
zum großen Sprung ins ,Atomzeitalter' Anlauf 
nahm, die SPD in der Präambel des Godesber- 
ger Programms Hoffnung auf Lebenserleichte- 
rung und Wohlstand im „atomaren Zeitalter" 
bekundete, und selbst der Philosoph und Ge- 
sellschaftskritiker Ernst Bloch glaubte, Atom- 
kraft schaffe „aus Wüste Fruchtland, aus Eis 
Frühling" und von Rivieraklima an den Gesta- 
den Grönlands und Sibiriens träumte,zblieben 
die RWE-Manager kühle Rechner. Sie brauch- 
ten die Atomenergie schlichtweg nicht, weil 
sich ihre Verwertungsinteressen auf 55 Mrd. t 
heimischer Braunkohle im Dreieck Bonn, Aa- 
chen, Düsseldorf gründeten, einer Menge, de- 
ren Energieinhalt, so Rheinbraundirektor 
Speich, ,,beispielsweiseden Erdölvorräten des 
Iran entspricht".3 



Zur 
Doppelrolle 

Bereits Anfang des Jahrhunderts begann die 
Braunkohlenpolitik des RWE. Sie setzte sich 
vor allem durch große Wirtschaftlichkeit durch 
und war alsbald Garant der RWE-Strom- 
Versorgung (vgl. Kap. 2.3). 
Der sprunghafte Ausbau der Energieerzeu- 
gung auf Braunkohlenbasis und damit die Ent- 
wicklung des RWE zum größten Stromverkäu- 
fer des Landes fällt jedoch in die beiden ersten 
Jahrzehnte nach dem 2. Weltkrieg - in jene 
Zeit also, als der Atomkraft staatlicherseits der 
Weg geebnet werden sollte. Uber einen Organ- 
schaftsvertrag wurde Rheinbraun am 
28. 12. 1959 zur fast 1OOprozentigen Tochter 
des RWE. Erst dieser Firmenzusammenschluß 
brachte die Kapitalkonzentration, die nötig war, 
ab den sechziger Jahren den Tieftagebau in 
großem Stil zu betreiben, d. h. mit neuent- 
wickelten Schaufelradbaggern und einer För- 
derleistung von 240.000 t proTag großflächig in 
Tiefen bis zu 500 m vorzustoßen. 
Parallel zur Weiterentwicklung der Abbautech- 
niken arbeitete der Energiekonzern am ständi- 
gen Ausbau seiner Verstromungskapazitäten. 
In den fünfziger Jahren entstanden die Kraft- 
werke Fortuna II und 111 (435 und470 MW), und 
das Goldenbergwerk (856 MW). Die Errichtung 
der ersten drei Blöcke des Kraftwerks Weiswei- 
ler fällt ebenfalls noch in die fünfziger, ebenso 
wie die von Frimmernsdorf. In den sechziger 
Jahren folgte Niederaußem und in den siebzi- 
gern das Kraftwerk Neurath. 

Bundesdeutsche Energiezentrale auf 
Braunkohle 

Ohne Übertreibung Iäßt sich von einer bundes- 
deutschen Energiezentrale zwischen Bonn, 
Aachen und Düsseldorf auf der Basis von 
Braunkohle sprechen. 
Da die dort angesiedelten Kraftwerke Grund- 

laststrom erzeugen, war es für den RWE- 
Vorstand in den fünfziger und frühen sechziger 
Jahren nicht plausibel, in eine Technologie zu 
investieren, die letztlich nur dazu führen konn- 
te, der bis dahin konkurrenzlos billigen Braun- 
kohle den Rang in der Grundlast streitig zu ma- 
chen. Darüber hinaus waren Anlagekosten und 
unüberschaubare Betriebsrisiken so hoch, daß 
ein Einstieg in die Atomenergie aus unterneh- 
merischem Antrieb zum Vabanque-Spiel ge- 
worden wäre; im übrigen bestand auch derzeit 
überhaupt kein Bedarf nach weiterem Kraft- 
werkszubau. 
So waren frühe Überlegungen, die in Richtung 
Atomenergienutzung führten, weniger an kon- 
kreten Kraftwerksprojekten orientiert, als viel- 
mehr auf ein scheinbar magisches Endziel fi- 
xiert: den Schnellen Brüter! Gerüchte, in den 
USA sei die Brüterwirtschaft bereits in vollem 
Gange (in Wirklichkeit lief nur ein Versuchsre- 
aktor mit 0,l MW, der später nach einem Unfall 
- Core-Schmelze - endgültig ausfiel), ließen 
im Wiederaufbaudeutschland der frühen sech- 
zigerJahreden Eindruckaufkommen, daßeine 
strahlende Zukunft gesicherter Energieversor- 
gung bevorstünde. Joachim Radkau, dem wir 
die Aufarbeitung zahlreicher Akten des Bun- 
desatomministeriums und weiteren bislang un- 
gesichteten Materials zur Geschichte der 
Atomwirtschaft verdanken, zitiert den Atom- 
kraftskeptiker im RWE-Vorstand, Schöller. Die- 
ser betonte 1956, daß „alle Uberlegungen bei 
der Erörterung eines Reaktorprogramms dar- 
auf gerichtet sein müßten, wie man am schnell- 
sten zum Brüter kommeW.4 Wie wenig diese 
Aussicht aber mit der aktuellen Situation der 
Energieversorgung zu tun hatte, wird in einer 
Ansprache Schöllers im gleichen Jahr vor dem 
RWE-Aufsichtrat deutlich: Ihm sei „ganz un- 
verständlich, wie maßgebende Männer glau- 
ben, angesichts der kommenden Atomenergie- 
erzeugung von dem Aufschluß neuer Kohlen- 
felder unddem Bau von Wasserkraftwerken ab- 
raten zu müssen, wo doch die Atomenergie in 
absehbarerZeit nurein ,ergänzendes1 und kein 
,ersetzendes1 Energiemittel sein" werde.5 

0. Lobl, Berater beim RWE und Atom-Skeptiker 
faßt die damalige Atmosphäre folgendermaßen 
zusammen: „Alles war hoffnungsfroh ge- 
stimmt, das Atomzeitalter war angebrochen, 
die Zukunft hatte begonnen. Nur eine Gruppe 
machte Vorbehalte. Es waren dies die großen 
Stromversorgungsunternehmen, darunter das 
größte von ihnen, das RWE. Sie wollen an das 
goldene Zeitalter nicht recht g l a~ben . "~  



So lassen sich Ende der fünfziger Jahre folgen- 
de Kontrahenten ausmachen: 
- Entwicklungsfirmen samt Zulieferbetrie- 

ben, die mögliche Kraftwerksaufträge auf 
Eis gelegt sahen; 

- Zwei Atomminister - Strauß (1 955156) und 
Balke (1956-62) - die vehement das 
Schreckgespenst des technologischen An- 
schlußverlustes an die Wand malten und 

- Die Gruppe der im Verbund zusammenge- 
schlossenen Energieversorger, die kein In- 
teresse an betriebswirtschaftlichen Aben- 
teuern und der gesamtwirtschaftichen Ar- 
gumentation des Atomministeriums zeig- 
ten.7 

Wenn sich die Atomlobby in den sechziger Jah- 
ren dennoch durchzusetzen vermochte, so fin- 
den sich Gründe dafür zunächst in den ökono- 
mischen Rahmenbedingungen. Die Elektroin- 
dustrie hatte in den Nachkriegsjahren einen 
steilen Aufschwung erlebt und sah sich nach 20 
Jahren erstmals mit einem weitgehend gesät- 
tigten Markt bei Haushalts-, Rundfunk- und 
Fernsehgeräten konfrontiert. Ungenutzte Pro- 
duktionskapazitäten waren die Folge. Die Re- 
zession 1966167 schränkte die Inlandnachfra- 
ge weiter ein, und ließ die Atomkraft zur hoff- 
nungsbeladenen Zukunftstechnologie für eine 
Branche werden, die nach neuen Märkten Aus- 
schau hielt. 

Der Zwang zum Milliardenrausch 
Die Elektrizitätswirtschafi hatte ihrerseits mit 
,Uberkapazitätenl zu kämpfen, weniger jedoch 
in Form ungenutzter Anlagen als in Form von 
barem Geld, das allein ausGründen der Steuer- 
ersparnis zur Investierung drängte. Als Kriegs- 
gewinnler aus den Völke'rschlachten hervorge- 
gangen - nach Aufräumungsarbeiten und Re- 
paraturen waren 1945 rund 90% der Anlagen 
betriebsbereite - fehlte es nach dem Zubau 
weiterer Kraftwerke zu Beginn der siebziger 
Jahre an neuen gewinnversprechenden Inve- 
stitionsbereichen. Die FAZ diagnostizierte in 
der RWE-Bilanz von 1967168 ,,üppige Liquidi- 
tät"9 und die Süddeutsche Zeitung kommen- 
tierte 1972 angesichts neu zu investierender 
Abschreibungen: ,,RWE sieht sich zum Milliar- 
denrausch gezwungen".lO 
Gerade die Möglichkeit, bei vollem Säckel Ab- 
schreibungschancen zu nutzen, machte nun 
auchdie Atomenergiemit all ihren unternehme- 
rischen Unwägbarkeiten wieder interessant 
und andere Projekte ähnlicher Größenordnung 
gab es schlichtweg nicht. 

Eine weitere Erklärung für den Durchbruch der 
Atomwirtschaft findet ihren Ursprung in der al- 
ten Rivalität zwischen den großen im Verbund 
zusammengeschlossenen EVU und den klei- 
neren kommunalen Versorgungsbetrieben. 
Unter diesem Aspekt Iäßt sich die Geschichte 
des RWE als unentwegter Kampf um Absatzge- 
biete und als ,großes Fressen' kleinerer Kon- 
kurrenten lesen. 
Wie die in Kap. 2.1 skizzierte Geschichtschro- 
nik zeigt, barg die Expansion des RWE vor al- 
lem im Zusammenhang mit den Kommunen ei- 
ne Menge Konfliktstoff in sich. Letztendlich 
wurde eine - mehr als vorläufige - Lösung in 
Form der Abgrenzung der Interessensgebiete 
der EVU gefunden. 
Wie konfliktträchtig die Situation dennoch ge- 
blieben ist, zeigte sich in jüngster Zeit wieder 
einmal, als Kommunen gegen die Omnipotenz 
der Essener aufbegehrten. 
1977 sprachen die Bürgermeister von Köln und 
Düsseldorf schon stolz von einer neuen 
Schlacht bei Worringen. In dem Dorf zwischen 
den beiden großen Nachbarn hatten im Jahre 
1288 Köln-Düsseldorfer Bürgerheere. ihren 
Erzbischof in die Flucht geschlagen. Ahnlich 
entschlossen wollten sich die beiden Städte zu- 
sammen mit Duisburg knapp 700 Jahre später 
aus der Umklammerung des Stromgiganten Iö- 
sen, um ihre Versorgung im Städteverbund zu 
organisieren.'Obwohl das Kind als ,Energiever- 
sorgung Nordrhein' schon einen Namen be- 
kommen hatte, blieb unklar, wie der Stromau- 
stausch zwischen Köln und Düsseldorf gewähr- 
leistet werden sollte. Denn beide Städte sind 
durch RWE-Territorium voneinander getrennt 
und haben keine eigene Stromverbindung. Als 
Kommunalwahlen den Düsseldorfern dann 
auch noch einen neuen Bürgermeister be- 
scherte, war die beschworene Einigkeit von 
1288 endgültig dahin und die Pläne wurden in 
die Schublade gelegt. 

Atomkraft dezentral? 
Doch schon zuvor gab es Unruhe in den Reihen 
der Kommunen - und dasausgerechnet durch 
die Atomenergie. In den fünfzigerJahren waren 
es die sich abzeichnenden Möglichkeiten die- 
ses Energieträgers, die die kommunalen Ver- 
sorger im Kampf um mehr Autonomie gegen 
den Großverbund in die Waagschale werfen 
wollten. Was heute als grandiose Verdrehung 
des Slogans ,Small is beautiful' anmutet, war 
damals ernst gemeint: Dezentralisierung der 
Elektrizitätsversorgung durch Klein-Atomkraft- 



werke in kommunaler Hand. Der Wirtschafts- 
und Verkehrsausschuß des Deutschen Städte- 
tagessprachsich 1956ausdrücklichfürdie Ent- 
wicklung einer „kommunalen Atomenergie- 
wirtschaft" aus, um „die Betätigungsfreiheit 
der kommunalen Versorgungsunternehmen in 
der Atomwirtschaft zu gewährleisten".ll Am 
weitesten gediehen entsprechende Pläne in 
Süddeutschland mit dem Zusammenschluß 
von sechs baden-württembergischen EVU zur 
,Arbeitsgemeinschaft Kernkraftwerk Stutt- 
gart'. In Nordrhein-Westfalen hatten die,Städte 
Oberhausen und Düsseldorf ähnliche Uberle- 
gungen angestellt. 
Wenn es auch- in keinem Fall zur Verwirkli- 
chung dieser angepeilten Minireaktoren kam, 
so hatte doch die lautstarke Träumerei eines 
bewirkt: Bei den großen EVU war sie als Mittel, 
Druck auf die Preise auszuüben, angekommen 
und ernstgenommen worden. Entsprechend 
der Leitlinie von 1902103, „größtmögliche 
Strommengen zur Verfügung zu stellen", fiel 
die Antwortdes RWEauf die kommunaleoffen- 
sive aus. 
Erfahrungen aus den USA hätten gezeigt, daß 
die Wirtschaftlichkeit von AKW's „nur bei ganz 
großen Einheiten etwa in der Größenordnung 
von 700-1.000 MW liegev,12 so RWE-Vor- 
standsmitglied Schöller im Jahre 1956. Mit dem 
Argument der Unwirtschaftlichkeit von Reakto- 
ren kleinerer Größe waren die Kommunalbe- 
triebe aus dem Rennen und die Tür zum Groß- 
kraftwerksbetrieb auch bei der Atomenergie 
ein Stück weiter aufgestoßen. 

Machtspiele im RWE-Vorstand 

In die entscheidende Phase trat die Diskussion 
um das Atomengagement der Energieversor- 
ger in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre. 
Nach der Auftragserteilung für das V ~ ~ S I J C ~ S -  
kraftwerk Kahl (1958) ging 1966 das RWE- 
Demonstrationskraftwerk Gundremmingen 
(237 MW)ans Netz. Im gleichen Jahr kam esfür 
den bis zum späteren Bau von Biblis ausge- 
sprochen publikumsscheuen Konzern zu ei- 
nem Novum. In der Fachzeitschrift ,atomwirt- 
schaft' wurde der Konflikt im RWE um die Ko- 
sten des zukünftigen Atomstroms öffentlich 
ausgetragen. Heinrich Mandel, seit Jahren 
lautstärkster Trommler fdr die Nutzung der 
Atomenergie in RWE-Kraftwerken, kam trotz 
des Eingeständnisses, daß „noch nicht alle Ko- 
stenbereiche durch Erfahrung abgesichert" 
seien, zu dem Schluß, daß „die Kernenergie im 
Verlauf der siebzigerJahre konkurrenzlos billig 

werden wird."l3 Verwirrung mußte bei den Le- 
sern allerdings hervorrufen. daß Mandel zwar 
Heizöl, Erdgas und Steinkohle in den Preisver- 
gleich mit einbezog, sich aber hütete, die 
Braunkohleauch nur mit einem Wort zu erwäh- 
nen. 

Realistischer als die Phantastereien Mandels, 
die in den folgenden Jahren zahlreiche Epigo- 
nen zu weiteren Spekulationen über die ,Ko- 
stenvorteile von Atomstrom' ermuntertenq4, 
war ein Beitrag des RWE-Obergutachters Löbl. 
Er setzte sich mit einem von Euratom entworfe- 
nen grotesken Szenario auseinander, das bis 
zum Jahr2000einenZubauvon 370.000MW (!) 
elektrischer Leistung im EG-Bereich vorsah, 
und die Kostenvorteile bei entsprechendem 
Ausbauder Atomkraft mit 139,3 Mrd. Dollar ge- 
genüber neu zu bauenden Kohlekraftwerken 
bezifferte. Neben diesem ,Absolutwert' fand 
sich im Euratom-Programm noch ein .Barwert' 
des Kostenvorteils in Höhe von 32,2 Mrd. Dol- 
lar, allerdings ohne eine Erklärung, auf wel- 
chen Wert sich die Energiewirtschaft nun stüt- 
zen solle. Der angestrebte Effekt war jedoch so 
einsichtig wie beabsichtigt. Die Summe des 
Preisvorteils beim Vergleich Atomkraft - Koh- 
le mußtesooder sogigantisch erscheinen. Löbl 
legte bei seinen Berechnungen den Mittelwert 
der jährlichen Einsparungen über einen Zeit- 
raum von sechzig Jahren zugrunde ( =  1,42 
Mrd. Dollar) und rechnete die Einsparung auf 
die Gesamtbevölkerung der Europäischen Ge- 
meinschaft um. Das Ergebnis war jetzt weniger 
dramatisch. Dry Kostenvorteil der Atomkraft 
schrumpfte im Jahr auf ganze 7 Dollar pro Kopf 
der Bevölkerung zusammen. Löbls Schluß: 
„Schon mit einem Teil dieser Mehrausgabezu- 
gunsten fossiler Kraftwerke wäre eine Reihe 
von Vorteilen verbunden: Zeit und Ruhe für die 
Entwicklungderkünftigen Reaktortypen, sowie 
für den Aufschluß neuer Uran-Lagerstätten, da 
diederzeit bekannten reichen Erzesonst in we- 
nigen Jahrzehnten zur Neige gehen werden 
und vieles andere mehr." Außerdem ging Löbl, 
im Gegensatz zum RWE-Vorstandmitglied 
Mandel, über die Frage der reinen Stromerzeu- 
gungskosten hinaus und folgerte, daß „ange- 
fangen von der gefahrlosen Beseitigung und 
Unterbringung der kumulativ anwachsenden 
bedeutenden Mengen an radioaktiven Spalt- 
produkten bis zu der immer schwieriger wer- 
denden Standortfrage" noch zahlreiche Pro- 
bleme ungelöst seien. Wenn man dies alles in 
Rechnung stelle, „dann wird der nicht Übermä- 
ßige Mehraufwand von 7 Dollar pro Kopf und 



Die Großtechnik des Braunkohlenabbaus ließ die Begeisterung fur das zivile „Spiel mit den Atomen" erblassen. 

Jahr zusammenschrumpfen und vielleicht so- 
gar negativ werden. "15 

Während man sich beim RWE noch Zeit ließ 
und sich gegenseitig mit dem Rechenschieber 
zu Leibe rückte, quälten die Atomindustrie Ver- 
wertungssorgen. Angesichts ausbleibender 
Großaufiräge drohte sie mit der Auflösung ihrer 
Reaktorbaugruppen. 

RWE stellt Bedingungen 
Vor diesem Hintergrund ergriff der damalige 
Forschungsminister Stoltenberg die Initiative 
und fragte in der Essener Zentrale an, welche 
Bedingungen das RWE für einen Einstieg ins 
kommerzielle Atomgeschäft stelle. Pünktlich 
zum Weihnachtsfest 1966 bekam er eine ein- 
deutige Antwort. Radkau, der ausführlich aus 
dem Schreiben zitiert, spricht von einem 
Grundton des Memorandums, der ,,durch die 
selbstbewußte Uberzeugung bestimmt (wur- 
de), daß das RWE von sich aus in nachster Zu- 
kunft keine Kernkraftwerke benötige und da- 
her, sollte es sich dennoch dazu herbeilassen, 
seine Forderungen stellen könne."l6 

Voraussetzung für den Einstieg in die Atom- 
energie - so das RWE - sei ,,ein Anwachsen 
des Elektrizitätsverbrauchs in etwa gleichem 
oder gar stärkerem Umfang als er in den letzten 
Jahren zu beobachten warW.l7 Man beachte 
die Reihenfolge! Der entsprechende Umkehr- 
schluß, Atomenergie sei notwendige Bedin- 
gung für weiteres wirtschaftliches Wachstum, 
wurde erst in der Propagandaküche der siebzi- 
ger Jahreausgekocht. Ein Jahrzehnt zuvor war 
für das RWE noch eindeutig klar, daß die Nut- 
zung der erst nach dem Krieg geschaffenen Ka- 
pazitäten an Braunkohlenkraftwerken eindeu- 
tig Vorrang vor dem Zubau von Atomkraftwer- 
ken haben müsse. 

Als weitere Voraussetzung sah der RWE- 
Vorstand die Beendigung der ,Erdgas- 
Propaganda' an, da sie ,,mindestens zu einer 
Verminderung der Wachstumstendenzen der 
Elektrizitätsanwendung für Kochen, Heißwas- 
serbereitung und Heizen führen'' könne.18 
Was hier auf der Ebene eines Kampfes Strom 
gegen Gas vorgeführt wurde, war nichts ande- 
res als die alte Auseinandersetzung zwischen 



den großen Verbundunternehmen und den 
kommunalen Energieversorgern. Seit Mitteder 
sechziger Jahre hatten die Kommunen nach 
dem Niedergang der Klein-AKW-Euphorie das 
Erdgas als Mittel entdeckt, die eigene Position 
gegenüber den Verbundgesellschaften auszu- 
bauen. Diese wiederum spekulierten auf die 
Atomkraft als Mittel zur Gegenwehr. Was hier 
bereits anklingt, ist der später mit elektrischer 
Wärmepumpe und Nachtspeicherheizung aus- 
getragene Kampf der EVU vornehmlich um den 
Wärmemarkt. 
Den Abschluß des Memorandums bildete die 
Forderung nach StraffungdesGenehmigungs- 
verfahrens. Damit lagen die Karten offen auf 
dem Tisch. Das Ministerium mußte feststellen, 
daß die Investitionen von bislang fast 3,8 Mrd. 
DM, diean Fördermitteln indie Atomenergie in- 
vestiert worden waren, nicht ausreichten, beim 
wichtigsten Energieversorgungskonzern der 
Republik Interesse am Bau von AKW's zu 
wecken. Die atombegeisterte Ministerialbüro- 
kratie kam zu dem Schluß, daß sich ,mit er- 
schreckender Deutlichkeit" zeige, wie die 
Braunkohlen-Investitionen des RWE „die not- 
wendige rasche Einführung der Kernenergie" 
verzögere.19 (Siehe Kap. 4.2). 

Es bedurfte schon einer gehörigen Provoka- 
tion, um das RWE aus der Braunkohlenecke 
herauszulocken. Ein halbes Jahr nach dem Me- 
morandum wurden Bestellungen für zwei neue 
AKW-Blöcke zu jeweils 600 MW in Stade und 
Würgassen abgegeben. Hinter beiden stand 
als Auftraggeberdie PREAG, einmal direkt, das 
andere Mal über ihreTochter, die NWK(zusam- 
men mit HEW). Die Konkurrenzzwischen RWE 
und PREAG hatte damals bereits eine fast 
40jährige Tradition. 1927 war die PREAG vom 
preußischen Staat mit dem ausdrücklichen Ziel 
gegründet worden, den expansionistischen 
Bestrebungen des RWE einen Gegenpol zu 
präsentieren. Jetzt erlebten die Essener eine 
Neuauflage der alten Auseinandersetzung. Mit 
dem Vordringen der PREAG durch die Auf- 
tragsvergabe, sollte die Spitzenstellung der 
Braunkohle und damit die RWE-Betriebs- 
grundlage erschüttert werden. 
Die ,atomwirtschafi' sah mit der Bestellung der 
zwei AKW ,,nunauch inder Bundesrepublikbei 
zahlreichen EVU steigendes Interesse für die 
neue Energiequelle" aufkommen, war aber mit 
weiteren Prognosen noch vorsichtig, weil der 
Marktführer sich augenscheinlich noch nicht 
endgültig entschieden hatte. „Nur allmählich 
werden auch manche psychologischen Proble- 

me überwunden, die sich anscheinend daraus 
ergaben, daß das größte deutsche EVU seine 
zunächstführende Rolle bei der Einführungder 
Kernenergie vorläufig nicht fortsetzte."*O 
Mitte 1968 jedoch hatte auch die Atomwirt- 
schaft sowie ihre gleichnamige Zeitschrift 
Grund zum Jubeln. Der „lang erwartete Be- 
schluß" des RWE zum Bau seines ersten gro- 
ßen kommerziellen AKW's „scheint jetzt dicht 
bevorzustehen".2l Nach anfänglichen Ver- 
handlungen mit der BASF über den Bau eines 
AKW mitten in Ludwigshafen stellte sich das 
RWE 1969 mit dem Auftrag für ein 1.145-MW- 
Atomkraftwerk bei Biblis - damals das größte 
der Welt -an die Spitze der ,AKW-Bewegung' 
unter den EVU und unterstrich damit wiederum 
eindeutig seinen Führungsanspruch. Damit 
war die in der Atomwirtschaft diagnostizierte 
,psychologische Hemmschwelle' durchbro- 
chen, wie der kontinuierliche Auftragseingang 
bei der Herstellerindustrie in den folgenden 
Jahren deutlich zeigt.22 
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Der Konzentrationsprozeß 
auf dem Atomkraft werksmarkt 
Die Entwicklung zu immer größeren Kraft- 
werksblöcken, massivvom RWEgefördert, hat- 
tezur Folge, daßder Konzentrationsgrad in der 
AKW-Bauindustrie ständig voranschritt. 1965 
teilten sich noch sieben Unternehmensgrup- 
pen den bundesrepublikanischen AKW- 
Markt.' Zehn Jahre später spielte fast nur noch 
die gemeinsame Gründung von AEG und Sie- 
mens, die Kraftwerk-Union AG (KWU), eine 
Rolle. 
Die beiden Elektrofirmen hatten auch die An- 
fangsphasedes Kraftwerksbaus inder BRD be- 
stimmt, die durch die frühzeitige Entscheidung 
fürdieaus Amerika importierte Leichtwasserre- 
aktortechnik gekennzeichnet war. Von den 
Energieversorgern, insbesondere vom RWE, 
wurde genauestens auf eine ,ausgewogene1 
Form der Auftragsvergabe Wert gelegt. Die 

Konkurrenz zwischen beiden Firmen war 
schließlich Garant dafür, die Preise nach unten 
drücken zu können. Zu Beginn mochtedie AEG 
mit den beiden Aufträgen für Kahl und Gund- 
remmingen nocheinen gewissenVorsprung in- 
negehabt haben, in den folgenden Jahren wur- 
den die Aufträge jedoch gleichmäßig verteilt: 
Lingen ging an AEG, Obrigheim an Siemens, 
Würgassen an AEG, Stade wiederum an Sie- 
mens. 
So mögen Überlegungen über die für beide Un- 
ternehmen gleichermaßen unbefriedigende 
Konkurrenzsituation und die dadurch bedingte 
Abhängigkeit von den EVU bei der Preisgestal- 
tung auch eine Rolle gespielt haben, als AEG 
und Siemens am 1. 4. 1969 in der gemeinsa- 
men Gründungder KWU zunächst ihre konven- 
tionellen Kraftwerksabteilungen samt der 



Turbinen-und Generatorenwerke und vier Jah- 
re später auch die kerntechnischen Abteilun- 
gen zusammenlegten. Entscheidend war aber 
etwas anderes. In wenigen Jahren hatten die 
Reaktorbauer den Sprung von 150-MW-Tur- 
bosätzen auf solche über 1.000 MW vollzogen. 
Damit war zwar das einzelne Auftragsvolumen 
erheblich gewachsen, die Gesamtzahl der Auf- 
träge jedoch zurückgegangen. Für die betroffe- 
nen Abteilungen der Konzerne lag darin ein be- 
deutender Unsicherheitsfaktor hinsichtlich der 
Kontinuität von Aufträgen zur Auslastung der 
jetzt aufgeblähten Produktionskapazitäten. Mit 
der durch den Zusammenschluß erfolgten Mo- 
nopolisierung konnte auf dem lnlandsmarkt 
das Restrisiko, das nicht durch staatliche Zu- 
schüsse abgedeckt wurde, weiter reduziert 
werden. 

Monopole als Grundlage der Markter- 
schließung 

Nach außen schuf der Zusammenschluß die 
Vorbedingung dafür, international auf den 
Märkten des Iran, Brasiliens, Argentiniens, 
Spaniens und der Schweiz (Gösgen) mitmi- 
schen zu können. 
Die zum Teil bis 1972 bestehende Bindung der 
beiden Unternehmen an ihre amerikanischen 
Lizenzgeber Westinghouse und General Elec- 
tric, verhinderte zunächst eine Fusion im Pro- 
duktionsbereich, so daß der alte Proporz nach 
außen vorläufig bestehen blieb, d. h., daß die 
Aufträge für Siedewasserreaktoren (Brunsbüt- 
tel, Philippsburg, Ohu und Krümmel) weiterhin 
von AEGIKWU, die für Druckwasserreaktoren 
(Biblis, Neckarwestheim, Esensham) von Sie- 
menslKWU abgewickelt wurden. 
Für die AEG rentierte sich das AKW-Engage- 
ment nicht. Auf 1,5 Mrd. DM wurden ihreVerb- 
ste durch den atomaren Ausflug geschätzt.2 
Anfang 1977 mußte sie ihren KWU-Anteil für 
61 8 Mio. DM an Siemens abgeben - sehr zum 
Leidwesen des RWE, das den letzten Rest von 
Konkurrenz auf dem Reaktorbaumarkt schwin- 
den sah. 

Siemens setzte sich durch 
Parallel zur Bildung der KWU vollzog Siemens 
die weitere ,Bereinigung' des Atommarktes. In 
der Brüterentwicklung fiel im Januar 1969 die 
Entscheidung für den natriumgekühlten Brut- 
reaktor und damit für die Firmen Siemens und 
lnteratom und gegen die Firmengruppe AEG, 
MAN und Gutehoffnungshütte, die bei.der Ent- 

wicklung eines Dampfbrüters gescheitert wa- 
ren. Drei Monate nach der Entscheidung, am 
23. 5. 1969, kaufte sich Siemens bei der Inter- 
nationalen Atomreaktorbau GmbH. Interatom, 
ein. Zwei Jahre später hatten schon 60% der 
Anteile den Besitzer gewechselt und nach drei 
weiteren Jahrenwar Interatomvoll inden Besitz 
von Siemens übergegangen, um schließlich 
1973in die KWU einzugehen. Das Monopol war 
damit perfekt. Von Seiten des RWE wurde nur 
noch ein größerer Versuch unternommen, die 
Konkurrenz im Baugeschäft neu zu beleben. 
1973 gaben die Essener der Babcock-Brown 
Boveri Reaktorbau GmbH (BBR) den Auftrag, 
in Mülheim-Kärlich ein 1.300 MW-AKW zu bau- 
en.Ander BBRwaren zunächstdie NewYorker 
Maschinenbaufirma Babcock & Wilcox mit 
74% und das Mannheimer Elektrounterneh- 
men Brown, Boverie &Cie mit 26% beteiligt. Ab 
1978gehörte BBR zu insgesamt 60°/u der deut- 
schen und Schweizer BBC und nur noch zu 
40%Babcock&Wilcox. Die Nachteiledesame- 
rikanischen Unternehmens auf dem bundesre- 
publikanischen Markt traten nämlich bald offen 
zutage. Notwendige Anpassungen an den 
deutschen Sicherheitsstandard streckten al- 
lein das Genehmigungsverfahren auf 7,5 Jah- 
re. Die Katastrophevon Harrisburg (USA)sorg- 
te dafür, daßdie Bauarbeiten in Mülheim für ein 
Jahrunterbrochenwerden mußten,weilder Re- 
aktor von „Three Mile Island" zum gleichen 
Typ gehört, wie der für diesen Standort vorge- 
sehene und auch von Babcock & Wilcox gelie- 
ferte. Inzwischen hat sich die Firma ganz vom 
deutschen Markt zurückgezogen und ist seit- 
dem nur noch als Lizenzgeber tätig. Die BBR- 
Gesellschaftsanteile liegen seitdem zu 100% 
bei den BBC-Gesellschaften. 

Fazit 

Heute steht fest, daß das Kärlicher AKW neben 
dem Brüter zum teuersten Atomprojekt der 
ERD wird. Schlechte Voraussetzungen also für 
Folgeaufträge durch die EVU an BBR. Mit der 
Rückgabe der Bestellung für ein weiteres AKW 
bei NeupotzlPfalzdeutete inzwischen auch die 
BBR ihren Rückzug vom deutschen Markt an. 
SiemenslKWU kann weiterhin alleine die Prei- 
se diktieren. Die Energieversorger haben das 
Nachsehen. 

Anmerkungen 
1 Heinrich Mandel in: atw 10.1965, S. 320 
2 vg l . :FRvoml l .  11.1976 
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Uranversorgung und 
Brennelementegeschäft 
Der sogenannte ,,Brennstoffkreislauf" - be- 
ginnt mit der Prospektion und Exploration von 
Uran. Diese Vorgänge des Erkundens und der 
näheren Untersuchung von Lagerstätten wer- 
den völlig zu Unrecht als der Beginn eines 
Kreislaufes angeboten, da am Ende nicht wie- 
der Natururan herauskommt. Besondersgroße 
Uranvorkommen gibt es in Nordamerika, in 
Afrika und in Australien. Am weltweiten Ge- 
schäftder Urarierschließung beteiligen sich un- 
ter anderem auch drei deutsche Firmen. 

trotzdem klar, daßvon einem Jahresbedarf von 
6.000 t nicht einmal ein nennenswerter Pro- 
zentsatz aus inländischer Produktion abzu- 
decken war. Daraus ergab sich zwangsläufig, 
daßdie Uranverso~gungausdem Ausland zu si- 
chern war. Die Bundesregierung gab der Indu- 
strie die Anregung, entsprechende Firmen zu 
gründen. Daraufhin wurden die Urangesell- 
schaft mbH und die Uranerzbergbau GmbH 
aus der Taufe gehoben. 

Mitteder sechziger Jahreging man davon aus, Die feinen Töchter ohne Skrupel 
daß in der BRD im Jahre 1980 eine elekrische 
Leistung von 20.000 bis 30.000 MW an Atom- Das RWE hatte bei beiden Unternehmen von 
kraftwerken in Betrieb sein werden. Das hätte AnfangandieFingerdrin: Dieuranerzbergbau- 
zu einem jährlichen Uranverbrauch von GmbH &Co KG - wie siezunächst genau hieß 
6.000-1 0.000 Tonnen Uranoxid (U,O,) ge- -wurdeim Konzerngeschäftsjahr 1968169von 
führt. Bei allem Atomoptimismus jenerzeit war der RWE-Tochter Rheinbraun und der C. Deil- 



mann AG (an der die Preussag AG mit 25,1% 
beteiligt ist) mit einem Gesellschaftskapital von 
4,5 Mio. DM gegründet. Heute gibt es zwei Ur- 
anerzbergbau GmbH's mit zusammen 46,25 
Mio. DM Grundkapital. 
Bereits im Dezember 1967 war die Urangesell- 
schaft mbH zunächst als GmbH & Co KG ge- 
gründet worden. Die Gesellschafter sind zu je 
einem Drittel die Metallgesellschaft AG, die 
STEAG AG und die VEBA. Das RWE kommt ins 
Spiel, weil es gemeinsam mit der VEBA die Ge- 
sellschaft für Energiebeteiligungen AG (GfE) 
kontrolliert, deren unternehmerische Tätigkeit 
ausschließlich in der Verwaltung einer Beteili- 
gung an der STEAG liegt. Das RWE hat die Ge- 
sellschaftsanteile an der GfE durch Einbrin- 
gung von Aktien der STEAG erworben, die be- 
reitsvorher in ihrfem Besitz waren. Mit anderen 
Worten: Die Uranerzbergbau wird vom RWE 
mehrheitlich und die Urangesellschaftgemein- 
Sam mit der VEBA kontrolliert. Soweit die Be- 
sitzverhältnisse. 
Die UranJäger wurden fündig: Während die 
Urangesellschaft in mehr als 30 Ländern 
gleichzeitig nach Uran wühlte, machte sich die 
Uranerzbergbau über ihreTochtergesellschaf- 
ten vor allem in Kanada, Australien und den 
USA auf die Suche. Aber auch in Togo, Oster- 
reich, Somalia, Ghana, KongolBrazzaville, 
Neuseeland und Alaska sowie im heimischen 
Schwarzwald fanden vom Bundesforschungs- 
minister geförderte Uranprospektionen der 
Uranerzbergbau statt. Seit 1972 sind insge- 
samt fast 30 Mio. DM vom BMFT bewilligt und 
ausgezahlt worden. 
Der Dritte im Bunde der Uranversorger ist die 
Saarbergwerke AG, die seit 1969 mit Uranakti- 
vitäten prahlt. Diese wurden 1980 in die Saar- 
berg Interplan Uran GmbH überführt, die zu 
75% den Saarbergwerken und zu je 12,5% der 
Badenwerk AG und der Energieversorgung 
Schwaben (EVS)gehÖrt. Offensichtlich wollten 
Badenwerk und EVSverhindern, da8 RWE und 
VEBA als die größten EVU der BRD, auch das 
Uranmonopol unter sich ausmachten. 

Namibia 

Das Urangeschäft ist ein dreckiges Geschäft. 
Aber ohne Uran keine Atomkraft, keine Atom- 
bombe und kein Atomkraftwerk. Und so ist kein 
Platz für Skrupel. In Namibia wird gegen UNO- 
Resolutionen und -Dekrete verstoßen. In Aus- 
tralien und Nordamerika schert man sich nicht 
um die Kultstätten und Reservate der Urein- 
wohner. Und und und. 

Da eine ehrwürdige Elektrizitätsversorgungs- 
firmanatürlich nur ungern mit derart schwarzen 
Flecken auf der sonst schon schwefelgelben 
Weste herumspazieren will, muß das Urange- 
schäft im Verborgenen gedeihen. Zumindest 
hat RWEzugeben müssen, daß es bis 1981 ins- 
gesamt 2.500 t Uran aus Namibia erhalten hat. 
Und das Uran ist direkt gekauft worden, nicht 
über die Urangesellschaft, die nach eigenen 
Angaben eine 5%ige Beteiligung an der größ- 
ten produzierenden Urangrube der Welt, der 
Rössing Minein Namibia hält. Das Werksgelän- 
de ist etwa 100 km2 groß und enthält außer der 
Tagebaugrube eine Verarbeitungsanlage, die 
das Uranerz chemisch aufbereitet. Das weiter- 
zuverarbeitende Produkt wird wegen seines 
Aussehens auch „yellow cake" genannt. Zwi- 
schen 1976 und 1980 hat die BRD 15-30% ih- 
res Urans aus Namibia bezogen. 1977 lag der 
Anteil noch höher. Damit war das schwarzafri- 
kanische Land der größte Einzellieferant für 
Uran. Alle EVU, die Atomkraftwerke betreiben 
-bis auf Badenwerk und EVS - und die KWU, 
die als Anbieter von schlüsselfertigen Atom- 
kraftwerken auch den Brennstoff mitliefert, ha- 
ben also Uran aus Namibia bezogen. 

Australien 

Für den Zeitraum nach 1980 ist Australien, das 
bis dahin als Uranlieferant keine wesentliche 
Rolle gespielt hat, der große Partner der deut- 
schen Firmen. An der „Energy Resources of 
Australia Pty. Ltd." (ERA) sindfünf nichtaustra- 
lische Unternehmen mit zusammen 25% betei- 
ligt. Auf Japan und Schweden fallen 10 bzw. 
I%, die „Rheinbraun Australia Pty. Ltd." hält 
6,25010, die Urangesellschaft ,,Australiam 4 und 
die „lnteruranium Australia" 3,75% der Antei- 
le. Für den Zeitraum 1982 bis 1996 haben sich 
das RWE, die ,,Urangesellschaft" und die 
„Saarberg-Interplan Uran" verpflichtet, von 
der ERA 18.000 t Uranoxid abzunehmen. Das 
ist nicht weniger ein Drittel der Uranexporte 
Australiens in diesem Jahrzehnt. 
In Australien wird nicht gegen UNO-Resolutio- 
nen verstoßen. Aber dafür wird auf der Suche 
nach Uran das Land der Aborigines - den aus- 
tralischen Ureinwohnern - systematisch 
durchkämmt. Die Ranger-Uranmine, von der 
RWE einen Teil seines Urans erhält, ist schon 
seit Jahrtausenden in der Mythologie der Abori- 
gines bekannt. Sie erzählen, daß hier tief in der 
Erde die mächtige Regenbogenschlange ruht. 
Wenn sie gestört wird und aufwacht, wird sie 
Tod, Elend und Vernichtung über die ganze Er- 
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de bringen. Das Uran ausder Ranger-Mine lan- 
det bezeichnenderweise nicht nur in Atomkraft- 
werken, sondern auch in der Atombombenpro- 
duktion ... 
Yeelirrie, eine andere Uranmine, trägt den Na- 
men, dendie Ureinwohnerdiesem OrtvorJahr- 
tausenden gaben. Yeelirrie heißt zu deutsch: 
Stätte des Todes. 

Die Anreicherung - dunkle Flecken 
auf schwefelgelber Weste 

Verfolgen wir nachderskandalträchtigen Uran- 
suche das Geschäft mit der Urananreicherung 
bis hin zu den' Brennelementen für die Kraft- 
werke. 
Das Uranoxid (= „yellowcake")wird zurweite- 
ren Verarbeitung zu Uranhexafluorid (UF,) 
konvertiert. Entsprechende Anlagen haben zur 
Zeit Frankreich, Großbritannien, Kanada und 
die USA in Betrieb. Nach der Umwandlung in 
Uranhexafluorid muß das Uran angereichert 
werden, bevor die Brennelemente hergestellt 
und in Leichtwasserreaktoren eingesetzt wer- 
den. 
Bereits im Geschäftsbericht 1974175verkünde- 
tedas RWE, daßessich bis 1985die Urantrenn- 
arbeit- so nennt man den Prozeß, beidem das 
spaltbare Uranisotop 235 durch Abtrennung 
des nichtspaltbaren Uran 238 höher angerei- 
chert wird - bei den vier Unternehmen gesi- 
chert habe, „die zur Zeit in der Welt diese Lei- 
stung anbieten". Ein Jahr später wurde be- 
kannt, daß sich das RWE die Urantrennarbeit 
gar bis 1995 vertraglich gesichert hat. 
Dievier Unternehmen,von denen hier die Rede 
ist, sind neben den Anreicherungsfabriken der 
USA und der UdSSRdie französische „EURC- 
DIF" und die deutsch-britisch-niederländische 
,,URENCCW. AusderSichtdesRWE handeltes 
sich jedoch nur um eine Ubergangsregelung. 
Tatsächlich besaßen die USA bis 1974 das Mo- 
nopol auf dem Markt für Urananreicherung. 
Das Monopol wurde zerstört, weil auch die So- 
wjetunion begann, angereichertes Uran nach 
Westeuropa zu liefern und weil die Anreiche- 
rungsanlagen in Frankreich, Großbritannien 
und den Niederlanden den Betriebaufnahmen. 
Die USA und die Sowjetunion waren nach dem 
Kernwaffenstop-Abkommen SALT I bemüht, 
die freigewordenen Anreicherungskapazitäten 
auszulasten. Deshalb wurden Verträge über 
die sogenannte „LohnanreicherungW abge- 
schlossen. Dabei liefert der Vertragspartner 
das Uran und erhält von der Sowjetunion das 

zur Brennelementeproduktion geeignete ange- 
reicherte und das abgereicherte Uran zurück. 
In einem Report für das amerikanische Ener- 
gieministerium hat Gloria Duffy festgestellt, 
daß das RWE der größte Lohnanreicherungs- 
kunde der Sowjetunion ist. 
Am meisten überrascht dies in Bezug auf das 
Namibia-Uran, weil die UdSSR 1974 die Erklä- 
rung des UNO-Rates für Namibia unterstützt 
hat, die den Export und die Verarbeitung von 
Naturressourcen aus Namibia ohne Zustim- 
mung des Rates verbietet. Der Direktor der auf 
diesem Gebiet tätigen Firma „Techsnab- 
Export" erklärte sogar, daß die Sowjetunion 
keine Bedingungen hinsichtlich des Ur- 
sprungslandes des anzureichernden Urans 
stellt. Geschäft ist Geschäft, schließlich bringt 
die Lohnanreicherung harte Devisen. RWE hat 
auch bei der französischen EURODIF Uran- 
trennarbeit bestellt, nachdem sich 1973die nie- 
derländischen, britischen und deutschen Part- 
ner des Ultrazentrifugen-Verfahrens aus der 
EURODIF zurückgezogen hatten. Die Anlage 
im französischen Tricastin hat im Geschäfts- 
jahr 1982183den Betriebaufgenommen und ar- 
beitet mit dem stromintensiven Gasdiffusions- 
verfahren,dasauch in den USAundder UdSSR 
verwandt wird. 

Hiesige Projekte der Anreicherung 
In der BRD werden zwei andere Verfahren favo- 
risiert. Dabei ist das RWE direkt beteiligt an der 
Urananreicherung mit der Gas-Ultrazentrifuge. 
Nachdem die Regierungen von Großbritan- 
nien, der Niederlande und der BRD im März 
1970 ein Zusammenarbeitsabkommen über 
dieses Verfahren geschlossen hatten, das im 
Juli 1971 in Kraft trat, wurden die trilateralen 
GesellschaftenURENCCundCE~~ECgegrün- 
det. Der deutsche Partner der URENCC ist die 
„Uran-Isotopen-Trennungs-GmbH" - URA- 
NIT -, die 1969 von den Firmen NUKEM und 
Gelsenberg (je40%) und dem Chemiegiganten 
Hoechst (20%) gegründet worden war. Zu die- 
sem Zeitpunkt besaß RWE 25% der NUKEM 
und 48% der Gelsenberg. Nachdem RWE die 
Gelsenberg an die VEBA verkauft hatte, haben 
sich die Beteiligungsverhäirnisse leicht verän- 
dert. Hoechst hat heute 25010, die VEBA- 
Tochter Preussenelektra und RWE halten je 
37,5010. Der RWE-Anteil wird jedoch von der 
NUKEM „treuhänderisch" gehalten. Die URA- 
NIT ist mit ihren Partnern „Ultracentrifuge Ne- 
derland" (UCN) und „British Nuclear Fuels 
Ltd." (BNFL) Betreiber der Anlagen in Capen- 



hurst (Großbritannien) und Almelo (Niederlan- 
de) mit Produktionskapazitäten von zusammen 
1150 t Urantrennarbeit. In der BRD ist eine An- 
reicherungsanlage mit einer Kapazität von 400 
t Urantrennarbeit pro Jahr im westfälischen 
Gronau im Bau. Die URANIT baut gemeinsam 
mit M.A.N. die Zentrifugen der Anreicherung- 
sanlagen. Zu diesem Zweck wurde 1979 die 
M.A.N.-Uranit Gronau GmbHgegründet,deren 
Zentrifugenwerk im September 1980 den Be- 
trieb aufnahm. 
Uber die STEAG hat RWE auch Zugriff auf ein 
weiteres Anreicherungsverfahren, die soge- 
nannte Becker'sche Trenndüse. Dieses Ver- 
fahren ist insbesondere in Brasilien und in Süd- 
afrika auf Interesse gestoßen. Bereits in den 
siebziger Jahren hatte Südafrika den zweit- 
größten Vorrat an angereichertem Uran in der 
„Westlichen Welt". Eine Versuchsanlage mit 
einer VariationderTrenndüsen-Methode ist be- 
reits 1975 in Betrieb gegangen. 
Der Bau einer Demonstrationsanlage zur Uran- 
anreicherung nach dem Trenndüsenverfahren 
in Brasilien ist das wichtigste Ingenieurprojekt, 
an dem die STEAG beteiligt ist. Darüber hinaus 
ist die STEAG mit einem Anteil von 1001a an der 
brasilianischen NUCLEI beteiligt. 
Ein Hauptteil der RWE-Aktivitäten im Brenn- 
stoffzyklus beziehtsich auf die Brennelemente- 
fertigung. Bereits im Geschäftsjahr 1965166 er- 
warb RWE 25% ihres heute 45prozentigen An- 
teils an der Firma NUKEM. Aufgrund der Be- 
deutung dieses Unternehmens für das RWE 
lohnt es sich, ein wenig näher auf die Geschich- 
te einzugehen. 

Die NUKEM-Story 
Im April 1985 wird die NUKEM GmbH im hessi- 
schen Hanau ihr 25jähriges Firmenjubiläum 
feiern. Sie ist aus der Nukleargruppe der vor- 
wiegend auf dem chemischen Sektor tätigen 
Firma DEGUSSA hervorgegangen, bei der 
1955 kerntechnische Entwicklungsarbeiten 
wiederaufgenommen wurden, als die Bundes- 
republik ihre volle staatliche Souveränität 
erlangte. 
Die NUKEM selbst ist „stolz darauf, . . . zu den 
ältesten Nuklearfirmen der Welt überhaupt zu 
gehören", denn ihre Vergangenheit reicht bis 
1940 zurück. Damals begann die DEGUSSA 
mit der Herstellung einiger Tonnen Uranme- 
talls für die Experimente mit der sogenannten 
„Uranmaschine", dievon Heisenberg und sei- 
nen Mitarbeitern zunächst in Leipzlg und dann 
in einem Kellergewölbe bei Haigerloch durch- 

geführt wurden. Als Spezialunternehmen zur 
Herstellung von Kernbrennstoffen wurde im 
April 1960 die Gründung eben der „Nuklear- 
Chemie und -Metallurgie GmbH" perfekt ge- 
macht. 
Bei der Grundsteinlegung mit von der Partie 
war die US-Firma Mallinckrodt, deren ,Know- 
how' aus dem amerikanischen Atombomben- 
projekt stammte. Mallinckrodt gab seinen An- 
teil später an das RWE weiter. 

Gesellschafter, Beteiligungsverhältnisse und 
Ka~i ta i  der NUKEM haben sich mehrfach aeän- 
ded. Seit 1976177 ist RWE mit 45% der Gößte 
Gesellschafter, der Degussa-Anteil beträgt nun 
35010, die Metallgesellschaft und die Rio Tinto 
Gruppe halten je 10% der Gesellschaftsantei- 
le. Schon Anfang der sechziger Jahre wurde 
auch die Entwicklung und Produktion von gan- 
zen Kernbrennelementen aufgenommen. So 
wurde bereits die erste Brennstoffnachliefe- 
rung für den Reaktor im RWE-Versuchsatom- 
kraftwerk Kahl von der Arbeitsgemeinschaft 
AEG und NUKEM übernommen. Dabei stellte 
NUKEM die Brennstoffstäbe her, die von AEG 
zu Brennelementen zusammengebaut wur- 
den. 
Im Rahmen des Projektes „Schneller Brüter" 
ergriff die NUKEM die Initiative zur Plutonium- 
Brennelementefertigung. Im Rahmen des 
Karlsruher SNEAK-Projektes (SNEAK = 
Schnelle Nullenergie-Anordnung Karlsruhe) 
mußten 175 kg Plutonium verarbeitet werden. 
Zu diesem Zweck wurde 1963 die Firma AL- 
KEM als Tochtergesellschaft der NUKEM und 
der amerikanischen Firma „Dow Chemical" 
gegründet. Der mit 30% ander ALKEM beteilig- 
te US-Chemiekonzern hatte Erfahrungen in der 
Verarbeitung von Plutonium, da er für die ame- 
rikanische Regierung die Anlage ,,Rocky 
Flats" bei Denver am Fuße der Rocky Moun- 
tains betrieb. Diese Anlage wurde 1952 in Be- 
trieb genommen und war der einzige Ort in den 
USA, wodie Plutonium-Zünderder Atomwaffen 
hergestellt wurden. „DowH wurde später aus 
dem Atomgeschäft hinausgeworfen, weil die 
Sicherheit der Plutonium-Anlage nicht gewähr- 
leistet war und die Arbeiter zu streiken began- 
nen. „DowW transferierte seine Erfahrungen 
durch amerikanische Fachleute nach Karlsru- 
he, wo ALKEM die Produktion zunächst als Un- 
termieter des dortigen Kernforschungszen- 
trumsaufnahm. Später gab ,,Dowl'seineAntei- 
le an AEG und Siemens weiter, die sie wieder- 
um an die „Kraftwerk-Union" (KWU) übertru- 
gen. Die KWU besitzt heute 60% der ALKEM- 
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Anteile. Beschäftigt sind440 Mitarbeiter und im 
Geschäftsjahr 1982183 betrugendie Umsatzer- 
löse 51 Mio. DM. 
ALKEM hatte bis 1981 rund 25 t Uran-Plutoni- 
um-Gemischverarbeitet und den Brennstoff für 
Schnelle Brüter sowie Brennelementefür neun 
Atomkraftwerke inder BRD und im Ausland ein- 
gesetzt. Inzwischen ist die Kapazität auf 15 
Tonnen proJahrerweitertworden. Bis 1990soll 
sie gar 40 Tonnen pro Jahr erreichen. Deswe- 
gen will ALKEM die Erlaubnis haben, ein we- 
sentlich größeres Plutonium-Lager anzulegen. 
Statt 500 kg will ALKEM 6700 kg (!) lagern dür- 
fen. Uber ALKEM kontrolliert das RWE dem- 
nach das Monopol für die Plutoniumtechnolo- 
gie in der Bundesrepublik. 

Die Geschichte des Einstiegs 

RWE ist 1965166 in die NUKEM eingestiegen, 
und nurwenig später fieldie Entscheidung, sich 
am Bau eines Prototypkraftwerks der Bauart 
Schneller Brüter zu beteiligen. 
Ebenfalls im Jahr 1966 gründeten NUKEM und 
das französische Unternehmen „Transnucle- 
aire S.A.", Paris die TRANSNUKLEAR GmbH 
in Frankfurt am Main. Der Firmensitz wurde 
1970 nach Hanau verlegt. Die Gesellschaftsan- 
teile halten unverändert, trotzmehrfacher Kapi- 
talerhöhung, NUKEM mit80% und Transnucle- 
aire mit 20%. 
Anfangs beförderte die TRANSNUKLEAR uil- 
bestrahlte Brennstoffe und Brennelemente der 
NUKEM. Dann kam der Transport der bestrahl- 
ten Brennelemente aus den RWE-Atomkraft- 
werken Kahl undGundremmingen dazu,sodaß 
TRANSNUKLEAR das ,Know-How' der franzö- 
sischen Mutter schnell in der BRD verwenden 

konnte. Der Umfang der Nukleartransporte 
nahm stark zu und es verstärkte sich die inter- 
nationale Zusammenarbeit, zumal inzwischen 
Schwesterfirmen in den USA („Transnuclear 
Inc."), in Spanien (,,Transnuclear S.A.") und in 
Belgien (,,Transnubel S.A.") entstanden wa- 
ren. Im Jahr 1972 gründete TRANSNUKLEAR 
gemeinsam mit Transnucleaire und BNFL die 
,,NuclearTransport Ltd." (NTL), die in eigenen 
Behältern die abgebrannten Brennelemente 
aus europäischen Atomkraftwerken zu den 
Wiederaufarbeitungsanlagen in Windscale 
(GB) und La Hague (Frankreich) transportiert. 
Dieselben Partner gründeten 1979 die ,,Nukle- 
are Transportleistungen GmbH" (NTL), die in 
der BRD als Servicegesellschaft der britischen 
Firma gleichen Namens tätig ist. 
Die Transnuklear-Gruppe beschäftigte 1983 
310 Mitarbeiter und erzielte einen Umsatz von 
über 140 Mio. DM. 
Im Jahre 1974ordnete RWE dann auch die Pro- 
duktion von Brennelemenen für Leichtwasser- 
reaktoren auf seine Weise. Zunächst hatten 
sich zwei Firmen etabliert: 
- Die Kernreaktorteile GmbH (KRT), (zu 55% 

KWU und 45% General Electric) produzier- 
te Brennelemente für Siedewasserreakto- 
ren und 

- die Reaktor-Brennelemene GmbH (RBG), 
(zu 60% KWU und 40% NUKEM) stellte 
Brennelemente für Druckwasserreaktoren 
her. 

Für Druckwasserreaktor-Brennelemente war 
im Dezember 1972 außerdem von den damals 
von RWE kontrollierten Firmen Gelsenberg 
und STEAG (je 30%1 und dem US-Multi We- 
stinghouse die Nuklearbrennstoff GmbH (NBS) 
gegründet worden. Um das Verwirrspiel kom- 
plett zu machen, bestellte RWE für das AKW Bi- 



blis bei EXXON NUCLEAR - eine Tochter des 
Olmulties ExxonlEsso) - Brennelemente. 
Derart massive Konkurrenz war zuviel des Gu- 
ten. Es entstand die Reaktor-Brennelement 
Union (RBU), die heute an zwei Standorten 
Brennelemente für rund 50 Atomkraftwerke im 
In- und Ausland herstellt. Bis 1981 stellte die 
RBU, die heute zu 60% der KWU und zu 40% 
der NUKEM gehört, mehr als 15.000 Brennele- 
mente her. Auch die im Rahmen des Brasilien- 
geschäftes verkaufte Brennelementefabrik 
wird unter wesentlicher Beteiligung der RBU 
errichtet. 
Anfang der siebzigerJahre war NUKEM im Ver- 
ein mit der seinerzeit von RWE kontrollierten 
Gelsenberg auch aktiver Part bei der Weichen- 
stellung, in der Bundesrepublik eine Wieder- 
aufbereitungsanlage zu gründen. Mit den Che- 
miegiganten Hoechst und Bayer hoben sie 
1971 die ,,Kernbrennstoff-Wiederaufarbei- 
tungs-GmbH" (KEWA) aus der Taufe, die den 
Bau der ersten großen Wiederaufarbeitungs- 
anlage in der Bundesrepublik bewerkstelligen 
sollte (siehe Kap. 3.5). 
Um das Monopol bei der Brennelemente-Pro- 
duktion zu vervollständigen, folgte 1972 die 
Gründung der HOBEG für die Herstellung von 
Brennelementen für den Hochtemperaturreak- 
tor. Hier ließ man keine US-Firma mehr herein, 
sondern begnügte sich lediglich mit Lizenzen 
von der „General Atomic". 
Im Konzerngeschäftsjahr 1976177 Übernahm 
RWE dann schließlich die volle Kontrolle bei 
NUKEM, indem es seinen Anteil von 25% auf 
45% erhöhte. Ende 1983 wurde das Stammka- 
pital der NUKEM von 5 Mio. DM auf 10 Mio. DM 
erhöht. 

Möglichkeiten voll ausgenutzt 
Eine ähnlich starke Position wollte RWE auch 
bei der STEAG erreichen, scheiterte aber am 
Bundes&artellamt. Das untersagte 1977 den 
beabsichtigten Erwerb der Gelsenberg-Ge- 
schäftsanteile an der Gesellschaft für Energie- 
beteiligungen (GfE). DieSTEAG gab bei der Be- 
fragung durch das Bundeskartellamt an, daß 
das RWEdiegeseIlschaftsrechtlichen Möglich- 
keiten schon in der Vergangenheit voll ausge- 
nutzt hätte, um insbesondere jede Art von Akti- 
vität zu kontrollieren, die die STEAG über die 
reine Steinkohlenverstromung hinaus ent- 
wickelte. Das gilt natürlich vor allem fürdie Akti- 
vitäten im Nuklearbereich. 
RWE hatte 1973174 sein Gelsenberg-Paket an 
die VEBAverkauft und alsdiese Gelsenberg an 

die Deutsche BP weiterverscherbeln wollte, 
sollten natürlich nicht die zukunftsträchtigen 
Nuklearaktivitäten dieses Unternehmens aus 
deutschen Händen gleiten. 
Aber NUKEM hat nicht nur „einen festen Platz 
in der nuklearen Landschaft" der BRD, es hat 
eine führende Position in der deutschen Atom- 
industrie eingenommen, die über Brennele- 
mentefertigung und Urananreicherung weit 
hinausreicht. Zu den von der NUKEM kontrol- 
lierten Unternehmen im Atomgeschäft zählen 
die ,NUCLEASE1 - die deutsche Nuclearlea- 
sing GmbH -, der „NVD Nuklearer Versiche- 
rungsdienst", die bereits erwähnte 
Transnuklear-Gruppe, „DECATOX GmbH" 
und die Waste Chem. Corp. in den USA. In Lu- 
xemburg und den USA gibt es eigenständige 
NUKEM-Töchter. 
Die konsolidierte Bilanz von NUKEM, HOBEG 
und TRANSNUKLEAR für 1983 nennt 890 Mit- 
arbeiter und 205 Mio. Umsatz. Die Brennele- 
mentfirma RBU kam 1982183 mit 900 Beschäf- 
tigten auf einen Umsatz von 150 Mio. DM. Von 
allen RWE-Beteiligungsgesellschaften hatte 
NUKEM 1982 mit 31 vom BMFT geförderten 
Forschungsprojekten die meisten Eisen im 
Feuer, auch wenn die Förderungssumme (rund 
41 Mio. DM) natürlich hinter den Mammutpro- 
jekten Schneller Brüter, Urananreicherung und 
Wiederaufarbeitung zurückbleibt. 
Bleibt noch auf personelle Verflechtungen und 
Auffälligkeiten hinzuweisen: Bei der Bedeu- 
tung, die NUKEM für RWE im Atomgeschäft 
hat, ist nicht verwunderlich, daß die Aufsichts- 
räte und Beiräte der in diesem Kapitel erwähn- 
ten Unternehmen mit RWE-Vertretern nur so 
gespickt sind. Beispielsweise ist das RWE-Vor- 
standsmitglied Werner RinkeAufsichtsratsvor- 
sitzender der NUKEM, in den Aufsichtsratssit- 
Zungen unterstützt von den RWE-Vorständlern 
Franz Joseph Spalthoff und Wolfgang Zie- 
mann. Bei der URANIT hat sich Spalthoff mit 
zwei der drei NUKEM-Geschäftsführer in den 
Beirat wählen lassen, dieauch bei der RBU Auf- 
sichtsratstantiemen einstreichen dürfen. Ge- 
schäftsführer bei RBU und ALKEM ist der 
CDU-BundestagsabgeordneteAlexanderWar- 
rikoff, der unter dem Spitznamen „Strahle- 
mann aus Hanau'ldurch den deutschen Gazet- 
tenwald geistert, daer Schwierigkeiten hat, sei- 
ne Lobbypolitik mit den Abgeordneten- 
Konventionen in Einklang zu bringen. 

Uranversorgung und Brennelementeherstel- 
lung - ein lukratives und zwiespältiges Ge- 
schäft, nicht nur für die RWE-Tochter NUKEM. 



Daß die ,friedliche1 Nutzung der Atomkraft 3.4 ,.schließlich auf Brutreaktoren mit Thorium 
oder Uran hinauslaufen müsse"i, wie es 1957 

Der in der programmatischen Eltviller Erklärung 
des ,Arbeitskreises Kernreaktoren' hieß, war Streif seit Beginnder Nachkriegs-Atomforschung be- 
schlossene Sache. Das Bild vom ,Phönix aus 
der Asche' wurde hervorgezaubert, wenn be- Um schrieben werden sollte, wie in diesem Zu- 
kunftsreaktor aus Uran mehr Plutonium-Spalt- den stoff ,erbrütet1 wird. als der Reaktor selber Schnellen verbraucht. 
Entsprechend euphorisch nahm die ,Projekt- 
gruppe Schneller Brüter' 1960 die Entwick- Bruter lungsarbeit irn staatlichen Kernforschungszen- 
trum Karlsruhe auf. Selbst als sich in der An- 
fangsphaseausgerechnet im Brütermutterland 
USAdieStimmen mehrten, diedem Brütereine 
ökonomische Zukunit absprachen, blieb man 
in Karlsruhe optimistisch und begegnete den 
Berechnungen der amerikanischen Kollegen 
mit einer Art ,höheren Werten', um die Notwen- 
digkeit der Brütertechnologie zu unterstrei- 
chen: Wolf Häfele, schwäbischer Pfarrersohn 
und Projektleiter, setzte ,,Atomstädte und Ra- 
ketenstationen" in eine Reihe mit den Pyrami- 



den Ägyptens und den Kathedralen des Mittel- 
alters, jenen „rational nicht begründbaren Ak- 
ten der Vergegenständlichung einer Zeit" und 
stellte fest, daß Projekte in der Größenordnung 
des Brüters „zum Sichbehaupten eines Vol- 
kes" gehören. „Auch dann, wenn der dafür zu 
bezahlende Preis phantastisch wird und ande- 
re wichtige Dinge deswegen vernachlässigt 
werden müssen". Auch wenn Häfele damals 
die 6,5 Mrd. DM kaum vorausgesehen haben 
dürfte, die der Bau des Brüters nach offiziellen 
Angaben heute kosten soll, so schwante ihm 
doch bereits, daß „der Preis, der für das Fort- 
schreiten jetzt verlangt" werde, ,,so hoch sei, 
daß man vom Quantitativen her erschrickt und 
etwas Neues zu ahnen scheintV.2 
Daß sich aus Kreisen der Industrie niemand fin- 
den würde, dieses kostspielige ,Neue' anzu- 
packen,warschon den Schreiberndes2. Atom- 
Programms 1963-67) klar. Denn „die Pläne 
für Brutreaktoren erfordern einen besonders 
hohen Entwicklungsaufwand und lassen nicht 
innaherZukunft den Bau wirtschaftlicher Reak- 
toren erwarten."3 Die Kosten für das Projekt 
„SchnellerBrüter" betrugen bisEnde 1967fast 
200 Mio. DM. Hierwurde im Unterschiedzu den 

Brütern der ersten Generation Plutionium nicht 
mehr in metallischer Form, sondern als Oxyd 
eingesetzt. Das RWE war vom Ausgang der Ex- 
perimente in Karlsruhe offenbar so angetan, 
daß es bereits im Geschäftsjahr 1966167 be- 
schloß, sich an einem Prototypen des Schnel- 
len Brüters zu beteiligen. Die ersten Planungs- 
studien wurdenverfaßt und schon 1968169 mel- 
dete RWE „besonderes Interesse" am natri- 
umgekühlten Brüter an und entschied sich da- 
mit gegen die dampfgekühlte Brütervariante. 
Das hieß aber nicht, daß RWE bereit war, eige- 
nes Geld in den Bau des Prototypen zu stecken. 
Mandel erklärte 1965, daß man bei der Finan- 
zierung der Brüter-Prototypen mit Beiträgen 
des RWE nicht rechnen könne. 
Somit stand frühzeitig als Bedingung für die 
Entwicklung der Brütertechnologie fest, daß 
der Staat in diesem Geschäft als Geldgeber 
fungierenwürde. Die mit dem Bau beauftragten 
Firmen würden bereits beim Bau Geld einstrei- 
chen, während die Elektrizitätsversorgungsun- 
ternehmen nach der Fertigstellung risikolosam 
Stromverkauf verdienen können. 
Unter diesen Voraussetzungen stieg das RWE 
dann 1969 in das Projekt zum Bau eines 



Schnellen Natriumgekühlten Brutreaktors mit 
einer Leistungvon rund 300 MW (SNR-300)ein. 
Im November gründeten die belgische ,Syna- 
tom S. A.', und die niederländische ,Samen- 
werkende Elektriciteits-Productiebedrijven' 
zusammen mit RWE in Essen die ,Projektge- 
sellschaft Schneller Brüter' (PSB). Ziel der neu- 
en Gesellschaft sollte sein, ,,alle rechtlichen 
und finanziellen Voraussetzungen für die'Er- 
richtung und den Betrieb"des Brüterszu schaf- 
fen.4 
Zur Umsetzung der Planungschlossen sich die 
Firmen Belgonucleaire (Belgien), Neratoom 
(Niederlande) und lnteratom (BRD) zur „Inter- 
nationalen Natrium-Brutreaktor-Bau" (INB) 
zusammen. 
Der Einstieg des RWE ins Brütergeschäft war 
nicht unumstritten. Esist sogar dieRededavon, 
daß sich die Projektsituation verschlechterte, 
„als entgegen den Karlsruher Wünschen das 
mächtige RWE als Auftraggeber für den 
SNR-300 mitzureden hatte. Die Divergenz der 
Ziele - sowohl Spaltstofferbrütung als auch 
Stromerzeugung - schuf Konfliktstoff zwi- 
schen Forschung und Energiewirtschaft. Der 
Baubeginn des Brüters verzögerte sich um 
Jahre."5 
Auch Häfele äußerte sich zu der Beteiligung 
des RWE, und seine Betrachtungen schwank- 
ten zwischen Einsicht in die notwendigen Fol- 
gen einer kommerziellen Brüterentwicklung 
und Verbitterung über die dadurch bedingten 
Verzögerungen gegenüber ausländischen 
Projekten. „Es wäre für die beteiligten Regie- 
rungen leicht gewesen, direkt das Konsortium 
mit dem Bau zu beauftragen. Dann aber wäre 
es nicht zu den ebenfalls entscheidenden 
Wechselwirkungen zwischen Auftraggeber 
und Auftragnehmer, wie sie für den kommer- 
ziellen Bereich typisch sind, gekommen (. . . ). 
So haben sich die drei beteiligten Regierungen 
dazu entschlossen, die Auftragserteilung 
durch die EVU durchführen zu lassen, auch 
wenn das im Projektablauf einigeZeit gekostet 
hat. Es sind das ziemlich genau die Jahre, die 
der britische und der französische Prototypre- 
aktor uns voraus sind."6 

Nach Gründung der PS6 schlug das RWE für 
den künftigen SNR-300 den Standort Weiswei- 
ler vor, der ja bekanntlich bereits ein 2300 MW 
Braunkohlenkraftwerk des RWE auf seinem 
Territorium beherbert. Wegen der beträcht- 
chen Nähe zu den beiden Großstädten Köln 
und Aachen wanderte dieser Plan wieder in die 
Schublade. Die Wahl fiel schließlich auf Kalkar, 

Kreis Kleve. In dem niederrheinischen Ört- 
chen, das bisdahin allenfalls Kennern von Bau- 
ten der Spätgotik und Frührenaissance ein Be- 
griff war, gaben sich jetzt die Atomlobbyisten 
die Klinke in die Hand. 
Wenn damit auch geklärt war, wo gebaut wer- 
den sollte, sostand hinter den Kosten nach wie 
vor ein großes Fragezeichen. Endeder sechzi- 
ger Jahre hatten die Förderungsmittel bereits 
die Milliardengrenze überschritten. Beim RWE 
machte man sichdarüber jedoch wenig Gedan- 
ken. Während einer Diskussion in der Fachzeit- 
schrift ,atomwirtschaftl antwortete 1971 Atom- 
enthusiast Mandel aus dem Vorstand des Un- 
ternehmens auf die Frage, was passieren wür- 
de, wenn der Strompreis aus dem Brüter teurer 
würde als erwartet: „(. . .)dann hatten wir eben 
Pech gehabt. So etwas kann passieren. Wir le- 
ben ja schließlich in der Wirtschaft gefährlich, 
wird sind es gewöhnt."' 
Daß die Mehrbelastungen nicht die Wirtschaft 
getroffen hätten-und in der Folge nichtgetrof- 
fen haben - sagte Mandel nicht. In den kom- 
menden Jahren blieb der Brüter, von der Ko- 
stenseite betrachtet, ein staatliches Projekt. 
Als im Januar 1972 die ,Schnell-Brüter-Kern- 
kraftwerksgesellschaft' (SBK) als Nachfolgerin 
der PSB mit dem Ziel gegründet wurde, die 
Baulinie der Schnellen Brutreaktoren zur 
Marktreife zu entwickeln, reichten ihr 120 Mio. 
DM Stammkapital als Ausstattung. Dabei wur- 
de schon damals von 1,5 Mrd. DM Baukosten 
ausgegangen. Die ,Rest'-Finanzierung mit ei- 
nem Anteil von 92% (!)steuerten die Steuerzah- 
ler der projektfördernden Staaten, allen voran 
dle der BRD, bei. Darüber hinaus garantierten 
die beteiligten Staaten eine Risikobeteiligung 
für Verluste aus unvorhersehbaren Ausfällen 
während der Betriebszeit, der Bund beteiligte 
sich mit 90%. 

Nach dem Einstieg des RWE ins SNR-300-Pro- 
jekt bahnte sich eine erweiterte Europäisierung 
der Brüterentwicklung an. Klangen in Häfeles 
Außerungen vom Frühjahr 1971 noch unter- 
schwellig gegen Frankreich gerichtete nationa- 
le Ambitionen durch, soschlossen die französi- 
sche EDFunddas RWE im Mai 1971 einen Koo- 
perationsvertrag über den Bau von zwei großen 
Demonstrationsbrütern zu 1.000 MW. Im Jahre 
1973gesellte sich zudem die italienische ENEL 
dazu. Je eines der Werke sollte in Frankreich 
und der BRD errichtet werden. 
Die ,atomwirtschaft' wähnte nach der Interna- 
tionalisierung des Brüterbaus schon ,,erste 
Schritte zu einem echten europäischen Kern- 



kraftwerksmarkt der kommenden Jahrzehnte" 
und sah es als ,reale Hypothese', „daß ein 
Sprung zu einem Demonstrationskraftwerk mit 
2.000 MW möglich wirdW.8 Diese Aufbruch- 
stimmung war, wie die folgenden Jahre zeig- 
ten, durdh nichts gerechtfertigt. Das Zusam- 
mengehen mit Frankreich deutete vielmehr 
darauf hin, daß der Brütetwettlauf in dem Mo- 
ment beendet war, wo mit dem RWE und den 
Übrigen Beteiligungsgesellschaften an der 
SBK reale Verwertungsinteressen die visionä- 
ren Utopien eines Wolf Hafeleersetzten.Außer- 
dem signalisierte der Schritt, daß die Brüter- 
entwicklung zumindest keine aktuelle Bedeu- 
tung mehr für die Energieversorger besaß. 

Soviel zur Einstiegsgeschichte der Brüterent- 
wicklung in der- Bundesrepublik, zu der das 

RWE einen wesentlichen Beitrag geleistet hat. 
Die konkrete Durchführung des Brüterbaues 
begann offiziell mit der erfolgten Auftragsver- 
gabe für den SNR-300 an die INB (maschinen- 
technischer Teil) und die ARGE Kalkar (bau- 
technischerTei1)am 10. November 1972. Die 1. 
Teilerrichtungsgenehmigung traf rechtzeitig 
zum Weihnachtsfest. am 18. 12. 1972 ein. 
Eswar zugleich der Startschußfüreine Unmen- 
ge von Diskussionen, die über technische Pro- 
bleme der Handhabung hinaus, vor allem Fi- 
nanzierungsprobleme sowie den als gefährlich 
angesehenen Einstieg in die Plutioniumwirt- 
schait zum Inhalt hatte und ernste politische 
Krisen auslösts. Sie erreichten Dimensionen, 
die mit der Formel ,Grenzen des Wachstums' 
wohl treffender nicht ausgedrückt werden 
kann. 



Die Geschichtsschreibung des Brüters, der 
nach der ursprünglichen Planung bereits seit 
1979 in Betrieb sein sollte, füllt Bände, die hier 
lediglich als verkürzte Schlaglichter wiederge- 
geben werden sollen. 

Die erste Bauphase von 
1973-1 978 

Nach dem begonnenen Bau im April des Jahres 
1973verlief dieerste Errichtungsphaseweitge- 
hend ruhig und nach außen ohne ernsthafte 
Diskussionen. 
Doch im Zugeder sich Mittedersiebziger Jahre 
massiv bildenden Opposition gegen die als 
menschen- und urnweltschädlich erkannten 
atomaren Projekten rückte der Brüter gleich- 
sam in den Mittelpunkt des Interesses. 
Mittlerweile war er zu einem Knackpunkt der zi- 
vilen atomaren Nutzung der Atomkraft gewor- 
den, da mit seiner Fertigstellung der Weg ins 
Zeitalter der Plutoniumswirtschaft mit ihren 
sattsam bekannten Nachteilen verbunden wur- 
de. Plutonium wirkt bekanntlich 140.000 bis 
200.000 mal giftiger als Zyankali.9 Zudem sind 
Gefahren für eine militärische Nutzung gege- 
ben, da der Brutmantel des Brüters waffenfähi- 
ges Plutonium enthält (siehe Kap. 6). 
Der Streit um den Schnellen Brüter führte am 
24.9. 1977 denn auch zu der bis dato größten 
Demonstration von besorgten Bürgern. Uber 
50.000 Menschen stellten damals „das ein- 
drucksvollste und breiteste internationale 
Bündnis von Atomkraftwerksgegnern dar."lO 
Und dies, obwohl ein über ganz Nordrhein- 
Westfalen verbreitetes Polizeiaufgebot die 
,MärVvom kommenden Atomstaat für kurzeZeit 
präsentierte, indem das Verbot der „passiven 
Bewaffnung" ausgesprochen wurde und eine 
grundgesetzwidrige Einengung des Demon- 
strationsrechts stattfand. 

Das Parlament kanalisiert den Brüter- 
Konflikt 

Die folgenden 14 Monate waren geprägt von in- 
tensiven Diskussionen um den Nutzen und die 
Gefährlichkeit des SNR-300, wobei sich insbe- 
sondere auch ein Zwist in den sozialliberalen 
Koalitionen von Bonn und Düsseldorf ausbrei- 
tete. Während sich dieSPD-Führung in Düssel- 
dorf um die Erteilung der dritten Teilerrich- 
tungsgenehmigung herumdrückte, die Arbei- 
ten auf der Brüterbaustelle fast zum Erliegen 
kamen, wünschten sich maßgebliche FDP-Po- 

litiker die Umwandlung des SNR-300 in eine 
Plutioniumvernichtungsanlage. Derlei Diskus- 
sionen und Unsicherheiten konnte sich die 
Bundesregierung schon allein wegen des mas- 
siven Drucks der Elektrizitätswirtschaft nicht 
erlauben. So wurden die Vorweihnachtstage 
des Jahres 1978 zu den einschneidensten in 
der Entwicklung einesdeutschen Brutreaktors. 

Am 14. 12. dieses Jahres stimmte der Bundes- 
tag geschlossen für den Weiterbau, wie auch 
gleichzeitig für die Einsetzung einer Untersu- 
chungskommission ,Zukünftige Kernenergie- 
politik'. Diese Kommission sollte 1980 dem 
Bundestag Empfehlungen über die Inbetrieb- 
nahme des SNR-300 an die Hand geben. Der 
geplante Bericht mußte zu diesem Termin je- 
doch verschoben werden, weil die Minderheit 
der mehrheitlich mit Atomenergieenthusiasten 
bestückten Kommission der Ansicht war, 
,,noch nicht Gewißheit über die Verantwortlich- 
keit einer lnbetriebnahme zu habenull. Sie 
hielten es für sinnvoll, „die sicherheitstechni- 
sche Analyse durch eine risikoorientierte Ana- 
lysezu ergänzen undweithin sichtbare Evidenz 
(Klarheit) zustande kommen zu lassen."12 
Die schließlich im Mai 1981 eingesetzten Wis- 
senschaftler besaßen eine unterschiedliche 
Grundhaltung zum Problem. Die Kritiker unter 
ihnen waren jedoch nicht nur in der Minderheit, 
sie wurden zudem an der Erstellung der beab- 
sichtigten Risikoanalyse ,Vergleich Leichtwas- 
serreaktor versus SNR-300', durch Informa- 
tionsverweigerungen oder Verzögerungen an 
der Arbeit behindert. 
So konnte das im Oktober 1982 abgelieferte Er- 
gebnis wohl auch niemanden mehr verwun- 
dern. Mit 11 : 5 Stimmen wurde dem Bundestag 
vonder Enquete-Kommission die Inbetriebnah- 
me des SNR-300 empfohlen. Neben diesem 
Mehrheitsvotum gab es zusätzlich eines der 
Minderheit, das zu dem Schluß gelangte, daß 
„die lnbetriebnahme des SNR-300 in keinem 
sinnvollen Zusammenhang zu rechtfertigen" 
sei. 
Mit dem dann am 3. 12.82 gefällten Bundes- 
tagsbeschluß wurde dem Mehrheitsvotum ent- 
sprochen. Die SPD-Fraktion stimmte - nun in 
der Opposition - gegen den Brüter, obwohl 
noch in Regierungsverantwortung nur eine 
Handvoll Gegnerzu erkennen gewesen waren. 
Eine andere Entscheidung wäre schon allein 
wegen der gleichzeitigen Baufortsetzung und 
den damit geschaffenen Sachzwängen kaum 
möglich gewesen. Immerhin waren in der Zwi- 
schenzeit einige Milliarden Mark aus der Bun- 



Tab. 1 : Kosten- und Terminplanung des SNR 300 

Zeitpunkt der 
Schatzung 

Zeitpunkt der geplanten 
Kraftwerksubergabe 3/81 9/81 9181 2/83 12/83 12/84 12/84 6185 2186 1/87 7187 

Benötigte Zeit bis zur 
Kraftwerksübergabe - Monate 65 65 54 65 69 72 66 66 64 61 48 

Aus. Energiewirischaftliche Tagesfragen. 34. Jg. (1984) Heft1 

deskasse in die hungrigen und schier unersätt- 
lichen Mäuler der Brüterbauer geworfen 
worden. 

Die unglaubliche Finanzierung des 
Brüter 
Im Jahre 1972 wurden die geschätzten Ge- 
samtkosten bis zur Fertigstellung im Jahre 
1979 mit 1,5 Mrd. DM angegeben. Danach 
mußten in regelmäßigen Abständen nicht nur 
die Kosten verändert werden, sondern eben- 
fallsdieZeit dergeplanten Inbetriebnahme. Bei 
allen Schätzungen über die benötigte Zeit bis 
zur Kraftwerksübergabe wurden in den Jahren 
1975 bis 1981 immer mindestens61 Monatean- 
gegeben (siehe Tab. 1 ). Die Ingenieure in 
Kalkarwähnten sichsicherlich desöfteren eher 
als Erbauer von Kafka's Schloß, denn eines 
Industrieprojektes. 
Die neuere Diskussion hatvorallem die enorme 
finanzielle Kapazität des Brüters in den Mittel- 
punkt gerückt. Die allseits bekannte Auseinan- 
dersetzung soll hier nicht wiederholt werden, 
lediglich einige Fakten: 
Im Jahre 1976 wurde die erste größere Kosten- 
erhöhung bekannt: 2,2 Mrd. DM! Uber3,2 Mrd. 
im Jahre 1978 und 3,7 Mrd. 1979 wurde Mitte 
des Jahres 1980 die Fünfmilliardengrenze 
überschritten. Doch die Kostenexplosion ging 
weiter. Im Jahre der Brüter-Entscheidung 1982 
wurdedie bislang letzte Erhöhung bekannt: 6,5 
Mrd. DM! Bei allen Zahlen sind die anfallenden 
Bauzinsen selbstredend nicht enthalten. Wenn 
nun bedacht wird, daß mit einer Fertigstellung 
nicht vor Sommer 1987 gerechnet werden 
kann, sind weitere Korrekturen mehr als wahr- 
scheinlich. 
Schon bald könnte eine neue Bombe platzen, 
denn der Reaktorkern (Core) hat sich im Laufe 

der Bauzeit vergrößert. Wenn er 10% größer ist 
als ursprünglich genehmigt, ist ein neues Ge- 
nehmigungsverfahren erforderlich. Gerüchten 
zufolge wird hektisch versucht, das Core auf 
unter 10% Vergrößerung zu ,rechnen'. Adam 
Riese hält sich beide Augen zu, da ein neues 
Genehmigungsverfahren zu jahrelangen Ver- 
zögerungen und zur weiterenVerteuerung füh- 
ren würde. 
Noch unglaublicher wird die ganze Szenerie, 
wenn die Anteile der Finanzierung betrachtet 
werden (siehe Tab. 2 ). Die späteren Nutzer 
haben nureinen lächerlichgeringen Beitrag für 
die Einführung einer als ,zukunftsweisend' an- 
gesehenen Technologie leisten müssen. Zu- 

Tab. 2 : Finanzierung SNR 300 

Gesamte 
(einschl. bedingte) 

Finanzierungszusagen 
in Mio. DM 

BMFT-Zuwendung 3133,O 
NL-Zuwendung 470,2 
B-Zuwendung 4702 

SBK-Eigenkapital 
- RWE 182,8 
- SEP 39,2 
- EN 39.2 
- CEGB 4,3 265,5 
EVU-Zuschüsse 11 89.0 
KWUIINB-Zuschüsse 300,O 
Investitionszulage 
- bereitserhalten 2648 
- kunftiger Anspruch 307.3 572.1 
Lieferantenkredit 100,O 

6500,O 

Aus. Energiewirischaftltche Tagesfragen. 34. Jg. (1984) Heft 



mindest aber liefert vornehmlich das Geld der 
Steuerzahler Erkenntnis- und Verdienstmög- 
Iichkeiten für die großen Konzerne, an der Spit- 
ze das RWE. 

Der Kuhhandel 
,,Bei Projektbeginn lag der BeteiligungsschIüs- 
sel der Wirtschaft bei rund 8%, heute beträgt er 
auf Drängen des Bundesforschungsministeri- 
ums 28,5%"13, stellt RWE-Direktor Eitz fest. 
Damit werden nach den heutigen Planungen 
noch nichteinmal 1,8 Mrd. DMderveranschlag- 
ten 6,5 Mrd. von Seiten der Industrie gezahlt 
worden sein. Die Zahlungen der EVU und der 
Herstellerindustrie werden jedoch nur unter 
Bedingungen geleistet, die Charakter und Aus- 
maßder Beeinflussung der Legislativeerahnen 
lassen: 
- Sicherung der Gesamtfinanzierung des 

SNR-300 
- Kein Vorbehalt des deutschen Bundesta- 

ges gegenüber der Inbetriebnahme 
- Sofort vollziehbare Vorlage aller SNR-300- 

Teilerrichtungsgenehmigungen 
- Anerkennung des EVU-Beitrages als Zu- 

schuß und damit als abzugsfähige Betrieb- 
sausgabe, die auf die Strompreise abge- 
wälzt werden kann. 

- Weite~erfolgung der Leichtwasserreaktor- 
technik'4. 

Neben RWE wirkten bei diesem Kuhhandel vor 
allem die Preußenelektra und die NWK feder- 
führend mit. Letztere sicherten sich durch ihre 
Beiträge Beteiligungen am ,Know-how1 des 
SNR-300, des Super Phenix und eines mögli- 
chen Nachfolgebrüters SNR-2. 
Der Streit um den Brüter scheint vorerst zugun- 
sten der Befürworter und Betreiber entschie- 
den zu sein. Esseidenn, dieschwebende Klage 
des Bauern Maas würde positiv beschieden 
oder andere, unvorhergesehene politische Kli- 
maänderungen würden das Vorhaben beein- 
flussen. Die geplante Fertigstellung des 
SNR-300 im Juli 1987 wird auf jeden Fall nach 
Expertenansicht einen dann bereits veralteten 
Reaktortyp darstellen. Auch der aus dem Brü- 
ter produzierte Strom wird es in sich haben. Zu 
allem Uberfluß wird dieerhoffte Brutrate ,höher 
1 ' beiweitem nichterreichtwerden. Eswird also 
keine Energie im Uberfluß, sondern allenfalls 
Arger im Uberfluß mit diesem Projekt geben. 
Trotz allem wird bereits an einem Nachfolge- 
brüter SNR-2 gearbeitet. Die Elektrizitätswirt- 
schaft, allen voran wiederum das RWE, will ei- 
nen Brutreaktor der Größe 1000 MW 

errichten.15 Damit soll nach eigenen Angaben 
.,ein Fadenriß unter allen Umständen verhin- 
dert werdenM.16 Eine Belebung der Konjunktur 
auf dem Kraftwerksmarkt sowie erhöhte Impor- 
tunabhängigkeit werden als altbekannte Argu- 
mente angeführt. 
Die Projektplanung für den Nachfolgebrüter 
fällt nicht von ungefähr in diese Zeit. 
Haben doch die Ubertragung des Brüter-Kon- 
flikts auf die wissenschaftliche Ebene (Enque- 
te-Kommission)einerseits und das Nachlassen 
der öffentlichen Dispute um die Atomkraftwer- 
keschlechthin andererseits, ein Klima gebildet, 
daß wie geschaffen für den Siegeszug der 
Atomlobby erscheinen muß. Das RWE hat als 
erstes die neue Lage erkannt und fordert, „die 
Zeit relativer Entspannung für die Durchset- 
zung einer unter kommerziellen Bedingungen 
realisierbaren Anlagekonzeption zu nutzen1'.I7 
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Wiederaufarbeituna 
oder: wohin- mit dem Atommüll? 
Ursprünglich hatten sich in der BRD zwei 
Chemie-Konzerne und zwei RWE-Töchter für 
die Entwicklung der Wiederaufarbeitungstech- 
nologie stark gemacht. Sie sollte es ermögli- 
chen, die abgebrannten Kernbrennelemente 
zu zerlegen, die wiederverwendbaren Teile 
herauszufiltern und den restlichen Abfall zu 
,,entsorgeni' -wie der neudeutsche Ausdruck 
für die Atommüll-Lagerung lautet. Zu gleichen 
Teilen gründeten 1971 die Bayer AG, die 
Hoechst AG und die Gelsenberg AG sowie die 
NUKEM die ,Kernbrennstoff-Wiederaufarbei- 
tungs-Gesellschaft mbH' (KEWA). 
RWE hatte einen gewissen Einblick in die Pro- 
bleme der Wiederaufarbeitung bekommen, als 
es sich gegen Ende der fünfziger Jahre mit 
50.000 Dollar an der Anlage ,Eurochemicl der 
EURATOM im belgischen Mol beteiligte. Der 

Atomskeptiker im RWE-Vorstand, Schöller, traf 
aber bereits 1962den Nagelauf den Kopf, alser 
Wiederaufarbeitung und Abfallbeseitigung als 
„die großen Unbekannten in derwirtschaftlich- 
keitsberechnung von Atomkraftwerken" be- 
zeichnete. 
Treibende Kraft für den Bau einer deutschen 
Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) waren in 
den fünfziger und sechziger Jahren die Farb- 
werke Hoechst - vertreten durch Karl Win- 
nacker und Leopold Küchler. Letzterer prägte 
gar die Formel von der Wiederaufarbeitung als 
dem ,Stiefkind1 der deutschen Atomtechnik. 
Zunächst sollte im Karlsruher Kernforschungs- 
zentrumeine Pilotanlage installiert werden. Die 
Realisierung der Wiederaufarbeitungsanlage 
Karlsruhe (WAK)verzögerte sich jedoch erheb- 
lich. Der Projektierungsauftrag war 1963verge- 



ben worden. Im Dezember 1964 gründeten 
Bayer, Hoechst, Gelsenberg und NUKEM die 
,Gesellschaft zur Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen' (GWK) und gaben dem Pro- 
jekt den großindustriellen Rückhalt. Nach um- 
ständlichen Prüfungen wurde 1967 mit dem 
Bau begonnen, wobei schon im Stadium der 
Vorplanungen die veranschlagten Kosten für 
die WAK. von 20 auf 60 Mio. DM geklettert 
waren. 
Ein Jahr zuvor vollzog sich noch eine Wende in 
der Konzeption. Nach dem damaligen RWE- 
Beschlußfürden Bau eines ,Schnellen Brüters' 
wurdedie ursprünglich nur für die Aufarbeitung 
von Natururan und leicht angereichertem Uran 
gedachte WAK auf die Erfordernisse'der Brut- 
reaktoren umgerüstet. Die Inbetriebnahme er- 
folgtedann erst im Jahre 1971. Schließlich wur- 
dederBau derWAKvollvom Staatfinanziert, so 
daß eine ökonomische Rentabilität gar nicht er- 
forderlich war. Die „Sozialisierungder Kosten" 
nach dem beliebten Motto: ,,DerStaat zahlt aus 
dem Steuersäckel und die Industrie verwertet 
dann das Know-how", feierte hier fröhliche Ur- 
stände. 

Der Einstieg ins ,,große Geschäft" 

Mit der KEWA wurde 1971 ins „große Ge- 
schäft" eingestiegen. Als trinationales Unter- 
nehmen wurde im selben Jahr die United Re- 
processors GmbH (URG) gegründet, um einen 
,ruinösen Wettbewerb' beiderwiederaufarbei- 
tung zu verhindern. Die URG ist also nichts an- 
deres, als ein lnteressenpool der Wind- 
scale-Betreiberin ,British Nuclear Fuels Ltd.' 
(BNFL), der La Hague-Betreiberin ,COGEMAi 
und der KEWA, die in der ERD eine große WAA 
bauen wollte. 
Gegen Mitte der siebziger Jahre zogen sich 
dann die Chemiekonzerne aus der KEWA zu- 
rück, nachdem ihnen die „unternehmerischen 
Risiken", d. h. die zu erwartenden Verluste zu 
groß schienen. 
So mußte sich als verantwortlicher Träger der 
WAA eine andere Interessengemeinschaft zu- 
sammenfinden: 1975 wurdein Essen mit einem 
Grundkapital von nur 100.000 DM die ,Projekt- 
gesellschaft Wiederaufarbeitung von Kern- 
brennstoffen mbH' (PWK) gegründet. Die PWK 
war der Zusammenschluß von zwölf EVU, die 
als Betreiber von Atomkraftwerken ohnehin ein 
,Entsorgungsproblem' hatten. Federführend 
beteiligt war natürlich RWE mit einem Anteil 
von 31 010. Die PWK befaßte sich fortan mit der 
Vorplanung und Finanzierung der geplanten 

WAA, wobei die KEWA im Auftrag der PWK das 
Vorprojekt erstellen sollte. 
Dabeiginges umden Bau einerGroßanlage mit 
einer Jahreskapazität von 1.500 Tonnen abge- 
brannter Brennelemente. Wie größenwahnsin- 
nig diese Projektierungen waren, Iäßt sich 
leicht ermitteln: Ein AKW vom Typ ,BiblisC ent- 
hält 105Tonnen Brennelemente, die innerhalb 
von drei Jahren ausgetauscht werden müssen. 
Das sind im Jahr also 35 Tonnen pro 1.200 
Megawatt-AKW. Vor dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages verstieg sich der 
RWE-Atompabst Mandel noch 1976 zu der For- 
derung, daßdieersteneueWAA1981 in Betrieb 
gehen müsse, „die zweite 1984 und danach al- 
le zwei Jahre eine weitere 1500-Tonnen-Anla- 
ge, um den gesamten Anfall bestrahlten Brenn- 
stoffes verarbeiten zu können". 

Zunächst waren drei Standorte in Niedersach- 
Sen für die Errichtung der ersten großen WAA 
im Gespräch: Hümmling, Lichtenmoor und Un- 
terlüß. Bei jedem Standort vermuteten die Pla- 
ner einen „geeignetent' Salzstock für die 
Atommüll-Lagerung, denn zunächst ging man 
davon aus, daß ein „nukleares Entsorgungs- 
Zentrum" -der niedersächsische Ministerprä- 
sident Albrecht brachte damals gar das Wort 
,Entsorgungsparki in Umlauf -gebaut werden 
sollte. Nach kräftigem Widerstand der Bevölke- 
rung an den drei möglichen Standorten, kon- 
zentrierten sich die Atommüll-Strategen auf 
den Landkreis Lüchow-Dannenberg, der wie ei- 
ne Halbinsel in die DDR hineinragt. 
Bei dem bereits erwähnten Hearing des Bun- 
destages im Jahr 1976 hatte auch die Chemi- 
sche Industrie die Katze-aus dem Sack gelas- 
sen: Die WAA sei fragwürdig und mit anderen 
Investitionen sei sicherer Geld zu verdienen. 
Das Vorstandsmitglied der PREAG, Keltsch, 
mokiertesich überdie mangelnde Risikobereit- 
schaftderchemie. DieChemie möchteohneei- 
gene Geldauiwendungen im WAA-Geschäft 
dabeisein, kein Risiko tragen, aber ,Know-howi 
machen und „mit diesem möglicherweise an- 
derswo in der Welt Geld verdienen". 
Was Keltsch verschweigt, ist dieTatsache, daß 
die EVU mögliche Verluste der WAA über den 
Strompreis auf die Stromkunden abwälzen 
können. Als Anfang 1977 die endgültige Absa- 
ge der Chemiekonzerne erfolgte, wurde auf Be- 
schluß der Gesellschafterversammlung vom 
28. 2. 1977 die PWK, Essen, in die ,Deutsche 
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von Kern- 
brennstoffen mbH' (DWK), Hannover, umge- 
wandelt. 



Abb. 6: Zerstrittene Mütter der DWK 
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Unternehmensziele der DWK, in der sich zwölf 
EVU zusammengeschlossen haben (siehe 
Abb. 6 )sind die ,,Planung, Errichtung, Erwerb 
und Betrieb von Anlagen sowie Dienstleistun- 
gen aller Art zur Entsorgung von Kernkraftwer- 
ken, insbesonderederWiederaufarbeitungvon 
abgebrannten Brennelementen". Im Handels- 
register folgt dann der bezeichnende Halb- 
Satz . . . „mit Ausnahme von Anlagen zur End- 
lagerung von radioaktiven Abfällen". Damit 
wollten die Schlaumeier sich zumindest eines 
Teils des Risikos entziehen und hier dem Staat 
die Verantwortung zuweisen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt hatte die Entwicklung der WAA- 
Technologiedurchdie KEWA rund500 Mio. DM 
Fördermittel gebunden. Doch die Entwicklung 
ging nun erst richtig los. 

DWK - außer Spesen nichts gewe- 
sen? 
Nachdem das Magazin ,Die Zeit' irn Dezember 
1983 über den ,,heimlichen Ausstieg" der 
Energiewirtschaft aus der Wiederaufarbeitung 
spekuliert hatte und das Finanzgebahren der 
DWK sowie die Kostenexplosion bei der inzwi- 
schen auf 350 Jahrestonnen verkleinert ge- 
planten WAA thematisierte, setzte sich imJa- 
nuar 1984auchdas ,manager rnagazin' kritisch 
mit der DWK auseinander. 

Inzwischen hattesich in der Bundesrepublikall- 
gemein herumgesprochen, daß eine direkte 
Endlagerungvon abgebrannten Brennelemen- 
ten nicht nur am ehesten denkbar, sondern 
auch bei weitem die betriekwirtschaftlich bil- 
ligste Losung ist. Dagegen funktioniert die 
großindustrielle Wiederaufarbeitung von 
Leichtwasserreaktor-Brennelementen bisher 
nirgendwo. Die Kosten für die WAA steigen zu- 
dem so stark, daß der wiedergewonnene 
Brennstoff sehr viel teurer würde als angerei- 
chertes Uran. Denn Natururan ist heute keines- 
wegs knapp und auch in Zukunft müßte sich das 
UrankartellschongroßeMühegeben, umeinen 
plausiblen Grund für Preiserhohungen zu fin- 
den. Wenn jetzt aus Bonn das Signal zur direk- 
ten Endlagerung käme, hätte die Stromwirt- 
schaft keinen vernünftigen Grund mehr, am 
Bau einer teuren WAA festzuhaken. 
In den sieben Jahren ihres Bestehens habe die 
DWK auch mit Milliardenaufwand ,,so gut wie 
nichts bewegt", kritisiert das ,manager maga- 
zin'. Lediglich ein halbfertiges Zwischenlager 
für ausgediente Brennelemente in Gorle- 
benlDragahn und der Rohbau einer Anlage zur 
Atommüllverglasung im belgischen Mol kann 
der DWK-Vorstandvorweisen. Diezwölf Mütter 
der DWK haben für dieses ,,magere Ergebnis" 
aberschon rund 1,3 Mrd. DM Verluste überneh- 
men müssen. Eine Summe. die ohne Bonner 



Fördermittel an die DWK leicht noch höher aus- 
gefallen wäre. 
Verantwortlich für dieses unternehmerische 
Desaster ist der DWK-Vorstandsvorsitzende 
Scheuten, der sich nach dem Studium der 
Rechte in 22 Jahren bis zum Generalbevoll- 
mächtigten des RWE hochgedient hatte, ehe 
ihm im Februar 1977 der Vorstandsvorsitz zu- 
geschanzt wurde. 
„Scheutens Mißwirtschaft begann schon in der 
Anlaufphase der DWK", kommentierte das 
,rnanager magazin' kurz und trocken. Noch 
1977 legte die DWK das Konzept für ein „inte- 
griertes Nukleares Entsorgungs-Zentrum" 
(NEZ)vor und beantragte die Genehmigung für 
Bau und Betrieb im niedersächsischen Land- 
kreis Lüchow-Dannenberg. In Gorleben wur- 
den fortanzumzehnfachen PreisdesVerkehrs- 
wertes Grundstücke aufgekauft. 
Das NEZ hatte sieben Teilprojekte, wobei sich 
die DWK als „eigenverantwortlicher Träger" 
für die Bereiche „Brennelementeempfang und 
-lagerungU und „Wiederaufarbeitung, Abfall- 
behandlung und Zwischenlagerung" für zu- 
ständig erklärte. Die ALKEM GmbH und die 
RBU (siehe Kap. 3.3)erklärten sichfürdie ,,Plu- 
toniumlagerung und -BrennelementehersteI- 
lung" bzw. für die „Uranverarbeitung" zustän- 
dig. Die restlichen Teilprojekte - von der 
Standorterkundung und -beschaffung bis zum 
Bau und Betrieb der Endlagerung - sollten 
vom Staat verantwortet werden. 

WAA politisch nicht durchsetzbar 

Aufdem ,Gorleben-Hearing'wurdedieses Kon- 
zept im MärzlApril 1979 eingehend diskutiert. 
Albrecht brachte es dann auf die Formel: „Si- 
cherheitstechnisch machbar, aber politisch 
nicht durchsetzbar". Zu dieser Einsicht hatten 
ihm aber nicht die Experten, sondern der breite 
Widerstand in der Bevölkerung im Landkreis 
Lüchow-Dannenberg verholfen. Unter dem 
Motto „Gorleben soll leben" und dem Banner 
der „Freien Republik Wendland" erlebte die 
Anti-AKW-Bewegung in der BRD einen einst- 
weiligen Höhepunkt. 
Nun trat die Atomindustrie unter Führung des 
RWE einen geordneten Rückzug an, der alle 
Feinheiten der Salamitaktik beinhaltete. Schon 
auf dem ,Gorleben-Hearing' war durchge- 
sickert, daß es sich bei den DWK-Planungen 
gar nicht um eine WAA, sondern um zweizu je 
700 Jahrestonnen handele. Die Standortsuche 
führte nach Hessen, Rheinland-Pfalz und 

schließlich nach Bayern. Aus den zwei 700er- 
WAA wurde dann gar nur eine WAA mit der Iäp- 
pischen Jahreskapazität von nur 350 Tonnen. 
Alles andere hätte zu „dramatischen Uberka- 
pazitäten" geführt. Nachdem in Hessen die 
halbe Bevölkerung gegen den Bau einer WAA 
mobilisiert wurde, ließ man auch dieses Bun- 
desland endgültig in Ruhe und konzentrierte 
sich auf Bayern und Niedersachsen. 
Aus der bayerischen Staatskanzlei verlautete, 
daß beim Wechsel des Firmensitzes der DWK 
von Hannover nach München - Gewerbe- 
steuer-Einnahmen lassen das Herz eines jeden 
Landesfürsten höher schlagen - mit wesent- 
lich mehr Wohlwollen, sozusagen fast mit Ga- 
rantiezusagen des WAA-Genehmigungsver- 
fahren, zu rechnen sei. Diese Locktöne brach- 
ten wiederum Niedersachsens Albrecht auf die 
Palme, sodaß im Gegenzugzumindest ein Zwi- 
schenlager in Dragahn gebaut werden durfte. 

Fakten der Entwicklung 

Aber kommen wir noch einmal zurück auf die 
Gründungsphase der DWK. Alles in der BRD 
vorhandene ,Know-how' für die Wiederaufar- 
beitung wurde systematisch eingesackt. Mit 
Wirkung vom 1.9. 1977 wurde die KEWA und 
ihre Beteiligungen zu 1000/0 von der DWK er- 
worben. Zum selben Zeitpunktgingen 20% der 
GWK, die seit 1971 die WAK in Karlsruhe be- 
trieb, an die DWK. Der Rest wurde 1979 über- 
nommen. 
Im September 1979 einigten sich Bund und 
Länder dahingehend, daß anstelle des NEZ 
nun ein „integriertes Entsorgungskonzept" 
treten solle. Auch die Enquete-Kommission 
,Zukünftige Kernenergie-Politik' des Bundes- 
tages empfahl, die Wiederaufarbeitung weiter- 
zuentwickeln. Folglich ordnete die DWK ihre 
Beteiligungen neu: Aus der GWK wurde die 
,Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe Be- 
triebsgesellschaft mbh' (WAK), die KEWA wur- 
de durch die Ubernahme der Mitarbeiter in die 
DWKfast total aufgesogen, so daß nur noch die 
in Brasilien geplante WAAvon der KEWA bear- 
beitet wird. 
Zwei neue Firmen entstanden: Die ,Brennele- 
mentelager Gorleben GmbH' (BLG), die ein 
Zwischenlager in Gorleben bauen und betrei- 
ben soll, und die ,Gesellschaft für Nuklear- 
ServicembH1(GNS), an der noch dieVEBA und 
STEAG beteiligt sind. 

Die WAK schloß mit dem Forschungsministeri- 
um eine „Langzeitrahmenvereinbarung" ab, 
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nach der die finanzielle Verantwortung für den 
Betrieb der Anlage - die weiterhin im Eigen- 
tum des Kernforschungszentrums Karlsruhe 
bleibt - nach und nach vom Staat auf die DWK 
übergeht. Die WAK hatte 1982 rund 450 Be- 
schäftigte. Die Erträge werden mit 71 Mio. DM 
angegeben. Die anderen DWK-Töchter sind 
viel kleiner. Die KEWA leidet unter chroni- 
schem Auftragsmangel, so daß lediglich sechs 
Mitarbeiter die rundvier Mio. DM Umsatzerwirt- 
schaften mußten. 

Atommüll in die chinesische Wüste 

Mit20 Beschäftigten brachteesdie BLG auf nur 
zwei Mio. DM Umsatz. Die Zwischenlager-Fir- 
ma nahm „vorrangig die lokale und regionale 
Offentlichkeitsarbeit wahr", heißt es im DWK- 
Geschäftsbericht. Dahinter verbirgt sich nicht 
nur die Luxus-Modernisierung der alten Dorf- 
schule in Gorleben, - auseinem kulturell wert- 
vollen Fachwerkhaus wurde für eine sechsstel- 
lige Summe ein ,Informationszentrum' ge- 
macht - sondern auch die Stiftung je einer 
Lehrwerkstatt für DragahnlGorleben und 
Wackersdorf (Bayern), unabhängig davon, ob 
dort je eine WAA gebaut wird oder nicht. 
Als „prosperierendu wurde das Geschäft der 
Nuklear-Service-Gesellschaft GNS bezeich- 
net, und im März 1983 das Stammkapital auf 3 
Mio. DM erhöht. 
Für die 350er WAA vergab die DWK die Pla- 
nungsaufträge von nahezu je 100 Mio. DM an 
zwei konkurrierende Konsortien. 
Biszum 30. 9. 1984müssendie Hoechst-Töch- 
ter Uhde und Lurgi bzw. das Konsortium 
KWUINUKEMIKraftanlagen Heidelberg AGein 
verbindliches Angebot abgeben. Damit bahnt 
sich abermals ein Rückzug der Chemie aus 
dem WAA-Geschäft an, denn die erfahrenen 
Anlagebau-Unternehmen aus der Hoechst- 
Gruppe sind gut beraten, so hoch zu kalkulie- 
ren, daß die DWK den RWE-Töchtern NUKEM 
und Kraftanlagen Heidelberg AG im Verein mit 
der SiemenslKWU den Auftrag erteilen muß. 
Gebautwerdensollabererst nach Erteilungder 
ersten Teilerrichtungsgenehmigung, entweder 
irn niedersächsischen GorlebenlDragahn oder 
im bayerischen Wackersdorf. 
Die Kostenschätzungen für die 350er WAA fie- 
len in den letzten Jahren immer höheraus. 1980 
hatte man bei einer Bauzeit von neun Jahren 
noch 4 Mrd. DM angegeben. 1983 war dann die 
Bauzeit auf 5 bis6 Jahre geschrumpft, das Inve- 
stitionsvolumen aber auf 6 bis8Mrd. DM gestie- 
gen. 

Neben diesem Projektverfolgt die DWK auch in 
den USA und in Frankreich Möglichkeiten, we- 
nigstens einen Teil der abgebrannten Brenn- 
elernentevon deutschem Boden wegzulagern. 
Die französischen URG-Partner der DWK hat- 
ten eine schlichte, aber zündende Idee. Da die 
Betreiberin COGEMA die 43 Mrd. Franc (das 
sind beim gegenwärtigen Wechselkurs rd. 13 
Mrd. DM) für die Errichtung der.geplanten neu- 
en Anlage in La Hague nicht hat, bat man ein- 
fach die Länder zur Kasse, die ein „Entsor- 
gungsproblem" haben. Die Bundesrepublik 
trägt über die DWKein Drittel der Baukosten - 
alsogut4Mrd. DM. Ebensoviel tragendieJapa- 
ner, das restliche Drittel entfällt auf Schweden, 
Belgien und die Schweiz. Die Auslastung der 
WAA ist für die ersten 10 Jahre schon verkauft. 

Dann steht Frankreich eine WAA zur Verfü- 
gung, dievoll vom Ausland finanziert und abge- 
schrieben ist. 

Anfang 1982 sickerte durch, daß die DWK mit 
der ,Allied Corp.' über die Fertigstellung der 
größten amerikanischen WAA in Barnwell (US- 
Staat Süd-Caro1ina)verhandelte. Die ursprüng- 
lich auf 1500 Jahrestonnen ausgelegte Anlage 
sollte bereits 1975 in Betrieb gehen, war aber 
erst 1978zu 95% fertiggestellt. 1981 mußteder 
Bau wegen finanzieller Schwierigkeiten gar 
eingestellt werden. Vor dem Bundestag sagte 
der parlamentarische Staatssekretär Stahl 
vom BMFTaus,daßeinefinanzielle Beteiligung 
noch nicht „ernsthaft erwogen" würde. Immer- 
hin geht es auch hier um weit mehr als 1 Mrd. 
Dollar. Angesichts dieser Investitionsbeträge 
trat das RWE wieder einmal den Rückzug an. 
Auch den DWK-Anteil- und somit die jährlich 
steigenden Verlustübernahmen - will RWE 
verkleinern. Mit der Begründung, daß das ge- 
plante Entsorgungsprojekt immer teurer wird, 
soll das Bayernwerk weitere 10% an der DWK 
übernehmen. Schließlich hätten die Bayern in 
den letzten Jahren überdurchschnittlich viele 
Atomkraftwerke gebaut und deshalb müßten 
sie auch mehr Geld für die Atommüll-Beseiti- 
gung ausgeben. Und da die Verluste der DWK 
schon 1982 die 200 Millionen-Grenze über- 
schritten, ist absehbar. wann die Wiederaufar- 
beitungsaktivitäten die Milliarde erreichen. 

Zuguterletzt hatdie RWE-Tochter ALKEM noch 
eine günstige Lösung zu bieten: Anfang 1984 
unterzeichneten die Volksrepublik China und 
das bundesdeutsche Unternehmen Verträge 
zur Zwischenlagerung von abgebranntem 
Atommüll in der chinesischen Wüste . . . 



Im Jahre 1984jahrtsichdas BestehendesRWE 
zum 86. Mal. In die lange Geschichte dieses 
mittlerweile multinationalen Unternehmensfie- 
len so einschneidende und schicksalhafte Ent- 
wicklungen wievor allem die beiden Weltkriege 
sowie Rezessionen, Inflationen, Anderungen 
der Staatsformen und viele weitere Leben und 
Wirtschaft beeinflußende Faktoren. 
Bedenkt man allein, welche gravierenden Ge- 
bietsverschiebungen und damit einhergehend 
staatsformale Veränderungen es in dieser Zeit 
zu verzeichnen gab, ist es verwunderlich, mit 
welcher Akribie und Zielstrebigkeit das RWE 
seine Machtbereiche stetig auf- und vor allem 
ausgebaut hat. Bekanntlich ist RWE heute das 
mit Abstand größte Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen (EVU). Diese einzigartige Stel- 
lung verdankt das Unternehmen vor allem der 
Anfang der zwanziger Jahre festgeschriebe- 
nen Gemischtwirtschaftlichkeit, der genialen 
Idee der krakenhait erscheinenden Verbund- 
wirtschaft sowie dem weitsichtig geplanten 
Coup des Besitzewerbs nahezu der gesamten 
abbauwürdigen Braunkohlevorkommen in der 
Bundesrepublik. 



4.7 
Die 
Betriebsmittel 
des 
RWE 

Im Zuge der Entwicklung desStromverbrauchs 
und des -bedarfs inden erstenvierJahrzehnten 
dieses Jahrhunderts war die kommende Be- 
deutung dieser Energie-,,Quelle" schon ange- 
deutet worden. Die auf Hochtouren laufende 
Rüstungsproduktion des 3. Reiches brachte 
die Bedeutung des Stroms in neue Dimensio- 
nen. Sie sorgte desweiteren für eine zuneh- 
mende Elektrifizierung weiterer Betiiebe und 
Produktionen. 
Nach der Kapitulation Hitler-Deutschlands im 
Jahre 1945 wurden die Zeichen alsbald wieder 
auf Sturm - oder sollte man besser sagen auf 
Strom -gestellt. Neben der weiteren Elektrifi- 
zierung der lndustrie ging es nun verstärkt dar- 
um, die wiederaufzubauende öffentliche Infra- 
struktur mit den aus Trümmern wachsenden 
Wohnungen mit dem Energieträger Strom zu 
versorgen. 

Volle Kraft voraus 

War die besondere Besitzstruktur des RWE 
schon eine wesentliche Erklärung für die strin- 
gente Entwicklung des Konzernvolumens trotz 
sich ändernder Verhältnisse, kam sie in der 
Nachkriegszeit erst recht zum Tragen. Die 
nach wie vor vorhandenen Besitzstände in 
Form des Sach- und Anlagenkapitals gepaart 
mit den administrativen Interessensverflech- 
tungen des RWE mit der öffentlichen Hand, 
räumten schnell die Barrieren der Nachkriegs- 
zeit aus dem Wege. Wie überhaupt gesagt wer- 
den kann, daß RWEdieturbulenten Jahre nach 
der Kapitulation Deutschlands gut überstan- 
den hat. Umderdrohenden Entflechtung durch 

die Alliierten zu entgehen, bediente man sich 
zudem einem einfachen wie genialen Trick: 
RWE gab bekannt, daß es „freiwilligM auf den 
Brikettverkauf im Rheinland verzichten würde. 
Damit war der Weg frei für die wesentlich lukra- 
tivere Stromproduktion. 
Bereits im Jahre 1951 wurde dann auch mit ei- 
nem ersten Glas Sekt auf ein neues, großes 
Braunkohlekraftwerk in der Nähe des Kölner 
Ballungsgebietes angestoßen. Es handelte 
sich um die Inbetriebnahme von zwei Kraft- 
werksblöcken im Kraftwerk Fortuna II, wo ja 
schon zuvor in einem der ersten RWE-Kraftwer- 
ke (Fortuna I) Braunkohle in Strom umgewan- 
deltwurde. In der Folgezeitvergrößertesich der 
Kraftwerkspark mit großer Geschwindigkeit, da 
die Stromnachfrage sowohl der Haushalte wie 
auchderim Aufschwung befindlichen Industrie 
beinahe schwindelerregende Höhen erreichte. 
So stieg der Nettostromverbrauch bundesweit 
von 1950 bis 1960von 37,8TWh über66,8TWh 
(1955) auf 104 TWh im Jahre 1960. Alleine der 
Industriestromverbrauch machteeinen Sprung 
von 27,9 TWh auf 74,7TWh. 
RWE trug dieser Entwicklung vor allem mit dem 
forcierten Neubau großer Braunkohlekraft- 
werksblöcke Rechnung, zudem ab dem 28.12. 
1959 die absolute Kontrolle des RWE über die 
Rheinischen Braunkohlenfelder über die Frima 
Rheinbraun gesichert werden konnte. 

Liebstes Kind -die Kraftwerke 

Die Geschichte der Zwischenzeit ist bereits in 
vorangegangenen Kapiteln näher erläutert 
worden, sodaß im folgenden zur Einschätzung 
desenormen Machtfundusdes RWE eine Aufli- 
stung der „BetriebsmittelM erfolgt. 
Hinter dieser schlichten Wortschöpfung der Bi- 
lanzbuchhalter verbergen sich die strategisch 
wichtigsten Anlageinvestitionen des RWE, die 
Kraftwerke. 
Dazu einige Informationen in der folgenden Ta- 
belle. Dabei ist besondersdie Altersstrukturder 
Kraftwerksblöcke zu beachten. Da z. B. bei 
Braunkohlenkesseln eine durchschnittliche 
Lebensdauer von etwa 25 bis 30 Jahren ange- 
nommen wird, stehen viele dieser Betriebsmit- 
telvor ihrer natürlichen Auslese. Atomkraftwer- 
ken wird eine wesentlich geringere Lebenser- 
wartung bescheinigt. So mußte denn auch 
RWE bereits den Block A ihres ersten größeren 
Reaktors im bayerischen Gundremmingen ein- 
motten lassen. Esgiltdemnach,dieAltersstruk- 
tur in die Uberlegungen um zukünftige Kapazi- 
täten miteinzubeziehen. 



Tab. 3 : Betriebsmittel RWE: 

1 .  Eiaene Kraftwerke in Betrieb 

Kraftwerk Leistung Eigentümer . Inbetrieb- Brennstoff 
(elektr. in MW) nahme 

Fortuna II 435 RWE Block 1, 4: 1951; 2, 3, 5, 7, 8: 1952; 
9. 10: 1954; 6: 1957 Braunkohle 

Fortuna III 470 RWE Block 3, 4: 1955; 1: 1956; 2:1957 Braunkohle 
Goldenbergwerk 856 RWE Block B: 1951; A, C: 1952; 1, 2: 1954; 

3:1959 Braunkohle 
Frimmersdorf 2 600 RWE (2 Blöcke Block A, B: 1955; C. D! 1957; E. F: 

a 150 MW:'VAW- 1959; G, H, J: 1960; K. L. M: 1962; 
Aluminium, Bonn) N,  0 :  1964; P: 1966; Q: 1970 Braunkohle 

Weisweiler I 2 300 RWE Block A, B, C: 1955; D: 1959; E: 1965 
F: 1967; G: 1974; H: 1975 Braunkohle 

N iederaußem 2 700 RWE Block A, B: 1963; C: 1965; D: 1968; 
E: 1970; F: 1971; G, H: 1974 Braunkohle 

Neurath 2 100 RWE Block A, B: 1972; C: 1973; D: 1975 
E: 1976 Braunkohle 

Fortuna Nord' ca. 70 RWElRheinbraun Braunkohle 
Wachtberg ' ca. 104 RWElRheinbraun Braunkohle 
Ville' ca. 62 RWElRheinbraun Braunkohle 
Ensdorf Block III 300 RWE 1971 Steinkohle 
Dettingen 155 RWE Block 1: 1965; 2: 1974 Steinkohle 

(100 MW) U. 
Erdöl (55 MW) 

Huckingen 600 RWE B!ock A: 1976; B: 1977 Erdgas, Gicht- 
gas, Erdöl 

Karnap 250 RWE 1975 Müll 
HerdeckelKoepchenw. 132 RWE 1930 Purnpspeicher 
Biblis A 1 204 RWE 1975 Kernenergie 
Biblis B 1 300 RWE 1977 Kernenergie 

2. Eiaene Kraftwerke in Bau oder Planuna: 

Goldenbergwerk 1 200 RWE 
Neurath F, G 1 200 RWE 

Braunkohle 
Braunkohle 

3. Kraftwerke mit maßgeblicher RWE-Beteiligung in Betrieb: 

Kraftwerk 

GrowianlBrunsbuttel 
Voerde A 
Scholven G, H 

Meppen 
Häusern 

Säckingen 

Waldshul 

Wehr 

Witznau 

Vianden (Luxemburg) 
Gundremmingen B 

Leistung 
(elektr. in MW) 

Eigentümer 

RWE: 20 010; 

RWE: 25 010; STEAG: 75 010 

RWE: 50 010; VKR: 50 010 

Bankenkonsortium, RWE: Pächter 
Schluchseewerk AG, 
(RWE-Anteil: 50 010) 
Schluchseewerk AG, 
(RWE-Anteil: 50 010) 
Schluchseewerk AG, 
(RWE-Anteil: 50 010) 
Schluchseewerk AG, 
(RWE-Anteil: 50 O/o) 
Schluchseewerk AG, 
(RWE-Anteil: 50 010) 
SE0 LUX (RWE: 41 010) 
Pächter RWE: 75010; Bayernwerk: 25% 

Inbetrieb- 
nahme 

Brennstoff 

1983 
1983 
Block G: 1974; 
Block H: 1975 
1974 
1933 

Windkrafl 
Steinkohle 

Erdöl 
Erdgas 
Speicher1 
Pumpspeicher 
Speicher1 
Purnpspeicher 
Speicher1 
Pumpspeicher 
Pumpspeicher 

Speicher, 
Pumpspeicher 
Tagesspeicher 
Kernenergie 

4 .  Kraftwerke mit maßgeblicher RWE-Beteiligung in Bau: 
. .. 

Voerde B 654 RWE: 25 010; STEAG: 75 010 1985 
Ibbenbüren 707 RWE: 76 010; Preussag: 24 010 1987 
Gundremmingen C 1 244 Pächter RWE: 75 010; Bayernwerk: 25 010 1985 
Mülheim-Kärlich 1 300 Pächter: RWE 1986 
Kalkar 31 1 RWE: 69 010; Rest Ausland 1987 

Steinkohle 
Steinkohle 
Kernenergie 
Kernenergie 
Kernenergie 

Betriebs- und Grubenkraftwerke 

Arbeitskreis Chemische Industrie 



4.2 
Die 
einaesetzten 

Dieses Kapitel soll Auskunft darüber erteilen, 
welche Brennstoffe RWE in seine Kraftwerke 
zum Einsatz bringt, welche Bandbreite damit 
abgedeckt wird und welchen Einfluß die ver- 
schiedenen Energien auf die Leistungsenergie 
des Unternehmens haben. 

Tendenz weiter steigend 

Obwohl das Geschäftsjahr 1982183 nach den 
Worten des RWE-Vorstandmitgliedes Günther 
Klätte „in eine für die deutsche Wirtschaft 
schwierigen Zeitabschnitt" fiel und „ein Kon- 
junkturtal mit einem Rückgang des realen Brut- 
tosozialproduktes von rund 20/0"i zu verzeich- 
nen war, sprechen die ausgewiesenen Fakten 
im RWE-Geschäftsbericht 1982183eine verhei- 
ßungsvollere Sprache: „Der Umsatz des RWE 
nahm im abgelaufenen Geschäft~jahrum4,2~/0 
auf 13,O Mrd. DM zu"2. Und weiter: „lm Kon- 
zern haben wir 1982183 einen Außenumsatz 
von 24,l Mrd. DM erzielt, das sind 4,90/0 mehr 
als im Vorjahr."3 
Wahrlich immer noch goldene Zeiten für Bun- 
desrepublik Deutschlands größten Stromer- 
zeuger. Doch dieses Erfolgserlebnis kommt 
nicht von ungefähr und findet seine ersten Ur- 
sprünge bereitszu derzeit um die Wende in ein 
neues Jahrhundert. Eine der damaligen Leitli- 
nien des RWE findet sich im Geschäftsbericht 
des Jahres 1902103, wo es heißt: 
„Wir betrachten es im Gegensatz zu den mei- 
sten Kommunalbetrieben nicht als unsere Auf- 
gabe, unter Ausnutzung unserer Monopolstel- 
lung in einzelnen Gemeinden bei geringem 
Stromabsatz großen Gewinn zu machen, son- 
dern wir gedenkendadurch unsere Aufgabe für 
uns und für die Allgemeinheit zu erfüllen, daß 
wir den Konsumenten, insbesondere der Ei- 
senbahnvetwaltung und der Industrie, zu den 
denkbar billigsten Preisen größtmögliche 
Strommengen zurVerfügung zustellen. (. . .) ln- 
folge rationeller Ausnutzung unserer.Kraftsta- 

tionen und des Kabelnetzes werden wir dann 
auf die Dauer bei ermäßigten Selbstkosten un- 
sere Rechnung finden."4 
Zur Erfüllung dieses Anspruchs erkannte 
schon dazumal die Geschäftsführung - seit 
Beginn jenes Geschäftsjahres in Person der 
Großindustriellen August Thyssen und Hugo 
Stinnes -von welcher Bedeutungdie Inbesitz- 
nahme von verschiedenen Energieträgern bei 
unterschiedlicher Anwendung und Kosten- 
Struktur war. 

Der Beginn der großen Ausdehnung 
HugoStinnes-nichtzu Unrecht alsdereigent- 
liche Vater des RWE bezeichnet - setzte 
schon nach kurzerZeitseineStrategie in dieTat 
um, und begann mit großangelegten Ausdeh- 
nungen. Diese dienten vor allem dem Zweck, 
das bisherige Standbein Steinkohle zu verlän- 
gern, sowie mit anderen Energieträgern und 
neuen Absatzmärkten ein zusätzliches zu 
schaffen. 
So gelang es dem heutigen Weltkonzern, ne- 
ben einer Braunkohlengrube in der Nähe Kölns 
auch ein in der Nähe befindliches Elektrzitäts- 
werk in seinen Besitzzu bringen. Diese Verbin- 
dung war insofern von nicht geringer Bedeu- 
tung, als das Braunkohleaufgrund ihres hohen 
Wassergehaltes (50-60%) am wirtschaftlich- 
sten direkt in der Näheder Förderungohne auf- 
wendige Transportkosten, verbrannt wird. Der 
Essener Konzern konnte trotz allem Weitblick 
sicher nicht ahnen, daß mit der erstmaligen 
Kontrolle über ein Braunkohlenkraftwerk (3,31 
MW) der Grundstein für eine der wesentlich- 
sten Komponenten des Erwerbs einer Ausnah- 
mestellung auf dem Strommarkt gelegt worden 
war. 
Ebenfalls in diese Zeit fiel auch der Startschuß 
für den Erwerb der Stromversorgungsrechte 
für zahlreiche Städte und Gemeinden des 
Ruhrgebietes und des Rheinlandes, wozu in 
der Regel ebenso der Erwerb der in diesen Ge- 
bieten ,produzierenden Kraftwerke gehörte. 
Diese Ubernahme der oftmals sehr kleinen 
Energiefabriken bedeutete mit wenigen Aus- 
nahmen auch ihr Ende, da RWE über Fernlei- 
tungen ausgrößeren Produktionseinheiten den 
Strompreis unerreichbar billig gestalten konn- 
te. 

Der Weg zur Braunkohle 
Im Zusammenhang mit dem Erwerb verschie- 
dener Energieträgerwaren jedoch dieJahre bis 



zur Machtübernahme der Nationalsozialisten 
von Bedeutung. 
In diesen Jahren sicherten sich die damaligen 
RWE-Konzerngewaltigen Koepchen und Hen- 
ke die Unterstützung des schon dazumal mit 
undurchsichtigen Geschäften in Verbindung 
zu bringenden Flick-Konzerns. Was heute der 
Filius besorgt, war für den Vater damals auch 
nicht schwer. Es ging darum, den millionen- 
schweren Braunkohlenkönig von Köln, Paul 
Silverberg, aus seinem Reich zu vertreiben, 
und seine Schatzkammer in Form der Braun- 
kohle in Besitz zu nehmen.5 Die Einzelheiten 
und Hintergründe sind bereits im zweiten Kapi- 
tel eingehend behandelt worden, so daß hier 
nur noch einmal das Ergebnis genannt werden 
soll: 
Der Coup gelang und RWE übersprang eine 
wichtige Hürde auf dem Weg zum vollendeten 
Braunkohlenbesitz im Jahre 1959. 
Kehren wir zurück von der Reise in die Vergan- 
genheit in die Gegenwart und betrachten die 
heutige Brennstoffpalette, die dem RWE zur 
Verfügung steht. 

Die Brennstoffpalette des RWE 

Das RWE hat sich - meist über Beteiligungs- 
gesellschaften - den Zugriff auf alle Primär- 
energieträger gesichert. Als Primärenergie 
wird ja bekanntlich „die in den umgesetzten 
Energieträgern vor der Umwandlung enthalte- 
ne Energie bezeichnet."6 

Tab. 4 : Anteile der Primärenergieträger am 
Gesamtstromaufkommen der RWE AG 
in den Jahren 1979-1982 
absolut (in TWh) und relativ (in Prozent) 

Braunkohle 70.8 70,8 72,5 74,4 
(60,8) (59.4) 6548) (60,2) 

Steinkohle 23,2 26.1 24.6 23,3 
(193) (22,O) (202) (18,9) 

Kernenergie 12,7 10,9 12,2 16,4 
(10,9) (9,l) (10.1) (13.3) 

Wasserkraft 4, l  4-7 6, l  6.1 
(3,5) (3,9) (5,O) (4,9) 

Gas 4,4 6.2 5,O 2-7 
(3.7) (52) (4,l) (2.2) 

Heizöl 1,4 0.5 0 3  0,6 
(1.2) (0.4) (0,8) (0.5) 

Gesamt 116,5 119,l 121,3 123.6 
(1 00,O) (100.0) (100,O) (100.0) 

Quelle: RWE Geschäftsberichte 

Kernkraftwerk Gundremmingen - Dustere Zukunfl fur d e  
Finanzierung 

Schon seitfruhesterJugendGarantfurden RWE-Aufstieg 
die Braunkohle Im Bild Kraftwerk Fortuna 

Ex-F.D.P -Wirtschattsrninister Rierner (Mitte) bei der Erolf 
nung des ,.großten Tagebaus der Welt" in Hambach 1978 



Abb. 7: Das Rheinische Braunkohlenrevier 

, . '. Verbindliche Abbauflächen 

Die jeweiligen Anteile der Primärenergieträger 
sind beim RWE sehr ungleich verteilt. 
Die mit Abstand wichtigste Rolle spielt die 
Braunkohle. Aus diesem Grunde steht sie bei 
der näheren Beschreibung auch an erster Stel- 
le und verdient eine ausführliche Behandlung. 

Braunkohle 
Wie in der historischen Einleitung dieses Kapi- 
tels schon angedeutet, findet eine ,,Braunkoh- 
lenpolitik außerhalb des RWE praktisch nicht 
statt."' Mit der Gründung .der Rheinischen 
Braunkohlenwerke am drittletzten Tage des 
Jahres 1959 (RWE-Anteil 99,8%) fiel die Kon- 
trolle über das Rheinische Braunkohlenaebiet 

Abbauflachen geplaiiie Abbaugrenzen 

winnbar angesehen werdenws. Da die jährliche 
Braunkohlenförderung aus verschiedenen 
Gründen als nicht steigerungsfähig einge- 
schätzt wird (Absatzmarktbeschränkung, Ka- 
pazitätsbegrenzung etc.), kann dieser im Ver- 
gleich zur Steinkohle jüngeren Kohleart eine 
Lebenserwartung von 200-300 Jahren atte- 
stiert werden. 
Im Jahre 1982 wurden im Rheinischen Revier 
unter Federführungvon Rheinbraun 117,2 Mio. 
t Braunkohle gefördert, was etwa 92% der bun- 
desdeutschen Gesamtförderung (127 Mio. t) 
entspricht. Alleine die sechs Großkraftwerke 
des Reviers verstromten dabei über 85% (ca. 
100 Mio. t) der zu Tage geförderten Kohle. 

gänzlich indie~ändederstrom-AG aus Bsen. Ehebliche Umweltbelastung 
Im Rheinischen Revier laaern etwa 55 Mrd. 
Tonnen Braunkohle, wovön „nach heutigem Die Förderung der Braunkohle bringt erhebli- 
Preisniveauetwa35Mrd. t alswirtschaftlich ge- che Nachteile für die Umwelt mit sich. 



Hier ist vor allem dieenorme Flächenbeanspru- 
chung mit ihren sozialen und direkten ökologi- 
schen Folgen zu nennen. 
„Die für den Tagebau im rheinischen Braun- 
kohlenrevier benötigte Fläche betrug bis zum 
Ende des Jahres 1981 insgesamt 200,04 km2. 
In diesem Bereich mußten alle vorherigen Maß- 
nahmen vorübergehend eingestellt werden. 
(...) 72,8 km2 werden derzeit durch den Tage- 
bau beansprucht."g 
Während in den ersten Tagebauen des Rhein,i- 
schen Reviers das Verhältnis der geförderten 
Kohle zum bewegten Abraum noch 1 : 0,3 be- 
trug, werden zum Beispiel im Endausbau des 
heutigen Tagebaubetriebes Hambach 1 320 
Mio. t Abraum bewegt werden müssen, um 
45-50 t Braunkohle zu fördern.10 Die sozialen 
Folgen dieser Maßnahmen treffen vor allem die 
„auf der Kohle" lebenden Menschen, denen 
nichtsanderes übrig bleibt, als Hausund Hof zu 
verlassen und in andere Gegenden ,,umzusie- 
deln", wieesverharmlosend genannt wird. Bis- 
lang wurden annähernd 20.000 Menschen um- 
aesiedelt. Bei einem sich wie ae~lant  fortset- 
;enden Tagebaubetrieb wird Sch diese Zahl Die ,,sichere" Energieversorgung laßt die Bagger in Tiefen 

um die Jahrtausendwende auf 30.000 erhöht 500 rn graben 

Die bei weitem negativste Folge der Braunkoh- 
lenförderung im Tieftagebau des Rheinischen 
Reviers entsteht durch die Notwendiakeit der 
Absenkung des Grundwassers zur ~ G l a s t u n ~  
des auf dem Abgrabungsbereich lastenden 
Wasserdrucks. 
Während in früheren Zeiten die Braunkohle 
noch in Tiefen von 200-300 Metern gefunden 
werden konnte, wurde mit dem HambacherTa- 
gebau ein neues Zeitalter der Tiefenförderung 
eingeleitet. Etwa einen halben Kilometer unter 
Flur muß die Grundwasserabsenkung vorge- 
nommen werden. 
Nach Expertenansicht hat die Grundwasserab- 
senkung „weitreichende Bedeutung für die 
Wasserwirtschaft. Innerhalb der nächsten 
30-50 Jahre wird eines der großen, als ergie- 
big bis sehr ergiebig eingestuften Grundwas- 
servorkommen der Bundesrepublik praktisch 
,aufgelöst1 ".12 

Jährlich fließen etwa 1,2 Mrd. m' (Richtzahl für 
1980) zum großen Teil ungenutzt in Erft und 
Rhein. Zum Vergleich: Die Wasserwerker der 
öffentlichen Wasserwerke der Bundesrepublik 
lesen von ihren Meßgeräten lediglich ein Drittel 
dieser Menge im Jahr ab! 
Sieht man sich ein wenig näher in der betroffe- 
nen Region um, finden sich schnell konkrete, 

Enorme Grundwasserabsenkung. die Vernichlung des groß- 
tenzusarnrnenhangendenEichenwaldbestandesderBRD ... 

... sowiedieAusloschungganzerDorfersind der Preisdenwir 
alle dafur zu zahlen haben. 



Die RWE-Stromleitunyen konnten nahezu viermal den Glo- 
bus umspannen 

Auswirkungen bis hin zur niederlandischen Nordsee - 
Grundwasserabsenkung im Braunkohlenrevier 

Die RWE-Emissionen belasten die Lungen der Kinder und 
der Walder 
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sichtbare Folgen der Sümpfungsmaßnahrnen. 
Da ist zum Beispiel die Stadt Mönchenglad- 
bach, die- mitten im besagten Gebiet gelegen 
- an die zuständigen Stellen appelliert, den 
entstandenen und entstehenden Nachteilen 
durch die Sümpfungen zumindest einzudärn- 
men. Alleine in diesem Gebiet werden „ohne 
gezielte Maßnahmen 12 Feuchtbiotope verlo- 
ren gehen!"lJ Es ist sogar davon die Rede, daß 
sich bei „fortschreitendem Tagebau auch die 
Existenzfrage des gesamten internationalen 
Naturparks Maas-Schwalm-Nette"14 stellt. 

Neben dieser Problematik stellen sich noch vie- 
le weitere, von denen noch einige kurzangeris- 
Sen werden sollen: 

- Durch den vermehrten Entzug von Grund- 
wasser ist ein Trinkwasserproblem in der 
Kölner Bucht zu befürchten! Diesem Dilem- 
ma soll durch vermehrte Trinkwasserver- 
sorgung durch Rhein-Ufer-Filtrat sowie 
durch den Bau von Talsperren in bislang 
Ökologisch intakten Regionen (Beispiel ge- 
plantes Projekt Naafbachalsperre im Bergi- 
schen Land) begegnet werden. Beide Mög- 
lichkeiten ziehen wiederum negative Kon- 
sequenzen nach sich, die zur Zeit noch 
nicht absehbar sind. 

- Schon jetzt fallen einige Flüsse und Bäche 
der Region trocken. Das hat zur Folge, daß 
neben landwirtschaftlichen Beeinflussun- 
gen keine Entnahmemöglichkeiten mehr 
bestehen. Ebenso ist in diesen Fällen kein 
Einleiten möglich, daaufgrund mangelnder 
Verdünnung die Gefahr einer Kloakenent- 
stehung besteht. 

- Die Gefahr der Herausbildung schwerer 
Bergschäden ist auf lange Sicht nicht 
auszuschließen.15 

- Nach BeendigungeinesTagesbauesist der 
Wasserhaushalt nur schwerlich wieder in 
den Griff zu bekommen. da der Wasserbe- 
darf und die natürliche Grundwasserbil- 
dungsrate sich in etwa die Waage halten 
werden.16 Doch nicht nur diese Tatsache 
steht der Neubildungvon Grundwasser ent- 
gegen. 

- Auch die bisherige und wohl auch zukünfti- 
ge Rekultivierungnach BeendigungdesTa- 
gesbauesdurch die Firma Rheinbraun wirkt 
hinderlich. Die Füllung der sogenannten 
Restlöcher schafft große Wasserflächen. 
Dadurch entstehen hohe Verdunstungsra- 
ten, dieeiner Neubildungvon Grundwasser 
im Wege stehen. 



Abb. 8: Kraftwerke des RWE im Rheinischen Braunkohlenrevier 
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Der Energiebericht der Nordrhein-westfäli- 
schen Landesregierung bescheinigt der 
Braunkohle, „der preisgünstigste Energieträ- 
ger zu sein".l7 Bei Stromgestehungskosten 
von unter 2,5 PflKWhl8 ist es verständlich, daß 
das RWE langfristig Wert darauf legt, daß ihm 
die Braunkohle als Garant seiner Spitzenstel- 
lung auf dem europäischen Strommarkt noch 
lange erhalten bleibt. 

Gewinnförderung durch Umweltzer- 
störung 
Gemäß dem Aufirage der Ziehmutter werfen 
die Planungen der wohlerzogenen Tochter 
Rheinbraun ab dem Jahre 2050 (!)schon heute 
ihre Schatten voraus. Als fast schon gegen- 
ständlicher Schatten ist das Vorhaben der Er- 
schließung des Tagesbaues Frimmersdorf 

West-West im ~ a h r e  2005 schon heute zu spü- 
ren. 
Die Umrisse des Vorhabens geben auch Anlaß 
genug, sich schon heute die negativen Auswir- 
kungen zu vergegenwärtigen. Erstmals in der 
Geschichte der Förderuna des .braunen Gol- 
des' sind widerstände gegen dieses Vorhaben 
schon zum heutiaen Zeitounkt mehrfach und 
aus unterschiedlGhem ~ u n d e  geäußert wor- 
den. Sicher auch ein Grund, daß der zuständi- 
gen Genehmigungsbehörde in Form des Re- 
gierungspräsidiums in Köln, die erforderlichen 
Anträge der Firma Rheinbraun jetzt schon teil- 
weise auf dem Tisch liegen. Dieses Tagebau- 
Vorhaben, gegen das mittlerweile auch die 
NRW-Regierung Skepsis anmeldet, wird un- 
gleich folgenreicher sein als die Tagebaue zu- 
vor, „da dieser Tagebau außerhalb der Erft- 
scholle liegt, und die Sümpfungseinwirkun- 



gen nach Norden und Nordwesten nicht durch 
geologisch wirksame Sperrzonen verhindert 
werden."'g 
Für die Herren der Kölner b m .  Essener Vor- 
standsetagen ist der verheerende Auswirkun- 
gen versprechende Tagebau Frimmersdorf 
West-Westallerdings nurein Etappenziel eines 
Vorhabens, dasdie gesamte Förderung der ab- 
bauwürdigen Kohle des Rheinischen Reviers 
beinhaltet. Nicht verwunderlich, garantiert 
doch gerade diese ökologisch unheilige Allianz 
der Braunkohlenforderung und ihre unmittel- 
bareVerbrennung in denderzeit 11.093MW lei- 
stenden Braunkohlekraftwerken, mehr als eine 
gesunde Bilanz. 

Mit starrem Blick ins nächtste Jahrtau- 
send 
Diese Erkenntnis teilt auch die Monopolkom- 
mission, die schon Mitte der siebziger Jahre zu 
folgenden Schlüssen kam: 
„Die heutige starke Stellung des RWE im Elek- 
trizitätsbereich ist ohne die durch seine Braun- 
kohlenreviere garantierte kostengünstige 
Stromerzeugungsbasis nicht denkbar. Die Be- 
herrschung von Rheinbraun und damit des we- 
sentlichen Teiles des Braunkohlenbergbaues 
durch das RWE versperrt den Marktzutritt zur 
Verwertung dieses nach wievor rentablen Roh- 
stoffs für andere EVU."20 
Eine Politik am RWE vorbei ist kaum denkbar, 
denn „die heutige vertikale Verflechtung zwi- 
schen der Elektrizitätswirtschaft und dem 
Braunkohlenbergbau kann dazu führen, daß 
mögliche, den Verwertungsinteressen der 
Elektrizitätswirtschaft und insbesondere des 
RWE zuwiderlaufende Absatz- und Vermark- 
tungsentwicklungen der Braunkohle nicht mit 
dem möglichen Nachdruck, sondern verzögert 
und gehemmt ablaufen."zl 
Die gestelzt ausgedrückten Inhalte der Aussa- 
gen der Monopolkommission lassen sich in der 
Tat gerade auch mit heutigen Entwicklungen 
belegen. Hier seien nur an die mangelnde Ge- 
sprächsbereitschaft der Rheinbraun über die 
Folgen derTagebaue für die Umwelt und an die 
undurchsichtige Handhabung des Umwelt- 
schutzes bei den RWE-Kraftwerken erinnert. 
Doch noch bleiben die Verhaltensweisen die- 
ser heiligen Kuh auch in der Regionweitgehend 
ungeahndet. 

Steinkohle 
Die Steinkohle ist der historisch erste Primär- 
energieträger, den RWE in Strom umwandeln 
konnte. Das legendäre ,schwarze Gold' ermög- 
lichte in den ersten drei Jahrzehnten die Schaf- 
fung einer soliden Grundlage, die U. a. in dem 
vermehrten Ausbau der Elektrizitätsversor- 
gung und der Stromnetzerweiterung seinen 
Ausdruck fand. 
Im Laufe der Zeit mit seinen rasch stattfinden- 
den Wandlungen nahm die Bedeutung der 
Steinkohle insgesamt, und auch besonders 
beim RWE ab. Beim Essener Konzern waren 
die Gründe vor allem im sukzessiven Erwerb 
von kleineren und größeren Braunkohlenfel- 
dern im Rheinischen Revierzu finden. Derend- 
gültige Niedergang kam dann in den Jahren 
1959-1961, wo zwei einschneidende Ereig- 
nisse die Bedeutung der Steinkohle erheblich 
berührten. Dawarzumeinendieschonerwähn- 
te Firmenfusion mehrerer Braunkohle fördern- 
der Unternehmen zur fast 1 OOprozentigen 
RWE-Tochter Rheinische Braunkohlenwerke 
AG (Rheinbraun). Diese Verschmelzung er- 
brachte bekanntlich vier Tage nach dem Weih- 
nachtsfest des Jahres 1959 ein verspätetes 
Himmelsgeschenk in Form der immensen Ka- 
pitalkonzentration, mit deren Hilfe erst diedann 
einsetzenden Tieftagebaue ihren Dienst auf- 
nehmen konnten. 
Zum anderen begann im Jahre 1961 das RWE- 
Atomzeitalter mit der Inbetriebnahme des 15 
MW-Versuchsreaktors Kahl am Main. Mit die- 
sem Schritt, mit dem RWE „die Initiative zum 
Einsatz der Kernenergie für die Stromerzeu- 
g~ngergr i f fen"~~ hatte, wurden die Anfängeei- 
nes Weges beschritten, die bei fortschreitender 
Wanderung ihre Schattenseiten auch inner- 
halbder Stromwirtschaft zeitigte. Essetzteeine 
verstärkte Konkurrenz zwischen den verschie- 
denen Energieträgern ein, die beidersteinkoh- 
le z. B. dazu führte, daß sie entgegen früheren 
Zeiten 1982 lediglich noch weniger als ein Fünf- 
tel Anteil an der RWE-Stromerzeugung hatte 
(1 8,9010). 

Erstmals seit geraumer Zeit war die Stromer- 
Zeugung in der BRD 1982 rückläufig. Auch 
wenn dieZwischenlagerbilanzierungen des er- 
sten Halbjahres 1984 von einem zu erwarten- 
den ansteigenden Stromverbrauch sprechen, 
ist der Strommarkt insgesamt wesentlich dich- 
ter geworden. Da jedoch in der Euphorie der 
wachsenden Stromverbrauchszahlen der 
sechziger und siebziger Jahre der Stromhun- 



ger der Verbraucher schier unersättlich schien 
bzw. vorausgesetzt wurde, wurde ein Kraft- 
werksblock nach dem anderen in Planung und 
in Bau genommen. Dabei nahm man insbeson- 
dere von der ,Trumpfkarte' der Atomkraft Ge- 
brauch. Mittleweile stellen wir eine immense 
Uberkapazität an zur Verfügung stehender 
Kraftwerksleistung fest. Mit der Konsequenz, 
daß der Konkurrenzkampf unter den Energie- 
trägern voll entbrannt ist. Mit diesem Wettstreit 
hat die Steinkohle keine guten Karten, da die 
vergleichsweise hohen Gewinnungskosten ihr 
ein gutes Abschneiden verwehren. Da hilft es 
auch nicht viel weiter, wenn die gut im Rennen 
liegende Atomenergie eines Spiels mit gezink- 
ten Karten überführt werden kann. Denn solan- 
ge das Spiel weiterhin mit unterschiedlichen 
Spielregeln für die Beteiligten versehen wird, 
kann ein Spielausschluß odergarauch nureine 
Sanktion wie „Eine Runde aussetzen", nicht 
wirksam werden. 
Zu dieser Einschätzung gelangen auch die 
neuesten Untersuchungen des Preisver- 
gleichs Atomstrom versus Steinkohlestrom. 
Sie prognostizieren „das Ende des billigen 
A toms t r~ms"~~  und attestieren ihm nur des- 
halbeine für die Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen günstige Referenz, da die tatsächli- 
chen Kosten nicht oder nur kaum auf sie abge- 
wälzt werden müssen. 

Die analysierte Unwirtschaftlichkeit des Atom- 
stroms und die nachgewiesene vergleichbare 
Kostengünstigkeit der Steinkohleverstromung 
führt aufgrund etlicher Kaschierungen nicht zu 
Konsequenzen. Warum auch? Solange die 
Produktionskosten der EVU auf die Stromprei- 
seabgewälzt, die Rückstellungenfürdie nukle- 
are Entsorgung gewinnbringend angelegt wer- 
den können, und neben anderen Gewinnmög- 
lichkeiten eine Teilnahme am atomaren Kreis- 
lauf winkt, kann nicht von gleichen Bedingun- 
gen ausgegangen werden24. Doch noch ist es 
auch nicht soweit, daß eine offener Affront ge- 
gen die heimische Steinkohle zu weitreichen- 
den Folgen geführt hat. Dafürsorgt nichtzuletzt 
der 1981 zwischen Kohleindustrie und Strom- 
wirtschaft geschlossenesogenannte ,Jahrhun- 
dertvertrag'. Diese Vereinbarung, die auch 
vom RWE unterschrieben worden ist, sollte ei- 
nen Beitrag leisten zur „Gesundung des deut- 
schen Steinkohlebergbaus und zur Sicherstel- 
lung der deutschen Stromversorgung aus hei- 
mischer Energie"25. Es ist jedoch in diesemzu- 
sammenhang längst nicht geklärt, wie z. B. 
RWE ab Mitte der achtziger Jahre ihren Abnah- 

Der Zubau der Atomkraftwerke und die Stagnation auf dem 
Strommarktstellenden Jahrhundertvertrag in Frage und las- 
sen die Halden weiter wachsen. 

Arbeitsplatzen in Gefahr. 
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meverpflichtungen nachkommen will, da nicht 
nur die Braunkohleverstromung beibehalten 
werden wird und soll, sondern auch mehrere 
Atomkraftwerke mit einer Kapazität von weit 
über 3.000 MW ihren Weg ins Stromnetz finden 
werden. Und das alles bei einem real nicht ab- 
sehbaren Anstieg des Stromverbrauchs! Doch 
zerbrechen wir uns nicht den Kopf der Strom- 
wirtschaft und werfen einen Blick auf die mo- 
mentane Situation der Steinkohlenutzung des 
RWE. 
Neben den eigenen Kraftwerken (Dettingen: 
100 MW; Ensdorf: 300 MW), bezieht das RWE 
zusätzlich Steinkohlestrom aus vertraglich zu- 
gesicherten Leistungen der STEAG AG, der 
VEBA Kraftwerke Ruhr AG und der Saarberg- 
werke AG. RWE kommt auf eine jährliche Ab- 
nahmemenge von 7,5 Mio. t Steinkohle. 
Biszum Jahre 1990soll dieses Aufkommen auf 
9,5 Mio. t angehoben werden. Der Mehreinsatz 
ist in den Planungenvorallem mit der Inbetrieb- 
nahme weiterer Steinkohlenkraftwerksblöcke 
zu erklären. Nachdem seit Ende 1983 bereits 
der Block A des Kraftwerkes Voerde (654 MW 
RWE-Anteil 25%), Strom ins Netz einspeist, 
kommen demnächst folgende hinzu: 
Ibbenbüren 707 MW, Betrieb 1987, RWE 76% 
Voerde B 654 MW, Betrieb 1985186, RWE 25% 

Bis vor wenigen Jahren wurde auch im RWE- 
eigenen Kraftwerk Essen-Karnap (235 MW) 
Steinkohle verfeuert. Mittlerweile wurde dazu 
übergegangen, in diese Feuerungsanlage als 
Zusatzbrennstoff Braunkohlenbruchbriketts 
einzusetzen, um etwas abenteuerlich anmu- 
tende Zusammensetzungen zu verbrennen: 
500.000 t Schlamm aus dem Fluß Emscher, 
350.000 t Müll der Städte Essen, Gelsenkir- 
chen, MülheimlRuhr, Gladbeck, Bottrop- 
Kirchhellen. IneinerRWE-Schrift heißtesdazu: 
„Hiermit leistet das RWE einen wesentlichen 
Beitrag zum Umweltschutz".2~ 
Wie weit es bei den Müll verbrennenden Anla- 
gen mit dem Schutz der Umwelt her ist, zeigt 
sich in fataler Weise an der momentan aufkei- 
menden Diskussion um die Entstehung von 
Dioxinen und anderen Giftstoffen bei derarti- 
gen Prozessen.27 

Zukunft der Steinkohle 

Soweit zur Position der Steinkohle bei der 
RWE-Stromerzeugung. Es bleibt jedoch abzu- 
warten, wie diese Rolle in Zukunft aussehen 
wird. Zwar gibt der RWE-Vorstand als Sprach- 
rohrderElektrizitatswirtschaft Durchhalteparo- 



len aus: „Als heimischer, langfristig sicherer 
Energieträger kommt der Steinkohle im Rah- 
men der deutschen Elektrizitätsversorgung 
zweifellos eine wichtige Funktion zu." Doch 
schon der Nebensatz dieser Aussage, daß die- 
se Versorgung „al!erdings ihren Preis hat",28 
ist so sehr interpretationsfähig, da? der zuvor 
gegebenen Sicherheit kein Vertrauen entge- 
gengebracht werden kann. 
Denn es ist bei allem nationalen Bewußtsein zu 
bedenken, daß die deutsche Steinkohle sehr 
teuer ist. Da bestechen die Steinkohlepreise 
aus den USA. Der Preis beträgt dort weniger als 
die Hälfte des hiesigen, da die amerikanische 
Steinkohle im sogenannten „strip-miningw- 
Verfahren abgebaut wird. Dabei braucht in vie- 
len Fällen der Boden nicht tief aufgegraben zu 
werden, da die Kohle bereits in den obersten 
Erdschichten zu finden ist. 
Doch was in unseren Breitengraden mit derTie- 
fe herausgeholt werden kann, muß in den USA 
großflächig geborgen werden. Weiträumige 
ökologische Direktschäden durch Oberflä- 
chenzerstörung sowie Folgeschäden sind der 
Preis füT den niedrigen Preis der amerikani- 
schen Steinkohle. 
Schon heute steht die US-Steinkohle auf der 
RWE-Einkaufsliste mittendrin. Zudem beste- 
hen wesentliche Beteiligungen über eigene 
Töchter an bedeutenden Steinkohlefeldern im 
US-Staate Pennsylvania. 
Angesichts verlockender Preise wäre es nicht 
das erste Mal, daß RWE eine chauvinistische 
Haltung den Bilanzen opfern würde. 

Wasserkraft 
Werfen wir einen Blick reichlich sechs Jahr- 
zehntezurück. Es istdiesdieZeit, alsdie Natur- 
gewalten in Form des natürlichen Wasserlau- 
fes und das Vorhandensein von Seen in den 
Bergen des südlichen Teils unserer heutigen 
Republik als Möglichkeit, Strom zu produzie- 
ren. entdeckt werden. Und nicht nurdas. Kurze 
Zeit später bereits versteht es die etwa 1000 Ki- 
lometer entfernte Essener Vorstandsetage des 
RWE, sich diesenstrom überfürdamaligever- 
hältnisse nahezu revolutionäre Strom- 
Uberlandleitungen in den eigenen Revieren zu 
Nutze zu machen. Gerade auch durch dieses 
angewendete220 KV-Leistungsnetz wurdeder 
Einflußbereich des RWE sichtbar ausgedehnt. 
Durch die Nutzung des „weißen Goldes'' war 
der RWE-Weg nach Süden frei. Einerseits 
konnte so die Versorgung in dieser Region si- 

chergestellt werden, andererseits konnte je 
nach Bedarf der Strom durch die Stromleitun- 
gen vom Ruhrgebiet in die Alpenregionen und 
zurück fließen. Doch davon an anderer Stelle 
mehr. 
Bei der Ausnutzung der Wasserkraft unter- 
scheidet man verschiedene Möglichkeiten der 
Energieumwandlung duch spezielle Techni- 
ken: Lauf-, Speicher- und Pumpspeicherkraft- 
werke. 

Zahlen und Fakten 
Im Jahre 1982 betrug die installierte Kraft- 
werksleistung durch Wasserkraft insgesamt 
6.541 MW29. Diese Energiequelle war an der 
insgesamten Stromerzeugung des Jahres 
1982 mit 5,4% beteiligt, was etwa 19,6 Mrd. 
KWh entspricht. 
Die RWE-eigene Kraftwerksleistung auf die- 
sem Sektor beträgt etwa 181 MW. Dazu kom- 
men jedoch noch Leistungsanteile bei Beteili- 
gungsgesellschaften von 2.337 MW sowie 763 
MW aus vertraglich gesicherter Bezugslei- 
~tung.~O 
Anteilig wird derStromzu 25%aus Laufwasser- 
und zu 75% aus Speicher- und Pumpspeicher- 
kraftwerken gewonnen. Letztere werden im 
übrigen auch als die „einzige wirtschaftliche 
Möglickeit, Strom zu ~peichern"~'  angesehen. 
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist dieStrom- 
herstellung aus Wasserkraft relativ günstig. 
Trotzdem in den letzten Jahren der Stromge- 
stehungspreis durch technische Neuerungen 
geringfügig auf etwa5-6 PflKWh angestiegen 
ist, gehört diese Nutzbarmachung der Natur- 
kraft nach der Braunkohleverstromung zu den 
billigsten Energieträgern. Jedoch sind die Mög- 
lichkeiten für die Anwendung „von mittleren 
und größeren Wasserkraftwerken in der BRD 
weitgehend ausgeschöpft."J2 Spielräume bie- 
ten sich hier nur in den Fällen an, wo der Strom 
in kleinen, dezentralen Einheiten zur Anwen- 
dung kommen soll, ohne in ein großes, verlust- 
reiches Verteilungsnetz eingespeist zu wer- 
den. 

Erdgas / Erdöl 
Diese Energieträger haben für RWE bei der 
Stromerzeugung lediglich eine weit unterge- 
ordnete Rolle. Doch wichtig sind auch auf die- 
sem Sektor eine Erlangung von Betriebserfah- 
rung und eine Ubersicht über Marktentwicklun- 
gen. Diese wurden nicht zuletzt durch eine 



kurzfristige Mehrheitsbeteiligung bei der Mine- 
ralölfirma Gelsenberg AG (1 969-1 973) reali- 
siert. Auf diesen Seitensprung ist auch der Aus- 
bau der Erdölinfrastruktur des RWE zurückzu- 
führen. In derZwischenzeit jedoch ist „in Uber- 
einstimmung mit den energiewirtschaftlichen 
Erfordernissen die Stromerzeugung auf Gas- 
und Olbasis weiter reduziert"33 worden. 
Vor allem über die mittlerweile 100prozentige 
Rheinbraun-Tochter ,Union Rheinische Braun- 
kohlen-Kraftstoff-AG' (UK), Wesseling, werden 
die Lieferungen von Erdöl und -gas gesichert. 
Die Beteiligungen dieses RWE-Enkels er- 
strecken sich, wie die Beteiligungsübersicht im 
hinteren Teil des Buches dokumentiert, über 
viele Bereiche der Erdöl- und Chemieproduk- 
tion bzw. werarbeitung. 
Im abgelaufenen RWE-Geschäftsjahr 1982183 
betrug der Anteil dieses Energieträgers etwa 3 
TWh. Dieses Stromaufkommen wurde aus in- 
gesamt zur Verfügung stehender Kraftwerks- 
kapazität von etwa 3.000 MW gewonnen, wobei 
sie überwiegend für den Spitzen- und Ersatz- 
strombedarf zum Einsatz kam. Zwei'Drittel der 
dem RWE zur Verfügung stehenden Leistung 
entstammt aus eigenen, gepachteten oder aus 
Kraftwerken von Beteiligungsgesellschaften. 
Der Rest wird gedeckt aus vertraglich zugesi- 
cherter Leistung. 

Kernenergie 
Die Anfänge der deutschen Atomwirtschaft - 
um auch hier mit der historischen Betrachtung 
zu beginnen -waren von einer großen Skepsis 
seitens des RWE gegenüber der Atomkraft ge- 
prägt. Und das entgegen der weitverbreiteten, 
deswegen aber nicht minder irrigen Ansichtvon 
einem kommenden, goldenen Atomzeitalter. 
Gründe des Stromgiganten für die Vorbehalte 
waren vor allem darin begründet, daß „die An- 
fänge der Kerntechnik (. . .) zeitlich zusammen- 
trafen mit einer im großen Stil betriebenen Um- 
stellung auf die BraunkohleV34. Weitaus tat- 
kräftiger in Sachen Kernenergie waren die an- 
deren EVU, die den großtechnischen Bau von 
Atomreaktoren vorantrieben. 

Von Skepsis geprägt 
Dennoch gab das RWEals erstes EVU das Ver- 
suchsatomkraftwerk Kahl in Auftrag, das „mit 
einem amerikanischen Siedewasserreaktor 
ausgestattet wurde und jene Durchsetzung der 
Leichtwasserreaktoren in der Bundesrepublik 
einleitete, die schließlich alle auf längere Zeit- 

perspektiveneingestellten Planungen überroll- 
te."35 
Uberdie Kernenergie gabes im RWE-Vorstand 
lange Zeit große Differenzen in Fragen der Be- 
wertung. Dabei stand vor allem die außerge- 
wöhnlich günstige Situation des RWE mit dem 
Besitz der Braunkohle im Vordergrund. Diese 
war sicherlich auch das Motiv für RWE- 
Vorstandsansichten. Während Schöller schon 
1957der Kernenergie ,,für die nächsteZukunft 
keine nennenswerten Aussichten einräumt", 
äußerte sich im Jahre 1967 das damalige Vor- 
standsmitglied Meysenburg ebenfalls über 
kommende Tage: „Für die nächste Zukunft sei 
die Braunkohle weiterhin Hauptenergieträger 
des RWE."36 Die Geschichte gibt - leider - 
nur diesem weitsinnigen Mann durchaus 
Recht. 
Das im Zeitraum von Mitte der sechziger Jahre 
bis zur Gegenwart dennoch eine Teilnahme 
des RWE am Atomgeschäft stattgefunden hat, 
ist auf mehrere Gründe zurückzuführen: 

Ministerium erfüllt RWE-Forderungen 
1. Die Zugeständnisse des Forschungsmini- 
steriums zu den vom RWE geäußerten Bedin- 
gungen bezüglich der Voraussetzungen für ei- 
nen Einstieg ins Atomgeschäft wurden erfüllt. 
Dazu muß vorausgeschickt werden, daß das 
Forschungsministerium, unter der damaligen 
Leitung des heutigen Finanzministers Stolten- 
berg, großes Interesse an der RWE-Atombetei- 
ligung hatte. Damit wurde eine gewisse Signal- 
wirkung zugunsten der Kernenergie für Indu- 
strie und Gewerbewirtschaft verbunden. 
Der Forderungskatalog aus Essen hatte es 
dann auch in sich. Sowar die Redevon der „Er- 
füllung gewisser Garantien und Bedingun- 
gen", die den Weg für eine Beteiligung versü- 
ßen sollten. 
- Erdgas drängte Ende der sechziger Jahre, 

von großen Werbekampagnen begleitet, 
massiv auf den bundesdeutschen Energie- 
markt. Das RWE forderte vom Ministerium 
ein Endeder Erdgas-Propaganda, da nur so 
ein Verdrängen des Stroms aus den Berei- 
chen Kochen, Heißwasseraufbereitung und 
Heizen gestoppt werden konnte. 

- Die Erfahrungen des RWE beim Genehmi- 
gungsverfahren für den Bau ihres Atom- 
kraftwerkes in Gundremmingen stießen ih- 
nen übel auf. Folglich war ein Punkt des Ka- 
talogs, „die gegenwärtige Unsicherheit 
beim Genehmigungsverfahren zu 
behebenW.37 



Es sei einfach untragbar, „daß, wie es sich in 
Gundremmingen gefährlich zu entwickeln 
drohte, durch einspruchs- und verwaltungs- 
rechtliche Verfahren die Inbetriebnahme ge- 
nehmigter Kraftwerke in Frage gestellt werden 
kann."38 Gleiche Töne finden sich durchgän- 
gig in allen Geschäftsberichten des RWE wie- 
der. Aktuelles Beispiel: Beim Genehmigungs- 
verfahren für den Bauvon Entschwefelungsan- 
lagen oder auch insbesondere beim geplanten 
Bau neuer Braunkohlenkraftwerke im Rheini- 
schen Revier bittetder RWE-Vorstand um Hilfe- 
stellung. Nach Verhandlungen des Konzerns 
mit dem Ministerfür Arbeit, Gesundheit undso- 
ziales in NRW, Prof. Farthmann, erklärt dieser 
schriftlich die Bereitschaft, für die ,,größtmögli- 
che Beschleunigung der (. . .) erforderlichen 
Genehmigungsverfahren und ggf. auch der 
Verfahren auf Anordnung der sofortigen 
Vollziehung"39 zu sorgen! RWE ist immer be- 
strebt, Verwaltungs- und Genehmigungsbe- 
hörden im vorausauf Maßnahmen festzulegen, 
die seinen Vorstellungen tendenziell entspre- 
chen. 

Öl ohne Zukunft 

2. Mit einem recht spektakulären Schritt stieg 
der Essener Stromriese dann Anfang des Jah- 
res 1969 ins Erdölgeschäft ein, indem er sich 
als Großaktionär bei der Gelsenberg AG ein- 
kaufte. Dieser Einstieg verschaffte ihm relativ 
schnell einen Einblick in dieses Geschäft, und 
diente zudem als Frühwarnsystem für eine sich 
abzeichnende und.,dann 1973 zum Ausbruch 
kommende große Olpreiskrise. Das Aktienpa- 
ket war damals rechtzeitig wieder verkauft wor- 
den, die Erfahrungen aber waren unverkäuf- 
lich. Sie dienten im RWE-Vorstand als Ent- 
scheidungshilfe für die Ansicht, daß es „zur 
Kernenergie keine Alternative gebeW.40 Schon 
als sich diese Entwicklung abzeichnete, wurde 
der Auftrag zum Bau des damals ,größten 
Atomkraftwerks der Welt' in Biblis vergeuen 
(1 969). Schlagartig hatte sich aus der zurück- 
haltenden, vermeintlich schüchternen Jungfer 
eine Diva entpuppt, die den Bann um die Kern- 
energie entscheidend brechen konnte. 

Die Möglichkeiten des Weltmarktes 
erkannt 
3. Ein nicht zu vernachlässigender Grund für 
den RWE-Einstieg ins Geschäft mit den Ato- 
men war auch die sich international positiv ab- 

NRW-Minister Friedhelm Farthmann - ,,hält sich die Rhein- 
braun eine Landesregierung?" 

Die einzige Moglichkeil Strornzu speichern - Pumpspei. 
cherwasserkraftwerk HerdeckeI~Koeppchenwerk 

Hohe Verluste der UK-Wesseling sollen durch Kohleverga- 
sung und -verflüssigung aufgefangen werden. 



zeichnende Entwicklung der Atomkraft. Durch 
vielfach vom Steuerzahler abgesicherte „Ga- 
rantien durch Sicherheiten" konnte fortan der 
Versuch unternommen werden, neben dem 
Betriebvon Atomkraftwerken auch die anderen 
Bereiche des atomaren Brennstoff-„Kreislau- 
fes" betriebswirtschaftlich zu begutachten. So 
wurden vom RWE sukzessive verschiedene 
Teilbereiche, wie das der Uranexploration, 
Urangewinnung, der Uranaufarbeitung, der 
Brennelementefertigung und der nuklearen 
Entsorgung Über Beteiligungen oder langfristi- 
ge, günstigeverträge in den Einflußbereich des 
Konzerns übernommen. Wenn die Atomener- 
gie schon in großem Maßstab als neuer Ener- 
gieträger eingeführt werden sollte, wollte RWE 
in seinem Sinne davon profitieren. Es setzte 
sich getreu seinen Prinzipien an die Spitze der 
Bewegung, wenngleich sie den Bau der Atom- 
kraftwerke nicht übermäßig vorantrieb. 

Situation heute 

Neben dem noch heute in Betrieb befindlichen 
Versuchsatomreaktor Kahl (15 MW) sind fol- 
gende Reaktoren des RWE in Betrieb bzw. in 
der konkreten Planungsphase: 

Tab. 5 : Kernkraftwerke des RWE 
Kraftwerk Reaktortyp Leistung Inbetrieb- 

(elektr.) nahme 
iae~ lan t i  

In Betrieb. 

1. Biblis A DWR 1 146MW 1974 
2. Biblis B DWR 1 240 MW 1976 
3. Gundrem- SWR 1 244 MW 1984 

mingen B 

In Bau: 

1. Gundrern- SWR 1 244 MW 1985 
rningeri C 

2. Mülheirn- DWR 1 223 MW 1986 
Kärlich 

3. SNR-300 Schneller 
Kalkar Na-Brut- 

reaktor 311 MW 1987 

Aus der Tabelle 5 Iäßt sich für das Jahr 1982 
ein Kernenergie-Anteil von mehr als 15% fest- 
machen. Jedoch schon die in der Tabelle nicht 
mehr berücksichtigte Inbetriebnahme von 
Block Bdes Atomkraftwerkes Gundremmingen 
Iäßt den Anteil der Atomenergie auf über 20% 
anwachsen. Wenn schließlilch die oben aufge- 
führten, im Bau befindlichen RWE-Reaktoren 
ihren Weg ins Netz finden, steigt dieser Anteil 
gar auf etwas mehr als 30%, der Anteil der 

Braunkohle wird gleichzeitig auf etwa 55% 
zurückfallen. 
Diese Prozentrechnung ist jedoch nur dann 
stimmig, wenn der momentan vorhandene 
Kraftwerkspark des RWE erhalten bleibt. Auf- 
grund der hohen installierten Leistung mit den 
hohen Fixkosten bei kaumansteigenderstrom- 
nachfrage ist eine Verminderung der Kapazitä- 
ten aber zumindest wahrscheinlich. 
Dabei kann es sein, daß die von bestimmten 
Umweltauflagen (z. B. Großfeuerungsanlagen- 
verordnung) betroffenen Kraftwerke aus dem 
Verkehr gezogen werden, um dem sauberen 
Atomstrom Platz zu machen, da dieser ja auf- 
grund interner Kostenrechnungenden Vorrang 
erhalten wird. Dabei ergeben sich jedoch, wie 
die Praxis von Gundremmingen B und MüI- 
heim-Kärlich zeigt, eine Reihe von Problemen 
u.a. im Bereich der Finanzierung. (Vgl. Kapitel 
5.3). 
Die Versorgung der RWE-Kraftwerke mit 
Brennstoffen ist international organisiert. Die 
Beteiligungen im Bereich der Uransuche und 
-gewinnung reichen vor allem über RWE- oder 
Rheinbraun-Töchter in die maßgeblichen Ab'- 
baugebieteder USA, Australiens, Kanadas und 
Südafrikas. Darüber hinaus bestehen langfri- 
stige Lieferverträge mit anderen auf diesem 
Gebiet tätigen Unternehmen. Auf dem Sektor 
der Urananreicherung ,,ist das RWE der größte 
westliche Auftraggeber der sowjetischen An- 
reicherungsanIage"41. 
Zudem betreibt das RWE eine Art Vorratshal- 
tung für Kernbrennstoffe, die sie vor allen Un- 
wägbarkeiten schützen Neben dieser 
Sparstrumpf-Politik unterhält das RWE noch 
Sparschweine in Form der Beteiligungenvoral- 
lern an der nuklear vielseitig tätigen Nukem 
GmbH, die, zusammen mit weiteren wichtigen 
Verbindungen, an anderer Stelle näher be- 
leuchtet worden ist (Kap. 3.3). 

Die Entsorgung als Entlastung der 
Bilanzen 

Auf dem Gebiet der „Entsorgung von Kern- 
brennstoffen", wie es so schön verharmlosend 
heißt, ist der Essener Stromriese marktführend 
im Lande. Er besitzt eine 31 prozentige Beteili- 
gung an der eigens für den Atommüll gebore- 
nen Deutschen Gesellschaft zur Wiederaufar- 
beitung von Kernbrennstoffen (DWK). 
Die DWK versucht seit Jahren gegen großen 
Widerstand der Bevölkerung eine große Wie- 
deraufarbeitungsanlage in der BRD zu bauen. 



Nach dem politisch nicht durchsetzbaren Pro- 
jekt im niedersächsischen Gorleben sind zur 
Zeit zwei weitere Standorte in der Diskussion: 
Dragahn, nur wenigeKilometer vom alten Stan- 
dort Gorleben entfernt und Wackersdorfl 
Schwandorf in Niederbayern. 
Zur Zeit wird der anfallende Atommüll in mehr 
als zweifelhafter Form über Kompaktlagerun- 
gen direkt auf dem Kraftwerksgelände oder auf 
vertraglich zugesichertem Wege zur französi- 
schen Wiederaufarbeitungsanlage La Hague 
geschafft. 

Auf Tuchfühlung mit der Bombe 
Auch in den - wenn es nach dem Willen der 
Atomenergie-Protagonisten geht - zukunfts- 
trächtigen Gebieten der Kerntechnik, findet 
sich der Konzern mit den drei bekannten Buch- 
staben. Mit einer Beteiligung von 69% an der 
Schnell - Brüter - Kernkraftwerksgesellschaft 
(SBK) ist das RWE federführend in der groß- 
technischen Realisierung der ,Schnellen Natri- 
umgekühlten Brutreaktoren. 
Dieses jnternationale Unternehmen errichtet 
seit dem Jahre 1973 einen 300 MW-Brüter in 
Kalkar am Niederrhein, der aufgrund einer un- 
vorstellbaren Kostenexplosion und staatlicher 
Fehlsubventionen nicht nur von Kritikern als 
gefährliches Pleiteprojekt bezeichnet wird.43 
Im Rahmen der Brüterwirtschaft ist das RWE 
auch in Frankreich, dem Spitzenreiter auf die- 
sem Gebiet, durch Beteiligungen an der ,Cen- 
trale Nucleaire Europeenne a Neutrons Rapi- 
des SA' (NERSA) tätig. Unter der Federführung 
der staatlichen französischen Elektrizitätswer- 
ke EDF errichtet die NERSA einen Brüter der 
Größe 1200 MW, der 1985fertiggestellt und ans 
Netz gehen soll. 
Uber diese 16prozentige Teilhabe sichert das 
RWE wichtige Erkenntnisse auf dem Wege ei- 
ner bundesdeutschen Entwicklung der Plutoni- 
umwirtschaft und auch ein ihrem, Anteil ent- 
sprechendes Anrecht auf Stromlieferungen, 
wenn der Brüter seine Stromproduktion auf- 
nehmen sollte. 
An der Brüterentwicklung zeigt sich zum wie- 
derholten Male, mit welcher Gründlichkeit 
RWE seine Politik ausrichtet und wie es die 
größten langfristig Vorteile bietende Program- 
matik in die Tat umzusetzen versteht. Dabei 
stehen getreu den schon Anfang des Jahrhun- 
derts formulierten Zielen, die langfristige 
Marktsicherung bzw. der Ausbau der Vor- 
machtstellung auf dem Elektrizitätsmarkt im 
Vordergrund. 

WAA La Hague - trugersche Hoffnung In eine ge fahr l~he  
Technik 

Plakatgegen den Bau des auch fürwaffenfähiges Plutonium 
nutzbaren Schnellen Brüters in Malville (F). 
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Sonstige 

Windkraftwerk GROWIAN Große Einheiten machen den 
Vorteil der Natur zunichte 

Zum Abschluß der Betrachtungen über die 
Brennstoffbasis des RWE noch einige Anmer- 
kungen zur Bedeutung der regenerierbaren 
Energieträgern für diesen Konzern. 
Zu den langfristigen Strategien gehört es natür- 
lich auch, den Bereichen Umweltschutz, Res- 
sourcenknappheit und Energieverschwen- 
dung Rechnung zu tragen, und mögliche, zu- 
künftige En,vicklungen der Energieversor- 
gung in die Uberlegungen mit einzubeziehen. 
Die Aktivität des Stromriesen auf dem Bereich 
der Alternativenergien unterscheidet sich je- 
doch bei näherem Hinsehen ziemlichvon dem, 
was viele Energieexperten unter dezentraler 
und sicherer Energieversorgung bei einer 
Schonung der Umwelt, verstehen. Dies wird 
u.a. deutlich durch die 20prozentige RWE- 
Beteiligung an einer 3 MW-Großwindanlage 
(GROWIAN) bei Brunsbüttel (Partner: HEW 
49%, Schleswag 31 010). 

RWE- Alternativenergien 
Vor der 1983 erfolgten Inbetriebnahme waren 
immense Forschungs- und Entwicklungsko- 
sten vom BMFT geleistet worden. Die Größen- 
oränung der GROWIAN-Anlage widerspricht 
derVorstellung einerangepaßtenTechnologie, 
wie sie von vielen dezentralen Energiekonzep- 
ten gefordert wird. Dabei hätten die vom BMFT 
für die ohnehin liquiden Großkonzerne gelei- 
steten Unterstützungen für die Erforschung 
von Möglichkeiten der Stromversorgung durch 
Windkraft, in einer Vielzahl dezentraler Projek- 
te auf diesem Gebiet effektivere Verwendung 
gefunden. 
In diesem Zusammenhang sei auch die geplan- 
te energetische Nutzung von „veredelterw 
Braunkohle erwähnt. Dieser umweltschädli- 
chen Vergasung oder Verflüssigung wird von 
RWE-Tochter Rheinbraun eine große Zukunft 
bescheinigt. Ob diese kommen wird, hängt 
nicht zuletzt auch von einer zukünftigen Ge- 
samtenergiepolitik ab. 
Im KatalogdesRWEfindensich darüber hinaus 
noch Beteiligungen an diversen Forschungs- 
Programmen, u.a. zur Energieanwendung, 
zum Energiesparen nach ,RWE-Art' und zur 
Handhabung der Sonnenenergiew. Tätigkei- 
ten dieser Art kommen jedoch eher einer Spiel- 
wiese gleich. Wenn auch das eine oder andere 
System hin und wieder marktreif entwickelt 

Irn Schalten der Kraftwerkeein Spielplatz für „neue Techno- werden kann,' sind sie eher als Ablenkung zu 
logien" (RWE-Versuchsanlage ,Hortitherrn'). verstehen und zu vernachlässigen. 



4.3 
Stromverteilung 

Nimmt man sich eine Übersichtskarte für die 
Bundesrepublik vor, sind die für die Elektrizi- 
tätswirtschaft wichtigsten Grenzen ihrer jewei- 
ligen Versorgungsgebiete nicht abgebildet. Ein 
Manko, wenn man die BedeutungdieserAuftei- 
lungen bedenkt.45 Im Jahre 1983 umfaßte allei- 
ne das Versorgungsgebiet des RWE eine Flä- 
che von 25.71 0 km' -immerhin 10,5% der Flä- 
che dieser Republik. 
Wie kam es nun zu der Aufteilung der Fläche für 
verschiedene EVU? Welche Rolle spielt das 
RWE dabei? 
Die RWE-Entwicklung stand schon zu Beginn 
ganz im Zeichen der Expansion. Anfänglich als 
Stadtwerk für die Stadt Essen konzipiert, erwei- 
terten die damaligenväterdes RWE die Versor- 
gungsgebiete des Konzerns beständig und er- 
folgreich, mit einer simplen wie genialen Maß- 
nahme: Preissenkung. Die Aussagen des 
RWE-Geschäftsberichtes aus dem Jahre 
1902103 enthalten bereits die legendäre Paro- 
le, ,,zu den denkbar billigsten Preisen die größt- 
mögliche Strommenge zur Verfügung zu 
stellen."46 Mit dieser Dumping-Strategie ging 
es bekanntlich alsbald daran, Gebiet nach Ge- 
biet für die Versorgung zu übernehmen, da die 
verlockenden Preise des RWE für die bisheri- 
gen Stromabnehmer unwiderstehlich waren. 
Doch die Wachsamkeit anderer Stromversor- 
ger der damaligen Zeit verhinderte die völlige 
Kontrolle des Strommarktes durch das RWE. 
Es kam zu diversen Auseinandersetzungen um 
die Verteilung der Strommärkte, die in Form ei- 
ner chronologischen Abhandlung im vorderen 
Teil des Buches bereits erläutert wurden. 

Über Demarkationen. . . 

Die Teilung des lukrativen Kuchens wurde ver- 
traglich abgesichert mit sogenannten Demar- 
kationsverträgen, die Gebiete festlegen und 
den jeweiligen Versorger vor Konkurrenz 
schützen sollten. 
Aus diesem Grunde können die verbraucher 
entgegen der allseits propagierten freien 
Marktwirtschaft auch nicht unter mehreren An- 

bietern auswählen, sondern müssen sich für 
Stromlieferungen aus dem öffentlichen Netz 
mit dem zuständigen EVU abfinden. Das hat 
seine Vor- und Nachteile für die Verbraucher. 
Auf der einen Seite würden mehrere Anbieter in 
einem Gebiet unter Umständen eine rasante 
Vermehrung der Leitungsnetze mitsamt ihren 
Strommasten nach sich ziehen. Im Zuge der 
Diskussion um das Waldsterben wäre das viel- 
leicht ein Ausweg, einen neuen Wald zu schaf- 

Abb. 9: Arbeitsgebiete der Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen 



fen. Demgegenübersteht bei einervielzahlvon 
Anbieterndie Preiskonkurrenzfürdenverbrau- 
cher im Vordergrund, die ihm niedrigere Preise 
bescheren könnte. Diese Beispiele verdeutli- 
chen bereits die Problematik dieser Diskus- 
sion, die hier nicht weiter vertieft werden soll. 

und Konzessionen 

Innerhalb der festgelegten Demarkationsgren- 
Zen regeln sogenannte Konzessionsverträge 
die Stromversorgung zwischen dem Versorger 
und der Kommune. Dem EVU wird das Recht ei- 
ner ausschließlichen Benutzung öffentlicher 
Wege bei gleichzeitigem Verzicht der Kommu- 
ne auf die Eigenerzeugung von Strom, zugebil- 
ligt. Dafür führt das EVU einen Teil seines Erlö- 
ses an die Kommune ab. Dabei betragen die 
Konzessionsabgaben, die auch geringschät- 
zend ,Wegelagerergebührenl genannt wer- 
den, bei Tarifkunden prozentual ein Mehrfa- 
ches im Verhältnis zu den abgeschlossenen 
Sondertarifverträgen. 
Das Rennen um die Verteilung der Versor- 
gungsgebiete ist im übrigen von acht EVU ge- 
macht worden. Das größte und attraktivste Ge- 
biet unterliegt - wie sollte es anders sein - ei- 
nem uns wohlbekannten Essener Stromkon- 
zern. 
Sachlich kann das zu versorgende Gebiet wie 
folgt beschrieben werden: „Das unmittelbare 
eigene Versorgungsgebiet des RWE umfaßt 
wesentliche Teile der Bundesländer Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Nieder- 
sachsen. Darüber hinaus beliefert das RWE 
aus seinem umfangreichen Höchst- und Hoch- 
spannungsnetz eine Vielzahl anderer Versor- 
gungsunternehmen des Bundesgebietes und 

Tab. 6 : Anteile der EVU am Strornmarkt 1982 
EVU öffentliche 

Stromabgabe 
in Mrd. KWh in Prozent 

RWE 119,O 38,t 
VEBA 62,O 19,9 
VEW 25,8 83 
Bayernwerk 22,8 73 
Badenwerk 15,O 4.8 
E VS 13,4 4,3 
HEW 12,8 4,l 
BEWAG 7,6 2.4 
sonstige 33.6 108 

Bundesrepublik gesamt 312.0 100.0 
(einschl. West-Berlin) 

Quelle: Geschäftsberichte 1982 der einzelnen Unternehmen und der 
VDEW. 



Tab. 7 : Stromabgabe der RWE AG von 1978179 bis 1982183 
1982183 1981182 1980181 1979180 1978179 

Mio. Veränd. Mio. Veränd. Mio. Veränd. Mio. Veränd. Mio. Veränd. 
kWh in O/o kWh in 010 kWh in % kWh in % kWh in % 

Tarifkunden 12 255 - 1,5 12 445 + 3.1 12 072 + 4,6 1 1  542 -2,2 
Sonderveflragskunden 
- Elektrische Warme- 

speicheranlagen 3 862 -12.1 4 392 + 3.5 4 242 + 0,5 4 223 -8,2 
- Industrie Handel 

und Gewerbe 40259 -4,2 42015 + 1.5 41381 -1,7 42117 +3.8 
- Weite~ertellende Elektri- 

zitatsversorgungsunter- 
nehmen (ohne suddeut- 
sche Verbundunter- 
nehmen und Ausland 45 509 + 1,4 44 866 + 4.9 42 790 + 4,O 41 125') - 

- Süddeutsche Verbund- 
unternehmen U. Ausland 8 481 -18,4 10 396 + 5.2 9 880 + 24,5 7 939') - 

Normallieferunaen 110386 -3.3 114114 + 3.4 110365 + 3.2 106946 +2.8 - 
Sonderlieferungen 5 823 +20,3 4 841 -22,4 6 240 -185 7 655 +0,5 

Gesamtstromabgabe 116189 -2,3 118955 + 2,O 116605 + 1,7 114601 +2,6 
Quelle: RWE 

' )  Die Werte von 1979180 und 1978179 sind infolge statistischer Umgruppierungen nicht vergleichbar 

der angrenzenden Lände'. Holland, Belgien, spannen! Davon entfallen auf das Niederspan- 
Frankreich, Schweiz und Osterreich in enge- nungsnetz 73.158 und auf das der Mittelspan- 
remVerbund,wobeiinsbesonderediesüddeut- nung 43.018 km. Das für den weiteren Tran- 
schen Unternehmen in großem Umfang auf- sport von Strom unabdingbare Hochspan- 
grund langfristiger Abmachungen laufend nungsnetz mit einer Länge von 20.030 km un- 
elektrische Energie vom RWE beziehenw.47 terscheidet 11 0 KV- (9.983 km), 220 KV- (6.245 

km) und 380 KV- (3802 km) Netze. 
Struktur der RWE-Kunden Das Verbundnetz, das eine Stromversor~unq 

RWE beliefert in der Gegenwart außer den Di- 
rektlieferungen an 3,l  Mio. Tarifkunden etwa 
1 SO0 Gemeinden und Städte. Davon wieder- 
um weisen etliche öffentliche Versorgungsun- 
ternehmen direkte Beteiligungen seitens des 
RWE auf. Daneben existieren noch 18.500 in- 
dustrielle Sondervertragskunden und 125 klei- 
nere Energieversorger auf den Kundenlisten 
des Stromriesen. 
Dabei wurden im Geschäftsjahr 1982183 116,2 
Mio. kWh abgesetzt. Die Auflistung der Strom- 
abgabe, die sich aus Tab. 7 ergibt, zeigt auf, 
daß sich der Stromverkauf in den letzten fünf 
Jahren z.B. im Vergleich zum Jahrzehnt 
1970-1 980 deutlich langsamer entwickelt, ja 
sogar im Jahre 1982183 - übrigens erstmals 
seit 3 Jahrzehnten -rückläufig war! 

quer durch das Land und auch über alle riati6 
nalen und internationalen Grenzen hinweg, 
möglich macht, wurde im wesentlichen als Ent- 
wicklung des RWE vorangetrieben. 
Von den wesentlichsten EVU der Bundesrepu- 
blik wurde die Deutsche Verbundgesellschaft 
(DVG) gegründet. Ziel dieser Unternehmen war 
und ist die verstärkte Zusammenarbeit unter- 
einander und die Förderung der Kontakte mit 
den ausländischen Unternehmen.48 Im Jahre 
1951 gründetesichein internationaler,europäi- 
scher Dachverband für Fragen der Verbund- 
wirtschaft, die ,Union pour lacoordination de la 
Production et du Transport de I'Electricite' 
(UCPTE). 

Der Verbund als Erfolgsgarant 

Fakten des Stromnetzes Der Auf- und Ausbau des Verbundnetzes wird 
mit einer Vielzahl von Argumenten belegt, wo- 

Dem RWE stehen insgesamt Übertragungsan- bei die „Sicherstellung dar Energie so sicher 
lagen in einer Gesamtlänge von 136.205 Kilo- und billig wie möglich" zu gestalten im Vorder- 
metern zur Verfügung. Mit diesen Stromdräh- grund steht. 
ten ließesich diegesamte Erde fast vier Mal um- Die beiden Prämissen scheinen durch das Ver- 



bundnetz erfüllt, da eine Sicherheit der Strom- 
versorgung dadurch gegeben wird, daß bei ei- 
nem Ausfall eines Kraftwerkes oder bei unvor- 
hergesehener höherer Beanspruchung die Er- 
satzlieferung bzw. die Elastizitätserweiterung 
über das Verbundnetz, gewährleistet werden 
könnte. Die Preiswertigkeit soll durch die Mög- 
lichkeit, jeweils den günstigsten Energieträger 
in der Grundlaststromerzeugung einzusetzen, 
erreicht werden. Die Argumentation kann je- 
doch auch umgedreht werden. Erst die großen 
installierten Kraftwerksblöcke machen den 
Verbund notwendig, da nur bei vorhandener 
hoher Ersatzkapazität eine ,sichere1 Stromver- 
sorgung gewährleistet werden kann. Der Ver- 
bund der großen Einheiten fördert auch die 
Zentralisierung der Elektrizitätswirtschaft, da 
nur noch wenige Unternehmen sich die weitge- 
spannten Netzstrukturen erlauben können. 
Gegenstrategien in Form der Uberlegung der 
Kommunen, wieder auf Eigenstromerzeugung 
überzugehen, werden als kostensteigernd ab- 
getan. Denn ein derart teures und zudem ener- 
gieverschwendendes Netz muß möglichst 
hoch beansprucht werden, da sonst der loh- 
nende Faktor geschmälert würde. 

Angst vor Autonomie der Kommunen 
Schon im Jahre 1948verstand es das RWE, auf 
die negativsten Folgen eines Ausstiegs aus 
dem Verbund hinzuweisen: ,,Die Versorgung 
aus dem Verbundnetz ist nach den vorliegen- 
den Erfahrungen im übrigen auch technisch ge- 
nau so sicher oder gar noch sicherer zu gestal- 
ten als bei dem Bezug aus isoliert arbeitenden 
örtlichen K ra f t~e rken "~~ .  Desweiteren wurde 
deutlich gemacht, daß ,,ein Ausweichen der 

:: dichter besiedelten Gemeinden auf Eigener- 
$ ( zeugungsanlagen aus allgemeinwirtschaftli- 
/; chen Gr6nden abzulehnen" seiso. 

Doch gerade in der heutigen Zeit macht sich 
verstärkt Unwillen breit,denn die Nachteile der 
zentralisierten Stromwirtschaft sind gravie- 
rend. Die nicht zu kontrollierenden Strukturen, 
der anti-ökologische Kurs und die Kostenab- 
wälzung aufdieverbraucher sind nurdie Spitze 
des Eisbergs. 
Dezentrale Energiekonzepte bei einer Ausnut- 
zung der bisherigen Erfahrungen lassen Eigen- 
erzeugungen in kleinen Verbundsystemen un- 
ter Berücksichtigung sowohl der Kosten, aber 
vor allem der Umwelt, denkbarer denn je er- 
scheinen. Doch kampflos wird das RWE sich 
den Strommarkt nicht beschneiden lassen, im 
Gegenteil. 



Schon die ersten Chronisten der RWE-Ge- 
schichte wußten zu berichten, daß „von allem 
Anfang an das Bestreben vorherrschte, durch 
weitestgehende Differenzierungen den Be- 
dürfnissen jedes Konsumenten zu entspre- 
chen; dabei wurden aberauchden eigenen Be- 
dürfnissen insofern Rechnung getragen, als 
durch entsprechende Preispolitikein möglichst 
gleichmäßiger durchgehender Verbrauch an- 
geregt wurde."sl 
In dieser Beobachtung wurden Leitlinien einer 
Stromverbrauchspolitikformuliert, die für RWE 
in ihrer bislang über 85 Jahre alten Geschichte 
zunehmend an Bedeutung gewonnen haben. 
Im Besonderen in der Phase, wo,es technisch 
möglich wurde, große Kraftwerksblöcke zur 
Stromherstellung einzusetzen. Diese waren 
zum einen für eine wesentlich höhere Leistung 
ausgelegt und konnten zum anderen ,rund um 
die Uhr laufen'. Was nichts anderes heißt, als 
daßdieseKapazitäten ÜberdasJahrverteilt, re- 
lativgleichmäßig bei hoher Leistung, Strom ins 
Netz einspeisen konnten. Man spricht heute 
auch von Grundlastkraftwerken. Aufgrund die- 
ser Neuerungen mußte noch verstärkterals bis- 
her schon geschehen, ein kontinuierlicher Ab- 
satzmarkt geschaffen und ausgebaut werden. 

Ziel: Hoher Verbrauch 
Die mangelhafte Erfüllung dieses Anspruchs 
beim Haushaltsstromverbrauch liegt aufgrund 
seiner Unwägbarkeiten auf der Hand. Die Kon- 
sequenz war, da% die industriellen Großabneh- 
mer noch stärker in den Bann des billigen RWE- 
Stromsgezogen wurden. Die PreisedesStrom- 
riesen sollte der Industrie jegliche Eigenstrom- 
erzeugung vermiesen. Was Jahrezuvor bereits 
bei den Kommunen erfolgreich praktiziert wor- 
den war, funktionierte zu groBen Teilen dann 
auch bei den industriellen Abnehmern. Und 
das beim RWE ungleich besser als bei den an- 
deren EVU, was sich schlieBlich auch im Ver- 

hältnis von Tarifkunden zu Sondertarifkunden 
nachteilig ausdrückt. Während das Durch- 
schnittsverhältnis aller EVU seit Mitte der sieb- 
ziger Jahre 1 : 1,5 beträgt, liefert das RWE allei- 
ne über acht Mal soviel Strom an Sondertarif- 
kunden als an ,Normale1. Dieses Verhältnis 
(1 983: 1 : 8,4)wird verständlich, wenn der große 
Anteil der Kraftwerke des RWE berücksichtigt 
wird, die in der Grundlast Strom erzeugen. 
Gegenüber dem Bundesdurchschnitt von 30% 
liegt der Anteil der Grundlaststrornkraftwerke 
beim RWE bei über80%. DerBeitragzuröffent- 
lichen Stromversorgung durch das RWE liegt 
bei den Tarifkunden lediglich bei 10%. Dage- 
gen werden fast zwei Drittel (!) de'r Sonderver- 
tragskunden mit RWE-Strom beliefert! 
Die mit den Sondertarifkunden abgeschlosse- 
nen Verträge über eine festgelegte Mindestab- 
nahmesind aufgrunddessen sowohl Vorteil wie 
aber auch Notwendigkeit. Zu den Großabneh- 
mern des RWE zählen im süddeutschen Raum 
die EVU's Badenwerk AG und EVS sowie die 
Chemiefabrik Hoechst AG. Letztere werdenvor 
allem mit Strom aus Biblis versorgt. Schwierig- 
keiten kann es in Zukunft geben, wenn diese 
Großabnehmer auf Strompreisangebote aus 
Frankreich eingehen würden. Da diese südli- 
chen Nachbarn sich noch tiefer als die ERD in 
den Irrweg Atomstrom verlaufen haben und ei- 
nen großen Stromberg zu vermelden haben, 
bieten sie ihre Ware zu Dumping-Preisen an. 
Methoden, die das RWE ehedem erfolgreich 
angewendet hat, um Konkurrenzen auszu- 
schalten. Die Folgen eines französischen Ge- 
schäftserfolges wären für die Essener wohl 
recht fatal. 

Saftige Strafe für Stromsparen 
In der Tabelle wird die Preisstaffelung deutlich, 
nach der eine hohe Stromabnahmerate durch 
einen niedrigen Kilowattstundenpreis belohnt, 
dagegen ein sorgsamer Umgang mit der Ware 



Strom mit einem Preisaufschlag bestraft wird. 
Diese Regelung ist jedoch nicht RWE-typisch, 
sondern Grundsatz auch aller anderen EVU, 
was natürlich die Unrichtigkeitdieser Regelung 
nicht aufhebt. Das RWE ist auch in punkto 
Strompreisen in einer Spitzenstellung, da es 
getreu seinem zu Beginn seiner Entwicklung 
formulierten Grundsatz, zu den denkbar billig- 
sten Preisen größtmögliche Strommengen zur 
Verfügung zu stellenn52, treu geblieben ist. Die 
mit Abstand günstigsten Strompreise in der 
Bundesrepublik sind zum allergrößten Teil auf 
die Braunkohlenpolitik zurückzuführen, die ja 
„außerhalb des RWE praktisch nicht stattfin- 
det1'.53 
Die Stromgestehungspreise aus Braunkohlen- 
kraftwerken sind zudem unerreicht, wie auch 
der NRW-Energiebericht aus dem Jahre 1982 
treffend feststellt.54 
Die für das RWE so günstigte Abnehmerstruk- 
tur bringt für die Verbraucher eine Vielzahl von 
Problemen mit sich.Auch wenn nachden Richt- 

linien des Energiewirtschaftsgesetzes die je- 
weilige Landesregierung die von den EVU vor- 
geschlagenen Stromtarife billigen muß. Die 
Stromversorger müssen darlegen. mit welchen 
gestiegenen Kosten eine Abwälzung auf die 
Verbraucher zu rechtfertigen ist. Eine Weiter- 
gabegestiegener Kosten für die EVU werden in 
der Regel nur den Tarifkunden zugemutet, da 
die Sonderkunden zu einer großen Abnahme 
lediglich bei niedrigeren Preisen zu bewegen 
sind. Nachteilig wird es nun für die Normalver- 
braucher, wenn das Verhältnis der Verbrau- 
chergruppen sehr ungleich ist, oder auch auf 
der Seite der Tarifkunden tendenziell sinkt. Ein 
Beispiel ist das RWE. Hier kann es leicht sein, 
daß die Weitergabevon Kosten zu völlig unglei- 
chen Teilen an die Abnehmergruppen verteilt 
wird und normale Familienhaushalte die Bela- 
stungen für die Industrie gleich mit bezahlen. 
Und noch ein weiteres Problem ist dabei zu be- 
achten: Die Abkommen der EVU mit den Son- 
deriarifkunden sind von keinem Placet einer 

Tab. 8 : Strompreisvergleichstabelle, Neftopreise - ohne MWSt. und Ausgleichsabgabe 

Strombezugsmenge A (Mio. kWhla): 0.125 0,160 0.250 0.500 0.625 0.787 

Verrechnungsleistung P (kW): 100 250 

Benutzungsdauer T-(hla): 1250 1600 2500 2000 2500 3150 

EVU Sitz Durchschnittsstrompreice ep (PflkWh) 

1. RWE 
2. VEW 
3. Badenwerk 
4. EVS 
5. HEW 
6. BEWAG 
7. OBAG 
8. Schleswag 
9. Isar-Amperwerke 
10. Lech-EW 

Essen 23,2 22,6 20,5 20,3 19,2 18.1 
Dortmund 29,3 26,7 23,3 24,l 22,2 20.5 
Karlsruhe 30,6 27,6 22,9 25,l 22.9 21.1 
Stuttgart 32,8 29.0 23.7 24.9 22.7 20.6 
Hamburg 39,6 33.7 24,5 27,4 24.0 21.2 
Berlin 34.5 31.7 26,4 27,4 25.1 22,5 
Regensburg 28.3 24,7 20,l 22,3 20,2 18.5 
Rendsburg 30.9 27,4 22.8 23,3 213 20.1 
München 28,6 25,4 20,6 22,9 20,7 19,O 
Auasbura 25.8 23.1 19.4 21.1 19.4 17,9 

Quelle: Bundesverband der Energie-Abnehmer e. V.,7/83 



staatlichen oder anderen Administration ab- 
hängig, sondern werden im Einzelfall zwischen 
den Vertragspartnern direkt abgeschlossen. 

Die Lobby im Rücken 

Kommt es nun zu Kostensteigerungen, zum 
Beispiel durch eine Verschärfung der Umwelt- 
schutzauflagen, kann das EVU die Verträge mit 
ihren Vertragspartnern kündigen. So gesche- 
hen Mitte Dezember des Jahres 1983, als das 
RWE sämtlichen Sondervertragskunden die 
Gedanken ans bevorstehende Weihnachtsfest 
verdarb und alle Verträge mit Wirkung vom 
1.1.1985 kündigte.55 Als Begründung wurden 
die zu erwartenden Kostensteigerungen nach 
der Verabschiedung der Großfeuerungsanla- 
genverordnung mit der Auflage der Entschwe- 
felung der Kraftwerkeangeführt. Die mit den et- 
wa 18.000 Kunden aus Industrie und Großge- 
werbe neu abzuschließenden Verträge werden 
„den erhöhten Kosten, beispielsweise 2-2,5 

PflkWh beim Braunkohlenstrom (. . .), Rech- 
nung tragen"56 müssen. Als vorbeugende 
Maßnahrrie werden die neuen Verträge Ande- 
rungsklauseln enthalten. .,Sie werden also we- 
sentlich leichter und schneller als bisher den 
Kostenentwicklungen angeglichen werden 
könnenw.s7 Kritiker geben bereits heute zu be- 
denken, daß die hohe Anzahl der Sonderab- 
nehmer die Strompreiserhöhung auf Dauer 
nicht hinnehmen werden. Das Signal der Ver- 
tragskündigungen kann dann auch so ausge- 
legt werden, daß das RWE alle Möglichkeiten 
ausnutzt, einestarke Lobby gegen ;,übertriebe- 
nen Umweltschutz" zu bilden. Eine Weiterga- 
be der Kosten auf lndustrie und Großgewerbe 
kann zu diesem Zeitpunkt nur als Methode aus- 
gelegt werden, um den Einfluß auf die Umwelt- 
schutzverordnungen in Form des Aufbaus ei- 
ner lnteressensgruppe zu vergrößern, die ihr 
größtes Heil nicht in einer sauberen Umwelt, 
sondern in „denkbar billigsten Strompreisen" 
sieht. 

Preisstand 01.07.83 

1.00 1.575 2,00 3,15 4,00 5,00 16,O 20.0 25,2 PreisveranderunginVo 

500 1000 4000 gegenüber VEA-Strom- 

2000 3150 4000 3150 4000 5000 4000 5000 6300 preisvergleichvorn 

Durchschnittsstrompreice ep (PllkWh) 1 7 78 

19.7 17.2 16,4 16.5 15,6 13,8 14,6 12.9 11,5 33.2 
23,l 19,8 17,9 19,l 17,l 15,3 16,4 14,7 13.2 48.3 
25,l 20,8 18.7 19,6 17,6 15,9 16,3 14,8 13.6 41,4 
24,7 2 0  17,8 19,3 17,2 15,6 16,2 14,8 13,7 49,3 
26,8 20,9 18,3 20.2 17,8 15,9 16,9 15,4 14.2 37,2 
26,2 22,O 19,4 21,2 18,8 17,O 18,O 16,5 15.4 46,8 
22,3 18,5 16,9 18,5 16.9 15,6 16.9 15.6 14,4 22,7 
22.8 19.8 18,6 19,6 18,3 17,l 178 16.8 15,9 25.6 
22,8 18,9 17,3 18,7 17,l 15,9 16.5 15,4 14,4 35.0 
21,O 17,7 15.8 17,3 15,4 14.0 14.4 13.2 12,2 26,5 
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Die Überprüfung von Daten und Informationen 
uberdie Geschäftedes RWE bringtden interes- 

H sierten B~irger mit einer Materie in Berührung, 
die auf den ersten Blickvielleicht etwas trocken 
erscheint. Wer aber Ansatzpunkte erkennen 
will, wo der Stromriese zu ,packen1 ist, oder wo 
das RWE die Offentlichkeit nur halb oder gar 
nicht informierthat, mußsich wohloderübel mit f der unter Experten ..Konzern- und Bilanzanaly- 
se" genannten Zahlenspielerei beschäftigen. 
Sie istzurAufdeckung von ,Geheimnissen1 und 
Hintergründen von nicht unbeträchtlichem 
Nutzen. 
Grundlage derartiger Analysen sind die Ge- 
schäftsberichte der RWE AG bzw. anderer 
RWE-Konzernunternehmen sowie weitere für 
die Presse oder die Aktionäre freigegebenen 
Unterlagen wie Aktionärsbriefe, Personal- und 
Sozialberichte. Auf andere Quellen sollte man 
zunächst getrost verzichten. Es wäre aber 
schon ein ,Sechser im Lotto', würden über die- 
se allgemein zugänglichen Informationen ,Be- 
triebsinterna' in die Hände von Bürgerinitiati- 
ven oder kritischen Forschern fallen. 
Um sich ein eigenes Bild von der wirtschaftli- 
chen Macht des RWE machen und neue Ent- 
wicklungen erkennen zu können, reichen vor- 
erst die Geschäfisberichte - möglichst von 
mehreren Jahren -völlig aus. Sie sind bei je- 
der Bank oder von der Presse- und Informa- 
tionssabteilung des RWE erhältlich. Neben der 
allgemeinen Berichterstattung über den Ge- 
schäftsverlauf enthalten sie sowohl für die 
RWE AG wie für den RWE-Konzern die Bilanz 



und eine Gewinn- und Verlustrechnung. Zwar 
ist bei diesen der Gewinn in der Regel so groß 
wie die Dividendenzahlung an die Aktionäre, 
doch auch die professionellen Bilanzanalytiker 
der Banken stellen auf dieser Grundlage Ver- 
gleichszahlen von Unternehmen derselben 
Branche oder Größe fest und ergänzen sie 
durch Daten über die Marktsituation und das 
Management. Erst dann entscheidet die Bank, 
ob weitere Kredite rausgerückt oder das kapi- 
talsuchende Unternehmen abgewiesen wird. 

Ermunterung zur Konzern- und Bilanz- 
analyse 
Zu viel darf man sich von Bilanzanalysen aber 
auch nicht versprechen. Es handelt sich 
schließlich urnZahlen,dieeinerseits als Kosten 
bezeichnet werden, damit das RWE an den 
Staat weniger Steuern zahlen rnuß. In Wirklich- 
keit sind es aber auch ,legale Bestechungsgel- 
der', ,Wegelagerergebühren' oder Pachtzah- 
lungen, also versteckt ausgeschüttete Gewin- 
ne. 
Andererseits lassen die gesetzlichen Möglich- 
keiten bei vielen Posten recht unterschiedliche 
Bewertungen zu. Kritische Bilanzforscher neh- 
men gerneine Korrektur z. B. der Abschreibun- 
gen vor, um den realen Profit zu entschleiern. 
Gerade bei einem EVU wie dem RWE ist das 
aber problematisch. 
wirwollen uns deswegen in diesem ~ a ~ i t a l d a r -  
auf beschränken, den Verlauf von Umsatz, Ka- 
pital und Beschäftigtenzahl zu betrachten. 
Dann werden Investitionen undderen Finanzie- 
rung gegenübergestellt und eine im Kraft- 
werkssektor vom RWE eingebrachte Novität 
untersucht - das Leasing von Kraftwerken. 
Schließlich wird noch die ,Forschungspolitik' 
des RWE unter die Lupe genommen, das be- 
trifft speziell die staatlichen Zuwendungen für 
Forschungs-und Entwicklungsprojekte, die bei 
modernen Unternehmen einen immer größe- 
ren Teil der Subventionierung aus dem Steuer- 
säcke1 darstellen. 
Diese Methode zeigt, in welchen Gesellschaf- 
ten das RWE die Finger drin hat, ob Gewinne 
oder Verluste an die RWE-Mutter abgeführt 
werden, wodas RWEvor Problemenstandoder 
gar in Schwierigkeitengeraten ist. Uberdie Zeit 
betrachtet lassen sich bei den oben genannten 
Hauptkennziffern oft Veränderungen oder Brü- 
che feststellen. Wer tiefer in den Stoff einstei- 
gen will, kann dann hier ansetzen und die spe- 
ziellen Ursachen ermitteln. 

5.1 
Der 

R W€-Konzern 
und 
die 

R W€-A G 
in 

Daten 



Nach dem zweiten Weltkrieg hat sich die RWE 
AG zu einem multinationalen Konzern ent- 
wickelt, der mit mehr als 150 Beteiligungsge- 
sellschaften in vielen Wirtschaftsbereichen ak- 
tiv ist (vgl. Verflechtungsscherna RWE). Vom 
Außenumsatz her belegte das RWE 1982 Platz 
Neun in der Rangliste der größten bundesdeut- 
schen Unternehmen. Die Umsatzbetrachtung 
unterscheidet zwischen Außenumsatz und Ge- 
samtumsatz, weil etwa ein Viertel der Leistun- 
gen zwischen Konzerngesellschaften ausge- 
tauscht wird. Die Entwicklung für Konzern und 
AG verläuft in etwa gleich (vgl. Tab. 9 ). In den 
letztenzehn Jahren ist derAnteilderAG sowohl 
beim Außenumsatz - von 57,9010 auf 47,9010 - 
als auch beim Gesamtumsatz -von 49,1010 auf 
41,2010 gesunken. 
Die Grund-Verflechtung der Konzerngesell- 
schaften ist vergleichsweise einfach, da die 

RWE AG diese und die anderen wesentlichen 
Beteiligungen entweder selbst oder über vier 
Hauptunternehmen kontrolliert: 

RWE AG 
Rheinische Braunkoh- fast 100% 
lenwerke AG 
Rheinelektra AG 6 2 010 
Lahmeyer AG 58% 
Rhenag Rheinische 5 4 O10 

Energie AG 

Seit 1971 ist der Anteil der Elektrizitätserzeu- 
gung und -verteilung von mehr als 70% auf gut 
60% des Außenumsatzes zurückgegangen. 
Der Anteil von Braunkohlenbergbau, Mineralöl 
und Chemie ist in diesem Zeitraum von rund 
22% auf knapp 32% gestiegen. Leicht ange- 
stiegen sind auch die übrigen Konzernberei- 

Tab. 9 : AuBenumsatz von RWE-Konzern und RWE AG 1974-1982 in Mio. DM und rel. (in %) 

RWEXonzern 
RWE AG 
(56,j ) 
Elektrizitätserzeugung 
und -verteilung 
Braunkohlenbergbau, 
Mineralöl &Chemie' 
übrige Konzernbereiche 

' einschließlich Mineraldlsteuer 

Quelle: RWE-Geschäftsberichte 

Tab. 10: Gesamtumsatz von RWE-Konzern und RWE AG 1974-1982 in Mio. DM und rei. (in %) 

RWE-Konzern 
RWE AG 
(49,l) 
Elektrizitätserzeugung 
und ~erteilung 
Braunkohlenbergbau, 
Mineralöl &Chemie' 
übrige Konzernbereiche 

einschlie0lich Mineralölsteuer 

Quelle: RWEGeschaftsberichte 



che, von 5% auf 7% vom Außenumsatz. Zu den 
übrigen Konzernbereichen zählt die Rheinelek- 
tra-Tochter ,Heidelberger Druckmaschinen 
AG', ferner Bergbahngesellschaften, Garten- 
bauunternehmen, Speditionen und, und, und. 
und. 
Seit der letzten Kapitalerhöhung vom Februar 
1983 beträgt das Grundkapital des RWE 2,25 
Mrd. DM. Bei der Gründung im Jahre 1898 hat- 
ten 2,5 Mio. Reichsmark gereicht (siehe Tab. 
12). Das Grundkapital entfällt auf etwa 200.000 
Aktionäre - darunter 50.000 Belegschaftsak- 
tionäre des Konzerns -, und schlüsselt sich 
auf in Namensaktien mit 20-fachem Stimm- 
recht, in Stammaktien und in Vorzugsaktien oh- 
ne Stimmrecht. 
Kommunen und Kommunalverbände sind am 
Grundkapital mit rund 31% beteiligt, haben 
aberaufgrund des Mehrfachstimmrechts in der 
Aktionärsversammlung einen Anteil von mehr 

als 60%. Unter den Aktionären sind die großen 
Privatbanken der BRD - Deutsche Bank, 
Dresdner Bank und Commerzbank - zu fin- 
den, die über das Depotstimmrecht ein ent- 
scheidendesWörtchen mitzureden haben. Fer- 
ner der größte Versicherer der Republik -die 
Allianz-Versicherungs-AG - die VEBA- 
Tochter Preußenelektra und di'e Gruppe Wer- 
hahn. Die Streuung des Aktienkapitals ist der 
Tab.13 zu entnehmen. 
Die letzte Kapitalerhöhung -mit 800 Mio. DM, 
die zudem größte in der Geschichte des Unter- 
nehmens - mußte dazu verwandt werden, die 
Vorfinanzierung der Atomkraftwerke Gund- 
remmingen und Mülheim-Kärlich zu überneh- 
men, weil die eigentlichen Bauherren - eine 
DAL-Tochter und die luxemburgische SCN 
(vgl. dazu Kap. 5.3) in derartigen Finanzie- 
rungsschwierigkeiten sind, daß sie die Projekte 
mit eigenen Mitteln nicht fertig bauen können. 

P P P P- P P 

Tab. 11: Beschäitigte von RWE-Konzern und RWE AG 1974-1982 ebs. und rei. (in H) 

1974 1979 1982 1983 

RWE-Konzern 
RWE AG 

Elektrizitätserzeugung und -verteilung 29.434 '31.195 33.223 33.754 
(45.2) (47,7) (47.4) (48.0) 

Braunkohlenbergbau, Mineralöl und Chemie 17.837 18.537 20.833 20.634 
(27,4) (28.3) (29,7) (29.3) 

übrige Konzernbereiche 17.803 15.702 16.042 15.966 
(27.4) (24,O) (223) (22,7) 

Rheinbraun 

Starkstrom-Anlagen-Gesellschf mbH 

Heidelberger Druckmaschinen AG' 

UK, Wesseling 

Rheinelektra AG 

Lech-Elektrizitätswerke 

Stierlen-Maquet AG 

Main-Kraftwerke AG 1.133 1.200 1.343 1.325 
(1 97) (.l8) (1 99) (1 99) 

erst ab 1979 in der konsolidierten Bilanz enthalten 

Quelle: RWE Geschäftsberichte 



Tab.12: Die Kapitalerhöhungen des RWE (Grund- 
kapital in Millionen RM bzw. DM von 1898 
bis 1983) 

' 1  Goldmark-Eröffnungsbilanz '2 (Umstellung 1:l)  

Tab.13 : Verteilung des Aktienkapitals beim RWE 

Aktien 

Gemeinden, Gemeindeverbände 
Banken. Versicherungen und 
Vermögensverwaltungen 
Industrie, Handel und Gewerbe 
Arbeitnehmer 
Selbständige 
Investmentgesellschaften 
Sonstige 
Hausfrauen 
Rentner 
nicht erfaBt 

insgesamt rund 200.000 Aktionäre 100 O/o 

Zum 30. Juni 1983 hatte die RWE AG 23.442 
und der Konzern 70.354 Beschäftigte (siehe 
Tab.11 ). In den letzten fünf Jahren hat sich der 
Anteil der Beschäftigten der AG an den Ge- 
samtbeschäftigten des Konzerns kaum verän- 
dert. Er liegt bei etwa330/0. Knappdie Hälfteder 
Beschäftigten des Konzerns sind in der Elektri- 
zitätserzeugung und -verteilung tätig, knapp 
30% im Braunkohlenbergbau und ein knappes 
Viertel in den übrigen Konzernbereichen. 
Im Rheinischen Braunkohlengebiet ist der 
RWE-Konzern nicht nur der größte Arbeitge- 
ber.Außerdendirekt im Konzern Beschäftigten 
hängen indirekt noch einmal 40.000 Arbeits- 
plätze in der Zuliefererindustrie vom RWE ab. 

5.2 
Investitionen 
und 
Finanzierung 
des 
RWE 
Von 1971 bis 1982 hat die RWE AG mehr als 17 
Mrd. DM in Sachanlagen investiert, davon etwa 
7 Mrd. DM in Kraftwerke. Damit ist das RWE 
auch mit Abstand der größte Investor in der 
Elektrizitätswirtschaft. Dennoch wird in den 
Geschäftsberichten seit Mitte der siebziger 
Jahre auf Schwierigkeiten beider Erfüllung des 
Investitionsplans hingewiesen. Diese Schwie- 
rigkeiten drücken sich als Einbrüche bei den 
Sachanlageninvestitionen insgesamt und ins- 
besondere bei den Investitionen für Kraftwer- 
ke aus (vgl. Tab. 14 ). Der Vorstand beklagte 
z. B. im Geschäftsjahr 1976ff7 bei den Investi- 
tionen einen Planrückstand von rund 550 Mio. 
DM. 

Die Sachanlageninvestitionen der RWE AG 
gingen in diesem Zeitraum von 1,7 Mrd. DM 
(1 976) auf 1,04 Mrd. DM (1 977) zurück. Diese 
Entwicklung läßt sich auch beim Konzern beob- 
achten: Die Sachanlageninvestitionen redu- 
zierten sich von 2,96 auf 1,97 Mrd. DM. 
Ein Teil dieses Rückgangs ist darauf zurückzu- 
führen,daß Leasingals neues Finanzierungsin- 
strurnent angewandt wurde: Das RWE hat als 
einziger Energieversorgungskonzern die Fi- 
nanzierunavon Kernkraftwerken über Leasina- 
gesellschaften entdeckt und angewandt. ~ o l g -  
lich müßte. um die vom RWE veranlaßten Inve- 
stitionen insgesamt erfassen zu können, auch 
dieobjektfinanzierung mit einbezogen werden 
(vgl. Kap. 5.3). 
Auch irn Geschäftsjahr 1977178 wurden etwa 
650 Mio. DM weniger als geplant investiert. 



Tab.: 14 Investitionen der RWE AG für Sachan- 
lagen und für Kraftwerke 1971-1982 
in Mio DM 

Jahr Investitionen Investitionen 
für Sachanlagen für Kraftwerke 

Insges. 17.266,2 7.033,7 
(1 7.040,6) (6.972,4) 

Mittel 1.438,9 586.1 

Quelle: RWE-Geschäftsberichte, die Zahlen beziehen sich immer auf 
die letztere Zahl des Geschaftslahres (2. B. Geschäftsbericht 1981182 
= 1982). DieZahlen in Klammern ( )sind in nachfolgenden Geschäfts- 
berichten korrigiert worden. 

Trotz Rücknahme der Planungsansätze setzte 
sich diese Entwicklung bis 1980fort. Dann legte 
der Vorstand einen Investitionsplan für einen 
5Jahres-Zeitraumvor: Beginnend mit dem Ge- 
schäftsjahr 1979180, beabsichtigte das RWE 
bis 1983184 etwa 20 Mrd. DM zu investieren: 
(vgl. Tab. 15). 

Dieser Investitionsplan wurde. im folgenden 
Jahr bis 1985 erweitert und um 5 Mrd. DM 
aufgestockt. 
Bis 1984185 will die RWE AG 15 Mrd. DM inve- 

Tab.: 15 lnvestitionspian des RWE'~ 979-1984 

RWE AG 10 Mrd.DM 
davon 
Kraftwerke 5,l Mrd. DM 
Leitungsnetz 4,6 Mrd. DM 
sonstige Vorhaben 0,6 Mrd. DM 

weitere Konzerngesellschaften 8 Mrd.DM 
Objektfinanzierung 
(Kernkraftwerke Mülheirn-Kärlich 
und Gundremmingen B und C) 2.3 Mrd. DM 

Quelle: .,Der Tagesspiegel" vom 18. 1. 1980 

stieren, weitere 10 Mrd. DM entfallen auf Kon- 
zerngesellschaften. Aber bereits im Geschäfts- 
jahr 1980181 wurde das Soll um rund 200 Mio. 
DM verfehlt. Nach Verabschiedung der Groß- 
feuerungsanlagenverordnung dürfte eine wei- 
tere Aufstockung des RWE-lnvestitionsplans 
erfolgen. Die Nachrüstung der Braunkohlen- 
kraftwerke mit Entschwefelungsanlagen wird 
mit etwa23 Mrd. DM veranschlagt, die gleiche 
Maßnahme für Steinkohlenblöcke mit 500 Mio. 
DM und der Neubau von vier 600 MW-Blöcken 
an zwei Standorten mit rund 5 Mrd. DM. 

Ein äußerst gesundes Unternehmen 
Bei der Frage der Finanzierung interessiert vor 
allem, wie sich das Verhältnis von Finanzie- 
rungsmitteln zu den strategisch wichtigen Aus- 
gaben im Laufe der Jahre entwickelt hat. 
Die Finanzierung aus dem Geschäftsbetrieb - 
alsodem Stromverkauf - ist sowohl beim Kon- 
zern als auch bei der AG der wichtigste Posten. 
Es handelt sich um die Summe aus dem Uber- 
schuß aus betrieblicher Tätigkeit, Uberschuß 
aus Finanzgeschäften und Einnahmen aus Be- 
standsminderungen. Der Finanzierungsbei- 
trag durch Abschreibungen der Sachanlagen 
war bei der AG in den letzten zehn Jahren be- 



merkenswert konstant. Im Konzern weistdieser 
Posten bis 1982 eine steigende Tendenz auf, 
wenn man von dem geringfügigen Einbruch im 
Jahre 1981 absieht. 
1978 war das Finanzierungsmittel der Außenfi- 
nanzierung wichtig. Ohne eine Kapitalerhö- 
hung hätten die übrigen Finanzierungsmittel 
nicht ausgereicht. Dies ist vor allem bei der 
RWE AG erkennbar. 
Eine Spitze bei der Außenfinanzierung zeigte 
der Konzern 1980. Die Aufnahme von 1,7 Mrd. 
DM Fremdkapital mit einerTilgung von 2,2 Mrd. 
DM Fremdkapital -gegenüber normalerweise 
100bis500 Mio. DM -verdeutlicht, daßessich 
um eine erfolgreiche Umschuldung handelt. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß in 
Konzern und AG stets mehr Finanzierungsmit- 
tel zurVerfügung standen, alszur Finanzierung 
strategisch wichtiger Ausgaben benötigt wur- 
den! Das hat zuerheblichenzunahmen bei den 
Pensionsrückstellungen und anderen Rück- 
stellungen geführt. Das Eigenkapital des Kon- 
zerns stieg von 3,9 Mrd. DM (1 975)auf 6,2 Mrd. 
DM (1982)an. Der RWE-Konzernverfügte 1982 
Über ein geschätztes Eigenkapital von 11,l 
Mrd. DM -das ist Eigenkapital plus kumulierte 
stille Rücklagenzuführung -, doppelt so viel 
wie 1975. Bei der RWE AG hat sich diezunah- 
me der anderen Rückstellungen in den letzten 
Jahren nahezu parallel zum Uberschuß an Fi- 
nanzierungsmitteln entwickelt. Das Eigenkapi- 
tal der AG erhöhte sich von 3,l Mrd. DM (1975) 
auf 4,3 Mrd. DM (1982). Die kumulierte stille 
Rücklagenzuführung liegtzwischen 1 Mrd. und 
1,4 Mrd. DM, sodaßdas geschätzte Eigenkapi- 
tal der RWE AG 1982 etwa 5,7 Mrd. DM betrug. 
Aufgrund der Bilanzanalyse kann man sagen, 
daß das RWE kapitalmäßig ein äußerst gesun- 
des Unternehmen ist. 
Schwierigkeiten der AG, den Investitionsplan 
zu erfüllen, konnten bisher in der Regel durch 
Investitionen des Konzerns teilweise aufgefan- 
gen werden. Die Finanzierungsmittel von Kon- 
zern und AG lagen in der Regel soweit über der 
Gesamtsumme der strategischen Ausgaben, 
daß eine im Vergleich zu anderen Unterneh- 
men wesentlich höhere Zuführung zu stillen 
Rücklagen und Rückstellungen erfolgen 
konnte. 
In den kommenden Jahren werden die anstei- 
genden Ummweltschutzinvestitionen dazu 
führen, daß verstärkt das Finanzierungsmittel 
aus der Abschreibung von Sachanlagen zur 
Verfügung steht und gleichzeitig das Investi- 
tionsplansoll erreicht wird. 

Leasing 
von 
Kraftwerken 

Der Bau der beiden KernkraftwerkeBiblisA und 
BAnfangdersiebzigerJahreverdeutlichtedem 
RWE, daß der weitere Bau von Kernkraftwer- 
ken andere als bisher übliche Finanzierungs- 
modelle erforderlich machen würde. Dies hat 
seine Ursache vor allem darin, daß Kernkraft- 
werke erheblich höhere Anlagekosten als kon- 
ventionelle Kraftwerke haben und daß die Bau- 
Zeiten erheblich länger sind. Letzteres wieder- 
um hat zur Folge, daßder Rückflußder Anlage- 
kosten über die Abschreibungen, die erst nach 
der Inbetriebnahme der Kraftwerke getätigt 
werden können, zu einem vergleichsweise spä- 
ten Zeitpunkt beginnen. 
Das RWE befürchtete nun, daß während der 
Bauzeit seiner Kernkraftwerke zu hohe Kapital- 
summen gebunden werden könnten, die für an- 
dere Zwecke dringend erforderlich gewesen 
wären. DarüberhinauswardasRWEauch nicht 
bereit, sich durch übliche Kreditaufnahme wei- 
terzu verschulden. Zusammen mit verschiede- 
nen Banken erdachtedas RWE sich nun ein in- 
teressantes neues Finanzierungsmodell: die 
objektbezogene Finanzierung. 
Die Besonderheit dieses Finanzierungsmo- 
dells liegt darin, daß eine Objektträgergesell- 
schaft gegründet wird und daß das Leasing 
(Leihkauf) als Verpachtungsform herangezo- 
gen wird. Die Objektträgergesellschaftfungiert 
einerseits als Eigentümer des Kraftwerks und 
damit als Kreditnehmer und andererseits als 
Leasing-Geber. Wenn nun die Grundrnietzeit 
des Leasing-Vertrages mindestens 40% und 
höchstens90%der betriebsgewöhnlichen Nut- 
zungsdauer des Leasing-Gegenstandes - al- 
sodes Kernkraftwerks- umfaßt, so taucht das 
Kernkraftwerk in der Bilanz des Leasing-Ge- 
bers und nicht in der Bilanz des Leasing-Neh- 
mers (RWE bzw. Beteiligungsgesellschaft) auf. 
Da die Investitionen der Kernkraftwerke für 
Mülheim-Kärlich und Gundremmingen B und C 
nicht in der Bilanz des RWE erscheinen, ist da- 
von auszugehen, daß der Leasing-Vertrag eine 



Laufzeit von höchstens 90% der betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauerfür Kernkraftwerke 
beinhaltet. Selbst bei Bestehen einer Kaufop- 
tion bzw. Mietverlängerungsoption ändert dies 
nichts an den eben genannten Bilanzierungs- 
vorschriften. In der Bilanz des RWEerscheinen 
lediglich die Aufwendungen für die Leasing- 
Raten. 

Elemente des Leasing-Vertrages 

Einige der wesentlichsten Elemente dieser 
Finanzierungs-Leasing-Verträge sind: 
1. Der Vertrag beginnt am Tage der Abnahme 

durch den Mieter und endet nach derverein- 
barten Mietzeit. Der Vermieter (Leasing- 
Geber) haftet nicht für eineverspätete Liefe- 
rung durch den Lieferanten oder eine positi- 
ve Vertragsverletzung durch diesen. 

2. Die Miete wird aufgrund der tatsächlichen 
Gesamtkosten berechnet. Die Mieten ent- 
halten neben einem Abschreibungs-Zins- 
anteil ein Entgelt für Dienstleistungen und 
Risiken sowie den Gewinnanteil des Lea- 
sing-Gebers. 

3. Bei der Ubernahme der Mietsachewird eine 
einmalige Abschlußgebühr bis zu 5% der 
Anschaffungskosten erhoben. 

4. Es bestehen keine Gewährleistungsansprü- 
che gegenüber dem Leasing-Geber. 

5. Alle mit dem Mietobjekt verbundenen Risi- 
ken bei Lieferung, Aufstellung und Demon- 
tage sowie plötzlicher Untergang trägt der 
Leasing-Nehmer. 

6. Die Miete ist auch bei Mängel der Mietsache 
fällig. 

7. Kommt der Leasing-Nehmer mit der Zah- 
lung der Mietraten in Verzug, hat der Lea- 
sing-Geber ein fristloses Kündigungsrecht. 

Angesichtsdieserangeführten Punkteder Lea- 
sing-Verträge wird ersichtlich, daß das Risiko 
nahezu vollständig auf den Leasing-Nehmer 
abgewälzt wird. 

RWE-Kraftwerke mit Leasing-Verfah- 
ren 
Betrachten wir nun im einzelnen dievom RWE 
über Leasing-Gesellschaften gepachteten 
Kraftwerke. 
Das erste Kraftwerk, das das RWE von einer 
Leasing-Gesellschaft mietete, ist das Erdgas- 
Kraftwerk Meppen. Es wurde vom RWE in eige- 
ner Regie errichtet und 1974 an die Kraftwerks- 
Verwaltungsg~ellschaft Meppen mbH, Ham- 
burg verkauft. Uber die Höhe desverkaufsprei- 

Ses schweigt sich das RWE verständlicherwei- 
Se aus. Aufgrund der Angaben der RWE-Ge- 
schäftsberichte können wir entnehmen, daß 
1975 erstmals Pachtzahlungen für dieses 
Kraftwerk entrichtet wurden. Für die RWE-Ge- 
schäftsjahre 1974175 und 1975176 fehlen uns 
leider die genauen Zahlenangaben. Danach 
weist das RWE die jeweiligen Pachtzahlungen 
aus, und wir können feststellen, daß mit abneh- 
menden jährlichen Pachtraten, vom Ge- 
schäftsjahr 1976177 bis 1982183 insgesamt 
235,7 Mio. DM für dieses Kraftwerk vom RWE 
bezahlt worden sind. Der nachträgliche Einbau 
einer Entschwefelungsanlage, der selbstver- 
ständlich zu Lasten des RWE ging, erfolgte auf- 
grund einer behördlichen Anordnung. 
Wer besitzt nun aber die Kraftwerks-Verwal- 
tungsgesellschaft mbH Meppen, Hamburg? In 
den einschlägigen Handbüchern Iäßt sich über 
diese Gesellschaft leider nichts finden. Doch 
halt! Die KG Allgemeine Leasing GmbH &Co., 
Hamburg, besitzt die gleiche Postanschrift. 
Darüber hinaus stimmen die Telefonnummern 
überein und die Geschäftsführer sind iden- 
tisch. Alles klar? 
DieKGAllgemeine Leasing GmbH &Co. hatfol- 
gende Gesellschafter: Dresdner Bank AG 
(30%), Bayerische Landesbank Girozentrale 
(20%), Bayerische Hypotheken- und Wechsel- 
Bank AG (20%), Hamburger Sparkasse (20°/0), 
Westdeutsche Landesbank Girozentrale 
(1 OO/o). 

Die Pleite mit Mülheim-Kärlich 

Wenden wir uns nun einem weiteren über Lea- 
sing gemieteten Kraftwerk zu: dem Kernkraft- 
werk Mülheim-Kärlich. 
Es sollte ursprünglich in der zweiten Jahres- 
hälfte 1979 fertiggestellt sein: Errichtet wird es 
von dem Konsortium BBCIBBRIHochtief und 
ist mit einem Druckwasserreaktor ausgerüstet, 
der die gleichen Konstruktionseigenschaften 
aufweist, wie der Katastrophenreaktor von 
Harrisburg. 
Der Baubeginn von Mülheim-Kärlich war An- 
fang 1975. Kurz darauf trat in die vom RWE mit 
dem oben genannten Konsortium abgeschlos- 
senen Vertrage die Societe Luxembourgeoise 
de Centrales Nucleaires SA, Luxemburg (SCN) 
als Bestellerin von Mülheim-Kärlich ein. AmAk- 
tienkapital der SCN von 300 Mio. DM sind zur 
Zeit das RWE (30,01%), die Dresdner Bank AG 
(25%), die Deutsche Bank AG (25%) und die 
Schweizerische Kreditanstalt (19,99%) betei- 
ligt. Bei der Gründung der SCN betrug das 



Stammkapital noch 10 Mio. DM und die RWE- 
Beteiligung 25,03%. 
Doch leider läuft nicht immer alles wie geplant. 
Nach dem neuesten Geschäftsbericht ist eine 
Inbetriebnahme von Mülheim-Kärlich erst für 
den Sommer 1986 vorgesehen. Die Pachtzah- 
lungen laufen allerdings schon seit dem 
1. 1. 1981. Bis zum 30. 6. 1983 haben die 
Stromkunden des RWE bereits 504,l Mio. DM 
für Mülheim-Kärlich bezahlt und dafür jedoch 
noch keine einzige Kilowattstunde erhalten. 
Dies ist jedoch noch nicht alles. Im Geschäfts- 
jahr 1981182 sind in den ,Sonstigen Aufwen- 
dungen' glatte 395 Mio. DM als Zuführung zu 
den Rückstellungen im Kernkraftwerksbereich 
im Zusammenhang mit dem AKW Mülheim- 
Kärlich enthalten. Diese Summe haben die 
RWE-Stromkunden für Mülheim-Kärlich also 
auch schon aufgewendet. 

Probleme bei Gundremmingen 
Während Mulheim-Kärlich anfänglich noch 
vom RWE allein begonnen wurde, übertrug 
man die Vertrage für die beiden Kernkraft- 
werksblöcke in Gundremmingen gleich nach 
ihrer Unterzeichnung auf die Kernkraftwerk 
Gundremmingen VerwaltungsgeselIschaft 
mbH (KGV). Diese Gesellschaft hat ein Stamm- 
kapital von 1,O Mio. DM. 
Die KGV tritt demnach als Bestellerin von 
Gundremmingen auf und wird nach Fertigstel- 
lung die beiden Kernkraftwerksblöcke an die 
Kernkraftwerk Gundremmingen Betriebsge- 
sellschaft mbH (KGB) verpachten. An der KGB 
sind das RWE mit 75%unddas Bayernwerk mit 
25% beteiligt. 

Die KGV ist eine indirekte Tochtergesellschafi 
der Deutschen-Anlagen-Leasing GmbH, Mainz 
(DAL). (Siehe Graphik). An der DAL sind die 
Dresdner Bank AG (10%), die Landesbank 
Rheinland-Pfalz (26,66%), die Bayerische Lan- 
desbank (16,67%), die Hessische Landesbank 
(1 6,67010) und die Westdeutsche Landesbank 
(30%) beteiligt. 

Nach den jüngsten Gerüchten soll es eine Fi- 
nanzlücke bei der DAL von 1,6 Milliarden DM 
geben (FR vom 5. 6. 84). Das Eigenkapital wird 
mit 130 Mio. DM und der Wert der vermieteten 
Anlagen mit 12 Milliarden DM angegeben. An- 
gesichtsdieser Schwierigkeiten bei der DALer- 
eigneten sich folgende merkwürdige Vorfälle. 
Der Landesbankchef von Rheinland-Pfalz trat 
zurück (SZ 25. 6. 84), der Leiter der Zentralab- 
teilung des DAL-Rechnungswesens ,beging 
Selbstmord (FR 6. 7. 84) und der ehemalige 
DAL-~eneralbevollmachtigte kam Ende 1982 
unter nicht endgültig geklärten Umständen bei 
einem Autounfall ums Leben (FR 12. 6. 84). 
Sonderbarerweise wird bei der Krise um die 
DAL nie erwähnt, daß die Tochter KGV zwei 
Kernkraftwerke errichtet. 
Das RWE schreibt in seinem Geschäftsbericht 
1982183, daß bis zum 30. 6. 1983 exakt 6,265 
Milliarden DM für Kraftwerke auf dem Wegeder 
Objekt-Finanzierung investiert worden sind, 
d. h. für Mülheim-Kärlich und Gundremmingen 
B und C. Im Geschäftsjahr 1983184wurden wei- 
tere 1,6 Mrd. DM für diese AKWs investiert 
(Handelsblatt vom 17. 8. 84). 
Es kann vermutet werden, daß etwazwei Drittel 
auf Investitionen für Gundremmingen entfallen 
und somit ein Drittel der vermieteten DAL-An- 

Tab.16: Leasing beim RWE 

Kraftwerks- jährl. Zunahme Übernommene Forderungen aus Pachten für Pachten für 
investitionen der Objekt- Vorfinanzierung Krediten, die Meppen Mülheim-Kärlich 
im Wege der finanzierung unter 5 89 Abs.4 

Objektfinanzier. AMG fallen 
Stand: 30.6. Stand: 30.6. Stand: 30.6. 

Geschäftsjahr in Mio. DM in Mio. DM in Mio. DM ~n Mio. DM in Mio. DM in Mio. DM 

1982183 6.265 1.420 2.109 2.1 35,O 26.7 203,l 
1982 4.845 794 1.319 1.334,O 25,7 216,O 
1981 4.050 872 1.448 1.461 ,O 28,8 85,O 
1980 3.179 418 987 998.6 31,8 - 
1979 2.761 273 keine Angaben 5635 36,2 - 
1978 2.488 745 keine Angaben 294,6 40.8 - 
1977 1.743 739 390 390.0 45.9 - 

Quelle: RWE-Geschhftsberichte 



lagen RWE-Kraftwerke betreffen. Direkte An- 
gaben über die lnvestitionen bzw. Kosten für 
Gundremmingen sind allerdings nicht erhält- 
lich. 
Sollte jedoch die Meinung aufkommen, daßdas 
RWE keinen Pfennig für die lnvestitionen in 
Mülheim-Kärlich bzw. Gundremmingen auf- 
wendet, ist dies ein Irrtum. Das RWE finanziert 
diese Kraftwerke zu rund einem Drittel vor 
(30. 6. 83: 2,109Milliarden DM). Auch inder Bi- 
lanzläßt sich diesesverhalten nachweisen. Auf 
der Aktiv-Seite ist unter den anderen Gegen- 
ständen des Umlauivermögens die Position 

,,Forderungen aus Krediten, die unter 9 89, 
Abs. 4 AktG fallen" enthalten, die nahezu 
deckungsgleich mit der Vorfinanzierungshöhe 
für diese Kernkraftwerke ist. 
Insgesamt gesehen ist die Leasing-Finanzie- 
rung für das RWE nicht vollkommen risikolos, 
wie der Fall Mülheim-Kärlich anzeigt. Uber 
Gundremmingen lassen sich leider keine ab- 
schließenden Bewertungen abgeben. Auffal- 
lend ist allerdings eine äußerst sparsame Infor- 
rnationspolitik über die Leasing-Verträge, die 
das Mysterium um diese Vorgänge noch ver- 
stärkt. 

Abb.10 : Leasing-Finanzierung von Gundremmingen B + C 
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Konzernbeteiligungsgesellschaften ermög- 
licht zumindest, die Schwerpunkte der RWE- 

Forschungs- 
politik 

RWE 

Über die Forschungsorganisation und For- 
schungspolitikdes RWE gibt es-obwohl auch 
für die politische Praxis von großem Interesse 
- bisher keine umfassenden Untersuchun- 
gen. Die Innovationstätigkeit des Unterneh- 
mens betrifft einerseits die Verbesserung vor- 
handener und andererseits die Entwicklung 
neuer Technologien, insbesondere zur ratio- 
nellen Energieverwendung. Die Finanzierung 
dieser Forschung ist zu unterteilen in zwei Ty- 
pen: Selbstfinanzierte Projekte, d. h. For- 
schungen, deren Kosten vom RWE selbst ge- 
tragen und aufgebracht werden und zweitens 
staatlich subventionierte Projekte. In den Ge- 
schäftsberichten des RWE wird dann auch re- 
gelmäßig über eine Reihe von Forschungspro- 
jekten berichtet, 
Uber die Kosten der Forschung bzw. über die 
Höhe der F&E- (Forschungs- &Entwicklungs-) 
Subventionen schweigt sich das RWE jedoch 
meistensaus. Um den Umfang der staatlich ge- 
förderten Forschung des RWE grob zu ermit- 
teln, muß man schon indie Förderungskataloge 
des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie(BMFT), indie Umweltforschungs- 
kataloge des Umweltbundesamtes und in ent- 
sprechende Materialien auf Landesebene 
schauen. Außerdem findet eine staatliche 
F&E-Subventionierung über die Gewährung 
von Investitionszulagen statt, die bei selbstfi- 
nanzierten Projekten 10% der Kosten deckt. 
In der Liste der Zuwendungsempfänger des 
BMFT ist die RWE AG selbst seit Jahren nicht 
mehr enthalten. Dafürtreten jedoch als Zuwen- 
dungsempfänger diverse Konzernunterneh- 
men und deren Tochtergesellschaften auf. 
Zum Teil handelt es sich um Beteiligungsge- 
sellschaften, die im Konzernabschluß nicht ein- 
bezogen sind. Eine Auswertung der Projektför- 
derung des BMFT beim RWE sowie dessen 

Forschungspolitik zu ermitteln. 

Wie der Bürger die F&E-Projekte zahlt 

Im BMFT-Förderungskatalog 1982 sind mehr 
als 100 Forschungsprojekte enthalten, die von 
RWE-Konzerngesellschaften beantragt und 
abgerufen worden sind. Auffallend ist, daß zur 
Zeit im Bereich „Umweltforschung und Um- 
welttechnologie" keinestaatlich bezuschußten 
Forschungsprojekte laufen oder einer RWE- 
Konzerngesellschaft bewilligt worden sind. Die 
meisten Projekte fallen in den Bereich „Ener- 
gieforschung und Energietechnologien". Da- 
neben haben die RWE-Konzerngesellschaften 
F&E-Mittel für die Bereiche ,,Meeresforschung 
und Meerestechnik", „Transport- und Ver- 
kehrstechnologien", „lnformationstechnolo- 
gien", „Bauforschung und Bautechnik", „For- 
schung und Technologie zur Rohstoffsiche- 
rung", „Biotechnologie", „Fertigungstech- 
nik", „Physikalische Technologien" und für 
ein Projekt im Bereich „Humanisierung des Ar- 
beitslebens"erhalten. Diesummederbewillig- 
ten Mittel beträgt über 5 Mrd. DM. 
Im Bereich „Energieforschung und Energie- 
technologien" fließen die meisten Mittel in 
Atomenergieprojekte des RWE. 
RWE-Konzerngesellschaften waren 1982 an 
fünf der zwanzig umfangreichsten staatlich ge- 
förderten F&E-Vorhaben entweder als Zuwen- 
dungsempfänger oder als ausführende Stelle 
beteiligt (vgl. Tab.17 ). 
Die Konzernorganisation des RWE scheint die 
staatlich subventionierte Forschung stark zu 
beeinflussen. Auffallend ist, daß neben den di- 
rekten RWE-BeteiIigungsgeseIIschaften ledig- 
lich im Organisationsbereich der Rheinbraun- 
Gruppe eine erhebliche F&E-Aktivität festzu- 
stellen ist. 
Den Hauptanteilderstaatlichen Förderungsmit- 
tel erhalten die RWE-Tochtergesellschaften 
Schnell-Brüter-Kernkraftwerkcgecellschaft 
mbH (SBK), die DeutscheGesellschaftzurWie- 
deraufbereitung von Kernbrennstoffen (DWK) 
undderen Betei!igungen,die NUKEM GmbH - 
im BMFT-Förderungskatalog 1982 allein mit 31 
Projekten enthalten -, die Hochtief AG, die 
GES-Gesellschaft für elektrischen Straßenver- 
kehr mbH und die Energietechnik GmbH. Zur 
Zeit laufen Forschungsprojekte vor allem im 
Bereich des nuklearen Brennstoffkreislaufs, 
daneben wird über Sonnenenergie, Elektro- 



fahrzeuge und Bohrplattformen geforscht. Im 
Rheinelektra-Bereich sowie im Rhenag-Be- 
reich waren keine staatlich subventionierten 
F&E-Projekte feststellbar. 
Seit 1970 sind dem RWE-Konzern mehr als 5 
Mrd. DM F&E-Subventionen zugeflossen oder 
bewilligt worden. Mehr alsdie Hälfte entfällt auf 
die SBK, die den Schnellen Brüter SNR 300 in 
Kalkar errichtet. Darin enthalten sind 455 Mio. 
DM, die fürdenZeitraum 1986 bis 1999zurVer- 
minderung des finanziellen Betriebsrisikos des 
SNR 300 bewilligt worden sind. 
Rheinbraun erhielt insbesondere für Kohlever- 
edlungstechnologien seit 1974 insgesamt ca. 
265 Mio. DM. Ein Teil dieser Projekte ist jedoch 
mitder Entwicklungvon nuklearer Prozeß- bzw. 
Fernwärme gekoppelt. Seit Mitte der siebziger 
Jahre hat die Uranerzbergbau GmbH zur Si- 
cherungderuranversorgung rund 100 Mio. DM 
erhalten. Die Forschungsprojekte der NUKEM 
GmbH liegen insbesondere auf dem Bereich 
der Brennelementeforschung und Hochtempe- 
raturreaktortechnoiogie und belaufen sich auf 
etwa 190 Mio. DM. Schließlich ist die 1977 ge- 
gründete DWK mit Forschungszuwendungen 
in Höhevonca.200 Mio. DM fürdie Entwicklung 
des ,integrierten Entsorgungskonzepts' mit 
Prozessen zur Wiederaufarbeitung von Kern- 

brennstoffen und mit der Endlagerung von ra- 
dioaktiven Abfällen bedacht worden. 

Zusammenfassend ist festzustellen. daß der 
RWE-Konzern zu den größten Zuwendungs- 
empfängern staatlicher F&E-Förderung ge- 
hört. Die Staatsmittel flossen jedoch nicht in 
den Bereich der SO,-Verminderung, obwohl 
dies aufgrund der lethargischen Entwicklung 
des „StandesderTechnik" im Braunkohlenbe- 
reich dringend geboten wäre. Trotz der allge- 
mein hohen Staatssubventionen für F&E im 
RWE-Bereich resultierte daraus - wie später 
gezeigt wird - kein umweltpolitisches Entge- 
genkommen des RWE. Die „Politik der unter- 
schiedlichen Hände" gegenüber dem Staat - 
dieeine Hand offen fürsubventionen, dieande- 
re geballt, wenn Umweltschutzforderungen ge- 
stellt wurden - findet sich beim RWE in fast 
klassischer Ausprägung. Hierauf hat das 
politisch-administrative System bisher noch 
keinegeeignete Antwort -etwa durch innerad- 
ministrative Abstimmung der verschiedenen 
Ressorts in Richtung einer ökologisch ausge- 
richteten Modernisierungspolitik - gefunden. 
Das RWE setzt im Vergleich hierzu seine ,Res- 
sorts' (die verschiedenen Konzerngesellschaf- 
ten) strategisch intelligenter ein. 

Tab.17: Die gröliten Forschungs- und Entwicklungs-Vorhaben des RWE-Konzerns 

Zuwendungsempfänger 
ausführende Stelle 

Projekt Lautreit Gesamtförde- 1st 1982 
ningsbetrag in DM 

in DM 

- 

Schnellbrüter-Kernkraitwerksgesell- Errichtung des 280 MW-SNRPrototyp 1970 2.245 Mrd. 563.615.749,- 
schafi mbH (RWE-Anteil68,86%) Kernkraftwerks (SNR 300) 

Rheinische Braunkohlenwerke AG Bau der Pilotanlage zur 1979-82 107,7 Mio. 32.763.416.- 
(RWEAnteil fast 100%) hydrierender Kohlevergasung 

Deutsche Gesellschaft für Wieder- Planung. Errichtung und Betrieb der 1979-85 118,l Mio. 31.519.245,- 
aufarbeitung von Kernbrennstoffen Demonstrationsanlage PAMELA in Mol 
mbH (RWE-Anteil31%) zur Verglasung hochradioaktiver 

Abfälle 

Uranit GmbH (RWE-Anteil37.5% Entwicklungsprogramm für das Projekt 1980-85 1525 Mio. 29.295.533.- 
von Nukem treuhänderisch erhalten) der Urananreichemng mit Gas- 

Zentrifugen - Gasultrazentrifugen 

~ 

GmBe Windenergieanlage Bau- und Bau der grokn Windenergieanlage 1979-83 48 Mio. 18.081.800,- 
Betriebsgesellschafl mbH GROWlAN I (Errichtungsphase) 
(RWE-Anteil200/0) MeBprogramm 1981-85 8,l Mio. 



Das Streben nach der Atombombe ist so alt wie 
die praktische Anwendung der Atomspaltung. 
Kurz nach der Entdeckung und Veröffentli- 
chung des Phänomens der, Kernspaltung 
schrieb der in den USA lebende Physiker Szi- 
lard im Februar 1939 an den französischen Kol- 
legen Joliot: „Es liegt auf der Hand, daß falls 
mehr als ein Neutron (bei der Kernspaltung) 
freigesetzt würde, eine Kettenreaktion möglich 
wäre. Unter Umständen könnte das zum Bau 
von Bomben führen, die ganz allgemein sehr 
gefährlich wären, besonders aber in Händen 
gewisser Regierungen." Zwei Monate später 
wurde veröffentlicht, was Bombe und Atom- 
kraftwerk zugrunde liegt: Bei der Spaltung von 
Uran entstehen überschüssige Neutronen, die 
eine Kettenreaktion möglich machen.' 



Die deutsche Bombenidee 

Im gleichen Frühjahr versuchten Physiker in 
Deutschland, Großbritannien, den Vereinigten 
Staaten von Amerika und wahrscheinlich auch 
der UdSSR, die Regierungen auf die Möglich- 
keiten dieser Entdeckung aufmerksam zu ma- 
chen. Verschiedene Naturwissenschaftler ver- 
suchten im Deutschen Reich getrennt vonein- 
ander, die Reichsregierung zu informieren. Im 
Reichserziehungs- und Kriegsministerium gin- 
gen Mitteilungen über die Konsequenzen der 
Uranspaltung, die möglich erscheinenden ato- 
maren Sprengstoffe, ein. Während hier die Re- 
gierungsstellen nur zaghaft Mittel zur Verfü- 
gung stellten, waren die Initiativen in den USA 
erfolgreicher.2 

Von den Physikern wurden demnach bereits 
vor dem Beginn des 2. Weltkrieges, dem Uber- 
fall Deutschlandsauf Polen, die ProjektezurEr- 
forschung einer Atomwaffe angeregt. Nach 
den sich überschlagenden Forschungsereig- 
nissen war biszum Winter trotzvieler bürokrati- 
scher Hindernisse in Berlin ein Fachleutekreis 
entstanden, der unter der Bezeichnung „Uran- 
verein" firmierte. Aber der persönliche Ehrgeiz 
der projektleitenden Professoren ließ keine sy- 
stematische Steuerungdes Forschungsprojek- 
tes aufkommen. Obwohl den Physikern des 
Uranvereins im Frühjahr 1940 die prinzipiellen 
Möglichkeiten zur Konstruktion von Reaktor 
und Atomsprengkörper klar waren, gelang es 
ihnen nicht. die ausreichenden Mittel von der 
Reichsverwaltung zu erhalten. Möglicherweise 
war es auch das damals geringe Interesse der 
fähigsten Physiker Deutschlands, derfaschisti- 
schen Regierung solch eine gigantische Waffe 
in die Hand zu geben. Denn trotz Fachberatun- 
gen mit hohen Führern der Reichsregierung 
wurde dem Projekt nicht die entscheidende 
Wertigkeit zugeordnet. Ganz anders verlief die 
Entwicklung in den USA. Dort entstand, ange- 
regt durch einen Brief Einsteins an den Präsi- 
denten Roosevelt, das zentral geleitete 
„Manhattan-Project", dem aufgrund der Ge- 
rüchte und Informationen Über den deutschen 
Uranverein zunehmend Mittel bereitgestellt 
wurden, um die Atombombe in kürzester Zeit 
herzustellen. Ein gigantischer, bis dahin nieda- 
gewesener Versuch, wissenschaftliche Ergeb- 
nisse sofort in Produktion umzusetzen, führte 
zu sichtbaren Erfolgen. Uber hunderttausend 
Menschen schufen unter der Leitung von Na- 
turwissenschaftlern und erfahrenem Großkon- 
zernmanagement in vier Jahren die ersten 

Atombomben. Obwohldie Hauptmotivation, ei- 
nen alleinigen Besitz Deutschlands an der 
Atomwaffe zu verhindern. mit der Kapitulation 
des Reiches entfiel, wurden die Arbeiten zu En- 
de geführt. Nicht gegen Deutschland, sondern 
gegen Japan wurden die Bomben schließlich 
eingesetzt.3 

Die zehn wichtigsten deutschen Atornphysiker 
wurdenvon einem westlichen Spezialkomman- 
doverhaiiet und erfuhren dann sehr überrascht 
in englischer Gefangenschaft von der erfolgrei- 
chen Explosion der Bomben. 
In den USA waren 1953154 alle Ziele der Ent- 
wicklungen für das Militärvorläufig erreicht. Es 
waren Atom- und Wasserstoffbomben produk- 
tions- und einsatzfähig und selbst die Anwen- 
dung der Kettenreaktion zur Erzeugung von 
Stromenergie und U-Bootantrieb war durchge- 
setzt. Aber auch die Sowjetunion besaß beide 
Sprengkörper. Nach diesem militärischen soll- 
te nun der zivile Teil des Atomprogramms fol- 
gen. Mit einer Rede von Präsident Eisenhower 
vor der Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen wurdedas ,,Atomsfor Peace" -Atomefür 
den Frieden - Programm eingeläutet. In den 
USA wurden 1954 friedliche Vorhaben offiziell 
angekündigt - die Atomenergiekommission 
steuerte fortan zivile und militärische Proiekte. 
Den deutschen Physikern wurde U. a. durch 
diese Schaffung eines friedlichen Atombe- 
reichs 1955dieArbeit wieder möglich. Diewest- 
lichen Besatzungsmächte gestatteten der Bun- 
desrepublik den Bau eines Atomreaktors. Die 
Leitung des neugegründeten Atomministeri- 
ums übernahm F. J. Strauß. Heisenberg, einer 
der wichtigsten Physikevdieser Zeit, erinnert 
sich in seinen Memoiren: „ . . . ich ma~h te  mir 
Sorgen, ob das in Karlsruhe neu zu errichtende 
Zentrum für friedliche Atomtechnik sich auf 
Dauer dem Zugriff derer würde entziehen kön- 
nen, die so große Mittel lieber für andere 
Zweckeverwenden wollten.. . . Diese Besorg- 
nisse wurden noch dadurchverstärkt, daßzwar 
nicht.in der deutschen Bevölkerung, wohl aber 
gelegentlich in Kreisen der Politik und der Wirt- 
schaft die Meinung laut wurde, eine atomare 
Bewaffnung sei . . . eines der üblichen Mittel 

3 IA  

Adenauer und Strauß - ein Duo für 
Atomwaffen 
Als Strauß 1956vomAtom-zum Verteidigungs- 
ministeraufstieg, waren einige Atomforscher ir- 
ritiert und forderten eine Erklärung, daß die 



Portrait der Atombombe. d ~ e  1945 von den USA auf Nagasaki abgeworfen wurde. 

Bundesrepublik nicht beabsichtige, Atomwaf- 
fen herzustellen. Im Januar 1957 trafen sie sich 
mit Strauß und mußten erkennen, daß eine kla- 
re Ablehnung einer Atombewaffnung nicht zu 
erhalten war. Als Bundeskanzler Adenauer die 
taktischen Atomwaffen gar zu einer bloßen 
Fortentwicklung der Artillerie erklärte, gaben 
sie ihre Zurückhaltung auf und veröffentlichten 
im April 1957 das sogenannte Göttinger Mani- 
fest. Esenthieltu. a.dieVersicherung,sich nie- 
mals an einer Herstellung von Atomwaffen in ir- 
gendeiner Weise zu beteiligen. 
Inzwischen existiert eine neue Generation Phy- 
siker. Zwarwerden immer noch keine Atomwaf- 
fen inder Bundesrepublikentwickelt, wozusich 
die Regierung 1954 gegenüber der Westeuro- 
päischen Union dann doch verpflichtet hatte, 
doch lagern seit EndederfünfzigerJahreAtom- 
waffen aller Art auf dem Territorium der Bun- 
desrepublik. 
Bedenken, daßder Traum von einer deutschen 
Atombombe in einigen Köpfen längst nicht aus- 
geträumt sei, erhielten im Rahmen der Debatte 
um den Nichtweiterverbreitungsvertrag Ende 

der sechziger Jahre erneut ihre Bestätigung. 
Der Vertrag, der die BRD auf eine zivile Nu:- 
zung der Atomtechnik festschreibt, wurde 
schließlich 1974 im Bundestagabgestimmt. Im- 
merhin 90 Bundestagsabgeordnete stimmten 
gegen eine Ratifizierung ejnes solchen Vertra- 
ges. Ein wesentlicher Faktor für die Zustim- 
mung großer Teile der CDU war offensichtlich 
die Erklärung der SPD-dominierten Bundesre- 
gierung, daßder Vertrag nicht nureineeuropäi- 
sche Atomstreitmacht, sondern auch eine ato- 
mar-militärische Kooperation unterhalb der 
Schwelle eines europäischen Bundesstaates 
zulasse. Der damalige FDP-Sprecher und heu- 
tige Wirtschafisminister Bangemann erklärte, 
eine solche Entwicklung sei gar „geradezu im 
Sinne dieses Vertrages". Auch heute, zehn 
Jahre später, verstummen die Vorstellungen 
von Politikern nicht, ,,durch Schaffung einer in- 
tegrierten europäischen Atomstreitmacht das 
westliche Bündnis auf zwei tragfähige Säulen, 
eine europäische und eine amerikanische, zu 
stellen." Eine Option auf deutsche Atom- 
sprengköpfe?!s 



Deutsche Atomentwicklung und RWE 
Die Entwicklung der Atomenergie in der Bun- 
desrepublik war zu Beginn mehrdeutig, soweit 
man die Förderung und Entwicklung techni- 
scher Konzepte betrachtet. Die Vorgaben der 
deutschen Atomkommission und die der Politi- 
ker führten zu einer teils programmgesteuer- 
ten, teils naturwüchsigen Atomenergieent- 
wicklung, hinter der mal zivile Gewinnbetrach- 
tungen, mal zivile Profilierungsbestrebungen, 
aber auch militärpolitische Ideen versteckt 
schienen. 
Das RWE interessierte sich in den ersten Jahr- 
zehnten nicht für jene Vorhaben, die zwar 
schnell und einfach eine militärische Nutzung 
der zivilen Atomenergieerrnöglicht hätten, poli- 
tisch aber in der Bundesrepublik favorisiert 
wurden.6 

Es handelte sich insbesondere um dieTechnik 
des Schwerwasser-Natururan-Reaktors. Ent- 
gegen den Vorhaben aus politisch-wissen- 
schaftlichen Gremien interessierten sich fast 
alle Elektrizitätsunternehmen nicht für diesen 
Weg, worauf ein zweites Atomprogramm ganz 
ohne den Anspruch der Beteiligung dieser Un- 
ternehmen entstand: das Programm für „fort- 
geschrittene Reaktorprototypen". Das RWE 
setztestattdessen bereits 1958 mit dem Auftrag 
zur Errichtung eines kleinen 15 MW Siedewas- 
serreaktors in Kahl auf den US-amerikanischen 
Weg. Mit diesem kleinen unwirtschaftlichen 
Atomkraftwerk beginnt die Orientierung des 
RWE auf im Atomkrafisektor der Kriegsmarine 
seit Jahren erprobte Modelle von Firmen der 
USA. Vier Jahre später wird diese Entschei- 
dungdurch den Auftrag zum Siedewasserreak- 
tor in Gundremmingen bestätigt. Mit beiden 
Aufträgen wird der kurzfristig möglichen Pro- 
duktion bombenfähigen Materials eine Absage 
erteilt. BeideAtomkraftwerkeerfordertenange- 
reichertes Uranausden USA. Fürdas bestrahl- 
te Material war eine chemische Aufarbeitung 
nicht in Sicht. Bewußt oder unbewußt verhin- 
derte so der damalige Atomkraftskeptiker RWE 
Pläne einer frühzeitigen zivil-militärischen Ver- 
knüpfungwiesie in Frankreich oder Großbritan- 
nien stattfand. Mitte der sechziger Jahre erfolg- 
te dann jedoch die große Wende im Atomge- 
schäftdes RWE. In diesen Jahren beginntauch 
die Beteiligung des RWE am gesamten Atom- 
brennstoffgeschäft. Zudem setzt sich das RWE 
durch den Auftrag zum großen Biblis-Reaktor 
andie Spitze der Atomwirtschaft. Durch ein Ge- 
flecht von Beteiligungen erreicht das RWE in 

densechziger undsiebzigerJahren eineaußer- 
ordentlich starke Stellung im Atomsektor.7 

Das RWE sucht die Monopolstellung 
Gegen Vorhaben, wie die Wiederaufarbeitung 
von Atommüll, gegen die sich Anfang der sech- 
ziger Jahre sogar noch die Atomfraktion des 
RWE wandte, verschwand die Skepsis. Be- 
stand Ende der fünfziger und Anfang der sech- 
ziger Jahre noch keine Angst vor einer Abhän- 
gigkeit bei der Uranversorgung aus den USA, 
entstand nun plötzlich die gegenteilige Be- 
hauptung. Sie diente dazu, das RWE ins 
Uranbergbau- und Uranversorgungsgeschäfi 
zu bringen. Während der in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahrestattfindenden Debatte um 
den Atomwaffensperrvertrag teilte RWE-Atom- 
pabst Mandel nicht die Bedenken der Vertrags- 
gegner. Er sah die Versorgung mit Atombrenn- 
stoff gefährdet, wenn sich die Bundesrepublik 
nicht kontrollieren ließe und offen militärische 
Interessen diskutiere. Ausschlaggebend für 
diese Haltung war sicherlich auch, daß eine 
.Reihevon Großprojekten, wie z. B. die Uranan- 
reicherung mit der Ultrazentrifuge, nur nach ei- 
ner Vertragsunterzeichnung möglich schien. 
UnddasRWEstrebteoffensichtlich eine Mono- 
polstellung im Atomenergiesektor an, zu der es 
den Fuß in allen Schritten der Uranversorgung 
und verarbeitung haben mußte. Beide Fakto- 
ren, frühe Ausrichtung auf US-amerikanische 
Technologie und Monopolanspruch im deut- 
schen Atomenergiebereich führten das RWE 
zwangsweise in eine Situation, in der es an al- 
len technischen Stufen der Brennstoffversor- 
gung und Atomenergieerzeugung beteiligt 
wurde, die im Atomwaffenstaat USA existier- 
ten. Ausgeschlossen war dann nur noch die 
Produktion von Atomreaktoren und Atom- 
sprengköpfen. 
Dabeientstanden aber kaumfeste Kontakte mit 
amerikanischen Firmen. Die meisten der unter 
Beteiligung des RWE errichteten Unterneh- 
men lagensodichtam Bombenbau, daßdie Po- 
Iitikder USAeinenTechnologiefluß nach West- 
europaunterband. Unter anderem deshalbent- 
standen nun enge Kooperationen zwischen eu- 
ropäischen Firmen. Diese, positiv als Autarkie 
im Atombereich bezeichnete Situation, führte 
die anfängliche enge Ausrichtung der RWE- 
Politik auf den Atomwaffenstaat USA, hin zu ei- 
nem engen Verbund mit den beiden westeuro- 
päischen Atomwaffennationen. 
Die Beteiligungder Bundesrepublikanderwie- 
deraufarbeitung von Atombrennstoff begann 



bereits 1957 mit dem Bau einer europäischen 
Versuchsfabrik, der Eurochemic in MolIBel- 
gien, dieerst 1966 in Betriebgenommen wurde. 
Aber bereits 1960 legten die Farbwerke 
Hoechst eine Projektstudie zu einer deutschen 
Wiederaufarbeitungsanlage vor. Ausgehend 
von dieser Idee wurde später im Karlsruher 
Kernforschungszentrum eine kleine bundes- 
deutsche Fabrik errichtet. Inzwischen konnte 
sichdas RWEauch hier beteiligen und den Fuß 
ineineTechnik bekommen, die speziell für mili- 
tärische Bedürfnisse erdacht wurde: die 
Plutonium- und Uranextraktion mit dem 
PUREX-Verfahren. Eine spezielle, ausschließ- 
lich zivil anwendbare ~echno lo~ ie  war nicht 
entwickelt worden. Als sich Ende der sechziger 
Jahreeine mögliche Uberkapazität beider Wie- 
deraufarbeitung abzeichnete, schlossen sich 
die Firmen der dreigroßen Atomenergiestaaten 
zur „United Reprocessors" zusammen. Zweck 
dieser mit Beteiligung einer RWE-Tochter ent- 
standenen Konsortiums war einerseits die Pla- 
nung einer optimalen Auslastung der Fabriken 
in Windscale (GE) und La Hague (F), anderer- 
seits ein Erfahrungsaustausch, von dem die 
bundesdeutsche Seite Vorteile ziehen wollte. 
So begann die enge Kooperation zwischen pa- 
ramilitärischen Orqanisationen zweier Atom- 
waffenstaaten undder RWE-Töchter 

Das RWE'und die Atomtechnik in West- 
europa 
In der 1977 gegründeten „Deutschen Gesell- 
schaft für Wiederaufarbeitung" wurde eine 
Kooperation mit der British Nuclear Fuels Ltd. 
und dem Commissariat a I'Energie Atomique 
betrieben. Das britische und das französische 
Unternehmen benutzen ihre Anlagen für die 
Abtrennungvon Plutionium für Waffenzwecke. 
Auch auf dem Gebiet der Urananreicherung 
ging das RWE den europäischen Weg. Ganz 
bewußt wurde durch RWE-Töcher gewonne- 
nes UranzurAnreicherung in die UdSSR trans- 
portiert. 
Dort wurde Uran-235 in einer paramilitärischen 
Anlage angereichert, solange westeuropäi- 
sche Kapazitäten noch nicht vorhanden waren. 
Die Anlagen der USA wurden kaum in An- 
spruch genommen. Die Franzosen waren 
durch die militärische Notwendigkeit in kürze- 
sterzeitgezwungen, hochangereichertes Uran 
für Wasserstoffbomben zu besitzen. Sie erbau- 
ten eine eigene Urananreicherungsanlage in 
Pierrelatte, woraufhinsich das RWE bei diesem 

MARK28.  H-Bombevon  1957 noch in Benutzung,  aufgenom- 
men im Atomic Energy MuseumlAlbuquerque/USA 

Projekt vom Nachbarland abwand. Aufgrund 
der erprobten höheren Leistungsfähigkeit setz- 
te Frankreich auf das - allerdings im Betrieb 
teurere - Gasdiffusionsverfahren. 
Stattdessen schritt das RWE über Tochterun- 
ternehmen zum Aufbau einer Ultrazentrifugen- 
anreicherungsanlage, die gemeinsam von 
Großbritannien, den Niederlanden und der 
Bundesrepublik zur Anwendungsreife ent- 
wickelt wurde. 1977 wurden die ersten Einhei- 
ten der kommerziellen Anlage in Almelo in Be- 
trieb genommen. Die erfolgreiche Anwendung 
der Technik erlaubte nun auch die Errichtung 
von Anlagen in Großbritannien und dem bun- 
desdeutschen Gronau. So wurde auch die briti- 
sche Atomrüstung mitfinanziert und geför- 
dert.8 

Die Bedeutung der Nukem 
Das RWE beteiligt sich seit Mitte der sechziger 
Jahre auch am Auffinden, Schürfen und Verar- 
beiten von Uran. Hierauf war schon seit Jahren 
die Nukem in Hanau spezialisiert, die von sich 
selbst behauptet, bereits seit Anfang der vierzi- 
ger Jahre im deutschen Atomgeschäft zu sein. 
In diese Firma stieg das RWE Mitte der sechzi- 
ger Jahre ein. Sie brachte in den Atombereich 
des RWE auch die Erfahrung im Umgang mit 
hochangereichertem Uran und Plutonium ein. 
Erfahrung kam insbesondere aus dem Bereich 
des zeitweiligen Nukem-Teileigners Mallinck- 
rodt, der damals am Bau der Atomsprengkör- 
per in den USA beteiligt war. Die Nukem verlor 
zwar diese Mutter aus den USA, die dort auch 
das Bombengeschäft aufgab, blieb aberweiter- 
hin in Kontakt mit anderen Firmen des Atom- 
bombenbaus in den USA, U. a. Union Carbide 
und Du Pont. Kleinere Anteile deren quasi mili- 



Militarische WiederaufarbeilungsanlagederSavannah River 
Plant in South CarolinaiUSA 

tärischen Atommaterials wandern regelmäßig 
durch die HändederNukem-Beschäftigten und 
werden vom Tochterunternehmen Transnukle- 
ar befördert.9 
Ahnlich den anderen Atomgeschäften stieg das 
RWE erst Mitte der sechziger Jahre auch beim 
Plutonium-Brutreaktor ein. Nach einer etwas 
enttäuschenden Betriebsführung beim Heiß- 
dampfreaktor in Großwelzheim (einem Ver- 
suchsreaktor für eine Brüterlinie), beteiligte 
sich das RWE bei über90-prozentigerfinanziel- 
ler Absicherung durch den Staat, 1971 am Auf- 
trag und zukünftigen Betrieb eines Natrium-ge- 
kühlten Brutreaktors. 
Eine ganze Reihe von Wegen ermöglichen die 
Gewinnung von Material für Atombomben, 
aber nur wenige werden von Atommächten ge- 
nutzt. UmsomehrAnsprüchean die Funktions- 
weise von Nuklearsprengsätzen gestellt wer- 
den, um so reiner müssen dafür die spaltbaren 
Materialien Uran-235 und Plutonium-239 sein. 
Während Uran-235 aus Uranerzgewonnen und 
abgetrennt werden kann, muß Plutonium-239 
aus einem anderen Uran-Isotop durch Bestrah- 
l u n g ~ .  B. in einem Atomreaktor erst hergestellt 
werden. Gelingen Herstellung und Abtrennung 
nur unvollkommen, ist zwar die Montage einer 
Atombombe durchführbar, doch ist ihr militäri- 
scher Einsatz nur beschränkt möglich. Die 
Sprengkraft solcher Atombomben ist nur sehr 
grob abschätzbar und sie funktionieren über- 
haupt nur miteinersehrausgefeiltenZündtech- 
nik. Zudem erwärmen sich solche Bomben und 
stellen durch ihre radioaktive Strahlung eine 
Gefahr für die damit hantierenden Soldaten 
dar. Die durch radioaktiven Zerfall entstehen- 
den Partikel zerstören in kurzer Zeit die Bom- 

benstruktur und erfordern daher eine regelmä- 
ßige Wartung dersprengsätze. EineAtombom- 
bentechnik, die auf der Verwendung solcher 
nicht vollkommen reiner Materialien beruht, 
schließt den Schritt zur Produktion von Wasser- 
stoffbomben, die eine bedeutend größere 
Sprengkraft besitzen, aus. Sie bilden inzwi- 
schen den Hauptteil der Atomwaffenarsenale 
der Supermächte. Diese Nationen benutzen 
daher nur speziell hergestellte Materialien für 
ihre Atomrüstung. Für die Abtrennung von 
Uran-235 aus einem Gemisch vieler verschie- 

'dener Uranatome wird bisher das Gasdiffu- 
sionsverfahren angewendet. 
Die - auch vom RWE betriebenen - Leicht- 
wasserreaktoren benötigen Urananreiche- 
rungsanlagen, bei denen durch Abtrennung 
von Uran-238 der Anteil von Uran-235 im Gas 
erhöht wird. Aber nureine rund 3prozentigeAn- 
reicherung ist für die Reaktoren notwendig. 
Uber 90 Prozent beträgt die Anreicherung ge- 
wöhnlich für Bomben. Urananreicherungsan- 
lagen können Uran prinzipiell beliebig hoch an- 
reichern. Einziges Problem dabei: um so höher 
die Anreicherung, desto kleiner die Masse des 
angereicherten Materials. Für die Rüstung der 
USA, die beim Bombenbau nur noch wenig auf 
Uran-235 zurückgreift, den Stoff aber für den 
Schiffsantrieb benutzt, stehen eine ganze Rei- 
hevon großen Gasdiffusionsanlagen zurverfü- 
gung, die 1979 allein soviel Strom verbrauch- 
ten, wie die Bundesrepublik in ihren Atomkraft- 
werken produzierte.10 

Das RWE und Wege zum deutsch-eu- 
ropäischen Bombenmaterial 

Das RWE, das bisher bei der Urananreiche- 
rungvorallem auf diezivil-militärischen Kapazi- 
täten der Sowjetunion zurückgriff, schuf sich 
durch die Beteiligung an der Uranit (siehe 
Schaubild „DieAtombeteiligungdes RWE1')di- 
rekten Zugang zur Anreicherungskapazität der 
Urenco.Zusammen mit den Niederländern und 
Briten, die eine solche Anlage auch für militäri- 
sche Zwecke brauchen, wurde die Ultrazentri- 
fugentechnik entwickelt und erprobt. 
Eine weitere in Deutschland entwickelte Uran- 
anreicherungsmethode, das Trenndüsenver- 
fahren, wurde unter großem in- und ausländi- 
schem Protest 1975 in einem ganzen Paket ato- 
marer Anlagen mit Brasilien verhandelt. Kom- 
petente Beobachter behaupten, daßsich Brasi- 
lien damit Material zur Herstellung von Atom- 
sprengkörpern verschaffen wollte. Die techni- 



sche MGglichkeit ist nunmehr gegeben. Die 
ausgehandelten Kontrollmaßnahmen werden 
in weiten Kreisen nicht für ausreichend gehal- 
ten, da Brasilien dem Atomwaffensperrvertrag 
nicht beigetreten ist. Auch an dieser in militäri- 
schem Ruf stehenden Vermarktung von Atom- 
technik ist das RWE über seine Beteiligungen 
dabei. 

Was ist eine Wasserstoffbombe? 
Wasserstoffbomben, im Fachjargon meist 
H-Bomben oder thermonukleare Spreng- 
sätze genannt, bestehen prinzipiell aus 
vier Hauptkomponenten: 
- einer konventionellen chemischen 

Explosivmischung, 
- einer Atombombe als Zünder. 
- einer Fusionsmischung als Energie- 

spender, 
- und einer Hülle, die die Bombenwir- 

kungsart bestimmt. 
Die primitive Spalt- oder Atombombe be- 
steht vor allem aus einer Hohlkugel aus 
Plutonium, dessen Kernspaltung Energie 
liefert, underfolgt, wenn ein Kranz hochex- 
plosiven Sprengstoffgemisches um die 
Hohlkugel zur Explosion gebracht wird. 
Aus physikalischen Gründen, die hier nicht 
erläutert werden sollen, ist es notwendig, 
Beryllium oder Gold sowie Uran einzuar- 
beiten. Die Spaltung von Plutonium und 
UranführtzurFreisetzungvon Energie (pri- 
mär Teilchen und Strahlen), die der 
Schockwelle teilweise vorauseilen und 
durch speziellen Schaumstoff moderiert, 
aus einer kristallartigen Masse von 
Lithium-Deuterid eine Kernverschmel- 
zung von Wasserstoffatomen herbeifüh- 
ren. Auch hier istdie Einarbeitungvon Uran 
wichtig. Diedurch die Kernfusion erzeugte 
Energie kann, durch die Bombenhülle mo- 
deriert, große Explosionen, Neutronenwol- 
ken und andere Effekte auslösen. Für die 
Herstellung solcher Sprengsätze sind ne- 
ben hohem technisch-wissenschaftlichem 
Niveau eine ganze Reihe edler Materialien 
notwendig. Neben speziellem Plutonium 
ist an- und abgereichertes Uran, Beryllium 
(oder Gold), Deuterium (eine besondere 
Form von Wasserstoff), ein hochexplosi- 
ves Gemisch, Schaumstoff und spezielle 
Elektronik notwendig.il 

Uranerz, das Ausgangsmaterial für die Anrei- 
cherung, kann entweder auf dem Weltmarkt er- 
standen oder selbst abgebaut werden. Uran- 
erzlagerstätten befinden sich in NamibiaJSüd- 
afrika, Australien, den USA und Kanada. Alle 
diese Wege Iäßt das RWE von seinen Tochter- 
gesellschaften Nukem, Rheinbraun und über 
die Steag beschreiten. Für die Auffindung der 
Lagerstätten werden jährlich Bundesmittel in 
Millionenhöhe zur Verfügung gestellt. Die Kon- 
zernführung stört sich offensichtlich dabei 
nichtsehran dendem Handelentgegenstehen- 
den Resolutionen der Vereinten Nationen.iZ 
Für die Herstellung von Plutonium gibt es ver- 
schiedene Möglichkeiten. Derteuerste aber er- 
probte Weg ist der Betrieb spezieller Reakto- 
ren,die möglichst mit schwerem Wasser betrie- 
ben werden. Diesen Weg beschreiten die USA. 
In anderen Ländern werden ähnliche Reakto- 
ren auch noch zur Stromerzeugung genutzt, so 
wie es die ersten staatlichen Pläne der Bundes- 
republik auch vorsahen. Das auf diese Art nach 
einer chemischen Aufarbeitung gewonnene 
Plutonium-239 ist so rein, daß für Waffen- 
zwecke sogar eine Vermischung mit anderem 
Plutonium möglich ist. Für diesen Weg reichtei- 
ne relativ kleine „Wiederaufarbeitungsanla- 
ge", wie sie zum Beispiel in Karlsruhe steht, 
aus. Die für diesen Schwenvassenveg notwen- 
digen Techniken wurden in den ersten deut- 
schen Atomprogrammen favorisiert, trafen bei 
den Managern des RWE aber nicht auf Interes- 
se und wurden dann nur unvollständig im staat- 
lichen Bereich errichtet. 

Nachbau der Struktur einer Wasserstoffbombe (Modell Ca. 
Ende der funfziger Jahre, Megatonnen-Bereich) 



Resultat dieser Entwicklung war die Lieferung 
eines entsprechenden Atomreaktors an Argen- 
tinien, dem ähnlich wie Brasilien, der Griff nach 
der Bombe unterstellt wurde. Auch dabei gab 
es internationale Proteste. Wie groß die Beteili- 
gung von RWE-Töchtern tatsächlich war, ist 
nicht sicher zu ermitteln.13 

Ziel und Notwendigkeit: 
Der Schnelle Brüter 

Der dritte Weg zur Herstellung von Plutonium 
wird noch in keinem Land in großem Maßstab 
betrieben. Es ist der Pfad über den Leichtwas- 
serreaktor. Beim Betrieb der in der Bundesre- 
publik überwiegend betriebenen Druck- und 
Siedewasserreaktoren, die mit leichtem, also 
normalem Wasser, betrieben werden, entsteht 
Plutonium, das aber erst aus den Brennele- 
menten chemisch abgetrennt werden muß. Die 
dazu wesentlichen Wiederaufarbeitungsanla- 
gen sind aber bisher nur bedingt betriebsbe- 
reit.14 Außerdem ist das so gebildete 
Plutonium-239 mit anderen Plutonium-lsoto- 
pen stark verunreinigt, sodaß dieses Material 
nur zur Streckung isotopenreinen Plutoniums 
dienen kann. 
In Erprobung ist zurzeit auch hier ein Anreiche- 
rungsverfahren, bei dem waffentaugliches Plu- 
tonium entsteht und das im nächsten Jahrzehnt 
sicherlich anwendungsfähig wird. Erst dann 
führt dieser Weg direkt zur Bombe. 
Das RWE betreibt Leichtwasserreaktoren und 
ist an allen mit der chemischen Abtrennung von 
Plutonium (Wiederaufarbeitung) zusammen- 
hängenden Projekten beteiligt. Zusätzlich er- 
möglicht die Beteiligung an der „United Repro- 
cessors" einen Einblick in die Plutoniumab- 
trennung der Atomwaffenländer Frankreich 
und Großbritannien. 
Militärische Möglichkeiten erhält dieser Weg 
erstdurch den Betriebeinesschnellen Brüters, 
der den vierten Weg zum Plutonium öffnet.I5 
Der Brutreaktor wiederum erhält seine große 
Bedeutung für Militärs erst durch eine funktio- 
nierende Wiederaufarbeitung von Leichtwas- 
serbrennelementen, wie sie unter RWE-Beteili- 
gung projektiert ist. 
Auf diesem Weg wandelt das RWE nun bereits 
schon in der Zusammenarbeit mit dem Atom- 
waffenproduzenten CEA in Frankreich. Neben 
der bereits dargestellten Beteiligung im Wie- 
deraufarbeitungsgeschäft ist das RWE durch 
wirtschaftliche Verflechtung über die Schnell- 
Brüter-Kern kraftwerksgesellschaft SBK an der 

NERSA und durch Stromübernahmeverträge 
am Projekt Super Phenix in Frankreich betei- 
ligt. 
Der ehemalige Forschungsminister von Bülow 
stellte Anfang 1983, wie bereits vor ihm das 
RWE, die Wirtschaftlichkeit des aus französi- 
scher, italienischer und deutscher Zusammen- 
arbeit hervorgegangenen kommerziellen Pro- 
totypseines Schnellen Brüters in Frankreich in- 
frage und fügte anschließend hinzu: „Der Brut- 
reaktorsuperphenixwird zwarvollendet, er hat 
aber für den Kernwaffenstaat Frankreich sei- 
nen eigenen Nutzen. Ein Folgeprojekt dagegen 
müßte wirtschaftlich arbeiten." Im Zusammen- 
hang mit einem bereits 1978 in der Zeitung ,Le 
Monde' nachzulesenen Bericht, in dem der mi- 
litärische Berater der französischen Atomener- 
giekommission,GeneralThiry, zitiert wurde, er- 
hält diese Außerung erschreckende Deutlich- 
keit. Thiry damals: ,,Frankreich ist in der Lage, 
Atomwaffen jeden Typs und jeder Leistung her- 
zustellen. Diese Waffen können, sobald die 
Schnellen Brüterdas dazu notwendige Plutoni- 
um im Uberfluß liefern, mit relativ geringen Ko- 
sten in sehr großen Mengen hergestellt wer- 
den." Eine wissenschaftliche Untersuchung 
von Y. Lenoir und M. Gene.stout kam 1982 zu 
dem Ergebnis, daß der zivile Brutreaktor vor- 
rangig militärische Zielsetzungen erfüllt. We- 
gen ihrer Brisanz wurde diese Studie übrigens 
für den Deutschen Bundestag übersetzt. 
Mit ihren Stromgebühren zahlen die RWE-Kun- 
den nun für eine Anlage, in der aus Leichtwas- 
serreaktoren gewonnenes Plutonium in dage- 
gen zwar kleinere aber militärisch nutzbare 
Mengen umgewandelt wird. Das RWE selbst 
hält hier die wirtschaftlichen Bindungen, wäh- 
rend RWE-Töchter mit der PIutoniumwirtschaft 
beschäftigtsind. Der französische Brüter ist da- 
mit ,zivilitärischl (LenoirlGenestout), indem er 
sowohl große Strommengen als auch große 
Mengen waffentauglichen Materials liefert. 

Atomwaffen durch die ,,friedlicheH Hin- 
tertür 
In Ägypten verfolgten Bundesinstitute und die 
RWE-Tochter Lahmeyer atomare Pläne ganz 
besonderer Art. Die in offiziellen Berichten der 
Internationalen Atomenergieagentur IAEA, der 
TU Darmstadt und der Bundesanstalt für Bo- 
denforschung nachzulesenen Vorgänge kön- 
nenalsVersuchdeutscher Ingenieuregewertet 
werden, Atomsprengköpfe bereits in Friedens- 
zeiten zur Verfügungzu erhalten und Erfahrun- 
gen mit ihren Explosionenzu sammeln. Im Rah- 
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men des Projekts ,Qattara' erhielt die Firma 
Lahmeyer International einen entsprechenden 
Studienauftrag von der ägyptischen Regie- 
rung. Atomexplosionen sollten einen Kanal 
sprengen, um ein Wasserkraftwerk installieren 
zu können. Ein gewisser Herr Bormann von die- 
ser Firma nahm daraufhin an international be- 
setzten Tagungsgesprächen zu friedlichen 
Atomexplosionen teil. Er blieb der zweite deut- 
sche Industrieangestellte, der an solchen, über 
Jahre hinweg durchgeführten Tagungen von 
Atom- und „Möchtegernw-Atommächten teil- 
nahm. Diese Vorgänge wurden unter Billigung 
und Finanzhilfeder Bundesregierung durchge- 
führt. Die fürdieentsprechenden Sprengungen 
berechneten rund 200 Wasserstoffbomben 
hätten, unterirdisch zur Explosion gebracht, in 
vielen Fällen zu radioaktiven Verseuchungen 
geführt und mußten deshalb auch wegen inter- 
nationalem Widerstand aufgegeben werden. 16 

Die deutsche Atombombe - ein Ge- 
dankenspiel - 
Obwohl im Moment kein offengeäußerteslnter- 
essean einer eigenen bundesdeutschen Atom- 
bombenproduktion zu erkennen ist: Wer würde 
denn eigentlich die Fabrikation der Einzelteile 
und die Montage zum Atomsprengkopf über- 
nehmen, wenn gebaut werden würde? 
Im Kriegsfall verfügt die Bundeswehr ausrei- 
chend über amerikanische Sprengköpfe und 
ein offenes Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland am Atomwaffengeschäfi würde 
zu weltweiter Empörung oder Unsicherheit fü h- 
ren. Aber dennoch muß der niögliche Produk- 
tionskomplex im Auge gehalten werden, da ei- 

ne Option für „die Bombe" aufrechterhalten 
wird. Die für den Einsatz notwendigen Waffen- 
trägersysteme werden bereits in Deutschland 
gebaut und geschichtlich bedingte Beschrän- 
kungen bezüglich weitreichender Raketen und 
Flugzeuge wurden vor kurzem aufgehoben. 
Bevor ein Szenario für die Bundesrepublik ent- 
worfen wird, ist ein Blick auf ein wirtschaftlich 
ähnlich strukturiertes Land, die USA, 
sinnvoll.17 Dort sind rund 100.000 Menschen 
mit Entwicklung, Produktion und Wartung des 
Atomsprengkopfarsenals beschäftigt. Inoffi- 
zielle Schätzungen geben dabei eine tägliche 
Herstellungskapazität von 5 bis 10 Wasser- 
stoffbomben an. Das gesamte Lager an ein- 
satzfähigen Atomwaffen beträgt nach verschie- 
denen Schätzungen 25.000 bis30.000Spreng- 
köpfe. Ubertragen aufdie Bundesrepublikwäre 
mit Hilfe der durch den Niedergang ziviler 
Atomtechnik freistellbaren Arbeitskapazität ein 
Arsenal von 2.000 bis 3.000 westdeutschen 
Atomwaffen wartungsfähig. 

Allerdings könnte die anfängliche Produktion 
wahrscheinlich nur einhundert Sprengköpfe 
betragen (grob abgeschätzte Materialbilanz). 
Im Rahmen einer europäischen Atommacht 
könnten sich die Deutschen beteiligen und ei- 
nen etwa dem französischen Beitrag entspre- 
chenden Teil schnell beisteuern. 
In den USA werden etwa 2.000 Einzelteile zu 
rund einhundert Untereinheiten in Fabriken 
großer Konzerne produziert. So wie auch die 
Verarbeitung der Rohstoffe geschieht dies in 
staatseigenen Anlagen unter der Regie renorn- 
mierter Firmen, die für ihre Tätigkeit feste Ge- 
winne einstreichen. Das für die Sprengköpfe 
nötige Grundmaterial -Plutonium, Tritium so- 
wie Deuterium (zwei Wasserstoff-Isotope) - 
wird von Du Pont de Nemours, das hochange- 
reicherte Uran wurde bisvor kurzem von Union 
Carbide hergestellt. Beide multinationalen 
Chemiekonzerne sind weltweite Konkurrenten 
von Bayer, Hoechst und BASF. Die Verarbei- 
tung von Plutonium erfolgt durch Rockwell In- 
ternational, einer Gesellschaft, die am Aufbau 
von lnteratom in Deutschland über Tochterun- 
ternehmen beteiligt war. General Electric, eng 
verbunden mit der Geschichte der Siemens- 
Tochter KWU und einiger RWE-Atommeiler, ist 
ebenfalls beteiligt. 
Überträgt man diese Verhältnisse auf deut- 
schen Boden, dann würden die fachkompeten- 
testen deutschen Firmen die Produktion über- 
nehmen. Der RWE-Konzern spielt dann eine 
Schlüsselrolle. 



Schlüsselrolle für RWE 

Wie bereits dargestellt, hat das RWE im Be- 
reich der Rohstoffversorgung schon heute die 
dominierende Position. Mit Hilfe ihrer Töchter 
Nukem, Rheinbraun und Steag müßte das 
RWE die Rohstoffgewinnung für die bundes- 
deutsche Bombe sichern. Die Rohstoffverar- 
beitung könnte ausschließlich in stark RWE- 
dominierten Unternehmen erfolgen. Das 
Uran-235 müßte von Uranit angereichert wer- 
den. Das Plutonium müßte im Mantel der Brut- 
reaktoren in Frankreich und der BRD erbrütet, 
von der Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 
von Kernbrennstoffen, DWK, chemisch gerei- 
nigt werden. Der fachkompetenteste Material- 
transport könnte nurdurch RWE-Töchterwahr- 
genommen werden.18 

Auch beim Fertigen der Einzelteile, die erst ei- 
nen Atomsprengsatz ausmachen, müßte die 
Bundesrepublik vor allem auf Tochterfirmen 
des RWE zurückgreifen. Die Verarbeitung von 
Plutonium und hochangereichertem Uran ist 
ausschließlich im Bereich der Nukem erprobt. 
Die Firmen Nukem, Alkem und die Reaktor 
Brennelement Union, RBU, müßten daher die 
Produktion der nuklearen Teile der Wasser- 
stoffbombe und auch der allein einsetzbaren 
Atombombe, übernehmen. Die Hohlkugel aus 
Plutonium ist mit einem Reflektor zu überzie- 
hen. Solche Materialien liefert und verarbeitet 
die Degussa zusammen mit der Metallgesell- 
schaft. Zu ihnen liegen enge wirtschaftliche 
Verbindungen mit dem RWE-Bereich vor. Das 
Spaltmaterial zusammenpressende hochex- 
plosive Sprengstoffe werden bereits heute von 
der Firma Dynamit Nobel für andere Anwen- 
dungen hergestellt.19 Die Siemens AG, als 
wahrscheinlich größter Handelspartner des 
RWE im Atombereich, wäre wie geschaffen für 
die Produktion der Sicherungs- und Zündelek- 
tronik. Bei der Produktion der Bombenteile 
könnten Forschungseinrichtungen des For- 
schungsministeriums Berechnungen zu kern- 
physikalischen Problemen und Komponenten- 
anpassungen vornehmen sowie auch für die 
Fortentwicklung der Sprengköpfe sorgen. 
Schwierigkeiten entständen bei den für Was- 
serstoffbomben notwendigen Wasserstoff-lso- 
topen, dem stabilen Deuterium und dem radio- 
aktiven Tritium. 

Die bereits früh im Atomgeschäft tätige 
Hoechst AG, beteiligt an der Entstehung des 
Karlsruher Kernforschungszentrums und der 
Gesellschaft für Wiederaufarbeitung, besitzt 

seit Jahrzehnten lnteresse und Wissen auf den 
Gebieten der Abtrennung von Schwerem Was- 
ser und der Herstellung von Wasserstoffgas. 
Das radioaktive Wasserstoff-Isotop Tritium 
wird bisherfürdiedeutsche Forschung überdie 
Du Pont-Tochter New England Nuclear einge- 
führt. Dafür müßte nun Kapazität in For- 
schungsreaktoren freigestellt oder Material 
aus Frankreich oder Großbritannien benutzt 
werden. Die Einzelteile der Bombe könnten 
ausschließlich durch die Transnuklear. eine 
RWE-Tochter, in ein verbunkertes Endmonta- 
gewerk gebracht werden. Für den Bau einer 
solchen Anlage scheinen Hochtief und Lahme- 
yer, beides Töchter des RWE, besonders ge- 
eignet. Die Lahmeyer-Gruppe könnte nicht nur 
die Pläne. sondern auch die Sicherungsregeln 
erstellen. 
Auch die deutsche Bombenentwicklung wäre 
auf Testexplosionen angewiesen. Wie bereits 
dargelegt, könnten auch sie in ihre Hand gelegt 
werden. Bundesbedienstete nahmen regelmä- 
ßig an vor allem mit Vertretern der Atommächte 
besetzten Konferenzen über Atomexplosionen 
teil. Sie haben sicherlich Ideen für die Testge- 
gend und könnten die wissenschaftliche Beob- 
achtung organisieren. 

Zusammenfassung 

Die Entscheidungen des RWE widerliefen in 
den fünfziger und sechzigerJahren den offiziel- 
len Atomprogrammen und förderten die Ent- 
wicklung eines hochentwickelten Atombrenn- 
stoffkreislaufs mit allen nur denkbaren techni- 
schen Nuklearprojekten. Diese Entwicklung si- 
cherte für die Bundesrepublik eine spätere Op- 
tion auf Atomwaffenproduktion im eigenen Lan- 
de, vielleicht auch als Zulieferer für eine west- 
europäische Verteidigungsmacht. Das RWE 
hat die Finger in allen Ebenen des Brennstoff- 
kreislaufs und die Mitarbeiter der Tochterfir- 
men erlernen den Umgang mit waffenfähigen 
Materialien. Durch seine Beteiligungen im 
Atomgeschäft erhält der Konzern direkte Kon- 
takte zu den Produzenten der Atomsprengköp- 
fe in Ost und West. Diese Annäherung an die 
Bombe durch Anteileignung bei allen entschei- 
denen Atomtechniken führt zu einer Entschei- 
dungsfähigkeit bezüglichder Ubereignungvon 
Bombenwissen an Nationen, die ein diesbe- 
zügliches lnteresse haben. Eine Atomwaffen- 
produktiorrin der Bundesrepublik wäre von ei- 
ner Beteiligung von RWE-Töchern abhängig - 
ohne das RWE wäre eine Entscheidung in die- 
se Richtung nicht umsetzbar. 
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des P OEJE 
Das RWE ist nicht nurdasgrößte EVU, sondern Bilanz' gezogen wird. Es scheint unerläßlich, 
auch der größte Luftverschmutzer in der Bun- sowohl die damit verbundene Unternehmens- 
desrepublik. Angesichts der in den vorherge- strategie zu hinterfragen als auch die Halb- 
henden Kapiteln dargestellten ungeheuren bzw. Falschinformationen und bewußten Weg- 
Konzentration von Macht und Interessenver- lassunclen exemplarisch zu erläutern. 
flechtungen in der Elektrizitätswirtschaft über- 
haupt, stellt sich die Frage, wer die Umweltpoli- 
tik in der BRD letztendlich macht und welche 
Chancen eine ökologisch orientierte Umwelt- 
politik von besorgten Bürgern und Umwelt- 
schützern überhaupt hat. 
Indiesem Kapitel wollen wirdie Emissionen des 
RWE an den zwei Hauptschadstoffen Schwe- 
feldioxid (SO,) und Stickoxiden (N0,)zumAus- 
gangspunkt nehmen, um aufzuzeigen, in wel- 
chem Ausmaß das RWE zur Luftverschmut- 
zung tatsächlich beiträgt. Ferner sollen die An- 
strengungen des Konzerns, die gesetzlichen 
Vorschriften im Umwelt- und Gewässerschutz 
zu erfüllen, erwähnt und seine ,,Umweltschutz- 
organisation" vorgestellt werden. 
Seit Februar 1984 zieren zweiseitige Anzeigen 
des RWE bestimmte bundesdeutsche Gazet- 
ten, in denen in mehreren Folgen ,Umwelt- 

- 
Was vom RWE als „Umweltschutzinvestition" 
bezeichnet und in der Vergangenheit bilanziert 
worden ist, verdient eine nähere Betrachtung. 
Am Beispielder Einflußmöglichkeiten des RWE 
auf die Umweltschutzbehörden und Umweltge- 
setze wird auf Landesebene ermittelt, mit wel- 
chen Instrumenten der Staat gegenwärtig 
Energie- und Umweltpolitik macht und welche 
Potenz in der staatlichen Energie- und Preis- 
aufsicht steckt. 

Da in der Öffentlichkeit sogenannte ,freiwillige1 
Verpflichtungen des RWE, den SO,-Ausstoß 
der Braunkohlenkraftwerke zu senken. als 
„große umweltpolitische Erfolge" gefeiert wur- 
den, sollen diese Vereinbarungen im Zusam- 
menhang mit der im Sommer 1983 erlassenen 
Großfeuerungsanlagenverordnung in ihrer 
Wirkung untersucht werden. 



Emissionen 
des größten 

deutschen 
Luft ver = 

schmutzers 
Im April 1984 stellte die nordrhein-westfälische 
Landesregierung eine Liste der Kraftwerke mit 
mehr als 100 MWe in diesem Bundesland zu- 
sammen, die auch die Gesarntemissionen an 
Schwefeldioxid und Stickoxiden enthält. 
Im Jahre 1981 haben die 53 Großfeuerungsan- 
lagen 850.423 Tonnen SO, und 488.788 Ton- 
nen Stickoxide ausgestoßen. Zum Vergleich: 
Im selben Jahr haben alle Kraftwerke der BRD 
2, l  Mio. Tonnen SO, und etwa 1 Mio. Tonnen 
Stickoxide emittiert. 
Damit steht fest, daß NRW der ,dickste 
Brocken' in der Luftverschmutzung ist: 40% 
des SO, und 50% der Stickoxide stammen von 
Rhein und Ruhr. 
Das RWE pustet aus den Schloten seiner eige- 
nen Kraftwerke jährlich rund 400.000 Tonnen 
S02in die Luft. 
Die in den Emissionserklärungen für 1981 an 
die Behörden weitergeleitetenzahlen liegen al- 

Tab.18 : Die Emissionen der RWE-Kraftwerke 1981 

Kraftwerk Brenn- 
stoff 

lerdings darunter (siehe Tab.18). Das liegt dar- 
an, daß kleinere Betriebskraftwerke der Rhein- 
braun in dieser Tabelle entfallen und die Emis- 
sionen der zwei VAW-eigenen Blöcke in Frim- 
mersdorf nicht als RWE-Emissionen enthalten 
sind. 

Neben diesen vom RWE selbst oder gemein- 
schaftlich betriebenen Kraftwerken bezieht das 
Unternehmen Strom aus Steinkohlenkraftwer- 
ken anderer Stromerzeuger. Der Strombezug 
von VKR, STEAG und VSE ist mit SO2-Emis- 
sionen von rund 280.000 Tonnen pro Jahr ver- 
bunden, die dem RWE zugerechnet werden 
müssen, da es diese Kraftwerksleistung ja be- 
stellt hat. Dasselbe gilt für die Emissionen des 
Erdgaskraftwerkes Meppen, dasvom RWE ge- 
pachtetwird. Hier istaber bereits 1982eineEnt- 
schwefelungsanlage in Betrieb genommen 
worden. 

Wenn man die gesamten Emissionen feststel- 
len will, die das RWE verantwortet, dann muß 
als dritte Teilsumme noch ein kapitalmäßiger 
Anteil an SO,-Emissionen hinzugezählt wer- 
den. Beiden vielfältigen Kapitalverflechtungen 
der EVU, muß ein SO,-Anteil aus dem Ausstoß 
der jeweiligen Beteiligungsgesellschaft errech- 
net werden, sofern dieser nicht schon bei den 
Gemeinschaftskraftwerken oder beim Strom- 
bezug erfaßt worden ist. 
Das RWE ist über eine Tochter an der VEW be- 
teiligt, was einem Anteil von 18.000 Tonnen 
SO, irn Jahr entspricht. 
Fassen wir die Emissionen noch einmal zu- 
sammen: 

Netto- 
Leistung 
MW 

Fortuna 111111 
Frirnrnersdorf 
Go-Werk 
Huckingen 
Karnap 
Neurath 
Niederaußern 
Weisweiler 

Scholven G + H 
Voerde A 
Ensdorf 
Dettingen 

Quelle Drucksache 913353 Landtag NRWv. 6 4 1984 



Die Braunkohlenkraftwerke des Konzerns sto- 
ßen 400.00 Tonnen jährlich aus. Die restlichen 
fossil gefeuerten Kraftwerke mindestens 
20.000 Tonnen. Als Strombezug sind Emissio- 
nen von 280.000 Tonnen und als Kapitalanteil 
weitere 18.000 Tonnen zu verbuchen. Unter 
dem Strich also718.000Tonnenoderein Drittel 
der SO2-Emissionen der Kraftwerke der BRD. 
Bei den Stickoxiden sieht es ähnlich aus. Rund 
180.000 Tonnen stammen aus RWE- 
Kraftwerken, der Strombezug führt zu weiteren 
100.000 t und als Kapitalanteil lassen sich gut 
10.000 t ermitteln, so daß das RWE auch bei 
den Stickoxiden ein Drittel aller Emissionen 
verantwortet. 

Die Umwelt - 
organisation - 

des R W€ 
Auf der Grundlage des Bundesimmissions- 
schutzgesetzes (BlmSchG) sowie des Wasser- 
haushaltsgesetzes haben die Betreiber von In- 
dustrieanlagen Umweltschutzbeauftragte zu 
bestellen. Dabei handelt es sich um Betriebs- 
angehörige, denen die ,,fachkundige Beratung 
der Unternehmensleitung" obliegt. Der Aufbau 
der Umweltschutzorganisation des RWE geht 
aus der Abb. 11 hervor. 
Der RWE-Vorstand bestellt die Immissions- 
schutz- und Gewässerschutzbeauftragten. Die 
Hauptverwaltung koordiniert alle Umwelt- 
schutzaufgaben zentral. Der Umweltschutz- 
ausschuß gibt allen im Umweltschutzbereich 
Tätigen - das waren 1980 etwa 75 RWE- 
Mitarbeiter - mehrmals im Jahr die „Möglich- 
keit (zu)einergegenseitigen Information und ei- 
nem Erfahrungsaustausch". 
Für Emissions- und Immissionsmessungen 
stehen Kraftwerkslabors zur Verfügung. Das 
RWE erfaßt nach eigenen Angaben mit einer 
elektronischen Datenverarbeitung „alle um- 
weltrelevanten Emissionen" aus seinen Kraft- 
werken. Hierdurch soll ein Soll-lst-Vergleich im 
Uberblick „jederzeit möglich" sein. SO, wird 
im Nahbereich der Kraftwerke „seit fast zwan- 
zig Jahren durch einen von der Landesregie- 

Die Luftverschmutzung greift Gebäude und F~guren an 

verantwortet das Waldsterben 

und laßt die Gewässer versauern! 



Abb.11: Organisation des Umweltschutzes im Bereich des RWE 
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Quelle Strom Energie unserer Welt. Ausg. 2 (1983). S. 12 

rung anerkannten Sachverständigen" gemes- 
sen. Da alle Kraftwerke bis auf dasGoldenberg- 
Werk nicht in irn Rahmen des BlmSchG ausge- 
wiesenen Belastungsgebieten liegen, handelt 
essich hierbei um eine ,,freiwillige Immissions- 
messung". Aufgrund dieser Messungen geht 
das RWE davon aus, ,,daß Schwefeldioxid hier 
nicht als Belastungsfaktor angesehen werden 
kann". Alle urnweltrelevanten Meßwerte oder 
Berechnungen aus den einzelnen Kraftwerken 
werden in eine sogenannte Umweltdatei des 
RWE eingespeist. Dazu zählen auch die Ergeb- 

nisse der kontinuierlich arbeitenden Meßgerä- 
te für Staub- und Schwefeldioxid-Emissionen. 
Diese Daten werden monatlich zusamrnenge- 
stellt. Eine kontinuierliche, systematische Im- 
rnissionsmessung durch die zuständigen Be- 
hörden findet nicht statt. 
Bisher hat das.RWEseine ,Umweltdateilder in- 
teressierten Offentlichkeit vorenthalten. Auf- 
grund der „FreiwilligkeitM der Messungen hat 
das RWE die Möglichkeit, die Kontrolle der 
wirklichen Urnweltbeeinträchtigungen durch 
den Krafiwerksbetrieb zu erschweren. 



Die R W€-Anzeigenkampagne 
Y Um welt=Bilanz ' 
Zum Einmaleins der Werbung gehört der Lehr- 
satz,,daß das Ansehen eines Unternehmens in 
der Offentlichkeit von verschiedenen Faktoren 
abhängt. Vonden Aktivitäten auf den jeweiligen 
Märkten, der Qualität der Produkte und von der 
Verhaltensweise im Rahmen der Volkswirt- 
schaft und der Gesellschaft. 
Da es sich beim Hauptprodukt des RWE um 
Strom handelt, dessen ,Qualität1 nicht besser 
und nicht schlechter ist alsdiederanderengro- 
ßen EVU, und weil der Strommarkt gar kein 
Markt ist, sondern bekanntlich ein Versor- 
gungsmonopol, muß sich die Public-Relations- 
Arbeit des RWE auf die Verhaltensweise und 
das Ansehen des Unternehmens in Gesell- 
schaft und Volkswirtschaft konzentrieren. In 
der Vergangenheit hatte RWE noch den Ver- 
such,unternommen, unter dem Motto „Strom 
hilft Olsparen" Erdöldurch Elektrizität zuerset- 
Zen. AberdieStrategiedes RWE, dieRaumhei- 
zung über ihre Kraftwerke mit elektrischen Wär- 
mepumpen und Nachtspeicherheizungen zu 
betreiben, warein halber Reinfall, denn dasGe- 
schäft ist seit Jahren rückläufig. Noch Anfang 
1984 behauptete RWE dann in Anzeigen, daß 
,,wir" unsden wachsenden Anforderungen un- 
serer Zeit stellen und wetterte gleichzeitig ge- 
gen imaginäre „Hemmnisse", die eine „ko- 
stengünstige und sichere Stromversorgung" 
verhindern. 
Offensichtlich unter dem Eindruck einer Mei- 
nungsumfrage, die dem RWE ein negatives 
Image in der Offentlichkeit bescheinigte, rissen 
die Werbestrategen das Ruder herum und or- 
derten in einer Reihe von Zeitungen und Wo- 
chenzejtschriftenzweiseitigeAnzeigen, dieun- 
ter der Uberschrift: „RWE Umwelt-Bilanz 1984 
Teil 1-6" indieGeschichtederWerbung inder 
BRD eingehen werden. 
Zuvor hatte RWE-Vorstandsmitglied Werner 
Rinke die Gesellschafter des Hauptaktionärs 
des RWE - gemeint ist der „Verband kommu- 
naler Aktionäre des RWE, GmbH" (VKA) - in 
ihrer Eigenschaft als Wahlbeamte der kommu- 
naien Verwaltung dazu vergattert, in Zukunft 
keine RWE-Angestellten zu öffentlichen Dis- 
kussionsveranstaltungen oder Sitzungen ein- 
zuladen, da diese Auftritte „erfahrungsgemäß 

. . . oft zu negativen Angriffen auf das RWE in 
Presse, Funk und Fernseh,enW führen würden. 
Schon im Zugeder ersten Olpreiskrise 1973174 
hatte die Mineralölfirma Shell feststellen müs- 
sen, daß durch „übergeordnete Entwicklun- 
gen'' -gemeint war hier der Preisanstieg beim 
01 - Emotionen freigesetzt werden und Vorur- 
teile entstehen, die sich negativ auf das Anse- 
hen eines Unternehmens auswirken. Shell ant- 
wortete auf diese Herausforderung mit einer 
neuen Art von Werbung. Es wurde nicht mehr 
für Produkte oder Dienstleistungen geworben, 
sondern versucht, in der Offentlichkeit ein „Kli- 
mades Vertrauens und der Partnerschaft" her- 
zustellen. Meinungsumfragen erbrachten 
noch 1975, daß bestimmte Bevölkerungsgrup- 
pen ein negatives Vorstellungsbild von der Mi- 
neralölindustrie hatten. DieBotschaftderShell- 
Anzeigen: Shell ist ein sympathisches Unter- 
nehmen, das einen wichtigen Beitrag zur Ener- 
gieversorgung leistet. 
Hieran haben sich die Werbe- und Public- 
Relations-Agenturen offenbar erinnert, als das 
RWE zum Hauptschuldigen für das Waldster- 
ben und Luftverpesten im Megatonnenbereich 
erklärt wurde. 

Unzulässige Halbwahrheiten 
Pro FolgederRWE-Anzeigen kassieren dieZei- 
tungen zwischen 10.000 und 80.000 DM. Bei 
sechs Folgen gewähren die Anzeigenabteilun- 
gen Rabatte. Dennoch hat dieser Versuch, das 
RWE der Offerrtlichkeit als erfolgreichen Um- 
weltschützer zu präsentieren, mehrere Millio- 
nen Mark gekostet. Bisherwurde nicht nur dop- 
pelseitig inder ,Bunten1, der ,ADAC motorwelt', 
dem ,FAZ-rnagazin' und ,Bild der Wissen- 
schaft', sondern auch in Tageszeitungen wie 
der ,Frankfurter Rundschau' und vielen weite- 
ren sogar vierspaltig inseriert. 
Die Anzeigenmasche ist immer nach dem sel- 
ben Muster gestrickt: 
In einem Kernsa!z wird eine einstweilige Be- 
hauptung aufgestellt, die im folgenden in einer 
Reihe von Unterpunkten ,begründet1 wird. 
Dann wird ganz nebenbei eingeflochten, daß 
das RWE beabsichtigt, 8 Mrd. - in Worten acht 



I 1 Milliarden - Deutsche Mark für den Umwelt- I STROMFISCH 
schutz auszugeben. 1 Und am Schluß wird der Leser in distinguierter 

I Form angesprochen: ,,Wenn Sie an iusätzli- 
chen Informationen zum Thema umweltfreund- 
liche Stromerzeugung interessiert sind, so 
schreiben Sie uns bitte. Wir halten umfangrei- 
ches lnformationsmaterial für Sie bereit." Ende 
der Anzeige! 

Inhaltlich sind die in den Anzeigen aufgestell- 
ten Behauptungen oft Halbwahrheiten oder un- 
zulässige Vergleiche. Zum Beispiel wird in der 
Anzeige „Stromfisch oder: Wie munter ist ein 
Fisch im RWE-Abwasser", weder erwähnt, wie 
groß der Wasserverbrauch der Kraftwerke ist, 
noch daß alle RWE-Kraftwerke wegen der feh- 
lenden Möglichkeit, Laufwasserkühlung zu . nutzen, mit Kühltürmen gekühlt werden müs- 
sen, noch daß das in die Flüsse zurückgeleitete 
Wasser um mehr als 10 Grad gegenüber der 
Entnahmetemperatur erhöht worden ist und 

STAUBFREIHEIT und und. 

In Teil 2 ,,Staubfreiheit oder: Wann haben Sie 
zum letzten Mal dunkle Rauchfahnen gese- 
hen?" werden die angeblich so hochwirksa- 
men Elektrofilter der RWE-Kraftwerke ange- 
priesen. Mit keinem Wort wird erwähnt, daßdie- 
se Filter nur Staub, aber keines der anderen Be- 
standteile des Rauchgases ausfiltern können. 
Die Staubabscheidung beträgt zwar über 99%, 
die entweichenden Feinstäube wirken sich je- 
doch fatal aus. 
SO„ Stickoxide usw., werden ebenfalls durch 
die Filter nicht zurückgehalten. Vom sogenann- 
ten ,Rußblasenl -die Kraftwerke blasen regel- 
mäßig, und das ist auch gesetzlich zulässig, 
den Ruß bei abgeschalteten Filtern aus dem 
Schornstein - keine Zeile. Die RWE-Mraft- 
werksdirektionen sind jedoch nicht so dumm, 
am hellichten Tag Ruß abzublasen. 

Ähnliche Anmerkungen und Richtigstellungen 
lassen sich bei jeder der sechs Folgen anbrin- 
gen. Um diesen Abschnitt nicht über Gebühr 
auszuweiten, soll abschließend nur noch auf ei- 
nen besonders unredlichen Argumentations- 
trick verwiesen werden, der in Teil 3 der Anzei- 
genfolge auftaucht: Das RWE behauptet hier, 
die Hälfte der SO,-Belastung käme aus dern 
Ausland, rund 30% aus verschiedenen inländi- 
schen Quellen und nur 20% aus allen deut- 
schen Kraftwerken. Im nächsten Abschnitt wird 

CHEMIESTUNDE dann die beabsichtigte Verminderung des 
SO,-Ausstoßes - 75 O/o - der RWE-Kraftwer- 

- . ke gefeiert. 



Hier wird ganz bewußt der Unterschied zwi- 
schen A U S S ~ O ~  und Einwirkuna (=  Belastuna) ?.La Die 
verwischt, so daß der  ind druck entsteht, die 
deutschen Kraftwerke stoßen nur 20% vom 
SO, aus und nicht über 60%, was nun einmal 
nach Adam Riese2,l von 3,2 Mio. t sind. Dabei 
dürfteesden Werbestrategen der EssenerZen- 
trale doch klar sein, daß ,Otto Normalverbrau- 
cher' und ,Lieschen Müller' den Unterschied 
zwischen Emission und Immission nicht ken- 
nen und erst recht nicht die Spitzfindigkeit be- 
sitzen, zu erkennen, daß die Bundesrepublik 
genausoviel SO, in andere Länder,exportiert', 
wie sie vom Ausland ,importiert'. Uber die ho- 
hen Schornsteine blasen die größten Ver- 
schmutzer ihre Schadstoffeso hoch in die Luft, 
daß ,nur' noch 20% davon auf westdeutschem 
Territorium niedergehen. Der Dreck löst sich 
aber leider nicht auf, sondern geht anderswo 
als Saurer Regen oder schweflige Säure nie- 
der. Die Kraftwerksbetreiber kommen von ih- 
rem jährlichen SO,-Ausstoß von 2,l Mio. Ton- 
nen vorerst nicht herunter und davon verant- 
wortet das RWE ein Drittel. 

Aus den Geschäftsberichten des RWE geht 
hervor, daß das Unternehmen von 1961 bis 
1982 insgesamt rund 550 Mio. DM für Umwelt- 
schutzmaßnahmen investiert hat (siehe Tab. 
19). Schon vor lnkrafttreten des Bundesimmis- 
sionsschutzgesetzes und des Wasserhaus- 
haltsgesetzes habe das RWE „die Zeichen der 
Zeit in Bezug auf Umweltschutz erkannt", wie 
es in einer Selbstdarstellung heißt. 
Zunächst sind Umweltschutzmaßnahmen pa- 
rallel zur technischen Entwicklung der Kraft- 
werksanlagen verlaufen. Dabei ging es um den 
Einbau von „weiteren Rauchgasentstau- 
bungsanlagen", die erstmals im Geschäftsbe- 
richt 1961162erwähnt, in der Höhe jedoch nicht 
beziffert sind. 

Tab.19; Umweltschutzinvestitionen der RWE AG seit 1961 in Mio. DM 

Umweltschutz- Sonderabschrei- Investitionen für 
Jahr investitionen bungen für USI Sachanlagen USI 010 Kraftwerke USI 

k Z heißt daß Investitionen oder Sonderabschreibungen getatigt wurden irn Geschaftsbericht aber nicht quantifiziert worden sind 

Quelle: Geschaftsberichte RWE 



Im Geschäftsbericht 1962163findetsichfolgen- 
de Erläuterung dieser Maßnahmen: ,,Die Kraft- 
werke Essen-Karnap, Frimmersdorf, Golden- 
berg-Werk und Weisweilerwurden mitweiteren 
Rauchgasentstaubungsanlagen zur Reiner- 
haltung der Luft ausgerüstet. Unabhängig da- 
von, daß in neu erstellten Kraftwerkenvon vorn- 
herein hierfür entsprechende Anlagen nach 
dem heutigen Stand der Technik vorgesehen 
wurden, haben wir in den Geschäftsjahren 
1960161 bis 1962163 in den bereits vorhande- 
nen Kraftwerken verbesserte Rauchgasent- 
staubungsanlagen zur Reinerhaltung der Luft 
mit einem Gesamtaufwand von rund DM 
27.500.000 eingebaut". 
Im Verhältnis zu den Gesamtinvestitionen für 
Sachanlagen betrug der Anteil dieser Umwelt- 
schutzinvestitionen 1,8%, und gemessen an 
den lnvestitionenfürKraftwerke5,8%(vgl.Tab. 
19). Staatliche ökonomische Anreize für den 
Einbau von Anlagen zur Reinerhaltung der Luft 
und des Wassers gab es erst ab Mitte der sech- 
ziger Jahre. Das RWE hat erstmals im Ge- 
schäftsjahr 1965166 Sonderabschreibungen 
für Umweltschutzinvestitionen vorgenommen, 
und zwar in Höhe von 123 Mio. DM. In dieSem 
Geschäftsjahr erreichte das Unternehmen mit 
25 Mio. DM Umweltschutzinvestitionen - so- 
wohl absolut als auch gemessen an den Sach- 
anlageninvestitionen bzw. Investitionen für 
Kraftwerke -den relativ höchsten Stand in den 
sechziger Jahren. 
Zwischen 1974 und 1976istein weiterer Investi- 
tionsschub für Umweltschutzmaßnahmen fest- 
stellbar. Er ist teilweise als Reaktion auf die An- 
forderungen der TA-Luft von 1974 für Kraftwer- 
ke zu werten. Ab 1974 kann jedoch auch die 
Schere zwischen Investitionsplanung und rea- 
lisierten lnvestitionendazu beigetragen haben, 
daß das RWE verstärkt Umweltschutzinvesti- 
tionen tätigte, dasonst noch größere Rückstän- 
de gegenüber dem Investitionsplan eingetre- 
ten wären. 

Tendenz steigend 
Der Anteil der lnvestitionen für Umweltschutz- 
anlagen ist in den Investitionsplänen nicht aus- 
gewiesen. Er Iäßt sich für die Vergangenheit je- 
doch aus den Geschäftsberichten grob ermit- 
teln, weil Umweltschutzinvestitionen, die nach 
5 7b Einkommensteuergesetz steuerbegün- 
stigt sind, in den Erläuterungen beziffert wer- 
den. Der Anteil dieser lnvestitionen liegt, ge- 
messen an den Investitionen für Sachanlagen, 
in der AG seit dem Geschäftsjahr 1979180 über 

dem Durchschnitt der letzten zwölf Jahre und 
weist eine stark steigende Tendenz auf. Be- 
trachtet mandie Umweltschutzinvestitionen im 
Verhältnis zu den lnvestitionen für Kraftwerke, 
auf die derGroßteil der Umweltschutzinvestitio- 
nen jaentfällt, so ist sogar ein Sprung auf das3- 
bis 5fache über dem Durchschnitt feststellbar. 
Diese Entwicklung und die bereits bekannt ge- 
wordenen Zahlen für neue Umweltschutzinve- 
stitionen lassen darauf schließen, daß diese in 
den kommenden Jahren für die Investitionsplä- 
ne und Vorhaben des RWE eine zunehmend 
wichtigere Rolle spielen werden. Dabei ist mit 
Sicherheit von einem steigenden Anteil der 
Umweltschutzinvestitionen, gemessen an den 
Sachanlageinvestitionen insgesamt und den 
Kraftwerksinvestitionen, auszugehen. Denn al- 
lein die Nachrüstung mit Entschwefelungsan- 
lagen mit veranschlagten Kosten von 3 Mrd. 
DM ist etwadas 6facheder gesamten Investitio- 
nen für Umweltschutzmaßnahmen des RWE in 
den letzten zwanzig Jahren. 
Das RWE hat nach eigenen Angaben von 1975 
bis 1980 nuretwa30 Mio. DM für ,,Nachrüstun- 
gen für den Umweltschutz in konventionellen 
Kraftwerken ausgegeben". Die Betriebsaus- 
gaben für Umweltschutzanlagen werden für 
diesenzeitraum mit rund 100 Mio. DM angege- 
ben. Die Nachrüstung bestehender Kraftwerke 
beinhalteteverbesserte Elektrofilter, mit einem 
Staubabscheidegrad von 99,8%. 
Uber die Kosten der Urnweltschutzinvestitio- 
nen sind fürdie verschiedenen Kraftwerkstech- 
nologien unterschiedliche Angaben feststell- 
bar: So wurde Anfang 1983 der Anteil der Um- 
weltschutzaufwendungen ohne Kosten für das 
Trockenadditivverfahren auf ca. 15% - ca. 50 
Mio. DM -der gesamten Anlagekosten für ei- 
nen 600 MW-Braunkohlenblock angegeben. 
Ende 1983 bezifferte das RWE die Baukosten 
fü! einen neuen 600-MW-Block dann auf 1,25 
Mrd. DM, worin 370 Mio. DM für Umweltschutz- 
investitionen enthalten sein sollen. 
Tab. 20 verdeutlicht die Kosten verschiedener 
Umweltschutzanlagen. 
Meßstellen und -geräte für Rauchgastempera- 
turen und Emissionen an Staub, SO, und NO, 
wie auch der Aufbau und Betrieb des freiwilli- 
gen Immissionsmeßnetzes werden ebenfalls 
unter Umweltschutz verbucht. 
Für Gewässerschutz und Abfallbeseitigung lie- 
gen vom RWE keine Kosteninformationen vor. 
Die Bepflanzung der näheren Kraftwerksumge- 
bung dient einerseits dem Umweltschutz und 
andererseits zur Milderung der „Wirkung des 



Tab.: 20 Kosten für Umweltschutzanlagen, 1982 

Luitreinhaltung 
Demonstrationsanlage 
TAV-Neurath 30.0 Mio. DM 
Erdgasentschwefelungs- 
anlage Meppen 23.0 Mio. DM 
Naturzugkühlturm 20.0 Mio. DM 
Elektrofilter 50.0 Mio. DM 
Kamin (je nach Höhe) 

Lärrnbekärnpfung 
Schallisolierende Außenwände 
(18 cm Durisol) ca. 4,O Mio. DM pro Maschine 
Schalldämpfer in Kaminen 0.8 Mio. DM pro Kamin 
Schalldämpfer in 
Dampfausblaseleitungen 0.12 Mio.DM pro Leitung 
Kapselung von 
Großtransformatoren 0.7 Mio. DM pro Trafo 
Erdwälle um Kühltürme keine Angabe 

Quelle: eigene Errninlungen 

Kraftwerks als landschaftsfremdes Element". 
Die Bepflanzung im Kraftwerk Neurath hat ins- 
gesamt 10 Mio. DM gekostet. Der Architekt hat 
die Maßnahme wie folgt begründet: „Um den 
Lärmpegel an den Kühltürmen zu reduzieren, 
wird der die Kühler umgebende Erdwall mit 
Bäumen und Sträuchern besetzt, um so eine 
geschlossene natürliche Abschirmwand zu bil- 
den. Eine artenreiche, standortgerechte Pflan- 
zenauswahl, die zu einem großen Teil aus im- 
mergrünen und halbimmergrünen Arten und 
Sorten besteht, unterstützt den Samenschutz, 
verbessert den Vogelschutz und die Bienener- 
nährung und bildet insbesondere die Integrie- 
rung der Anlage in das rheinische Landschafts- 
bild". Das ist soskurril gedacht, daßjedem Um- 
weltschützer das Lachen vergeht. 
Der weitaus stärkste Schub an Umweltschutz- 
investitionen - insbesondere gemessen am 
Anteil an den Investitionen für Kraftwerke- be- 
gann im Geschäftsjahr 1979180. Dabei darf der 
Beitrag des im August 1980 geänderten Ein- 
kornrnensteuergesetzes nicht außer Acht ge- 
lassen werden. Seit 1975 bestand die Möglich- 
keit, dem Umweltschutz dienende Investitio- 
nen nach 97b Einkommensteuergesetz erhöht 
abzuschreiben. 
Seitdem kann das RWE Urnweltschutzinvesti- 
tonen mit 60% im ersten Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung und mit jeweils 10% in den fol- 
genden vierJahren erhöht abschreiben. Die im 
Jahre 1980 vorgenommene Ergänzung bedeu- 

Die installierte TAV-Entscnwefelungsanlage im Kraftwerk 
Neurath entspricht nicht mehr dem „Stand der Technik" 
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tet, daß eine Investition mit einem Umwelt- 
schutzanteiIvon70~/0 als Umweltschutzinvesti- 
tion gilt, und daßzusätzlich Maßnahmen des in- 
nerbetrieblichen Umweltschutzes gefördert 
werden können. 
Der Anstieg der Umweltschutzinvestitionen 
beim RWE kann demzufolge einerseits durch 
die erweiterte Definition dieser Investitionen 
bedingt sein, aber auch durch den Kostenan- 
stieg von Umweltschutzmaßnahmen in den 
letzten Jahren. Die Kostenschätzungen für 
Umweltschutzanlagen durch das RWE geben 
einen Hinweis auf die stark ansteigende Ten- 
denz. So wurden 1980 die Kosten für die 
TAV-Demonstrationsanlage zur Entschwefe- 
lung im Kraftwerk Neurath mit fünf bisacht Mio. 
DM angegeben. Anfang 1983, als die Anlage 
den Betrieb aufgenommen hatte, standen die 
tatsächlichen Kosten mit 30 Mio. DM fest. Ein 
Teil dieser Kostensteigerung ist aber auch dar- 
auf zurückzuführen, daß die Demonstrations- 
anlage wesentlich aufwendiger gebaut wurde, 
als es ursprünglich geplant war. 
Seit Verabschiedung der GFAVO ist für Um- 
weltschutzinvestitionen eine regelrechte Ko- 
stenexplosion festzustellen. Nach der ersten 
Vereinbarung zwischen dem RWE und dem 
NRW-Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales (MAGS) vom Sommer 1982 sollte die 
gesamte Rauchgasentschwefelung mit TAV 
ein lnvestitionsvolumen von etwa 100 Mio. DM 
und jährliche Betriebskosten von 50 Mio. DM 
haben. Ein Jahr später, im Sommer 1983, wur- 
den die Kosten für lediglich einen 600 MW- 

Braunkohlenblock mitTAV bereits mit 20 bis60 
Mio. DM veranschlagt. Je nach technischer 
Ausgestaltung können die Kosten inzwischen 
sogar 80 Mio. DM je 600 MW-Block betragen, 
wobei jährliche Betriebskosten von Ca. 10 Mio. 
DMfürdie Kalkbeschaffung hinzukommen. Die 
Kosten für die Naßentschwefelung von einem 
600 MW-Block schätzt das RWE auf 150 Mio. 
DM. 

~ i h f ! u ~  auf 

behörden und 

In Nordrhein-Westfalen obliegt der Umwelt- 
schutz auf der Zentralstufe der staatlichen Ver- 
waltung im wesentlichen drei Ministerien: 
- demMinisteriumfürArbeit,Gesundheitund 

Soziales (MAGS), 
- dem Ministerium für Ernährung, Landwirt- 

schaft und Forsten und 
- dem Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand 

und Verkehr. 
Die Ressortzuständigkeit für die Umwelt- 
schutzkoordination und fachübergreifende An- 



gelegenheiten liegt beim MAGS und beim 
Landwirtschaftsministerium, während bei der 
Luftreinhaltung außer dem MAGS noch das 
Wirtschaftsministeriumzuständig ist. Daneben 
gibt es auf diesem Gebiet als zentrale Einrich- 
tungdes Landes noch dieLandesanstalt für Im- 
missionsschutz (LIS), die in den Zuständig- 
keitsbereich des MAGS fällt. 

Das Wirtschaftsministerium ist für die Preis- 
und für die Energieaufsicht zuständig. Für die 
Prüfung von Energievorhaben durch die Ener- 
gieaufsicht ist das Energiewirtschaftsgesetz 
vom Dezember 1935 die heute noch gültige 
Rechtsgrundlage. Danach sind Energieversor- 
gungsunternehmen verpflichtet, vor dem Bau, 
der Erneueruna. der Erweiteruna oder der Stil- 
legung von ~ n e r ~ i e a n l a ~ e n  ~ n z ' e i ~ e  zu erstat- 
ten. DieEneraieaufsichtsbehÖrde kann. ..wenn 
es das ~em&nwohl erfordert", das angezeigte 
Vorhaben beanstanden bzw. untersagen. Da- 
mit hat die Energieaufsicht zwar ein Beanstan- 
dungs- und Untersagungsrecht, aber kaum die 
Möglichkkeit, eine aktive Energiepolitik zu 
betreiben. 

Die Energieaufsichtkann nurindirektdurch Un- 
tersagung von bestimmten Vorhaben auf die 
Realisierung von energiepolitischen Zielen wie 
Wärmekraftkopplung, rationelle Energiever- 
wendung oder umweltschonender Betrieb der 
Kraftwerke hinwirken. Einen gewissen Einfluß 
auf die Gestaltung der Energiepolitik hat die 
Energieaufsicht dadurch, daß der Freigabebe- 
scheid für angezeigte Vorhaben mit Auflagen, 

Bedingungen und Befristungen versehen wer- 
den kann. 
Die „Erfordernisse des Gemeinwohls" als 
maßgebliches Beurteilungskriterium werden 
bisher rein formal als bloßes Interesse der All- 
gemeinheit an einer ausreichenden, preiswür- 
digen und sicheren Energieversorgung be- 
trachtet. InZukunft müssen jedochenergiepoli- 
tische Programme und Ziele des Umweltschut- 
zes, die über die unmittelbare Zweckbestim- 
mung des Energiewirischaftsgesetzes hinaus- 
gehen, massiv und nachhaltig in die Diskussion 
gebracht werden. 

Preisaufsicht greift zu kurz 

Die Preisaufsicht des Wirtschaftsministeriums 
betrifft die ,Allgemeinen Tarife für Elektrizität' 
und die ,Musterverträge für Sondervertrags- 
kunden'. Bekanntlich sind die Stromkunden 
nach verschiedenen Abnehmergruppen - 
Haushalte, Industrie, Großindustrie - einge- 
teilt. Unter die ,Allgemeinen Tarife' fallen die 
Strompreisefür Haushalte, Landwirtschaft und 
Kleingewerbe. Industrielle Abnehmer und Wei- 
terverteilervon Strom sind sogenannte Sonder- 
vertragskunden, die mit dem EVU nach einem 
Mustervertrag individuelle Verträge abschlie- 
ßen. 
Erhöhungen der ,Allgemeinen Tarife' sind der 
staatlichen Preisaufsicht anzuzeigen. Das 
RWE beantragt Strompreiserhöhungen beim 
Wirtschaftsministerium von Nordrhein-West- 
falen. Dazu mußes nachweisen, ,,daß eine ent- 



sprechende Verbesserung seiner Erlöse in An- 
betracht seiner gesamten Kosten- und Erlösla- 
ge bei elektrizitätswirtschaftlich rationeller Be- 
triebsführung" erforderlich ist. Der Bescheid 
gilt auch für RWE-Kunden in anderen Bundes- 
ländern. Da das RWE nur 10% seines Stroms 
an Tarifkunden verkauft, hat der Sonderver- 
tragsbereich ausschlaggebende Bedeutung. 
Aber nur die Musterverträge für Sonderver- 
tragskunden unterliegen der preisrechtlichen 
Genehmigung durch das Wirtschaftsministeri- 
um, nichtdie konkrete Preisgestaltung. Deswe- 
gen kann die Preisaufsicht den größten Teil der 
Strompreise und Erlöse nicht prüfen. 
In seiner Eigenschaft als Landeskartellbehörde 
beaufsichtigt das Wirtschaftsministerium au- 
ßerdem den Sonderabnehmerbereich. Das 
RWE ist eines von zwei Verbundunternehmen 
in Nordrhein-Westfalen und verkauft fünfmal 
soviel Strom wie das andere, Vereinigte Elektri- 
zitätswerke Westfalen AG (VEW). In Nordrhein- 
Westfalen gibt es insgesamt 128 stromversor- 
gende Unternehmen, BetriebeoderGenossen- 
schaften in der öffentlichen Stromversorgung, 
von denen ein Teil RWE-Beteiligungs- oder 
RWE-Konzernunternehmen sind. 
Kartellrechtlicher Prüfungsmaßstab hinsicht- 
lich der Strompreisgestaltung der EVU sind die 
Mißbrauchsbestimmungen des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen. Mit der No- 
vellierung der ,Bundestarifordnung Elektrizität' 
vom April 1980 ist eine Annäherung der Prü- 
fungsmaßstäbe für Kartell- und Preisaufsicht 
herbeigeführt worden, „da die Preisaufsicht 
nunmehr die Strompreise für den Tarifabneh- 
merbereich anhand der gesamten Kosten- und 
Erlöslage des EVU zu genehmigen hat". 

Konkurrenzlos billig 

Die Spitzenposition des RWE in Nordrhein- 
Westfalen und der gesamten Bundesrepublik 
drückt sich auch in niedrigen Strompreisen 
aus. Beim Vergleich der d'urchschnittlichen 
Strompreise des RWE gegenüber anderen 
EVU liegtes bei Sonderabnehmern am günstig- 
sten und bei Haushaltskunden an zweiterstelle 
(siehe Kap. 4.4). 

Im ,Energiebericht NRW' sind die Strom-Son- 
derabnehmerpreise von RWE und VEW vergli- 
chen. Wenn man die Stromkostendifferenz auf 
die Bruttoproduktionswerte von ausgewählten 
Wirtschaftszweigen bezieht, tritt ein Bela- 
stungssunterschied von 0,3 bis 1,4% zu Un- 
gunsten von VEW auf. Auch bei den privaten 

Haushalten ergibt der Vergleich zwischen den 
Strompreisen beider EVU, daßder VEW-Kunde 
mit einem Verbrauch von 3.000 kWhla insge- 
samt 60 DM oder 10% mehr zahlen muß als der 
RWE-Kunde. Investitionen für Umweltschutz- 
maßnahmen, wie sie das RWE jetzt aufgrund 
der Anforderungen der GFAVO verstärkt 
durchzuführen hat, dürften dennoch bei der 
vergleichsweise günstigen Kosten- und Erlös- 
situation nicht dazu führen, daß das RWE 
Strompreise fordert, die über denen der ande- 
ren EVU liegen. 

Da der Immissionsschutz aus dem Gewerbe- 
schutz entstanden ist, liegt auch in Nordrhein- 
Westfalen für diesen Bereich die Zuständigkeit 
beim MAGS. Als Genehmigungsbehörde nach 
BImSchG istdasMAGSfürdieGenehmigungs- 
verfahren für Neuanlagen zuständig. In 
Nordrhein-Westfalen ist nach den „Verwal- 
tungsvorschriften zum Genehmigungsverfah- 
ren nach dem Bundes-lmmissionsschutzge- 
setz" ausdrücklich vorgesehen, daß „Vorver- 
handlungen" oder „Vorbesprechungen" ge- 
führt werden. „Der Inhalt der Vorverhandlun- 
gen reicht von einer bloßen Erkundigung des 
Betreibers über die beizubringenden Unterla- 
gen und auszufüllenden Antragsformulare bis 
hin zu einer detaillierten Besprechung aller we- 
sentlichen Genehmigungsvoraussetzungen". 

Das eigentliche Genehmigungsverfahren wird 
vom Sachverständigenratfür Umweltfragen als 
eine Art „notarielle Beurkundung" der voraus- 
gegangenen Entscheidungen, die Behörde 
und Emittent gefällt haben, bezeichnet. Damit 
ist die Positionvon anderen Beteiligten, die erst 
während der Auslegungsfrist, nach Eröffnung 
des eigentlichen Genehmigungsverfahrens, 
förmliche Einwendungen erheben können, be- 
trächtlich geschwächt. Von einer echten Parti- 
zipation dieser eigentlich Betroffenen kann 
dann nicht mehr die Rede sein. 

Der Klüngel entscheidet 

Der Aufgabenbereich, bei dem nach verschie- 
denen Untersuchungen,das größte „Vollzugs- 
defizit" besteht, ist die Uberwachungstätigkeit 
im Immissionsschutz. Dabei ist Nordrhein- 
Westfalen mit übertausend Gewerbeaufsichts- 
beamten im Vergleich zu anderen Bundeslän- 
dern noch sehr gut ausgestattet. Die Wirksam- 
keit von Uberwachungsmaßnahmen hängt je- 
doch nicht ausschließlich vom Personalstand 
und der technischen Ausstattung ab. Bürger- 
beschwerden, die sich auf konkrete Fälle bezie- 



Die großtechnische Braunkohienverstromung machte d ~ e  RWE 

hen, sind nachweislich derwichtigste Anlaßzur 
Durchführung von Kontrollmaßnahmen. 
Fünf der sechs Braunkohlenkraftwerke des 
RWE liegen jedoch außerhalb der nordrhein- 
westfälischen Belastungsgebiete, so daß hier 
von staatlicher Seite weder kontinuierliche 
Emissions- noch Immissionsmessungen vor- 
genommen werden. Durch die „freiwilligen 
Messungen" des RWE ist dem Betreiber zu- 
dem die Möglichkeit eingeräumt, die Kontrolle 
der tatsächlichen Umweltein,wirkungen des 
Kraftwerksbetriebs durch die Offentlichkeit zu 
erschweren. 
Als dasschwierigste und am dringlichstenzu Iö- 
sende Problem im Immissionsschutz gilt die 
Verminderung der Emissionen, die von nicht 
dem ,,Stand der Technik" entsprechenden Alt- 
anlagen ausgehen. Die Durchführung von Sa- 
nierungsmaßnahrnen ist deshalb so schwierig, 

-Stronipreise bis heute konkurrenzlos billig 

weil die Position der Immissionsschutzbehör- 
den bei Verbesserungsforderungen hier noch 
schwächer ist als bei Neugenehmigungen. 
Während das RWE bei Neuanlagen mit einer 
Ablehnungder Behörde rechnen muß, wenn es 
nicht auf die Immissionsschutzforderungen ak- 
tiv reagiert, kann es sich bei Sanierungsanfor- 
derungen für bestehende Anlagen defensiv 
verhalten, daes ihm in erster Linie darum geht, 
betriebswirtschaftlich betrachtet günstige Pro- 
duktionsbedingungen solange wie möglich zu 
erhalten. Die mangelnde Handlungsbereit- 
schaft des RWE hinsichtlich der Altanlagen ist 
wegen der schwachen Position der Behörden 
nur durch zusätzlichen Druck anderer umwelt- 
politischer Akteure - wie Bürgerinitiativen 
oder Umweltverbände -aufzuheben. 
Sehr problematische Auswirkungen auf einen 
effektiven Vollzug hat auch die schwierige Er- 



fassung aller relevanten Basisdaten von sanie- 
rcirigsbedürftigen Anlagen. Auch nach Erken- 
nen eines verbesserungswürdigen Zustandes 
duich die Umweltbehörcien kann sich das RWE 
2.u: entweder kostenmäßig oder technisch be- 
dingte Schwierigkeiten berufen. Diese Aussa- 
gen sind von den Behörden - aber erst recht 
von dei  kritischen Offentlichkeit - nur sehr 
srhvuer auf ihreStichhaltigkeit zu prüfen. 
Die zuständige Behörde hat weiterhin die Mög- 
lichkeit, durch den Erlaß einer sogenannten 
nachträglichen Anordnung, ein gesetzlich ge- 
reaeltes Instrument zur Sanierung von Altanla- 
geil einzusetzen. Damit können alte Auflagsn 
ergänzt und dem Stand der Technik angepaßt 
werden. Eine Befragung von Umweltschutzbe- 
hörden hat jedoch ergeben, daßdiese Möglich- 
keit selten genutzt wird, daß sich dagegen die 
Absprache zwischen Behörde und Betreiber 
als „insgesamtwichtigstes-jedoch im Gesetz 
nicht vorgesehenes Instrument" herausstellte, 
das auch am häufigsten angewandt wird. Von 
der rechtlichen Möglichkeit der nachträglichen 
Anwendung wird auch deshalb kaum Ge- 
brauch gemacht, weil es dem Betreiber hier 
möglich ist, alle Rechtsmittel auszuschöpfen. 
Damit Iäßt sich die Verwirklichung von Sanie- 
rungsmaßnahmen um Jahre hinauszögern. 

Die am 1. Juli 1983 in Kraftgetretene Großfeue- 
rungsanlagenverordnung (GFAVO) ist die bis- 
lang wichtigste, wenn auch immer noch längst 
nicht ausreichende Maßnahme zur Erreichung 
eines umweitschonenden Energieeinsatzes in 
der Gruppe der SO2-Hauptemittenten. Die 
GFAVO begrenzt für Neuanlagen über 300 
MW„ (das sind bei modernen Kraftwerken et- 
wa 100 MW, die SO,-Emissionen auf 400 
mglm'. Altanlagen - das sind alle Kraftwerke 
in Betrieb, im Bau oder für die bereits eine Ge- 
nehmigung vorliegt - sind entweder bis zum 
1. 7. 1988 entsprechend der Neuanlagenan- 
forderung zu entschwefeln (für Braunkohlen- 
kraftwerke sind jedoch 650 mg/ml als Ausnah- 
meregelung zulässig) oder dürfen bis zum 
1. 4. 1993 bis zu30.000Stunden lang mit Maxi- 

malemissionen von 2.500 bzw. 3.200 mg 
SC,lm3 bei Ballastkohlenkraftwerken in Vollast 
betriebenwerden. EinTeillastbetrieb. der furäl- 
tere Anlagen die Regel ist. erhöht die Restnut- 
zungsdauer entsprechend. 

1. Vereinbarung 

Bereits im Juli 1982 -ein Jahr\lorVerabschie- 
dung der GFAVO - kam eine Vereinbarung zwi- 
schen dem RWE und dem Ministerium für Ar- 
beit, Gesundheit und Soziales zustande, wo- 
nach die SO2-Emissionen der RWE-Braunkoh- 
lenkraftwerke umetwa60.000 tla reduziert wer- 
den sollen, indem bis 1987 schrittweise alle grö- 
ßeren Kraftwerksblöcke im Braunkohlenbe- 
reich nachträglich mit Entschwefelungsanla- 
gen ausgerüstet und ältere Blöcke bzw. Kraft- 
werke durch neue, umweltschonendere Anla- 
gen ersetzt werden sollteri. 
Die später in Kraft getretene GFAVO berührte 
jedoch diese Vereinbarung in verschiedener 
Hinsicht. Sie räumtedem RWE nicht nur einen 
längeren Zeitraum für Umrüstungsmaßnah- 
men ein. sondern gestattete auch für Braun- 
kohlenkraftwerke höhere SO,-Emissionen als 
für Steinkohlenkraftwerke. Andererseits gelten 
die Anforderungen der GFAVO jedoch für alle 
RWE-Braunkohlenblöcke, also auch für jene, 
diedurch dieersteVereinbarung vom Juli 1982 
ausgeklammert worden waren. Somi: waren 
auch die älteren und kleineren Braunkohlen- 
kraftwerksblöcke des RWE durch die im Bun- 
desrat erfolgten Verschärfungen der GFAVO 
betroffen: d. h. sie müssen innerhalb von fünf 
Jahren mit Entschwefelungsanlagen nachge- 
rüstet oder bis 1993 stillgelegt werden. 
Hierdurch hatte sich die ursprüngliche Ver- 
tragsgrundlage für das RWE in ungünstiger 
Weise geändert. Es war jedoch nicht nur der 
umweltpolitischeVorstoßdes Bundesrates, der 
das RWE mit den Inhalten der ersten, von der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung be- 
reits als großen umweltpolitischen Erfolg gefei- 
erten Vereinbarung ,unzufrieden' machte: 
Auch die weiterhin stagnierende Strornnach- 
frage trug dazu bei, daß die Bauprojekte vom 
RWE nicht so rasch benötigt wurden, wie 1982 
vereinbart worden war. Schließlich war auf dem 
Gebiet der Entschwefelung von Braunkohlen- 
kraftwerken eine Veränderung hinsichtlicn der 
technischen Machbarkeit von Naßentschwefe- 
lung zu verzeichnen, die es künftig zu berück- 
sichtigen galt (vordem sollte die Entschwefe- 
lung durch das technisch relativ simple 
,Trocken-Additiv-Verfahren' erfolgen). 





Diegegenüber der Vereinbarungvom Juli 1982 
nun veränderte Situation führte schließlich 
durch Verhandlungen mit dem MAGS zu einer 
Abänderung dieser Vereinbarung. Das Ergeb- 
nis wurde im Oktober 1983 als Protokollnotiz 
festgehalten. Das neue Vereinbarungsergeb- 
niswurdejedoch nichtvöllig konfliktfrei mitdem 
Verhandlungspartner MAGS erzielt. 
Nach lnkrafttreten der GFAVO am 1. Juli 1983, 
die in bezug auf die Sonderregelung für die 
Braunkohle auch als ,Lex RWE' bezeichnet 
worden ist, war ein Dissens zwischen MAGS 
und RWEzutagegetreten. WährenddasMAGS 
zunächst auf Erfüllung der ersten Vereinba- 
rung durch das RWE bestand, sah das RWE 
diese als obsolet an. Dabei verwies das RWE 
darauf, daß man den Betrieb der Kraftwerke 
„allein auf Basis der Ausnahmeregelung" 
( 5  33 GFAVO) nicht für sinnvoll halte, da es zu- 
dem fraglich sei, ob das ursprünglich vorgese- 
hene ,Trocken-Additiv-Verfahren' zur Ent- 
schwefelung die Auflagen der GFAVO über- 
haupt erfüllen könne und daß man sich auf- 
grund der neuen Rechtslage mit der „Naßent- 
schwefelung" befassen müsse, „die in der 
Braunkohlenverstromung technisch noch nicht 
erprobt sei". 

2. Vereinbarung 

Trotz des anfänglichen Konflikts kam es später 
zu einer neuen Vereinbarung zwischen dem 
RWE und MAGS, die zumindest eine Gemein- 
samkeit mit der alten Vereinbarung hatte: Sie 
wurde wiederum vom MAGS als,,erfolgreiche 
umweltpolitische Maßnahme der Offentlichkeit 
kundgetan - während sich das RWE, wie 
schon im ersten Fall, bei seiner Außendarstel- 
lung sehr „bedecktw hielt. Die im Herbst 1983 
protokollierte Veränderung der Absprache zwi- 
schen dem RWE und MAGS weicht sowohl von 
der82erVereinbarungalsauchvon der Rechts- 
lage nach lnkrafttreten der GFAVO ab. 
Die Vereinbarungen zwischen dem RWE und 
MAGS sind eine besondere Form der Abspra- 
che. Bei Betrachtungwon Leistung Lind Gegen- 
leistung der Vereinbarungen Iäßt sich feststel- 
len, daßdie Bereitschaft des RWE, schrittweise 
mit dem von ihm entwickelten TAV die SO,- 
Emissionen der Braunkohlenkraftwerke zu re- 
duzieren, mehrere Teilziele enthält: Erstens 
sollte festgeschrieben werden, daß bei Braun- 
kohlenkraftwerken TAV „Stand der Technik" 
ist. Zweitenssolltendiedamit erzielbaren Emis- 
sionswerte als Grenzwerte für Großfeuerungs- 

anlagen auf Braunkohlenbasis bundesweit an- 
erkannt werden. Drittens sollten ältere und 
technisch überholte Kraftwerke bis zur Stille- 
gung ohne jede Sanierungsmaßnahme weiter 
betrieben werden. 
In der 82er Vereinbarung sind im übrigen Fri- 
sten genannt, die auffallend den Fristen ent- 
sprechen,dieein Jahrspätermit derGFAVOfür 
die Bundesrepublik als Umrüstungszeitraum 
für Altanlagen normiert wurden. Deshalb war 
vermutlich viertesTeilziel des RWEdie Festset- 
zung eines möglichst großen zeitlichen Spiel- 
raumes gewesen. 

Viele Vorteile für das RWE 

Das MAGS hat offensichtlich durch die Verkop- 
plung von Neugenehmigungen für Ersatz- und 
Erweiterungsbauten mit der Erfüllung von Sa- 
nierungsanforderungen versäumt, die Vermin- 
derung der SO,-Emissionen zu beschleunigen 
und so seine Verhandlungsposition zu stärken. 
Die 82er Vereinbarung ließ dem RWE die Mög- 
lichkeit, erst neue Kapazitäten in Betrieb zu 
nehmen und danach Zug um Zug alte Braun- 
kohlenkraftwerke und -blöcke stillzulegen. Die 
relativ kurzen (d. h. für den Umweltschutz gün- 
stigeren) Fristen der 82er Vereinbarung wur- 
den in der Protokollnotiz vom Herbst 1983 er- 
heblich verlängert. Bereits für Neubauten sind 
Verschiebungenvon biszu drei Jahren erkenn- 
bar. 
Der Aspekt der Verbindlichkeit der freiwilligen 
Absprachen ist juristisch betrachtet eindeutig 
zu beantworten: Mit Rechtsmitteln ist das RWE 
nicht zu zwingen, sich an die Absprachen zu 
halten. 
Sowohldie82e~Vereinbarung alsauch die Pro- 
tokollnotiz bewirken zwar schon vor 1988 eine 
Verminderung der SO,-Emissionen. Leider 
wird diese ,Vorleistung' aber im Zeitablauf ge- 
genüber der strikten Einhaltung der GFAVO 
ausgeglichen und führt auch bei der Protokoll- 
notiz aufgrund möglicher Verzögerungen bei 
der lnbetriebnahmevon Entschwefelungsanla- 
gen und neuen Kraftwerksblöcken nur zu ei- 
nem kumulierten Minderungseffekt, der bei 
konsequenter Durchführung der GFAVO auch 
mit der Ausnahmeregelung für Braunkohle er- 
reicht worden wäre. Ein in jeder Beziehung gu- 
tes Geschäft für den Essener Stromriesen. Es 
beweist zum wiederholten Male seine außerge- 
wöhnlich starke Position und die nicht greifen- 
den staatlichen Einflußnahmemöglichkeiten. 
Somit wird deutlich, wer die Energiepolitik in 
diesem Lande bestimmt. 



Das RWE überstand nicht nurzwei Weltkriege, 
eine ,,Revolution1', die Inflation und zwei Wäh- 
rungsreformen unbeschadet - es wurde viel- 
mehr immer mächtiger. Der Slogan heißt: Alle 
verbrauchen Strom - das RWE verdient 
daran. 
Wer ist denn das Rheinisch-Westfälische-Elek- 
trizitätswerk? Wer verdient, Wer lenkt? Das 
RWE ist eine Aktiengesellschaft. Die Besitzer 
der Aktien sind die Herren des Konzerns. Diese 
übertragen dem Vorstand die Geschäftsfüh- 
rung, die Leitung des Unternehmens.während 
sie selbst im Aufsichtsrat sitzen und das Trei- 
ben in der Vorstandsetage überwachen. Wenn 
im Aufsichtsrat die Aktionäre des Unterneh- 
mens sitzen, ist dies das Gremium, in dem wir 
die ,Lenker' und ,Verdiener' finden. Betreibt 
der Vorstand beispielsweise eine ruinöse Fir- 
menpolitik, ist der Aufsichtsrat als Kontrolleur, 
der seiner Pflicht nicht nachkam, mitverant- 
wortlich. In vielen Unternehmen gibt es freilich 
- neben den Arbeitnehmervertretern - noch 
Aufsichtsratsmitglieder, die nicht als Aktionä- 
re, sondern als Interessenvertreter in den Rat 
gewählt wurden. 



Das RWE hat Stammaktien, Vorzugsaktien oh- 
ne Stimmrecht und Namensaktien mit 
20fachen Stimmrecht im ausschließlich kom- 
munalen Besitz. Die kommunalen Aktionäre 
verfügen über einen Anteil am Aktienkapital, 
der 1984 exakt 30,6% beträgt. Es sind sowohl 
Namensaktien als auch Stammaktien. Durch 
das 20fache Stimmrecht der Namensaktien 
können die Besitzer des30,6%-Pakets als Her- 
ren des RWE bezeichnet werden. 
Die Einbeziehung der Städte, Kreise und Ge- 
meinden in den größten Energieversorger, hat- 
te Hugo Stinnes bereits 1905 in die Wege gelei- 
tet. Die Expansion des RWE war abhängig von 
der Bereitschaft der Kommunen, ihr Gebiet mit 
RWE-Strom versorgen zu lassen. Die Kommu- 
nen hatten zunächst die Wahl, selbst ein Kraft- 
werk zu bauen oder sich einem anderen Strom- 
produzenten (z. B. AEG) anzuschließen. Doch 
das RWE konnte nicht nur einen Sitz im Auf- 
sichtsrat für einen kommunalen Vertreter an- 
bieten, sondern auch Dividendenzahlungen, 
wenn die Kommune Aktien erwarb. Auch wur- 
den für die Erteilung des Wegerechts Konzes- 
sionsabgaben bezahlt. Für diesen oder jenen 
Bürgermeister gabes vom RWE als Anreiz viel- 
leicht ein Automobil. Allein mit der Aufsichts- 
ratstantieme konnte in mancher Gemeindedas 
Jahresgehalt eines Beamten gezahlt werden. 
Für das RWE bedeutete jede neu hinzugewon- 
nene Gemeinde einen erhöhten Stromverkauf 
und damit steigenden Gewinn für alle Ak- 
tionäre. 
Nach dem ersten Weltkrieg waren die Kommu- 
r?en finanziell schwächer denn je. Der Krieg mit 
aii seinen direkten und indirekten Kosten sowie 
die beginnende Inflation zehrte am kornmuna- 
len Haushalt. Nun versprach der Anschluß an 
das Stromversorgungsgebiet des RWE nicht 
nur Dividenden, Konzessionsabgaben und 
Aufsichtsratstantiemen. sondern - nun wichti- 

geralsvordem Krieg-ermöglichte die Ansied- 
lung verschiedenster stromverbrauchender 
Unternehmen im Gebiet der IKommune. 
Dadurch waren weitere Einnahmequellen in 
Aussicht und in der Region konnten Arbeits- 
plätze entstehen. 
Es gab viele Motive für die Kommunen, sich 
dem RWE anzuschließen. Sie waren oft auch 
gegensätzlich. Einige Landkreise und Gemein- 
den gaben dem RWE nur deshalb das Energie- 
versorgungsmonopol, um nicht in Abhängig- 
keit anderer Kommunen zu geraten. 
So gab es im Aufsichtsrat des RWE vor 1929 
auch kein einheitliches Auftreten I<ommunaler 
Aktionäre. 

Zusammenschluß der kommunalen 
Aktionäre 

Erst 1929fanden sie sich in der .,Kommunalen 
Aufnahmegruppe für Aktien GmbH" zusam- 
men. Ihre Aufgabe war es, finanzschwachen 
Gemeinden die Beteiligung an den Kapitaler- 
höhungen des RWEzu ermöglichen. Unter den 
kommunalen Mitgliedern der Aufnahmegrup- 
pe war auch ausgemacht, daß eine Kommune 
bei Geldbedarf ihre RWE-Aktien nicht an freie 
Unternehmer (oder andere Privatleute) ver- 
kauft, sondern diese den anderen Kommunen 
anbietet. 
1947 entstand aus der Aufnahmegruppe der 
„Verband der kommunalen Aktionäre des 
RWE GmbH'' (VKA). Der VKA wurde nun ein 
starkerverband, der diegemeinsamen Interes- 
sen der Kommunenvertrat. IhrGeschäftsführer 
bekam einen Sitz im Verwaltungsrat des RWE, 
später sogar im Aufsichtsrat. Der ehemalige 
Vorsitzende des VKA, Hellmuth Greinert, stieg 
bis in den Vorstand des RWE auf. 
1984 gehören dem Verband 20 Städte und 32 
Kreise an. Zu den Mitgliedern zählen außerdem 
noch: die Landschaftsverbände Westfalen- 
Lippe und Rheinland, der Rheinische 
Sparkassen- und Giroverband, die Westdeut- 
sche Landesbank, die Landesbank Rheinland- 
Pfalz, der Elektrizitätszweckverband Vorder- 
hunsrück, der Zweckverband Weiherzentrale, 
die Landwirtschaftskammer Rheinland und 
schlieBlich die Provinzial Feuer- und Lebens- 
versicherungsanstalten der Rheinprovinz. Eie 
Organe des VKA sind die Verbandsversamm- 
lung, der Verbandsausschuß und das Präsidi- 
um. Dem Präsidium gehören der Landrat Dr. 
Georg Klinkhammer und Oberkreisdirektor Dr. 
Horst Griese an. Geschäftsführer war bis vor 
kurzem Dr. Karl-Heinz Rewoldt. Oberstadtdi- 



rektorvon Essen, biser 1984von Rudolf H. Mül- 
ler abgelöst wurde. 
Die einzelnen Städte und Kreise arbeiten mit 
den örtlichen Betriebsverwaltungen des RWE 
im Rahmen von Gebietsausschüssen zusam- 
men. Parallel dazu hat das RWE einen Verwal- 
tungsbeirat, der seit 1977 in vier regionale Bei- 
räte und einen Wirtschaftsbeirat aufgeteilt ist. 
Die Mitglieder des VKA sind mit wenigen Aus- 
nahmen identisch mitden kommunalen Vertre- 
tern in den Regionalbeiräten des RWE, dieder- 
zeit 50 Mitglieder haben (siehe Rückseite Ver- 
flechtungsschema). 
Nun wissen wir schon etwas mehr über die Her- 
ren des RWE: Sie haben sich in einem Verband 
zusammengeschlossen und finden sich in 
RWE-Beiräten wieder, die nach ihrer Bestim- 
mung keine Aufsicht und Kontrolle des Kon- 
zernsdurchführen können. Doch bevorwir den 
Aufsichtsrat nach VKA-Mitgliedern absuchen, 
müssen wir einen Ausflug in die kommunale 
Verwaltung Nordrhein-Westfalen (NRW) ma- 
chen. Denn das RWE entfaltet seine größte 
Macht in NRW, dem größten lndustrierevier 
Europas. 

Die kommunale Verwaltung Nord- 
rhein-Westfalen 

Um zu erkennen, ob politische Entscheidungs- 
träger Aktionäre des RWE sind und welche Be- 
deutung deren Verflechtung einnimmt, unter- 
suchen wir die Gemeindeordnung, die Kreis- 
ordnung und die Landschafisverbandsord- 
nung. 
a) Die Gerneindeverfassung von Nordrhein- 
Westfalen (NRW} beruht auf der Gemeindeord- 
nung in der Fassung vom 1. Oktober 1979. 
Die wahlberechtigten Bürger (Bürgerschaft) 
wählen für 5 Jahre den Gemeinderat, dieser 
aus seiner Mitte den Bürgermeister (in kreisfrei- 

en Städten: Oberbürgermeister). Der Gemein- 
derat wählt den Gemeindedirektor und die Bei- 
geordnete (in Städten: Stadtdirektor und Beige- 
ordneten; in kreisfreien Städten: Oberstaatdi- 
rektor und Beigeordnete). Gemeinde-, Stadt- 
und Oberstadtdirektoren werden für achtJahre 
gewählt. Diese sind Hauptverwaltungsbeamte 
undverantworten -wie in anderen Bundeslän- 
dern die Bürgermeister - alle durch Gesetz 
ÜbertrageneAufgaben. Der Gemeinderat ist für 
alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein- 
schaft zuständig. Hierzu gehören die Verwal- 
tung des Gemeindevermögens und der Ge- 
meindebetriebe, Straßen- und Wegebau, 
Wasser-, Licht-, Gas- und Elektrizitätsversor- 
gung etc. 
Ratsmitglied darf nicht werden, wer ein Unter- 
nehmen vertritt, an dem die Gemeinde maß- 
geblich beteiligt ist (513, Abc. 6 KWahlG, von  
12. 12. 1978). 
Der Gemeindedirektor ist Dienstvorgesetzter 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter. Seine 
sehr wesentliche unentziehbare Funktion ist 
das Recht zur gesetzlichen Vertretung der Ge- 
meinde in F!ech!s- und Verwaltungsgeschäf- 

- ~ 

ten. 
Der Bürgermeister als Vorsitzender des Ge- 
meinderats, ist ehrenamtlich tätig und gilt als 
Repräsentant der Gemeinde. Ihm müssen min- 
destens zwei Stellvertreter zur Seite stehen. 

b) Die Kreisordnung für NRW in der Fassung 
vom 1 .  10. 1979 ist dieRechtsgrundlagefürdie 
VerfassungderKreise. In NRWgibtes, wie in al- 
len Bundesländern, auf der unteren Verwal- 
tungsebene entweder kreisfreie Städte oder 
Kreise und kreisangehörige Gemeinden. Ein 
Kreis umfaßt sieben bis 24 Gemeinden. 
Die Kreise sind für die überörtlichen Angele- 
genheiten zuständig, soweit diese nicht in den 
Aufgabenbereich der Landschaftsverbände 



fallen. Die Verwaltung des Kreises ist auf den 
Kreistag, den Kreisausschuß und den Ober- 
kreisdirektor aufgeteilt. Die Kreistagsmitglie- 
der werden von den Bürgern gewählt. Vorsit- 
zender ist dervom Kreistag aus seiner Mitte ge- 
wählte Landrat. Ihm obliegt die repräsentative 
Vertretung des Kreises. Das eigentliche,,Lei- 
tungsorgan ist jedoch der Kreisausschuß. Uber 
alle Angelegenheiten, die der Beschlußfas- 
sung des Kreistages unterliegen, entscheidet 
der Kreisausschuß. Der Kreisausschuß hat ins- 
besondere die Beschlüsse des Kreistages vor- 
zubereiten und die Geschäftsführung des 
Oberkreisdirektors zu überwachen. Vorsitzen- 
der des Kreisausschusses, dem neun bis 17 
Mitglieder angehören, ist der Landrat. 
Der Oberkreisdirektor hat eine besonders star- 
ke Stellung. Ihm obliegt die Führung der Ge- 
schäfte der laufenden Verwaltung, die Erledi- 
gung der ihm vom Kreisausschuß übertrage- 
nen Angelegenheiten, die Vorbereitung und 
Durchführung der Beschlüsse von Kreistag 
und -ausschuß und die Erledigung aller weite- 
ren durch Gesetz übertragenen Aufgaben. Ihm 
obliegt insbesondere auch die gesetzliche Ver- 
tretung des Kreises und die Leitung und Vertei- 
lung der Geschäfte. Außerdem ist er, wie der 
Gemeindedirektor, Dienstvorgesetzter der Be- 
amten, Angestellten und Arbeiter. Das bedeu- 
tet, daß der Oberkreisdirekor gegenüber dem 
Kreistag die Verantwortung für das Funktionie- 
ren der Gesamtverwaltung trägt. Deshalb steht 
ihm eine umfassende Organisationshoheit und 
Geschäftsverteilungsbefugnis zu. Er ist der al- 
leinige Behördenchef und hat lediglich einen 
allgemeinen Vertreter, den Kreisdirektor. Zu 
den Aufgaben des Oberkreisdirektors gehören 
letztlich noch (als untere staatliche Verwal- 
tungsbehörde), die Aufsicht über die kreisan- 
gehörigen Gemeinden sowie über die Kreispo- 
lizeibehörde. Der Oberkreisdirektor kann z. B. 
auch die Einstellung eines Lehrersverhindern. 
Der Landrat hat das Recht, jederzeit vom Ober- 
kreisdirektor Auskunft und Akteneinsicht zu er- 
halten. 
Auch Ausschußvorsitzende haben das Recht, 
vom Oberkreisdirektor Auskunft über die zum 
Aufgabenbereich des Ausschussesgehörende 
Angelegenheit zu erhalten und haben nach 
Maßgabe der Hauptsatzung Recht auf Akten- 
einsicht. 
Der Kreistag bestellt die Vertreter des Kreises in 
Aufsichtsratsorgane, Beiräte, Ausschüsse und 
Vorstände, ausgenommen kommunale Spit- 
zenverbände, Fachverbände U. ä. 

C) Die Landschaftsverbandsordnung für das 
LandNRWwurdezuletzt zum 15. 5. 1979 geän- 
dert. Die Landschaftsverbändesind Landesfür- 
sorgeverbände (Wohlfahrt, Jugend, Gesund- 
heitspflege). Ihnen obliegt ferner die Verwal- 
tung und Unterhaltung von Straßen und Auto- 
bahnen. Sie sind zuständig für die Pflege von 
Bau- und Kunstdenkmalen, für die Unterhal- 
tungvon Museen und, auf Antrag der Kreise, für 
die Ausarbeitung von Landschaftsplänen. Ihre 
Aufgabe ist die Mitträgerschaft der Lan- 
desbank-undGirozentralesowie sonstigen Kre- 
ditinstituten und öffentlichen Versicherungs- 
unternehmen. Den Landschaftsverbänden 
obliegt die Beteiligungan Siedlungs- und Woh- 
nungsunternehmen, an Verkehrs- und Versor- 
gungsunternehmen und die finanzielle Förde- 
rung der Landeskultur, der Wasser- und Forst- 
wirtschaft. 
In NRW gibt es zwei Landschaftsverbände: 
Westfalen-Lippe in Münster und Rheinland in 
Köln. Organ des Landschaftsverbandes ist die 
Landschaftsversammlung, die mindestensein- 
mal jährlich zusammentritt. Mitglied in der 
Landschaftsversammlung werden Vertreter 
der Kreistage und der Räte der kreisfreien 
Städte. 
Der Landschaftsausschuß hat die Aufgabe, die 
Beschlüsse der Landschaftsversammlung vor- 
zubereiten, dieTätigkeitder ü brigen Ausschüs- 
Se zu überwachen und aufeinander abzustim- 
men sowie die Verwaltungsführung des Direk- 
tors des Landschaftsverbandes zu über- 
wachen. 
Der Vorsitzende der Landschaftsversammlung 
ist gleichzeitig Vorsitzender des Landschafts- 
ausschusses. In diesem Ausschuß befinden 
sich weitere 14 Mitgliederaus der Landschafts- 
versammlung und ihre Stellvertreter. 
Der Direktor des Landschaftsverbandes und 
die ihm beigeordneten Landesräte, werden auf 
die Dauer von acht Jahren gewählt. Der Direk- 
tor muß im wesentlichen die gleiche Qualifika- 
tion wie der Oberkreisdirektor mitbringen. Ihm 
obliegt vor allem die Verwaltung des Verban- 
des. 

Die kommunalen Vertreter im 
RWE-Aufsichtsrat 
Wie wir gesehen haben, sind Oberstadt- und 
Oberkreisdirektoren an erster Stelle als politi- 
sche Entscheidungsträger auf kommunaler 
Ebenezu nennen. Bürgermeister, Oberbürger- 



meisterund Landrätesind, wiewirwissen, nicht 
nur repräsentative Figuren. Sie haben auf örtli- 
cher Ebene oft erheblichen Einfluß und zählen 
auch zu den politischen ,Willensbildnern', d. h. 
sie betreiben auch Parteipolitik. 
Nachdem wir nun die Verwaltungsstruktur in 
NRW ein klein wenig gestreift haben, können 
wir unsdem Aufsichtsrat des RWE zuwenden. 
In ihmsitztseitdem27.2.1975derOberstadtdi- 
rektorder Kreisstadt Mülheim, HeinzHager, ge- 
boren am 21. 2. 1927. Diese Heimatstadt von 
Hugo Stinnes und der Familie Thyssen, ist 
Standort der größten Fabrikder Kraftwerkunion 
AG (KWU), die für das RWE Kraftwerke baut. 
Hager vertritt seine Stadt auch alsvorsitzender 
des Aufsichtsrates in der Flughafengesell- 
schaft mbH, EssenlMülheim. Da seine Stadt 
RWE-Aktionär ist, finden wir ihn auch im VKA. 
Kein Antrag auf Betriebsgenehmigung oder für 
den Ausbau und die Erweiterung einer Fabrik, 
kurz, kein unternehmerisches Vorhaben, das 
der behördlichen Genehmigung bedarf, geht 
an ihm undder ihm unterstehendenverwaltung 
vorbei. 

Als Oberkreisdirektor für den Kreis Aachen ist 
Dr. Friedrich- Wilhelm Janssen seit dem 1. 10. 
1983 im RWE-Aufsichtsrat. Vorher -seit 1972 
- war er im Regionalbeirat-Mitte. Er führt den 
Vorsitz im Aufsichtsrat der Gemeinnützigen 
Wohnungsbaugesellschaft Aachen GmbH und 
ist Aufsichtsrat in der Westgas Aachen GmbH. 
Im VKA hat er die Position desstellvertretenden 
Vorsitzenden des Gebietsausschusses Mitte, 
als „rechte Hand" von Kurt Rossa, dem glatz- 
köpfigen Kölner Oberstadtdirektor, der Paul 
Kieras im Vorsitz abgelöst hat während Jans- 
Sen den Kieras-Posten im Aufsichtsrat über- 
nommen hat. Paul Kieraswardem RWE23 Jah- 
re verbunden und trat zum 30. 9. 83 in den Ru- 
hestand. 
Der SPD-Oberbürgermeister von Essen, Bau- 
ingenieur Horst Kakor, trat am 27. 2. 1975 in 
das Kontrollgremium des RWE ein. Essen ist 
der größte kommunale Aktionär des RWE. Im 
VKA wird die Stadt durch Oberstadtdirektor 
Kurt Busch repräsentiert, der auch im Regio- 
nalbeirat-West einen Sitz hat. 
Der rheinland-pfälzische Landrat, d. h. auch 
der Vorsitzende des Kreistages von Koblenz, 
Dr. jur. Georg Klinkhammer, ist seit 1974 im Auf- 
sichtsratdes RWE. Vorher-seit 1970-warer 
im Verwaltungsrat. 197211 973 plantedas RWE, 
im Wirkungskreis des Landrates Klinkhammer, 
den Bau den Atomkraftwerkes Mülheim-Kär- 
lich. Für die Baugenehmigung war Klinkham- RWE-~ochspann~ngstrassen quer durch dhe Republik. 



Auch bei den Uniweltschutranlaqen s o l l ~ i i  die Firnien des 
RWE-Klungels verdienen 

merund dievon ihm eingesetzten Dezernenten 
der kommunalen Verwaltung verantwortlich. 
Es ist zu vermuten, daß er sich den RWE-Auf- 
sichtsratssitz ,redlich1 verdient hat. Heute ist er 
auch beim Rheinkraftwerk Albbruck-Dogern 
AG und im Komrnunalbau Rheinland im Auf- 
sichtsrat. Als Vorstandsmitglied treffen wir ihn 
im VKA und in der Wirtschaftsförderungsge- 
sellschaft Mittelrhein an. Dem Landrat Klink- 
hammer untersteht im Landkreis Mayen-Kob- 
lenz direkt (U. a.) die Vollzugspolizei, die 
Rechnungs- und Gemeindeprüfung,,der Refe- 
rent für Sonderaufgaben und die Offentlich- 
keitsarbeit. 
Als letzten kommunalen Aufsichtsratfinden wir 
Josef Kürten. Er amtiert als Oberbürgermeister 
von Düsseldorf. SeinVorgängerwar Klaus Bun- 
gert, der heute Bürgermeister dieser Stadt ist. 
Bungert war vom 24. 2. 1977 bis zum 
18. 10. 1979 im RWE-Aufsichtsrat, Kürten ist 
dort seit dem 28. 11. 1979. 
Der Oberstadtdirektor von Düsseldori heißt 
übrigens Gerd Högener und hat einen Sitz im 
RWE-Regionalbeirat. Josef Kürten ist Vorsit- 
zender der Landschaftsversammlung Rhein- 
land. Durch diesen Landschaftsverband kam 
er in den Verwaltungsrat der PROVINZIAL- 
Lebensversicherungsanstalt und wurde Ver- 
waltungsratsvorsitzender der Stadtsparkasse 
Düsseldorf. Kürten ist ferner Aufsichtsratsvor- 

sitzender der Düsseldorfer-Messegesellschaft 
mbH (NOWEA), einfacher Aufsichtsrat der 
KOLN-DUSSELDORFER, Deutsche Rhein- 
schiffahrt AG, woer neben Will Marx und Alfred 
Freiherrvon Oppenheim sitzt. Schließlich ist er 
im Aufsichtsrat der ARG-Mineralölbau GmbH, 
die zu 100% der Ferdinand Lentjes Stiftung 
(Düsseldorf) gehört. Kürten ist Vorsitzender ih- 
res Stiftungsrates. 
Der Stiftung gehört zu 100% die Ferdinand 
Lentjes Dampfkessel- und Maschinenbau, in 
dessen Aufsichtsrat Kürten den Vorsitz inne- 
hat. Den stellvertretenden Vorsitz führt übri- 
gens der Landesdirektor des Landschaftsver- 
bandes Rheinland, Dr. Bert Fischbach aus, der 
nicht nurimVKA, sondern auch im Regionalbei- 
rat-Mitte des RWE zu finden ist. Die Ferdinand 
Lentjes Dampfkessel- und Maschinenbau ist 
wiederum zu 100% Eigentümer der Ferdinand 
LentjesGmbH. DieseGmbH hat 1983 die Esse- 
ner FirmaGottfried Bischoff GmbH & CoKG auf- 
gekauft. Dieauf Gasreinigungsanlagen spezia- 
lisierte Firma hatte eine neue Rauchgasent- 
schwefelungsanlage entwickelt. Da mit sol- 
chen Anlagen seit kurzem - und vor allem in 
Zukunft -Geld zu verdienen ist, war das Inter- 
esse der Lentjes-Gruppe an der Gottfried Bi- 
schoff GmbH durchaus verständlich. 
Nach der Übernahme bemühte sich Josef Kür- 
ten, das RWE davon zu überzeugen, jene Anla- 
ge dieser Firma zu verwenden. Wie der ,Wirt- 
schaftswoche' vom 27. 7. 1984 zu entnehmen 
ist, war seine Mühe von Erfolg gekrönt: Das 
RWE hatje einen Planungsauftrag an die Ferdi- 
nand LentjesGmbH undan die Babcock-Toch- 
ter Vereinigte Kesselwerke AG vergeben. 
Meist liegen solche Vorgänge eher im Verbor- 
genen und es sind gewiß auch bei diesem Bei- 
spiel noch genügend dunkle Ecken auszu- 
leuchten. Es gäbe auch noch einiges über 18 
weitere Oberkreisdirektoren, sechs Oberstadt- 
direktoren, elf Landräte und einige Stadtdirek- 
toren, Oberbürgermeister und Bürgermeister 
zu berichten, die alle in den RWE-Regionalbei- 
räten ihren Platz haben. Wir werden jedoch nur 
noch auf ein Beispiel eingehen, welches Bezie- 
hurigen zwischen kommunalen Amtsinhabern 
und Wirtschaftsunternehmen aufzeigt. Wir ha- 
ben jedoch noch nicht festgestellt, ob die fünf 
genannten RWE-Aufsichtsräte (Hager, Jans- 
Sen, Katzor, Klinkhammer und Kürten)als Kapi- 
talvertreterund in Stimmenmajorität befindlich, 
auchdie Herren des Konzernssind. Wirwissen 
bislang nur, daß diese kommunalen Aktionärs- 
vertreter „Herrenu auf einer anderen Ebene 
sind: der der Kornrnunalpolitik. 
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Die Stadt Grevenbroich beherbergt aie HW bie steht als Beispiel tur eine vori vielen 
Kommunen. die einen großen Teil ihres Etats aus RWE-Einnahmen bestreiten 

Gewiß haben die Städte, Kreise und Gemein- 
den vor allem ein finanzielles Interesse am 
RWE und wollen möglichst hohe Abgaben und 
Kapitalerträge herausholen. Dies bedeutet 
nichts anderesalsein privatwirtschaftliches Er- 
tragsstreben. Hätte man nicht schon längst 
Entschwefelungsanlagen in die RWE-Kraft- 
werke einbauen können, auch wenn dadurch 
die Kapitalzinsen sinken? 

Standortgemeinden: Beispiel Greven- 
broichIKreis Neuss 

Angesichts der allgemeinen Finanzmisere der 
Gemeinden in der Bundesrepublik stehen die 
Standortgemeinden von RWE-Betrieben ver- 
gleichsweisegut da. Das ist unter anderem dar- 
an erkennbar, daß in diesen Kreisen weder 
Liquiditäts- noch VerschuIdungsprobleme von 
größerem Ausmaß. bestehen, obwohl hier in 
letzter Zeit umfangreiche kommunale Investi- 
tionen (für Verwaltungsgebäude, Rathäuser 
etc.) getätigt wurden. Am Beispiel der Stadt 
Grevenbroich und des Kreises Neuss, in deren 
Gemarkungen RWE-Kraftwerke oder RWE- 
Konzerngesellschaften tätig sind, läßt sich der 
finanzielle Beitrag des RWE zur kommunalen 
Finanzmasse verdeutlichen. 
Im Jahre 191211913 wurden die damaligen 

Landkreise Grevenbroich und Neuss Versor- 
gungsgebiet des RWE. 
Heute ist Grevenbroich eine kreisangehörige 
Stadt im Kreis Neuss mit 60.000 Einwohnern 
am Nordzipfel des Rheinischen Braunkohlen- 
reviers. Auf dem Gebiet der Stadt befinden sich 
zwei RWE-Kraftwerke, die mit Braunkohle be- 
trieben werden: Kraftwerk Frimmersdorf (2.600 
MW) und Kraftwerk Neurath (2.100 MW). In 
Neurath ist die Erweiterung um 1.200 MW vor- 
gesehen, sodaß nach Fertigstellung mehr als 
die Hälfte der gesamten RWE-Braunkohlen- 
kraftwerkskapazitäten in Grevenbroich betrie- 
ben werden. Im Südwesten der Stadt beginnt 
der Braunkohlentagebau. Es ist geplant, die 
derzeit im Betrieb befindlichen Braunkohlenta- 
gebaue Frimmersdorf-West und -Süd in einem 
Abbaugebiet zu vereinen. Ein Großteil der Ar- 
beitsplätze in Grevenbroich werden vom RWE 
und Rheinbraun gestellt. 

Am Haushaltsplan von Grevenbroich, der 1983 
mit rund 181 Mio. DM veranschlagt war, Iäßt 
sich der RWE-Beitrag zu den kommunalen Fi- 
nanzen grobermitteln. Beider Gewerbesteuer, 
die eine Einnahmevon etwa40 Mio. DM bedeu- 
tet, tragen RWE und Rheinbraun allein ca.15 
Mio. DM bei. BeimGemeindeanteilderEinkom- 
menssteuer, deren Beitrag zum Haushalt etwa 
25 Mio. DM beträgt, stammen rund 10 Mio. DM 



Krahwerk Frimmersdorf Einnahmen für die Kommune, Eini 

von RWE- und Rheinbraun-Beschäftigten. Die 
Einnahme aus Konzessionssabgaben vom 
RWE (bzw. der RWE-Tochter Niederrheinische 
Licht- und Kraftwerke AG - NLK -) beträgt in 
Grevenbroich insgesamt 1,8 Mio. DM. Außer- 
dem liefert das Kraftwerk Frimmersdorf ver- 
schiedenen städtischen Gebäuden in den 
Stadtteilen Frimmersdorf und Gustorf zu be- 
sonders günstigen Konditionen Fernwärme. 

Der Neusser Klüngel und RWE 

Die Konzessionsverträge mit dem RWE schlie- 
ßen in der Regel die Kreise. In diesem Fall der 
Kreis Neuss, der einen Vertrag abgeschlossen 
hat, nach dem die Gemeinden zwei Drittel der 
dem Kreis zufließenden Konzessionsabgabe 
erhalten. Der Kreis Neuss mit rund41 3.000 Ein- 
wohnern hat einen Haushaltsansatz von 278 
Mio. DM. Als Einnahmenvom RWE werdenver- 
bucht: Dividenden aus RWE-Aktien 97.600 DM 
und Konzessionsabgaben mit 7,5 Mio. DM. Da- 
von werden 5 Mio. DM an die Gemeinden im 
Kreis Neussverteilt, sodaßfürden Finanzhaus- 
halt des Neusser Kreistages 2,6 Mio. DM ver- 
bleiben. Doch es gibt noch mehr Wissenswer- 
tes über die Neusser Kommunalverwaltung zu 
berichten: Zunächst ist da der Vorsitzende des 
Kreistages, (Landrat) Mathias Hoeren und des- 
sen Vertreter Hermann Josef Dusend. Der 
Oberkreisdirektor heißt seitdem 1. 1. 84 Klaus- 
Dieter Salomon. 

ssionen fur ganze Landstriche 

Oberbürgermeister von Neuss ist Hermann 
WilhelmThywissen -verwandt mit der Familie 
Werhahn, die wir im Kapitel 2.2 schon kennen- 
gelernt haben. Er ist persönlich-haftender Ge- 
sellschafterderC. Thywissen Oelfabrik und der 
LackfabrikGebr. Thywissen KG. H. W. Thywis- 
Sen wurde am 10. 4. 1917 geboren, ist Rechts- 
anwalt und kann eine Reihe von Mandaten vor- 
weisen, die ihn in Verbindung mit den Wer- 
hahn's und anderen großen Neusser Familien 
bringen. Seine Stellvertreter im öffentlichen 
Amtsind die Bürgermeister Hermann Josef Du- 
send (der auch den Landrat vertritt) und Her- 
mann Bolten (SPD). Den Kontakt zum RWE 
stellt der frühere Oberstadt- und heutige Stadt- 
direktor FranzJosef Schmitt her. Er hat seit 
1971 einen Platz im RWE-Verwaltungsrat und 
wir entdecken ihn auch im VKA. 
Mit Thywissen, Dusend und seinem Amtsvor- 
gänger Günther Kuhnt trifftersich im Aufsichts- 
rat des Neusser Gemeinnützigen Bauvereins 
AG, wobei er selbst den Vorsitz führt. 
Der Werhahn-Konzern ist das umsatzstärkste 
Unternehme? der Stadt und die Stadt- und 
Kreispolitik wird kaum an den Werhahn's vor- 
bei gestaltet werden. Mit Heribert Werhahn ha- 
ben wir auch einen mächtigen Vertreter der 
Neusser Familie im RWE-Aufsichtsrat. Er ist 
der einzige RWE-Großaktionär, der ganz per- 
sönlich am RWE verdient; alle anderen sind In- 
teressenvertreter und Manager. Zwar macht 
ihn dies noch nicht zum Herrscher über den 
Konzern, aber das braucht er auch nicht zu 
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sein, da die Geschäftspolitik seinen wirtschaft- 
lichen Vorstellungen weitgehend Rechnung 
trägt. 

Der tiefe Sumpf der Verflechtungen 

Eine ganze Reihe Kommunalbeamter finden 
sich auch in den Aufsichts- und Beiräten der 
RWE-Töchter Rheinbraun AG, Rhenag und ei- 
niger anderer. Um das Bild der Verflechtung 
des RWE mit Staat und Verwaltung abzurun- 
den,darf auch nichtder Hinweisfehlen, daßvie- 
le Kommunalpolitiker und -amtsträger beim 
RWE beschäftigt sind. Insbesondere in Stand. 
ortgemeinden von RWE-Kraftwerken oder im 
Bereich von RWE-Konzerngesellschaften wer- 
den Beschäftigte des RWE-Konzerns für die 
„Politik vor Ort" freigestellt. Diese Handha- 
bung ist auch auf der Ebene der Landespolitik 
feststellbar. Als Beispiel seider Landrat von Dü- 
ren, Johannes Kaptein (CDU) aufgeführt, der 
als kaufmännischer Angestellter in der RWE- 
Betriebsverwaltung Düren beschäftigt und Mit- 
glied des Landtages von NRW ist. Auch Bernd 
Poulheim (SPD), Mitglied des Landtages von 
NRW, ist als Betriebsratsvorsitzender beim 
R W ~  beschäftigt, gleichzeitig Bürgermeister 
von Bergheim und auch Präsidialmitglied im 
Städte-und Gemeindebund Nordrhein-Westfa- 
len. Konrad Grundmann (CDU), Staatsminister 
a. D., ist nicht nur Mitglied des Landtages von 
NRW, sondern auch als Arbeitsdirektor im Vor- 
stand der RWE-Tochter Rheinbaun AG und in 

verschiedenen Aufsichtsgremien kommunaler 
Verkehrs- und Versorgungsbetriebe. 1984 ge- 
hört er auch zu den sogenannten „Amnestie- 
Betroffenen". Er wird in Zusammenhang mit 
Parteispenden der Steuerhinterziehung ver- 
dächtigt. Dr. Benno Weimann (CDU) schließ- 
lich ist Landtagsmitglied und Vorsitzender des 
Vorstandsder Gelsenwasser AG, Vorsitzender 
der Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen 
e. V. und Mitglied in den Beiräten von RHE- 
NAG, Ruhrgas und Deutsche Bank AG. Nicht 
vergessen wollen wir Dr. Alexander Warrikoff, 
deram6. 3. 1983fürdieCDU inden Bundestag 
eingezogen ist. Der „Strahlemann aus Hanau" 
ist Geschäftsführer der Reaktor-Brennelemen- 
te-Union (RBU) und der ALKEM, an denen die 
RWE-Tochter NUKEM beteiligt ist. 

Eine Hand wäscht die andere 
Für das RWE ist es von großem Vorteil, die 
Dienstvorgesetzten der Genehmigungsbehör- 
den für Konzern-Vorhaben in den Beiräten und 
im Aufsichtsrat zu haben. So stimmt der Ober- 
kreisdirektor als Aufsichtsrat und Aktionärsver- 
treter z. B. einem Kraftwerksbau zu und als 
Chef der Verwaltungsbehörde genehmigt er 
die entsprechenden Anträge. Für die Beteilig- 
ten ist die ganze Verflechtung gewiß kein Pro- 
blem, schließlichgeschiehtdiesalleszum Woh- 
le und im Interesse der Bevölkerung, kurzum: 
sie sind das personifizierte Gemeinwohl. 
Doch es scheint eher ein starker Einfluß des 
RWE auf die politischen Entscheidungen fest- 
stellbar, als ein wirksames Einwirken der Kom- 
munalbeamten auf die Geschäftspolitik des 
RWE. Die RWE-Vorstände Werner Rinke (ehe- 
maliger Oberkreisdirektor), Heinz Heiderhoff 
(ehemaliger Oberstadtdirektor), FranzJosef 
Spalthoff (Bürgermeister a. D.) und Matthias 
Breuer (ehemals als Betriebsratsvorsitzender 
auf der Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat des 
RWE)zeigen, daßwohlverhalten dem RWEge- 
genüber gewiß kein Hindernis für eine steile 
Karriere darstellt. Die Erfolgsleiter in Landes- 
und Komrnunalpolitik lehnt im Versorgungsge- 
biet des RWE verdächtig oft am Kraftwerksge- 
Iände. 
Wie war das noch: Die Kommunen sind durch 
ihre Stimmenmehrheit Herren des RWE? Ist 
das RWE ein von Sachzwängen gelenktes 
Mammutunternehmen, eine unaufhaltsame 
Maschinerie?Oderkann es beigrößerer Durch- 
schaubarkeit und wirklicher demokratischer 
Kontrolle sehr wohl dem tatsächlichen und ge- 
samtet? öffentlichen Wohl dienen? 



Zusammenarbeit 
mit dem 
Finanzkapital 

Fünf der zehn RWE-Aufsichtsratsmitglieder 
auf der Kapitalbank haben wir im vorherigen 
Kapitel kennengelernt. Es waren kommunale 
Vertreter und wir haben die Kommunen als 
,Herren1 des Konzerns bezeichnet. Doch mit 
fünf Vertretern der ,freien Wirtschaft' ist eine 
gleichstarke Fraktion im Aufsichtsrat, die mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die 
kapitalmäßige Aktienmehrheit von maximal 
61,3% vertritt. Wir wissen, daß die VEBA-Toch- 
ter PREAG, mit 2,1% und als weitere VEBA- 
Tochter die PESAG mit 0,1 O/o am RWE-Aktien- 
kapital beteiligt sind, obwohl die PREAG- 
Vorstände Dr. Ulrich Segatz und Hartmut Hoff- 
mann keinen Sitz im Aufsichtsrat, sondern le- 
diglich im Wirtschaftsbeirat haben. Bekannt ist, 
daß am Rheinkraftwerk Albbruck-Dogern AG 
vier Schweizer Unternehmen beteiligt sind, 
darunter die Schweizerische Kreditanstalt in 
Zürich mit 5%. Diese hält auch einen Anteil von 
19,99% an der SCN. Die Schweizerische Kre- 
ditanstalt war schon vor dem zweiten Weltkrieg 
am RWE-Aktienkapital beteiligt, verzichtete je- 
doch auf einen Sitz im Aufsichtsrat. Es ist anzu- 
nehmen, daß diese Kreditanstalt heute nicht 
nur von RWE-Tochterunternehmen Aktien be- 
sitzt, sondern auchvom RWE direkt. Wirwissen 
auch, daß das Aufcichtsratsmitglied Heribert 
Werhahn im Besitz eines beachtlichen RWE- 
Aktien-Paketes ist. Doch wir wissen nicht, wie- 
viel Aktien er genau besitzt und wir wissen auch 
nicht, obes noch andereGroßaktionäregibt. Es 
gibt jedoch eine große Zahl von Kleinaktionä- 
ren, rund 200.800, einschließlich der Beleg- 
schaftsaktionäre. Dies wird unter anderem da- 
durch angezeigt, daß im Wirtschaftsbeirat der 
Vorstandsvorsitzende der Schutzgemein- 
schaft der Kleinaktionäre e. V., Walter Martius, 
einen Sitz hat. 
Wichtig sind die Kleinaktionäre für die Banken, 

die ihre Macht im Aufsichtsrat dokumentieren: 
Sie vertreten, mittels Depotstimmrecht, die bei 
ihrer Bank von den Kleinaktionären hinterleg- 
ten Aktien. Mit Hilfe dieses Depotstimmrechts 
können die Banken einen Konzern beherr- 
schen, ohne selbst dessen Aktien zu besitzen. 
Bevor wir jedoch näher auf die Banken einge- 
hen, muß dasVerhältnis zwischen den kommu- 
nalen und den ,privaten1 Aktionären des RWE 
geklärt werden. 

Das Kapital hat den Vorsitz 

In der ,freien Wirtschaft' herrscht die allgemei- 
ne Ansicht vor, daß Beamte kein Unternehmen 
führen können, zumindest nicht, wenn sie das 
SPD-Parteibuch besitzen. Ungeeignet sind 
auch Politiker, weil sie von Wählerstimmen ab- 
hängig sind. So behauptet der Spiegel, daß es 
eine RWE-interne Absprache gibt, wonach der 
Vorsitz im Aufsichtsrat der im Besitz der Kapi- 
talmehrheit befindlichen Fraktion zusteht. Dies 
kann jedoch der wichtigste Posten im Konzern 
sein. Dieser Platz gehörte nach dem Krieg zu- 
erst dem Oberhaupt des Werhahn-Clans, dann 
dem kommunalpolitischen Aufsteiger Hell- 
muth Greinert (siehe Kap. 2.2) und schließlich 
dem Bankier Hermann Josef Abs. Für über zwei 
Jahrzehnte galt der Chef der Deutschen Bank 
AG als der mächtigste Mann der bundesdeut- 
schen Wirtschaft. Diese Bank, seit 1978 viert- 
größte der Welt, wurde zum ,Hausherrn' des 
RWE. Auch die kommunalen Aktionäre mit ih- 
rer Stimmenmehrheit, konnten schlecht gegen 
diese Bank und noch weniger gegen Abs arbei- 
ten. Das RWE-Geschäft lief nur mit der Deut- 
schen Bank, obwohl die Hausbank die Landes- 
zentralbank Essen war (und ist). 
Bis 1925 waren die Aktionäre des RWE gleich- 
zeitig dessen Kapitalgeber. In jenem Jahr wur- 



Abb.12: Leitende Männerder Wirtschaft und des RWE 
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de das erste Mal eine amerikanische Obliga- 
tionsanleihe aufgenommen. Bis 1930 stieg der 
Schuldbetrag auf 268 Mio. RM gegenüber ei- 
nem Aktienkapital von 243 Mio. RM. Auf die Ka- 
pitalbeschaffung durch Erhöhung des Aktien- 
kapitals wurde mit Rücksicht auf die finanz- 
schwachen Kommunen - die nicht ihre Stim- 
menmehrheit verlieren wollten - weitgehend 
verzichtet. Die Anleihen wurden von einem 
Bankenkonsortium unter Führung der New 
Yorker National City Bankvergeben. Aber auch 
die Schweizerische Kreditanstalt, das holländi- 
sche Bankhaus Mendelsohn &Co. und ein briti- 

Vom Essener Stadtwerk 

sches Unternehmen gaben Kredite. Die ,Deut- 
sche Bank und Disconto Gesellschaft' (DD- 
Bank) war seit 1929 mit dem RWE finanziell 
verbunden. 
Die Dollaranleihen bei der National City Bank 
hatten für das RWE Folgen, deren Beschrei- 
bung die heutige Situation durchschaubar 
macht. Die dritte Dollaranleihe wurde im Sep- 
tember 1928 aufgenommen (20 Mio. Dollar). 
Den Geldgebern wurde ein Optionsrecht auf In- 
haberaktien gegeben, daßsie (die National City 
Bank) zumindest zum Teil auch wahrnahmen. 
Sie konnten für je 1000 Dollar der Anleihe für 
400 RM Aktien beziehen. Die RWE-Aktien wur- 
den in der Folgezeit an der New Yorker Börse 
mit hohem Gewinn verkauft. Doch viel ent- 
scheidender waren die Bedingungen, die die 
amerikanischen Banken dem RWE für künftige 
Anleihen aufzwangen: Mit einer umfangrei- 
chen Definition wurdevom RWE gefordert, den 
Reingewinn auf einer Mindesthöhe zu halten, 
und zwar konstant 12 Monate lang vor Aufnah- 
me einer neuen Anleihe. Die Geschäftsführung 
des RWE war also gezwungen, blankes Ge- 
winnstreben zu intensivieren, um sich den Weg 
für künftige Anleihen nicht zu verbauen. „Das 
heißt beim RWE, das auch weiter mit immer 
steigendem Kapitalbedarf rechnen muß, so- 

viel, daß jeder Einfluß der öffentlichen Körper- 
schaften oder anderer Aktionäre nur soweit zur 
Geltung gebracht werden kann als hierdurch 
die Erzielung der vorgeschriebenen Gewinne 
nicht verhindert wird."' So durften dem RWE 
keine Aufgaben zugemutet werden, die keinen 
Gewinn versprachen. „Trotzdem vorläufig die 
amerikanischenGeldgeber nur einen relativ ge- 
ringen Anteil am Aktienkapital des RWE besit- 
zen, ist ihr Einfluß auf die Geschicke des RWE 
als Folgeder besonderen Anleihebedingungen 
absolut vorherrschend. Tatsächlich könnte er 
sich auch durch Uberlassung eines viel größe- 
ren Anteils am Aktienkapital nicht erhöhen. . . . 
Ob privatem amerikanischen Kapital sämtliche 
Anlagen mit der Verpflichtung verpfändet wer- 
den, bestimmte minimale Nettogewinne zu er- 
zielen, oder ob ihm ein beträchtlicher Anteil am 
Aktienkapital überlassen wird, kommt im wirt- 
schaftlichen Endeffekt auf das Gleiche heraus: 
in beiden Fällen muß man das tun, was der Kapi- 
talgeber für richtig hält. "2 

Das RWE hatte bei ausländischen Anleihen 
den Vorteil, daß das Geld steuerfrei verwendet 
werden konnte. Durch das Naziregime und den 
Beginn des Weltkrieges im Jahre 1939, schien 
der unmittelbare amerikanische Einfluß abge- 
nommen zu haben. Doch das ist nur eine Ver- 
mutung. Siegründet sich auf der Tatsache, daß 
1940 Hermann Josef Abs für die Deutsche 
Bank AG in den RWE-Aufsichtsrat einzog. 
Auch in diesem Fall dürfte der Aktienbesitz 
nicht im Vordergrund gestanden haben, son- 
dern die Kreditvergabe nach dem bereits be- 
schriebenen Muster. Für die Banken sind die 
Energieversorger seit jeher lukrative Unterneh- 
men. Diese habeneinen sicheren Markt und ga- 
rantieren eine hohe Verzinsung und sichere Til- 
gung von Krediten, da alle entstehenden Ko- 
sten auf die Stromkunden abgewälzt werden 
können. 

Ein Geschäft und seine Hintergründe 

Mit einem Stromgiganten wie dem RWE kön- 
nen Banken auch Geschäfte machen, die über 
Kreditvergabe weit hinausgehen. Als 1967 das 
Gerücht aufkam, die Franzosen wollen die Gel- 
senberg AG kaufen, entstand ein dramatisches 
,Tauziehen1 um diesen Konzern. Gelsenberg 
war ein für die BRD wichtiger Energiekonzern. 
Die Dresdner Bank AG hielt ein Aktienpaket von 
30,80/0 ( =  485 Mio. DM) und die Deutsche Bank 
AG besaß 7,5%. Vor allem die Dresdner Bank 
AG hatte Interesse, ihr Paket zu verkaufen. Am 
26. 1. 1969 war es soweit: Das RWE kaufte für 



. zur buridesdeutschen Strornzentrale RWE 

insgesamt495 Millionen DM die beiden Pakete. 
Diese Transaktion brachte den Banken einen 
erheblichen Gewinn, der Offentlichkeit und Po- 
litik stark beschäftigte. Das Besondere an dem 
Coup war, daß durch den politischen Wirbel 
(der durch das ,ausländische Interesse' an Gel- 
senberg entstand) und verschiedene Verkaufs- 
verhandlungen der Preis in die Höhe getrieben 
worden war. Es erscheint daher lohnenswert, 
die beteiligten Persönlichkeiten an diesem ,Ge- 
schäft' anzuschauen: Im Vorstand der Dresd- 
ner Bank AG saß Werner Krueger, der 
1964-1973 auch im Aufsichtsrat des RWE 
war. Bis 1967 fungierte Hermann Josef Abs als 
Vorstandssprecher der Deutschen Bank, da- 
nach verlorerals Aufsichtsratsvorsitzendersei- 
nes Instituts keineswegs an Einfluß. Gleichzei- 
tig war (und blieb) er Aufsichtsratsvorsitzender 
beim RWE. 
Der Nachfolger von Abs im Vorstand der Deut- 
schen Bank - Friedrich Wilhelm Christians - 
kam zunächst in den Verwaltungsrat des RWE. 
Der Thyssen-Chef Hans-Günther Sohl war Auf- 
sichtsratsvorsitzender bei ,Gelsenbergl und 
stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender 
beim RWE. Zudem war er auch im Aufsichtsrat 
der Dredner Bank AG! Gelsenberg-Vorstands- 
mitglied Hans Korsch wiederum hatte einen 

Sitz im Verwaltungsrat des RWE. Selbstver- 
ständlich waren auch die RWE-Vorstände Al- 
fred Einnatz und Helmut Meysenburg mit von 
der Partie. 
Doch nicht nur beim Kauf, sondern auch beim 
Verkauf der ,Gelsenberg AG' hinterlassen be- 
kannte Personen des Wirtschaftslebens ihre 
persönliche,Note. Mitte 1973 - am Vorabend 
der ersten Olpreiskrise - ergriffen der Wirt- 
schaftsminister Hans Friderichs und sein 
Staatssekretär Carsten-Detle? Rohwedder die 
Gelegenheit, Deutschlands Olinteressen zu- 
sammenzufassen. Das bedeutete die Uber- 
nahme von ,Gelsenbergl durch die VEBA. Das 
RWE hatte den Gelsenberg-Kauf mittlerweile 
bereut, denn es hatte keine besonderen Vortei- 
le erbracht. Auch der Börsenkurs der ,Gelsen- 
berg'-Aktien war gesunken und ein Verkauf wä- 
re verlustreich gewesen. Doch Hans Friderichs 
bot dem RWE und den übrigen ,Gelsenberg'- 
Aktionären einen Preis, der so hoch war, wie 
1969, als das RWE die GBAG kaufte. Das war 
sein Energiekonzept. Insgesamt rnußte der 
Bund 700 Mio. DM aufbringen. 
Heute ist Rohwedder Vorstandsvorsitzender 
bei der Hoesch AG. Hans Friderichs ging 1977 
in denvorstandder Dresdner BankAG und sitzt 
heute auch im Aufsichtsrat des RWE. 



Die Banken im Leasing-Geschäft des 
RWE 

Der Aufsichtsratsvorsitzende des RWE ist seit 
dem 17. 10. 1977 Friedrich-Wilhelm Chri- 
stians, der sich zusammen mit Wilfried Guth, 
den Sprecherposten der Deutschen Bank teilt. 
BevorChristians den Aufsichtsratsvorsitz über- 
nahm, hatte sich die Dresdner Bank für Jürgen 
Ponto den Platz ,erkauft'. Dies geschah da- 
durch, daß die Dresdner Bank sich seit 1974 
kräftig am RWE-Atomkraftwerks-,geschäftl be- 
teiligte. Am KKW Mülheim-Kärlich ist sie durch 
ihre 25O/oige Beteiligung an der ,Societe Lu- 
xembourgeoise de Centrales Nucleaires SA' 
(SCN) engagiert, an den beiden KKW-Blöcken 
Gundremmingen durch eine 1 O%ige Teilhabe 
an der ,Deutschen Anlagen-Leasing GmbH' 
(DAL) und atn Erdgaskraftwerk Meppen durch 
ihre 30%ige Beteiligung an der ,KG Allgemeine 
Leasing GmbH &Co.' (siehe Kapitel 5.3). 
Auch an der ,Nukem Luxemburg GmbH' (Nu- 
lux), eine 60%ige Nukem-Tochter, ist die 
Dresdner Bankzu 10% im Geschäft. Die ,Nuc- 
lear-Ingenieur-Service GmbH' (NIS) mit Sitz im 
Atomzentrum Hanau, ist die einzigeTochterge- 
sellschaft (52%) der ,Lahmeyer International 
GmbH'. An dieser wiederum sind die Dresdner 
und die Deutsche Bank zu je 12,5% beteiligt. 
Schließlich ist die Dresdner Bank über eine 
50%ige Beteiligung an der ,Gesellschaft für 
Metallwerte mbH' mit der ,Metallgesellschaft 
AG' verbunden, die wiederum durch die Uran- 
gesellschaft und durch Nukem (Hanau) am 
RWE-Atomgeschäft partizipiert. 
Die Dresdner Bank ist allerdings nicht die einzi- 
ge Bank, die im Leasing-Geschäft ihre Finger 
im Spiel hat. So sind an der ,KG Allgemeine 
Leasing GmbH' auch die Bayerische Landes- 
bank, die Bayerische Hypo-Bank und die West- 
deutsche Landesbank Girozentrale beteiligt. 
Letztere hält 10% und ist auch über die ,Hol- 
dinggesellschaft Düsseldorf-Frankfurt mbH' 
an der ,Deutschen-Anlagen-Leasing GmbH' 
beteiligt. Der Vorstandsvorsitzende der West- 
LB, Friedel Neuber, ist seit 1983 Mitglied im 
VKA. 
Gesellschafter der West-LB sind das Land 
NRW (43,2%), der Rheinische Sparkassen- 
und Giroverband (dessen Präsident Johannes 
Fröhlings auch im VKA ist) zu 33,4010 und die 
Landschaftsverbände Rheinland und Westfa- 
len-Lippe (zusammen23,4%), deren Landesdi- 
rektoren Bert Fischbach und Herber1 Neseker 

sowohl im VKA als auch im Regionalbeirat des 
RWE sitzen. 
Ein weiterer Gesellschafter der DAL ist die Lan- 
desbank Rheinland-Pfalz, deren Chef Erwin 
Sinnwell ab 1983VKA-Mitglied war, aber imZu- 
ge der DAL-Krise vorzeitig seinen Hut nahm. 
Gesellschafter der Landesbank Rheinland- 
Pfalz ist mit 50% der Sparkassen- und Girover- 
band Rheinland-Pfalz, dessen Chef gleichzei- 
tig Vorsitzender ihres Kreditausschusses und 
Vorsitzender des Verwaltungsrates der Lan- 
desbankvon Rheinland-Pfalz ist: der rheinland- 
pfälzische Finanzminister Dr. Dieter Braun- 
Friderici. Er war von 1964 bis 1982 im Verwal- 
tungsbeirat, zuletzt im Regionalbeirat Süd des 
RWE und war auch im VKA. 
Weitere 50% an der Landesbank Rheinland- 
Pfalz hält das Land Rheinland-Pfalz. Diese Be- 
teiligung gehört somit in den Verantwortungs- 
bereich des rheinland-pfälzischen Wirtschafts- 
ministers Carl-Ludwig Wagner (CDU). Er war 
vom 2. 6. 1976 bis zum 23. 2. 1978 im RWE- 
Aufsichtsrat und dann noch ein Jahr im Regio- 
nalbeirat Süd. Verständlicherweise bestreiten 
Braun-Friderici und Wagner jede Verantwor- 
tung für die Krise der DAL. 
Obwohl nachgewiesenermaßen die Gesell- 
schafter der DAL eng mit dem RWE verbunden 
sind, wird deren Krise nicht in Verbindung mit 
dem Essener Konzern gebracht. 

Die Banken und das RWE - Verflech- 
tung total 

Das AWE ist das einzige Energieversorgungs- 
unternehmen, in dem eine Großbank den Vor- 
sitz im Aufsichtsrat hat. Neben Christians und 
Friderichs ist Thomas Wegscheider von der 
Bank für Gemeinwirtschaft (als Arbeitnehmer- 
vertreter) im RWE-Aufsichtsrat. Der 
Commerzbank-Vertreter Paul Lichtenberg hat 
einen Sitz im Wirtschaftsbeirat des RWE. Doch 
auch umgekehrt besitzt das RWE eine heraus- 
ragende Stellung bei den Banken inne, denn 
RWE-Vertretersind in den Gremien dieser Ban- 
ken ebenso vertreten. Seit 1965 gibt es zwar 
dasverbot der Uberkeuzmandate, was bedeu- 
tet, daß die Unternehmen sich nicht gegensei- 
tig im Aufsichtsrat kontrollieren dürfen. Doch 
die Einrichtung eines Verwaltungsbeirates 
konnte einen annähernd gleichwertigen Ersatz 
schaffen. So hat der RWE-Vorstand Günther 
Klätte einen Sitz im 17köpfigen Beraterkreis 
der Gesamtbank bei der Deutschen Bank AG. 
Hier kann er nicht nur Ca. 26.000 DM jährlich 
einkassieren, sondern auch mit ,Deutsch Ban- 



kiers' die RWE- und die Bankinteressen ab- 
stimmen. Betrachtet man noch die Regional- 
beiräte der Deutschen Bank, entdeckt man in 
diesem Adressbuch der deutschen Wirtschaft 
aus allen größeren RWE-Töchtern Vorstands- 
mitglieder. Umgekehrt sind die Bank-Vorstand- 
ler in den Aufsichts- und Beiräten der RWE- 
Töchter vertreten. 
Der RWE-Vorstand Friedhelm Gieske hat einen 
Sitz im Verwaltungsbeirat der Dresdner Bank 
und ist ferner Aufsichtsratsmitglied der 
84Yoigen Dresdner-Bank-Tochter Deutsche 
Hypothekenbank. Desgleichen bei der Natio- 
nal Bank AG. an derem Ka~ i ta l  die .HOSTRA- , - -  

~ e t e i l i ~ u n ~ s ~ e s e i l s c h a f t  m ' b ~ '  über die ,Indu- 
striekreditbank AG'beteiligt ist unddiedendrei 
Großbanken gemeinsam gehört. 
Wieschon gesagt, sitztder Commerzbank-Ver- 
treter Lichtenberg im RWE-Wirtschaftsbeirat. 
Im Gegenzug hat der RWE-Vorstand Werner 
Rinke einen Sitz im Commerzbank-Aufsictits- 
rat. Dieses System der Postenschieberei wür- 
de gänzlich unübersichtlich, wollte man noch 
die Verflechtung mit der Allianz-Versicherung, 
die für das RWE große Bedeutung hat, schil- 
dern. Erwähnt sei nur die wesentliche Bege- 
benheit, daß Allianz-Chef Wolfgang Schieren 
im Aufsichtsrat des RWE Sitz und Stimme hat 
und daß RWE-Vorstand FranzJosef Spalthoff 
seinerseits im technischen Beirat der Allianz 
sitzt. 
Das RWE ist einer der mächtigsten Konzerne 
Europas, dessen Unternehmenspolitik maß- 
geblich von der viertgrößten Bank der Welt diri- 
giert wird. Dasgrößte finanzielle Risiko, dasder 
RWE-Konzern einging, nämlich das Engage- 
ment in der Atomkraft, wird auf viele Bankinsti- 
tute, vor allem Landesbanken, verteilt. Selbst 
die abenteuerlichsten Kosten, die dem RWE 
entstehen könnten, lassen sich so über den 
Strompreis auf den Verbraucher abwälzen. Die 
Einbeziehung desStaates und der Kommunen, 
hat diese zu Komplizen des RWE gemacht. 
Der wahre ,Herr1 über das RWE hält seit 1957 
(mit nur kurzer Unterbrechung 1977) den Auf- 
sichtsratsvorsitz besetzt: die Deutsche Bank 
AG, zuerst mit Hermann Josef Abs, heute mit 
Friedrich Wilhelm Christians. 

Anmerkungen 

1 Carnillo J. Asriel. das RWE, 1930, S. 178. 

2 ebda., S. 179 (Alle Hervorhebungen sind irn Original). 



Verflechtungen 

A tombereich 
Es kann durchaus behauptet werden, daßes in 
der deutschen Atomindustrie kein Unternehmen 
gibt, an dem das RWE nicht direkt oder indirekt 
beteiligt ist. Im In-und Ausland sind bald einhun- 
dert RWE-Tochteroder-Enkel im ,,nuclearbusi- 
ness" tätig. 
Die nuklearen Interessen des RWE haben sich 
in drei Etappen entfaltet. Im Grunde kontrolliert 
der Konzern heute die wesentlichen Firmen im 
atomaren Brennstoff„kreislauf" der BRD. Uber- 
all da, wo die Staatssubventionen in Form von 
Forschungs- und Entwicklungsgeldern beson- 
ders üppig verteilt werden, finden wir ein Glied 
des RWE-Konzerns in der ersten Reihe der Zu- 
wendungsempfänger. Mehr als fünf Milliarden 
DM hat der RWE-Konzern in den letzten zehn 
Jahren allein vom Forschungsministerium kas- 
siert. Dabei hält sichdas RWE selbst ausgespro- 
chen bedeckt, wohl wissend, wie schwer es ist, 
die vielfältigen Interessens- und Kapitalverflech- 
tungen im Atombereich nachzuvollziehen. 
Damitdie Rolledes RWEalsdereigentliche nu- 
kleare Drahtzieher neben SiemenslKWU er- 
kannt und die Verflechtungsbeziehungen tran- 
sparentwerden, soll in diesem Abschnittder Ent- 
wicklungsprozeß in drei Phasen unterteilt und in 
seinen Hauptlinien nachgezeichnet werden. 

DerRWE-VersuchsreaktorKahl(l inks)schuf nich1deProble- 
me die der Konzern mit Mulheim-Karlch hat 

Phase 1 

Phase 1 von 1955-1965 ist die Etappe, in der 
sichdas RWEdem Erwerbvom nuklearen ,Know 
how' widmete. Das fing ganz planmäßig damit 
an, daß RWEalseinziges EVU dievonden USA 
und Großbritannien angebotenen Ausbildungs- 
plätze in den ,,national laboratories" von Argon- 
ne bzw. Harwellausnutzte und seine Leute in die- 
sen Kernforschungszentren schulen ließ. 
Um möglichst schnell Betriebserfahrung mit 
Atomkraftwerken zu erlangen, wurde bekannt- 
lich 1958 das Versuchsatomkraftwerk Kahl in 
Auftrag gegeben. Der Reaktor wurde aus den 
USAvon General Electricgekauft. DasAKW Kahl 
kostete35 Mio. DM, die im Verhältnis der Antei- 
le an der Versuchsatomkraftwerk Kahl GmbH zu 
800/0vom RWE und20%vonderBayernwerkAG 
übernommen wurden. Am 17. 6. 1961 ging Kahl 
ans Netz. Seit 1956 ließdas RWEauchdie tech- 
nischen, wirtschaftlichen und sonstigen Proble- 
me eines ,,Großatomkraftwerkes" mit einer Lei- 
stung zwischen 150 und 250 MW untersuchen. 
Im Dezember 1962 erteilte RWE dem Konsorti- 
um AEGlGeneral ElectriclHochtief AG den Auf- 
trag für den 237 MW-Reaktor Gundremmingen. 
AEG war zu dieser Zeit noch eng mit General 



RWE und Bayernwerk wandelten binnen nur zwei Jahrzehnten die landliche Gegend von Gundremmingen in einer1 Atompark 
um. Ein stillgelegter Block sowte zwei baufrische Reaktoren prägen das Bild. 

Electricverflochten; Hochtief istdagegenschon stieg RWE in alle wesentlichen Entwicklungen 
seit den zwanziger Jahren eine Beteiligungsfir- auf dem Nuklearsektoreinoderübernahm sogar 
mades RWE. So konnteder RWE-Konzern auch die Führungsrolle. 
beimBauderAtomreaktorenfrühzeitigwichtige Im Geschäftsjahr 1965166 erwarb RWE eine 
Erfahrungen sammeln. ,,Schachtel"-Beteiligung (dassind25%)der NU- 
Als BetreiberdesAKWwurdedie ,Kernkraftwerk KEM GmbH. Uberdie NUKEM gingen die wich- 
RWE-Bayernwerk' GmbH gegründet, die zu tigsten Initiativen zur Gründung weiterer Atom- 
75~/oRWEundzu25%demBayernwerkgehört. firmen aus: ALKEM, HOBEG und RBU haben 
DieFinanzierungdieses AKW ist ein Musterbei- sich jeweils auf die Herstellung von Brennele- 
spiel fürdie Abwälzungdes Risikosauf die Steu- mentenspezialisiert. An HOBEG und RBU istdie 
erzahler, weil der Bund die ,,Betriebsverluste" Siemens-Tochter KWU mit je60°/o beteiligt. Für 
bis zur HöhedesGesellschaftskapitalsvon 100 den Transport von Uran und abgebrannten 
Mio. DM übernahm. Bei diesem Projekt ging es Brennelementen sind die 1966 gegründete 
alsovor allem um den Erwerb der Kenntnisvon TRANSNUKLEAR GmbH und deren ausländi- 
Finanzierungsmodalitäten im Atomgeschäft. sche Schwestern zuständig. 
Schließlich beteiligte sich RWE im Geschäftsjahr Nachdem RWE sich Anfang 1969 als Großaktio- 
1959160 an der EURATOM-Wiederaufarbei- när bei Gelsenbergeingekauft hatte, stellten NU- 
tungsanlage in MollBelgien. Das Grundkapital KEM und Gelsenberg als verlängerte Arme des 
betrug 213 Mio. Dollar, RWE zeichnete einen RWEdie Weichen bei der Urananreicherung und 
50.000 Dollar-Anteil undsichertesichdamit den Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen. Im 
Zugang zum ,Know how' bei der Wiederaufarbei- September 1969 gründeteGelsenberg, NUKEM 
tung von Kernbrennstoffen. (je 40%) und Hoechst (20%) die URANIT Uran- 

Isotopentrennungs-GmbH, die sich an den An- 
Phase 2 reicherungsanlagen der britischen und nieder- 

ländischen Schwestergesellschaften der Uren- 
Die eigentliche nukleare Expansion des RWE CO beteiligte und in Gronau die deutsche Anlage 
fand in der2. Phasevon 1965 bis 1975statt. Hier baut. 



Tausendfach -alles unter einem Dach 

Fürden Bau der ersten großen Wiederaufarbei- 
tungsanlage in der BRD wurde 1971 die KEWA 
Kern brennstoff-Wiederaufarbeitungs-Gesell- 
schaft mbH gegründet, an der sich außer NU- 
KEM und Gelsenberg auch Hoechst und Bayer 
mit jeweils 25% beteiligten. Die KEWA war der 
deutsche Partder ,United ReprocessorsGmbH', 
dieebenfalls 1971'als trinationales Unternehmen 
mit Frankreich und Großbritannien gegründet 
wurde. Nachdem diechemiegiganten ausdem 
Wiederaufarbeitungsgeschäft wegen mangeln- 
der Gewinnaussicht 1977 ausstiegen, übernahm 
die inzwischen von den EVU gegründete DWK 
diese Gesellschaft. 
Wasdie Urananreicherung nach demTrenndü- 
senverfahren betrifft, von dem dieSTEAG AG die 
Lizenzrechte besitzt, so kontrollierte RWE ge- 
meinsam mit Gelsenberg diese Entwicklung 
über die Gesellschaft für Energiebeteiligungen 
(GfE). Als RWE kurzvor der ersten Olpreiskrise 
das Gelsenberg-Paket an den VEBA-Konzern 
mit Gewinn abstieß, entwickelte sich eine enge- 
re Zusammenarbeit mit der VEBA und ihren 
Töchtern auf dem Atomgebiet. Nach dem Motto: 
„Getrennt marschieren, vereint zuschlagen", 
kontrollierten RWE und VEBA zunächst die 
Uranversorgung und die Anreicherung von 
Uran in der BRD. RWEgründete überdie Rhein- 
braun die Uranerzbergbau-GmbH und gemein- 
sam mitderVEBAwird Kontrolle überdie Nukle- 
araktivitäten der STEAG ausgeübt. Und zwarvon 
der Urangesellschaft über die ,Trenndüsen- 
Entwicklungs- und Patentverwertungsgesell- 
schaften' biszur GNS-Gesellschaftfür Nuklear- 
Service. 

Mit Meilensteinen in der Atomentwicklung, näm- 
lich dem Auftrag für das Flaggschiff der deut- 
schen Atomindustrie, dem 1200 MW-Reaktor 
Biblis Aund dem Baudes Prototypen desschnel- 
len Brüters in Kalkar, riß RWE 1968169 endgül- 
tig die Führung im Nuklearbereich an sich. Be- 
reits 1966 war die Entscheidung gefallen, daß 
sich RWE am Bau einesschnellen Brutreaktors 
beteiligen würde. Aus der Projektgesellschaft 
Schneller Brüter - gegründet im Dezember 
1969 -entstand die Schnell-Brüter-Kernkraft- 
werksgesellschaft mbH (SBK), an der RWE nach 
mehrfachen Anderungen der Beteiligungen der 
niederländischen, belgischen und britischen 
Partner heute rund 69% der Anteile hält. Ende 
1973 wurde zwischen den staatlichen Elektrizi- 
tätsgesellschaften Frankreichs und Italiens - 
EdF und ENEL- sowie dem RWE eine Verein- 
barung abgeschlossen, aus der die Gründung 
der Europäischen Schnellbrüter-Kernkraft- 
werksgesellschaft mbH (RWE-Anteil51%) und 
derNERSA(RWE 16%) mitdemziel folgte, gro- 
ße Brüter zu bauen. 
Weitere Ecksteine der Phase 2 waren der Ab- 
schluß des Probebetriebsvon Gundremmingen 
1966167 und die Ubernahme von BiblisA im Fe- 
bruar 1975. Dazwischen lag eine hektische Ak- 
tivitätdes RWE auf dem AKW-Sektor: In der BRD 
wurdendie Reaktoren Biblis B, Mülheim-Kärlich, 
Gundremmingen BundC bestellt,fürVahnumA 
und B wurde das Genehmigungsverfahren ein- 
geleitet. Außerdem wollte RWE in Luxemburg 
dasAKW Remerschen bauen und beteiligtesich 
zudem mit 7,5010 am Schweizer AKW Kaiser- 
augst. 

Phase 3 
Seitdem Frühjahr 1975 sind die nuklearen Akti- 
vitäten des RWE durch die Streuung des finan- 
ziellen Risikos bei gleichzeitiger Konsolidierung 
des Bestandesgekennzeichnet. DieseEntwick- 
lung ist am deutlichsten bei den AKW zu beob- 
achten: Für die Blöcke Gundremmingen B und 
C trat eine Beteiligungsgesellschaft der ,Deut- 
schen Anlagen Leasing' und für Mülheim-Kärlich 
die ,Societe Luxembourgeoise de Centraes Nu- 
cleaires' (RWE-Anteil zunächst 25, inzwischen 
30%)in die Lieferverträgeein. Gleichzeitig wur- 
den die AKW ans RWE verpachtet. Für Gund- 
remmingen gründete man die ,Kernkraftwerk 
Gundremmingen Betriebsgesellschaft mbH' 
(KGB), wieder imverhältnis RWE75% und Bay- 
ernwerk 25%. 



Abb. 13: Die Atombeteiligung des RWE 
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Kolkar Der zur Zeit im Bau befindliche Schnelle Bruter wird 
wohl kaurndie spatgotischen Bauwerke des niederrheinischen 
Ortes uberleben 

Beiden Uran-Exploration- und anreicherungsfir- 
men versuchte RWE, seine Kontrolle über die 
STEAG zu festigen, aber das Kartellamt unter- 
sagteden geplanten Handel. Aberdafür konnte 
RWE im Geschäftsjahr 1976177seinenAnteil an 
der NUKEM von25%auf45% erhöhen und hier 
den Haupteinflußerringen. Bei der URANIT wur- 
de der Hoechst-Anteil auf 25% aufgestockt, so 
daß RWE und dieVEBA-Tochter Preußenelektra 
nun nur noch mit je 37,5010 beteiligt sind. 
Am grundlegendsten veränderten sich die Ge- 
schäftsbeziehungen in der Wiederaufarbeitung. 
lm Jahr 1975 hattendie EVU, die AKW betreiben, 
dieTrägergesellschafi PWKfür den Betrieb einer 
Wiederaufarbeitungsanlage gegründet. Der 
RWE-Anteil betrug 31 010. Im Februar 1977 wur- 
dedann durch Umwandlung der PWKdie Deut- 
sche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen mbH (DWK) gegründet. Der 
RWE-Anteil blieb bei 31 O/O. . 
Inzwischenwollen sich die Essener aber ausder 
DWKteilweisezurückziehen, weil die Höheder 
Verlustzuweisungen auf die Dauer selbst dem 
dümmsten Kleinaktionär ins Augestechen muß. 
RWE plant, 1 0010derDWK-Anteilean die Bayern- 
werk AG weiterzugeben, daderen Atomstroman- 
teilviel höher seials beim RWE.Verursacherprin- 
zip wird so etwas genannt. 
1977 hatte RWE noch fürdasgemeinsam mitden 
Pfalzwerken geplante AKW Neupotzfür den er- 
sten der beiden Blöckedie ersteTeilerrichtungs- 
genehmigung beantragt. Im Herbst 1982gabdie 
RWE-Tochter Hochtief jedoch den Auftrag für 
das AKW zurück. Für Vahnum A und B wurden 
die Planungsarbeiten inzwischen eingestellt. Ein 
weiteres AKW-Projekt, Pfaffenhofen, wo RWE 
gemeinsam mit den Lechwerken tätig werden 
will, wurdevorerst dadurch verhindert, daß AKW- 
Gegner strategisch wichtigeTeile des Baugelän- 
des aufkauften. Auch die geplante Erweiterung 
von Biblis um zwei Blöcke wurdeauf Eisgelegt, 
nachdem bereits im April 1975 das atomrechtli- 
che Genehmigungsverfahren eingeleitetworden 
war. Zusammenfassend ist die3. Phasedurchei- 
nen geordneten Rückzug beim Investitionsrisi- 
kofürAtomkraftwerkegekennzeichnet. All jene 
Atom-Beteiligungen jedoch, deren Betriebsrisi- 
ken durch einen überdurchschnittlich hohen 
Forschungs- und Entwicklungszuschuß des 
Staates sozusagen vergesellschaftet worden 
sind, werden einem bestimmenden Kapital- 
Einfluß des RWEausgesetzt. Jüngstes Beispiel 
sind da die fündigen UranJäger Rheinbraun 
U. S., Corporation und Rheinbraun AustraliaPty. 
Ltd., bei denen sich RWE direkt mit 70% ein- 
schaltete. 



8.4 
Venilechtun 
in der 
Elektrizitäts wirts 

Die Elektrizitätswirtschaft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gliedert sich in drei Teilberei- 
che: 
- die öffentliche Elektrizitätsversorgung 
- die industrielle Kraftwirtschaft 
- die Elektrizitätsversorgung der Deutschen 

Bundesbahn. 
Dieöffentliche Elektrizitätsversorgungstellt mit 
einem Anteil von etwa 82% an der gesamten 
Stromerzeugung den wichtigsten Bereich. Bei 
einer Differenzierung nach Versorgungsstufen 
und -aufgaben lassen sich drei Unternehmens- 
gruppen unterscheiden: 
- die neun Verbundunternehmen 
- die regionalen Versorgungsunternehmen 
- die kommunalen Versorgungsunterneh- 

men 
Den neun Verbundunternehmen, die in der 
,Deutschen Verbundgesellschaft' zusammen- 
geschlossen sind, kommt mit Abstand die wich- 
tigste Bedeutung in der öffentlichen Stromver- 
sorgung zu. Fast 90% des Bedarfs der öffentli- 
chenStromversorgungwirdvon ihnen gedeckt. 
Ihr Arbeitsgebiet erstreckt sich über die gesam- 
te Fläche der Bundesrepublik. Sie planen, be- 
treiben und koordinieren jeweils überregional 
den Aufbau und den Einsatz ihrer Kraftwerke. 
Das Höchstspannungsnetz (380kV-Verbund- 
netz) bildet eine unerläßliche Voraussetzung 
für die Großraumversorgung und befindet sich 
ausschließlich im Besitz der neun Verbundun- 
ternehmen. Darüber hinaus wickeln sie den 
Stromaustausch mit dem Ausland ab. Die mit 
Abstand größte dieser Verbundgesellschaften 
ist das RWE. 
Bevor die Beziehungen des RWE zu den ande- 
ren Verbundgesellschaften dargestellt wer- 
den, ist es unerläßlich darauf hinzuweisen, daß 
das RWE das größte 380 kV-Verbundnetz der 
Bundesrepublik besitzt. Im Gegensatz zu den 
anderen Verbundgesellschaften verfügt das 



RWE über Höchstspannungsleitungen und 
Umspannanlagen in den Arbeitsgebieten die- 
ser Gesellschaften. Dies mag darin begründet 
liegen, daß das Arbeitsgebiet des RWE vier 
nicht miteinander verbundene Arbeitsgebiete 
umfaßt. So werden vom Kerngebiet des RWE 
(große Teile Nordrhein-Westfalens sowie 
Rheinland-Pfalz und das Saarland) Höchst- 
spannungsleitungen durch das Arbeitsgebiet 
der Vereinigten Elektrizitätswerke Westfalen 
AG (VEW) zu den zwei nördlichen Versor- 
gungsgebieten des RWE um Osnabrück und 
Meppen geführt. Nach Süden verlaufen 
Höchstspannungsleitungen durch die Arbeits- 
gebiete der Badenwerk AG und der Energie- 
Versorgung Schwaben AG zu dem RWE-eige- 
nen Versorgungsgebiet in Bayern am Lech. 
Zusätzlich verfügt das RWE über eine 380 kV- 
Trasse, die durch das Arbeitsgebiet der Baden- 
werke führt und an der Grenze zur Schweiz an 
das Netz der eidgenössischen EGL, Laufen- 
burg anschließt. 

Verflechtungen mit Verbundunterneh- 
men 

Der zweitgrößte Elektrizitätskonzern der BRD, 
die VEBA AG, Bonn-Berlin, ist selbst kein Mit- 
glied der Deutschen Verbundgesellschaft im 
Gegensatzzu ihrenTöchtern Preußische-Elek- 
trizitäts-AG, Hannover, (Preußenelektra) und 
Nordwestdeutsche Kraftwerke AG, Hamburg, 
(NWK). Große Teile Niedersachsens und Hes- 
sens werden von der Preußenelektra und die 
restlichen Teile Niedersachsens sowie Bremen 
und Schleswig-Holstein von der NWKversorgt. 
Die VEBA-Tochter, VEBA Kraftwerke Ruhr AG' 
(VKR) ist der größte Steinkohlenstromprodu- 
zent der BRD und liefert große Teile seiner Pro- 
duktionandas RWE. Auf dem Kraftwerksstand- 
ort Scholven der VKR befinden sich zwei 
Blöcke (G und H), die auf Olbasis laufen und 
sich im gemeinsamen Besitz von VKR und 
RWE befinden. 
Firmenmäßig wird dies durch die jeweils 
5001oige Beteiligung an der ,Kraftwerke Buer 
GbR' ausgedrückt. 
Von größerer Bedeutung ist die 45,8601oige Be- 
teiligungdes RWEander Gesellschaft für Ener- 
giebeteiligung mbH, Essen (GfE). An ihr sind 
die VKR mit 27,86010 und die VEBA AG mit 
26,28010 beteiligt. Die GfE wiederum hält25,10/0 
am Stammkapital des zweitgrößten Stromer- 
zeugers auf Steinkohlenbasis, der STEAG Ak- 
tiengesellschaft, Essen. EbensowieVKR liefert 

die STEAG einen großen Teil ihrer Strompro- 
duktion an das RWE. Am Steinkohlenkraftwerk 
in Voerde sind die STEAG und das RWE direkt 
über die Tochtergesellschaft ,Kraftwerk Voer- 
de STEAG-RWE oHG' miteinander verbunden. 
UberdieRuhrkohleAG, Essen, istdieVEBAAG 
noch zusätzlich mit der STEAG verflochten. 

VEBA und RWE - ein enges Verhält- 
nis 

Es lassen sich aber noch weitere gemeinsame 
Interessen zwischen dem RWE und der VEBA 
AG nachweisen. So ist die VEBA-Tochter Preu- 
ßenelektra mit52,5%an derThüringer Gas AG, 
München, beteiligt. Diese Gesellschaft besitzt 
wiederum 38,93010 am Aktienkapital der ,Rhe- 
nag Rheinische Energie AG', Köln. Die Rhenag 
unterhält rund 20 Tochtergesellschaften, die 
die regionale Versorgung in großen Gebieten 
rechts und linksdes Rheins betreiben. An ihr ist 
das RWE mit 54,09010 Mehrheitsaktionär. Dar- 
über hinaus ist zu vermerken, daß die Preußen- 
elektra 2,1% des RWE-Aktienkapitals besitzt. 
Dieser Besitz verhilft der Preußenelektra zu 
zwei Sitzen im RWE-Wirtschaffsbeirat. Im Ge- 
genzug sitzt das RWE-Vorstandsmitglied Klät- 
te im Beirat der Preußenelektra und sein Vor- 
standskollege Gieske hält sogar ein Aufsichts- 
ratsmandat bei der Preußenelektra-Tochter 
NWK. Damit der Strombezug des RWE von der 
VKR auch reibungslos erfolgt, kontrolliert der 
Generalbevollmächtigte des RWE, Gerhard 
Rittstieg, die VKR über einen Sitz im Aufsichts- 
rat. Das gemeinsame Interesse an der STEAG 
wird durch die Aufsichtsratssitze in dieser Ge- 
sellschaft durch die Herren Klätte (RWE) und 
Koch (VKR) dokumentiert. 
Der einzige firmenmäßigeZusammenhang des 
RWE zu den Hamburgischen Electricitäts- 
Werke AG (HEW) Iäßt sich über die ,Große 
Windenergieanlage Bau- und Betriebsgesell- 
schaft mbH', Hamburg (Growian) nachweisen. 
Diese Gesellschaft errichtete und betreibt das 
vom BMFT initiierte und zum größten Teil auch 
finanzierte 3-MW-Windkraftwerk bei Brunsbüt- 
tel. 



Abb.14:Verflechtungen des RWE mit der VEBA AG und der Hamburgischen Electrizitätswerke AG 
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Enge Beziehungen zum Bayernwerk 

Zahlreiche Beziehungen des RWE lassen sich 
zu der nächsten Verbundgesellschaft, der Bay- 
ernwerk AG, aufzeigen. 
An der Versuchsatomkraftwerk Kahl GmbH, 
Karlstein, die das erste kommerzielle Atom- 
kraftwerk, das in der BRD errichtet wurde, be- 
treibt, sind das RWE mit 80% und die Bayern- 
werke mit 20% beteiligt. Die Atomkraftwerke in 
Gundremmingen werden von 2 Gesellschaften 
betrieben (Kernkraftwerk RWE-Bayernwerk 
GmbH und Kernkraftwerke Gundremmingen 
Betriebsgesellschaft mbH), an denen das RWE 
mit jeweils 75% und die Bayernwerke mit 25% 
beteiligt sind. 
An einem weiteren Atomkraftwerk in Bayern, in 
Ohu, das von der Kernkraftwerk Isar GmbH, 
München betrieben wird, Iäßt sich ein gemein- 

VEW baut den Hochtemperatur-Reaktor in Hamm-Uentrop der 1986 in Betrieb gehen soll (hinten rechts ein Sleinkohlenkraftwerk) 



sames lnteresse der Bayernwerke und des 
RWE nachweisen. Die GeseIIschafterderKern- 
kraftwerk Isar GmbH sindzu je50°/o die Bayern- 
werke und die Isar-Amperwerke AG, München. 
Die lsarwerke GmbH, München, an der das 
RWE zu 25% beteiligt ist, hält einen Anteil von 
über 75% an der Isar-Amperwerke AG. Zusätz- 
lich ist die Lech-Elektrizitätswerke AG, Augs- 
burg, eineTochter des RWE, mit 6,75% mitdie- 
ser AG verflochten. Im Aufsichtsrat der Isar- 
Amperwerke sitzen übrigens die RWE-Vor- 
standsmitglieder Klätte und Rinke. 
Inwieweit der Fremdstrombezug der Bayern- 
werke von außerbayerischen Unternehmen 
durch das RWE gedeckt wird, Iäßt sich nicht 
feststellen. Im Geschäftsjahr 1982183 (81182) 
trugen die außerbayerischen Liefergesell- 
schaften 13% (23,5010) zum Gesamtstromauf- 
kommen der Bayernwerke bei. 

Interesse am westfälischen Stromer- 
zeuger VEW 
Die offensichtlich wichtigste Beziehung des 
RWE zu der Bayernwerk AG scheint das ge- 
meinsame Interesse an einer weiteren Ver- 
bundgesellschaft, der Vereinigten Elektrizitäts- 
werke Westfalen AG, Dortmund(VEW), zusein. 
Die Energie-Verwaltungs-Gesellschaft mbH, 
Düsseldorf (EVG) besitzt eine Schachtelbeteili- 
gung an de; VEW (25,320'0). 
An der EVG sind wiederum die ,Contigas Deut- 
sche Energie AG', Düsseldorf, und das RWE 
mit jeweils 30% beteiligt: 
Die Contigas ist eine verhältnismäßig junge 
Tochter der Bayernwerk AG, sie ist inzwischen 
zu über 70% in deren Besitz. 
Schließlich sei noch zu erwähnen, daß das 
RWE-Vorstandsmitglied Rinke im Aufsichtsrat 
der VEW sitzt. 

Abb. 15: Verflechtungen des RWE mit der Bayernwerk AG und der Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen AG 
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Südliche Gemeinsamkeiten 

Das RWE befriedigt im wesentlichen den 
Fremdstrombezug der beiden anderen süd- 
deutschen Verbundgesellschafteri, der 
Energie-Versorgung Schwaben AG und der 
Badenwerk AG. Die Lieferungen an diese bei- 
den Gesellschaften weisen allerdings eine ab- 
nehmbareTendenz auf, was auf den forcierten 
Ausbau der Atomkraftwerke bei diesen Gesell- 
schaften zurückzuführen sein dürfte. 
Während sich die Beziehungen des RWE zur 
EVS auf den Fremdstrombezug zu beschrän- 
ken scheinen, gibt es zur Badenwerk AG ein 
paar interessante gemeinsame Interessen. 
An der Schluchseewerk AG, Freiburg, die eines 
der größten Pumpspeicherwerke Europas be- 
sitzt, sinddasRWE mit50010 unddieBadenwerk 
AG mit 37,5010 beteiligt. 
An der ,Großkraftwerk Mannheim AG', die das 

gröljte Steinkohlenwerk in Baden-Württem- 
berg betreibt, Iäßt sich eine gemeinsame Ver- 
antwortung nachzeichnen. Während die Ba- 
denwerk AG mit 26% direkt an dieser Gesell- 
schaft beteiligt ist, erfolgt der Einfluß des RWE 
über die 44%ige Beteiligung der Pfalzwerke 
AG, Ludwigshafen. Denn an der letztgenann- 
ten Gesellschaft ist die RWE-Tochter ,Aktien- 
gesellschaft für Energiewirtschaft', Mannheim, 
mit 27,33010 beteiligt. 
Auch beim Bau von Atomkraftwerken arbeiten 
das RWE und die Badenwerk AG zusammen. 
An dem geplanten Atomkraftwerk Kaiseraugst 
in der Schweiz sind sie darüber hinaus zu je- 
weils 7,5010 beteiligt. 
Bleibt noch die letzte der neun Verbundgesell- 
schaften, die Berliner Licht- und Kraft AG (Be- 
wag). Siescheint auch unter den ,Sonderstatus 
Berlin' zu fallen, denn Gemeinsamkeiten zwi- 
schen der Bewag und dem RWE sind -zumin- 
dest direkt - nicht auszumachen. 

Abb. 16:Verflechtungen des RWE mit der Badenwerk AG 
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Der 
Mischkonzern 
RWE - 
Erläuterungen 
zur Konzern 
verflechtung 

Betrachten wir nun den RWE-Konzern in seiner 
vollen Größe. Im Geschäftsbericht 1982183 
werden 107 Gesellschaften als Konzernunter- 
nehmen aufgeführt. Gesellschaften mit einem 
Stammkapital von unter 1 Million DM werden 
nicht für Wert befunden, als Konzernunterneh- 
men geführt zu werden. Es sei denn, diese Ge- 
sellschaften sind über einen ,Ergebnisabfüh- 
rungsvertrag' ,,in besonderer Weise" mit dem 
RWE verbunden. Darüber hinaus werden mit 
dem Konzern verbundene Brennstoffhandels- 
gesellschaften, deren größteeinGeseIIschafts- 
kapital von 2,2 Millionen DM besitzt, nicht zum 
Konzern gezählt, da es sich vorwiegend um 
Personengesellschaften handelt, die nicht un- 
ter einheitlicher Leitung des RWE stehen. 
Zusätzlich sind das RWE bzw. ihre Töchter an 
einervielzahl von Unternehmen biszu 50% be- 
teiligt. Um in den Genuß der Erwähnung durch 
das RWE zu gelangen, muß der Beteiligung- 
santeil mindestens 10% betragen und das 
Grundkapital3 Millionen DM. Diese gewiß nicht 
geringen Anforderungen erfüllen 53 Unterneh- 
men. Ein Uberblick über die nitht erwähnten 
Tochter- bzw. Beteiligungsgesellschaften wäre 
mit Sicherheit ebenfalls sehr interessant. 
Doch werfen wir jetzt einen Blick auf die Struk- 
tur des Konzerns. Wie wir aus dem vierseitigen 
Verflechtungsschemaentnehmen können, Iäßt 
sich eine Vielzahl von Tochter- bzw. Beteili- 
gungsgesellschaften in dem Besitz von 4 Kon- 
zerntöchtern finden (Rheinische Braunkohlen- 
werke AG, Lahmeyer AG, Rheinelektra AG, 
Rhenag Rheinische Energie AG). Diese4Töch- 
ter, die selbst schon Merkmale von Konzernen 
aufweisen - wirwollen sie Unterkonzerne nen- 
nen -, sollen nun im einzelnen untersuchtwer- 
den. 

Im restaurierten Informationszentrum Schloß Pfdffendorf ~ n -  
formiert Rheinbraun uber seine katastrophale Urnweltzer- 
storung in der Region 

Rheinbraun 

Den wichtigsten dieser Unterkonzerne bildet 
die Rheinische Braunkohlenwerke AG (Rhein- 
braun). Ihre Hauptaufgabe liegt in der Förde- 
rung der Braunkohle für die RWE-Kraftwerke 
(siehe Kap. 4.2). Daneben ist sie an rund 140 
Unternehmen direkt bzw. indirekt beteiligt. 
Die Tochter ,Rheinbraun Verkaufsgesellschaft 



mbH'(RV), Köln (Jahresumsatz 1983: 1.226 
Mio. DM) hält Grubenfelder und betreibt den 
Handel mit festen und flüssigen Brennstoffen 
vorwiegend aus eigener Produktion. Die RV ist 
darüber hinaus eine Holdinggesellschaft für 79 
Unternehmen, die in den Bereichen Brenn- 
stoff-, Treibstoff- und Baustoffhandel, Binnen- 
schiffahrt, Umschlag, Lagerei und Spedition tä- 
tig sind. Die seit dem 1. 1. 1984 in 100%igem 
Besitz von Rheinbraun befindliche Tochter 
,Union Rheinische Braunkohlen Kraftstoff AG' 
(Union Kraftstoff) (Jahresumsatz 1983: 4.605 
Mio. DM)verarbeitet Rohöl zu Fertigprodukten, 
insbesondere zu leichten und schweren Heiz- 
ölen, Olefinen, Methanolen, Xylolen und Kreso- 
len. In Wesseling betreibt die Union Kraftstoff 
eine Versuchsanlage zur Braunkohlenverflüs- 
sigung. Uber Beteiligungen an weiteren 29 Un- 
ternehmen ist sie auch an der Exploration von 
Erdöl und Erdgas sowie im Mineralölhandel be- 
teiligt. Von besonderer Bedeutung ist die 
18,5%ige Beteiligung an der DEMINEX ,Deut- 
sche Erdölversorgungsgesellschaft mbH', Es- 
sen (Jahresumsatz 1982: 1.028 Mio. DM). Die 
Tongewinnung sowie die Aufbereitung von 
Quarz und Rohkies wird über die ,Hürtherberg 
Steine und Erden GmbH' sowie Über deren 9 
Beteiligungsgesellschaften abgewickelt. Die 
Konzerninteressen an der Uranerzprospektion 
und -exploration sowie der Handel mit Kern- 
brennstoffen werden von 7 Rheinbraun-Betei- 
ligungsgesellschaften wahrgenommen. Über 
weitere Gesellschaften ist die Rheinbraun irl 
den Bereichen Steinkohlenbergbau, Bergbau- 
beratung, Wasserversorgung, Haustechnik 
und Wohnungsbau vertreten. 

Lahmeyer 

Der nächste Unterkonzern ist die Lahmeyer 
AG. Abgesehen von einigen kleineren eigenen 
Betriebsanlagen liegtdie wesentlichste Bedeu- 
tung für das RWE in ihrer Holdingfunktion. So 
ist sie zu knapp 50% an der ,Lech-Elektrizitäts- 
werke AG' beteiligt, die dem RWE Zutritt nach 
Bayern verschafft. Die Lech-Elektrizitätswerke 
ihrerseits verfügen über 9 Tochtergesellschaf- 
ten. An der Main-Kraftwerke AG, der Aktienge- 
sellschaft für Energiebeteiligung und der Kraft- 
werk Altwürttemberg AG ist die Lahmeyer AG 
zusammen mit dem RWE ebenfalls beteiligt. 
Diese eben genannten Beteiligungsgesell- 
schaften sind vorwiegend in der Energieversor- 
gung tätig. Zusatzlich besitzt die Lahmeyer AG 
Anteile an Gesellschaften, die im Bereich der 
Fertigung und MontageelektrotechnischerAn- 
lagen der Energieversorgung tätig sind. Hier 
sind vor allem die ,Starkstrom-Anlagen-Gesell- 
schaft mbH', die ,Kraftanlagen AG' und die 
,Starkstrom-Gerätebau GmbH' zu nennen. 
Zum Schluß sollte die 50%ige Beteiligung an 
der ,Lahmeyer International GmbH' nicht ver- 
gessen werden, einem weltweit tätigen Engi- 
neering-Unternehmen, dessen Schwerpunkte 
in den Entwicklungs- und Schwellenländern 
liegen. 

Rheinelektra 
Der Unterkonzern Rheinelektra AG besitzt ne- 
ben Beteiligungen in der Energieversorgung 
und im Bau elektronischer Anlagen zwei Ge- 
sellschaften, die mit den eben genannten Be- 



reichenabsolut nichts mehrzu tun haben. Soist 
die 100%ige Tochter ,Stierlen-Maquet AG' in 
der Produktion von medizintechnischen und 
Großküchen-Einrichtungen engagiert. Stier- 
len-Maquet besitzt drei ausländische Tochter- 
gesellschaften, ihr Exportanteil lag 1983 bei 
39%. Von größerer Bedeutung ist die ,,Heidel- 
berger Druckmaschinen AG". Sie befindet sich 
zu 51,8% im Besitz der Rheinelektra und ist 
nach Aussagen des „manager magazins" ei- 
nes der bestverdienenden Unternehmen der 
Bundesrepublik Deutschland. Mit einem Um- 
satz von 1.047 Mio. DM und rund 6.800 Be- 
schäftigten ist sie derweltweit größte Hersteller 
von Bogenoffset-Maschinen. 83% ihrer Pro- 
dukte werden ins Ausland exportiert. 

Rhenag 

Den letzten der4 Unterkonzerne bildet die Rhe- 
nag Rheinische Energie AG. Zusammen mit ih- 
ren rund 20 Tochter- bzw. Beteiligungsgesell- 
schaften werden von ihr große Teile der links- 
und rechtsrheinischen Gebiete mit Strom, 
Wasser, Gas- und Fernwärme versorgt. 
Neben diesen vier Unterkonzernen ist das 
RWE an einer Vielzahl von Gesellschaften, die 
insbesondere in der Stromerzeugung und -ver- 
teilung tätig sind, direkt beteiligt. Bei den Ge- 
sellschaften, an denen das RWE bis höchstens 
50% beteiligt ist, führt unser Verfiechtungs- 
schema in der Regel nicht weiter, obwohl gera- 
de diese Unternehmen oft von hicht zu unter- 
schätzender Bedeutung sind. So sieht die 
30%ige Beteiligung an der ,Energie-Verwal- 
tungs-Gesellschaft mbH' (EVG) ziemlich un- 
scheinbar aus. Bekannt ist aber, da8 die EVG 
mit 25,32010 an der Vereinigte Elektrizitatswer- 
ke Westfalen AG (VEW) beteiligt ist. Ahnlich 
wichtige Beteiligungen gehen von der Isarwer- 
ke GmbH und der Gesellschaft für Energiebe- 
teiligungen ab (siehe Kap. 8.4). 

Wo man hinschaut: RWE 
Auch beschränktsichdieTätigkeitderStromer- 
Zeugung und werteilungdes RWE nicht auf das 
Gebiet der Bundesrepublik. So sind steigende 
Stromexporte des RWE ins westliche Ausland 
nachweisbar. Wichtig in diesem Zusammen- 
hang ist die41 %ige Beteiligung an der ,Societ6 
Electrique de I'Our SA' in Luxemburg. Diese 
Gesellschaft betreibt eines der größten Pump- 
speicherwerke Europas und ist für die Groß- 
raumversorgung des RWEvon erheblicher Be- 
deutung. 

Damit der Stromabsatz auch in Zukunft gesi- 
chert wird, müssen neue Anwendungsgebiete 
für die Elektrizität entwickelt werden. Hier 
könnte ein zukunftsträchtiges Gebiet bei der 
Stromversorgung elektrisch angetriebener 
Kraftfahrzeuge liegen. Es ist daher nicht ver- 
wunderlich, daß das RWE hier über entspre- 
chende Unternehmen verfügt. 
Beiden Aktivitäten im Atombereich fällt auf, daß 
das RWE an den entsprechenden Gesellschaf- 
ten meistensdirekt beteiligt ist. Die wesentlich- 
sten Interessen werden hier von der 4501oigen 
Tochter NUKEM GmbH sowie deren Beteili- 
gungsgesellschaften abgewickelt (siehe Kap. 
3.3). 
~a wir aber nicht auf alle~ktivitäten und Beteili- 
gungen des RWE eingehen können, wollen wir 
jetzt nur noch eine Gesellschaft abschließend 
etwas näher anschauen: Hochtief AG. 
Das RWE besitzt 38,89010 am Aktienkapital der 
Hochtief AG. Eine weitere Beziehung ist über 
die 20%ige Beteiligung an der Francommerz 
Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH ge- 
geben, die ihrerseits mehr als 25% des Aktien- 
kapitals der Hochtief AG besitzt. Die Hochtief 
AG zählt allerdings nicht als Konzernunterneh- 
men des RWE. Sie ist mit einer Bauleistung von 
5.014 Mio. DM (1 983) der zweitgrößte Baukon- 
zern der Bundesrepublik und besitzt minde- 
stens 30 Töchter- bzw. Beteiligungsgesell- 
schaften. Obwohl die Baubranche ständig dar- 
überklagt,daßesihrschlechtgeht, scheint dies 
allerdingsauf Hochtief nichtzuzutreffen. Unter- 
sucht man den Geschäftsbericht der Hochtief 
AG, so war 1983 das beste Geschäftsjahr seit 
Bestehen dieser Gesellschaft. Die Ausgabe 
von Gratisaktien mit einem Nennwert von 50 
Mio. DM sprechen eine deutliche Sprache. 
Auch spricht Hochtief nicht gern darüber, daß 
sie 20% des Aktienkapitals des größten deut- 
schen Baukonzerns, der Philipp Holzmann AG, 
besitzen. Doch lassen wir es hiermit bewenden, 
schließlich untersuchen wir ja einen Elektrizi- 
tätskonzern und nicht einen Baukonzern. Das 
RWE ist also mit 38,89010 an der Hochtief AG be- 
teiligt. 



Abb. 17: Verflechtungsschema RWE, Stand 1. 1. 1984 
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,Oogsrn AG. 

Energievt 
VeTViaItuf 
Osnabriic 

Ibbenbun 

moqung  Ibben 
lgsgeae(lschan 
k 

mingen Belrlebeges. mbH. 
GundremrnlnQen 

lbbenburen 
~e~ellschail mbH 
?" 

Soziete Luxembourgeoise de 
Centrales Nucl6alres SA. 
Luxemburg 

Iek- 
an, 

Deutsche Gesellschaft lur Wledsraul- 
arbeltung von Kernbrennstollen mbH, 
Hannover 

Voerde 

s~c ie te  Electnque 
de I'Our SA. 

Essen 

I Luxemburg 

Vereinigte Saai 
Elektriz~tats-AG. 
Saarbrucken 

loarweike GmbH, 25 
Munchen 

Rheinis 
und Klt 

100 

- - 
100 

- - 
RHENAS Venlcnerungt 
lungsGesellacha11 mbi 

100 

ch-Westf#Iische 
~lnbahnen Gmbt 

Energieversoigung 
Oberhausen AG. 
Oberhausen au und 

SmbH, 

Niederrheinische Llcht- 
und Kraftwerke AG. 
Monchengladbach-Rheydt 

Bayerlsche 
Wasserkraftwerke AG. 
Munchen 

Rheinisch-Weolfhlische 
WaSseTVierksgeKIIschaft mbn. 
Mulheim rlsch 

zeuge GmbH. 
srrogung alekti 
ebener Krsftlshi 

Gesellschall lur 
Energiebetelllgung GmbH. 
Essen 



Tab.21: Mitglieder im Verband der Kommunalen Aktionäre 

StadtlKreisNerband Verwaltungsrat Name 

Bingen 
Bottrop 
Düsseldorf 
Duisburg 
Eschweiler 
Essen 
Gelsenkirchen 
Gladbeck 
Hürih 
Köln 
Krefeld 
Leverkusen 
Mönchengladbach 
Mülheim a. d. Ruhr 
Neuss 
Oberhausen 
Rernscheid 
Siegen 
Solingen 
Trier 
Aachen 
Ahrweiler 
Altenkirchen 
Bentheim 
Bernkastel-Wittlich 
Birkenfeld 
Bitburg Prüm 
Cochem-Zell 
Daun 
Diepholz 
Düren 
Emsland 
Erftkreis 
Euskirchen 
Gütersloh 
Kleve 
Bad Kreuznach 
Märkischer Kreis 
Mayen-Koblenz 
Merzig-Wadern 
Mettmann 
Minden-Lübbecke 
Oberberg. Kreis 
Osnabrück 
Rhein.Berg. Kreis 
Rhein-Hunsrück-Kreis 
Rhein-Sieg-Kreis 
Siegen 
Steinfurt 
Trier-Saarburg 
Viersen 
Wesel 
Elektrizitätszweckverband 
Vorderhunsrück 
Zweckverband Stromversorgung 
Weiherzentrale 
Landschaftsverband Rheinland 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
Landwirtschaftskammer Rheinland 
Provinzial Feuer- und Lebensver- 
sicherungsanstalten der Rheinprovinz 
Rheinischer Sparkassen- und 
Giroverband 
West-LB 
Landesbank Rheinland Pfalz 
Geschäftsstelle: 

Süd 
West 
West 
- 
Mitte 
West 
- 
West 
Mitte 
Mitte 
West 
Mitte 
West 
Aufsichtsrat 
West 
West 
Mitte 
Mitte - 
Süd 
Mitte 
Süd 
Mitte 
Nord 
Süd 
Süd 
Süd 
Süd 
Süd 
Nord 
Mitte 
Nord 
Mitte 
Mitte 
Nord 
West 
Süd 
Mitte 
Aufsichtsrat 
Süd 
- 
Nord 
Mitte 
Nord 
Mitte 
Süd 
- 
Mitte 
Nord 
- 
West 
West 
Süd 

Süd 

Mitte 
West 
Mitte 
Mitte 

- 
- 
West (früher A 

OB Naujack 
OB Willzok 
OStD Högener 
OStD Krämer 
StD Härchen 
OStD Busch 
OStD Dr. Linde 
OStD Rump 
StD Dr. Rogge 
OStD Rossa 
OStD Dr. Stefiens 
OStD Krupp 
OStD Freuen 
OStD Hager 
StD Schrnitt 
Dir. Dr.-lng. Deuster 
OStD Dr. Krug 
StD Mohn 
Bürgermeister Krebs 
OBZimmermann 
OKD Dr. Janssen 
LR Dr. Plümer 
LR Dr. Beth 
OKD Dr. Terwey 
LR Dr. Gestrich 
LR Dr. Theilen 
LR Gasper 
LR Bartos 
LR Orth 
OKD Heise 
OKD Hüttemann 
OKD Dr. Kolck 
OKD Dr. Bentz 
OKD Dr. Decker 
OKD Dr. Sturzenhecker 
OKD Dr. Schneider 
LR Schumrn 
OKD Dr. Albath 
LR Dr. Klinkharnmer 
LR Linicus 
OKD Dr. Hentschel 
OKD Dr. Momburg 
OKD Dr. Fuchs 
OKD Kreft 
OKD Dr. Scholtissek 
LR Dr. Jäger 
OKD Dr. Kiwit 
OKD Forster 
OKD Dr. Hoffschulte 
LR Dr. Groß 
OKD Müller 
OKD Dr. Griesen 
Bürgermeister Link 

Bürgermeister Ries 

Landesdir. Dr. Fischbach 
Landesdir. Neseker 
Kammerdir. Dr. Klünter 
Generaldir. Dr. Voß 

VerbandsvorsteherFröhIings 

Direktor Sättele 
Direktor Dr. Sinnwell 

~ufsichtsrat) GF Dr. Rewoldt 

Anmerkung: Auflistung laut Stand des VKA-Protokolls vom 28. 11. 83. Die jeweiligen Vertreter konnen im Laufe der Zeit wechseln. da nur auf Zeit 
gew8hlt. 
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I 

Wir wollen die Gelegenheit nutzen, die maßgeblichen Herren des RWE namentlich vorzu- 
stellen. Neben der Dokumentation von Vorstand und Aufsichtsrat werden die ,Besitzer1 des 
Unternehmens in Form der Mitgliederdes ,Verbandesder kommunalen Aktionäre des RWE, 
GmbH', nachstehend aufgeführt. Abschließend präsentieren wir den derzeit 73-köpfigen 
Verwaltung, deren Mitglieder „vor Ort" für die nötige Akzeptanz und Durchsetzbarkeit der 

1 
RWE-Geschäftspolitik sorgen sollen. Auffallend ist der hohe Anteil der Doppelmitglied- 
schaften in VKA und Verwaltungsbeirat . . . 

Tab.22: RWE-Vorstands-, Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsmitglieder 

Aufsichtsrat 
Dr. h. C. Hermann J. Abs 

FrankfurtlMain 
Ehrenvorsitzender 

Dr. F. Wilhelm Christians 
Mitglied desVorstands der Deutschen 
Bank AG, Düsseldorf 
Vorsitzender 

Bruno Steinborn*) 
Mechaniker, BergheimlErfl 
stellv. Vorsitzender 

Hans Alker.) 
2. Vorsitzender der Industriegewerk. 
schaft Bergbau und Energie. 
Bochum 

Walter Freitag') 
Kaufm. Angestellter. Essen 

Dr. Hans Friderichs 
Mitglied des Vorstands der 
Dresdner BankAG. 
FrankfurtlMain 

Peter Germer*) 
Handlungsbevollmächtigter. 
Heiligenhaus 
-seit 24. Februar 1983 - 

Heinz Hager 
Oberstadtdirektor, 
Mülheim a. d. Ruhr 

Martin Hambrecht*) 
Dreher, Sandhausen 
-seit 24. Februar 1983 - 

Dr. Friedrich-Wilhelm Janssen 
Oberkreisdirektor. Aachen 
-seit 1. Oktober 1983 - 

Horst Katzor 
Oberbürgermeister, Essen 

Paul Kieras 
Oberkreisdirektor a. d.. Siegburg 
- bis 30. September 1983 - 

Dr. Georg Klinkhammer 
Landrat, Koblenz 

Willy Köning *) 
Monteur, Essen 

Josef Kürten 
Oberbürgermeister, Düsseldorf 

Werner Marquardt") 
VorhandwerkerlSchichtelektriker, 
Grevenbroich 
-seit24. Februar 1983 - 

Reinhold Mosch') 
Bezirksvorsitzender der 
Gewerkschaft OTV. 
Bezirk Nordrhein-Westfalen 1. 
Solingen 

Dr. Wolfgang Schieren 
Vorsitzender des Vorstands der 
Allianz Versicherungs AG, München 
- seit 24. Februar 1983 - 

Dr. Dieter Spethmann 
Vorsitzender des Vorstands der 
Thvssen AG, Düsseldori 
-seit 24. Februar 1983 - 

Willi Töller') 
Dreher, FrechenGrefrath 
- seit24. Februar 1983 - 

Heribert Werhahn 
Kaufmann, Neuss 

Mit Ablauf der Hauptversammlung am 
24. Februar 1983 aus dem Aufsichts- 
rat ausgeschieden: 
Dr. Peter Adolff 

Mitglied der Geschäftsleitung 
der Allianz Versicherungs AG, 
Stuttgart 

Josef Baumann') 
Schlosser, Frechen 

Erich Brenneisen') 
Obermonteur. Mannheim 

Oiiried Brützel') 
Betriebsdirektor, Pulheim 

Heinrich Büsgen') 
Dreher, Rommerskirchen 

Dr. h. C. Walter Hesselbach*) 
Vorsitzender des Vorstands der 
Beteiligungsgesellschaft tur Gemein- 
wirtschaft AG. FrankturtlMain 

Dr.-lng. E. h. Hans-Günther Sohl 
Düsseldori 

Vorstand 
Dr.-lng. Günther Klätte 
Heiligenhaus 

Dr. jur. Friedhelm Gieske 
Essen 

Matthias Breuer 
Essen 

Werner Rinke 
Essen 

Heinz Heiderhoff 
Mülheirn a. d. Ruhr 

Wolfgang Ziemann 
Essen 

Generalbevollmächtigte 
Gerhard Rittstieg 

Essen 
Dr.-lng. August W. Eitz 
Essen 

Verwaltungsbeirat 

Herbert Blickheuser 
Kaufm. Angestellter 
Betzdorf 

Dr. Dr. Karlheinz Bund 
Vorsitzender des Vorstands 
der Ruhrkohle AG, Essen 

Dr. Alfred Einnatz 
ehem. Mitglied des Vorstands des 
Rheinisch-Westfälischen 
Elektrizitäts- 
werks AG, Essen 

Dr. Hartmut Hoffmann 
Mitglied des Vorstands der 
Preußischen Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft, Hannover 

Hans Hülsmann 
ehem. Mitglied des Vorstands des 
Rheinisch-Westfälischen 
Elektrizitäts- 
werks AG. Baden-Baden 

Hans Klaus 
Kaufm. Angestellter 
Kerpen-Horrem 

Dr. h. C. Harald Kühnen 
persönlich haftender Gesellschafter 
des Bankhauses Sal. Oppenheim 
jr. & Cie., Köln 

Paul Lichtenberg 
Vorsitzender des Aufsichtsrats 
der Commerzbank AG 
FrankturtlMain 

Walter Martius 
Vorsitzender des Vorstands der 
Schutzgemeinschaft der Klein- 
Aktionäre e.V.. Velbert 

')Aulsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer 

Quelle: RWE-Geschäflsbertchl 1982183 



Tab.22: Der Verwaltungsbeirat des RWE 

Dr.-lng. E. h. Helmut Meysenburg 
ehem. Mitglied des Vorstands 
des Rheinisch-Westfälischen 
Elektrizitätswerks AG, Essen 

Bruno Neinhaus 
ehem. Mitglied des Vorstands des 
Rheinisch-Westfälischen 
Elektrizitäts- 
werks AG, Essen 

Dr. Egon Overbeck 
ehem. Vorsitzender des Vorstands 
der Mannesmann AG, Essen 

Ewald Schmitt 
Obermonteur, Morscheid 

Dr. Ulrich Segatz 
Mitg!led des Vorstands der 
Preußischen Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft, Hannover 

Herbert Singer 
Vorsitzender des Vorstands 
der Albingia Versicherungs-Aktien- 
Gesellschaft, Hamburg 

Regionalbeirat Nord 
Hans-Michael Heise 
Oberkreisdirektor, Diepholz 

Dr. Heinrich Hoffschulte 
Oberkreisdirektor, Steinfurt 

Dr. Walter Kolck 
Oberkreisdirektor, Meppen 

Wolfgang Krefi 
Oberkreisdirektor, Osnabrück 

Dr. Rolf Momburg 
Oberkreisdirektor, Minden 

Dr. Werner Sturzenhecker 
Oberkreisdirektor, Gütersloh 

Dr. Günter Terwey 
Oberkreisdirektor, Nordhorn 

Regionalbeirat West 
Kurt Busch 
Oberstadtdirektor, Essen 

Dr.-lng. E. h. Gerhard Deuster 
Vorsitzender des Vorstands der 
Energieversorgung Oberhausen AG, 
Oberhausen 

Helmut Freuen 
Oberstadtdirektor, 
Mönchengladbach 

Dr. Horst Griese 
Oberkreisdirektor, Wesel 

Gerd Högener 
Oberstadtdirektor, Düsseldorf 

Werner Kuhlmann 
Oberbürgermeister, Gelsenkirchen 

Rudolf H. Müller 
Oberkreisdirektor, Kempen 

Willi Müser 
Landrat, Mettmann 

Herbert Neseker 
Landesdirektor, Münster 

Dr. Karl-Heinz Rewoldt 
Geschäftsführer des Verbandes der 
kommunalen Aktionäre des 
RWE, GmbH, Essen 

Otto Rump 
Stadtdirektor, Gladbeck 

FranzJosef Schrnitt 
Stadtdirektor, Neuss 

Dr. Hans-Wilhelm Schneider 
Oberkreisdirektor, Kleve 

Dr. Hermann Steffens 
Oberstadtdirektor, Krefeld 

Dr. Georg Voß 
Vorsitzender des Vorstands der 
Provinzial-Feuer- und Lebensver- 
sicherungsanstalten der Rhein- 
provinz, Düsseldorf 

Dr. Bruno Weinberger 
Geschäftsführendes Präsidial- 
mitglied des Deutschen Städtetages, 
Köln 

Ernst Wilczok 
Oberbürgermeister, Bottrop 

Regionalbeirat Mitte 
Dr. Jürgen Albath 
Oberkreisdirektor, Altena 

Dr. Helmuth Bentz 
Oberkreisdirektor, 
BergheimIErft 

Dr. Alfred Beth 
Landrat, Altenkirchen 

Dr. Karl-Heinz Decker 
Oberkreisdirektor, Euskirchen 

Dr. Bert Fischbach 
Landesdirektor, Köln 

Karlheinz Forster 
Oberkreisdirektor, Siegen 

Dr. Dieter ffichs 
Oberkreisdirektor, Gummersbach 

Claus-Dieter Härchen 
Stadtdirektbr, Eschweiler 

Josef Hüttemann 
Oberkreisdirektor, Düren 

Dr. Walter Kiwit 
Oberkreisdirektor, Siegburg 

Dr. Peter Klünter 
Karnmerdirektor, 
Landwirtschaftskammer Rheinland, 
Bonn 

Dr. Hans Günter Krug 
Oberstadtdirektor, Remscheid 

Bruno Krupp 
Oberstadtdirektor, Leverkusen 

Hans Mohn 
Stadtdirektor, Siegen 

Dr. Peter Michael Mombaur 
Geschäftsführendes Präsidialmit- 
glied des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, Düsseldorf 

Dr. Georg Rogge 
Stadtdirektor, Hürth 

Kurt Rossa 
Oberstadtdirektor, Köln 

Dr. Walter Scholtissek 
Oberkreisdirektor, Berg. Gladbach 

Dr. Hans Tiedeken 
Oberkreisdirektor a. D. 
Geschäftsführendes Präsidialmit- 
glied des Deutschen Landkreis- 
tages, Bonn 

Regionalbeirat Süd 
Severin Bartos 

Landrat, Cochem 
Fritz Gasper 

Landrat, Bitburg 
Dr. Helmut Gestrich 

Landrat, Wittlich 
Dr. Armin Jäger 

Landrat, Simmern 
Heinz Korbach 
Regierungspräsident, Koblenz 

Kurt-Mathias Linicus 
Landrat, Merzig 

Willi Link 
Bürgermeister, Emmelshausen 

Erich Naujack 
Oberbürgermeister BingenlRhein 

Karl-Adolf Orth 
Landrat, Daun 

Dr. Egon Plümer 
Landrat, Ahrweiler 

Willi Ries 
Bürgermeister, Merchweiler 

Georg Schneider 
Ministerialdirigent, Wiesbaden 

Hans Schumm 
Landrat, Bad Kreuznach 

Dr. Ernst Theilen 
Landrat, Birkenfeld 

Felix Zimmermann 
Oberbürgermeister, Trier 

Quelle: RWE-Geschäftsbericht 1982183 



das 

Am Ende dieses Buches ist es unbedingt not- 
wendig, Möglichkeiten aufzuzeigen, die eine 
Anderung der Geschäfts- und Umweltpolitik 
des RWE bewirken könnten. 
Dabei kann zum jetzigen Zeitpunkt noch kein 
ausgearbeitetes Konzept mit dem Anspruch 
vorgelegt werden, das RWE in seiner Gesamt- 
heit verändern zu wollen. Es können hier nur 
einzelne Ansatzpunkteangerissen werden, die 
uns für eine breitere Auseinande,rsetzung ge- 
eignet erscheinen. Dabei werden zuerst schon 
vorhandene Handlungsmöglichkeiten erläu- 
tert. Anschließend sollen grundsätzliche 
Hemmnisse und ihre mögliche Uberwindung 
grob skizziert werden, um abschließend sinn- 
volle und notwendige Forderungen im Hinblick 
auf die Umgestaltung des RWE aufzustellen. 



Ansätze zur direkten Einflußnahme 
über die Besitzstruktur 
Wir haben die Besitzstrukturdes RWE kennen- 
gelernt: Die öffentliche Hand besitzt 30,6% des 
RWE-Aktienkapitals und hatdurch das 20fache 
Stimmrecht ihrer Namensaktien die Stimmen- 
mehrheit (61,3%). Die kapitalistische Mehrheit 
liegt hingegen in privaten Händen, doch ist die 
genaue Aktienverteilung nur unzureichend be- 
kannt, d. h. es gibt keinen privaten Großaktio- 
när, der über 25% des RWE-Aktienkapitals be- 
sitzt. Aufgrund des Depotstimmrechts können 
allerdings Aktienmehrheiten auf RWE-Haupt- 
versammlungen in Erscheinung treten, diefrei- 
lich noch nichtdiestimmenmehrheit bedeuten. 
Dieses Depotstimmrecht kann nur von Banken 
wahrgenommen werden und wurde bei allen 
bisherigen Veränderungen des Aktienrechts 
von ihnen vehement verteidigt. 
Was bedeutet nun dieses Depotstimmrecht? 
In der Regel hinterlegen (deponieren) die Klei- 
naktionäre, von denen es beim RWE Ca. 
200.000 aibt. ihre Aktien bei Banken. Zu den ie- 
wei l igen~~au~tversammlun~en unterbreiten 
die Banken ihren De~otkunden Vorschläae. 
wie sie, die Banken, auf den ~ersammlungen 
abstimmen wollen. Der Kleinaktionär ist an die- 
se Vorschläge nicht gebunden. Er kann entwe- 
der selbst zur Hauptversammlung gehen und 
persönlich abstimmen oder seine Bank beauf- 
tragen, seine eigenen Forderungen vortragen 
und darüber abstimmen zu lassen. 
Verzichtet der Kleinaktionär auf eine Stellung- 
nahme zu denVorschlägen der Banken, gehen 
diese davon aus, daßder Kleinaktionär in ihrem 
Sinne einverstanden ist. 
Dies ist in der Regel der Fall. Das Stimmrecht 
des Kleinaktionärs ist fürdiese Hauptversamm- 
lung somit auf die Bank übertragen. Mit Hilfe 
des Depotstimmrechts können die Banken 
demnach einen Konzern beherrschen, ohne 
selbst dessen Aktien zu besitzen. 
An dieserstellezeigt sich die Mitverantwortung 
des Kleinaktionärs an der Geschäfts- und Um- 
weltpolitik des RWE. Um den Einfluß der Ban- 
ken zu verringern, ist nicht zuletzt die Abschaf- 
fung des Depotstimmrechts zu fordern. 

Unruhe schüren im VKA 

Doch zurückzuröffentlichen Hand, die überdie 
Stimmenmehrheit verfügt. Die Finger dieser 
Hand sind im VKA organisiert (vgl. 8.1). 
Seinen eigentlichen Bekanntheitsgrad ver- 

dankt der VKA einem ihrer Gesellschafter, der 
Stadt Solingen im Bergischen Land. Diese 
Kommune begehrte in den Sommermonaten 
des Jahres 1983 gegen die Umweltpolitik ,ih- 
res' Konzerns auf und forderte mehr Engage- 
ment zur Rettung der gerade in den Regionen 
der Klingenstädter rapide dahinsiechenden 
Wälder. 
Derlei Töne stießen natürlich auf Mißfallen sei- 
tens der VKA-Kollegen wie vor allem auch bei 
der Essener Konzernspitze. Auf der darauffol- 
genden Sitzung des VKA (28. 11. 1983) be- 
mühte sich RWE-Direktor Werner Rinke die 
sich kräuselnden Wogen sofort wieder zu glät- 
ten. 
Dabei faßte er zugleich das Verhältnis der pri- 
vatwirtschaftlich orientierten Konzernführung 
zu den kommunalen Vertretern wie folgt zu- 
sammen: 
,,Selbst wenn Sie berechtigte Forderungen zu 
RWE-Aktivitäten geltend machen wollen, sol- 
len Sie dies im Interesse der Gesellschaft und 
der Aktionäre möglichst intern tun. Das hat sich 
in der Vergangenheit bewährt. Wir haben stets 
einvernehmliche Lösungen gefunden. Darum 
wird sich der Vorstand auch in Zukunft bemü- 
hen."' 

Als ehemaliger Oberkreisdirektor von Tecklen- 
burg. mit Sitz im RWE-Beirat, scheint Rinkeauf 
einen großen Fundus eigener Erfahrungen zu- 
rückgreifen zu können. 
Die Kompetenzen sind verteilt - und dies 
schon seit der Einführung der Gemischtwirt- 
schaft zu Beginn des Jahrhunderts. Wider- 
spruch ist unerwünscht, ja sogar geschäfts- 
schädigend. Die EssenerVorstandsbosse sind 
dringend darauf angewiesen, daß zumindest 
im VKA keine Unruhe aufkommt. 
Die Besorgnis jedoch ist nicht unbegründet. 
Waren in derVergangenheit scheinbar nur Vor- 
teile für die Kommunen im RWE-Geschäft ver- 
bunden, erweist sich die Abgabe der Konzern- 
verantwortung an die Finanzwelt zunehmend 
als Bumerang. So werden die hohen garantier- 
ten Dividendenzahlungen oder auch die Kon- 
zessionsabgaben zwar als ,Haben' verbucht, 
das ,Soll1 über die verursachten Kosten der 
konventionellen Stromerzeugung aber muß im- 
mer höherveranschlagt werden. Dabei sind ne- 
ben den fatalen Umweltschäden auch die indi- 
rekten, volkswirtschaftlichen Kostenrechnun- 
gen zu bedenken. 
Vor diesen Sachverhalten warteten bisher die 
Kommunen samt den von ihnen abgesandten 
VKA-Vertretern allenfalls mit geringer Sach- 



kenntnis auf. Wie sollte es auch anders sein 
Der InformationsflußdesStromriesen Iäßt mehr 
als zu wünschen übrig und das Bewußtsein der 
Kommunen hinsichtlich der Bedeutung ihrer 
Tätigkeit ist gering. 
Als Beispiel sei der Kölner VKA-Vertreter, der 
Cberstadtdirektor und Kinderbuchautor Kurt 
Rossa genannt. Im Jahre 1983 hatte er nicht 
weniger als 41 Nebenämter wahrzunehmen. 
Da werden auch die etwa 13.000 DM betragen- 
den Aufwandsentschädigungen pro Jahr allein 
fürdieVKA-Tätigkeit nichtfürdienötigeverant- 
wortung und Gewissenhaftigkeit sorgen kön- 
nen. 
Die Form der Einflußnahme besteht nun darin, 
den VKA, seinen Zusammenhang mit dem 
RWE, personale Verflechtungen sowie weitere 
Informationen ans Tageslicht zu bringen. Der 
Hinweis auf die Machenschaften des Verban- 
des samt seiner mangelnden Wahrnehmung 
volkswirtschaftlicher Interessen soll für den nö- 
tigen öffentlichen Druck sorgen. Eine allgemei- 
ne Diskussion über die Kommunalaktivitäten 
im RWE muß angeleiert werden, wobei die 
VKA-Vertreter Rechenschaft und Informatio- 
nen über die Tätigkeit abgeben müssen. Dabei 
bietet es sich an, ein Bündnis mit aufgeschlos- 
senen Kommunalparteien (hierbei kommt der 
grünen und alternativen Wahlbewegung si- 
cherlich große Bedeutung zu), und außerparla- 
mentarisch tätigen Initiativen zu bilden, da so- 
mit der notwendige breite Rahmen abgesteckt 
würde. 

Den VKA aus der Anonymität ziehen 
Eine Aufklärungsarbeit könnte hier zur Folge 
haben, daß die RWE-Politik stärker zur Diskus- 
sion stehen würde und Ansätze von Alternati- 
ven weiteher indenGenuß ihrer Wahrnehmung 
bzw. ihrer schrittweisen Anwendung gelangen 
könnten. 
In Nordrhein-Westfalen können aufgrund 5 6c 
der Gemeindeordnung Anliegen der Bürgerzu- 
sätzlich mit sogenannten Bürgeranträgen an 
den Rat gerichtet werden. Dabei ist weniger auf 
die Einsicht der Politikerzu hoffen, als vielmehr 
der öffentlichkeitswirksame Effekt dieser Maß- 
nahme zu berücksichtigen. 
Neben dem VKA müssen ebenso die Beiräte 
des RWE näher unter die Lupegenommen wer- 
den, denn diese Gremien sollen im Verständnis 
des RWE für die nötige Akzeptanz der Ge- 
schäftspolitik ,vor Ort' sorgen. 
Neben einerAufklärung über Hintergründe und 
Praktiken dieser Beiräte, die im übrigen auch 

von NRW-Minister Farthmann als „moderne 
Form legalisierter Korruption." gegeißelt wur- 
den, mußalszentraleForderung ihre Auflösung 
im Vordergrund stehen. 
Nicht nur in Zeiten des Wahlkampfes ist es un- 
abdinglich, auf eklatante Widersprüche der Öf- 
fentlichen Vertreter hinzuweisen. 
Einerseits konstatieren Politiker und Admini- 
strationen die verheerende Umweltverschmut- 
zung und -gefährdung, andererseits haben ge- 
rade sie es, wie im Falle RWE, in der Hand, 
durch WahrnehmungöffentlicherGesamtinter- 
essen die Konzernpolitik zu ändern und Wege 
einer Verbesserung einzuschlagen. 

Einige grundsätzliche Betrachtun- 
gen 
Die folgenden Ausführungen wurden auf dem 
Hintergrund zusammengestellt, daß die Hand- 
habung der Technik und ihre ökonomischen 
wie Ökologischen Auswirkungen an einem 
Punkt angelangt sind, wo von einer entschei- 
denden Weichenstellung für die Zukunft ge- 
sprochen werden muß. 
Die baldige Nutzung der ,fortgeschrittenen Re- 
aktortechnik' in Form des Schnellen Brüters 
und des Hochtemperaturreaktors ist nach der 
voranschreitenden ,herkömmlichen' Atom- 
kraftnutzung eine Fortsetzung der Erprobung 
risikoreicher Techniken am lebenden Objekt. 
Der Bau und Betrieb einer Wiederaufarbei- 
tungsanlage sowie die unsichere Endlagerung 
abgebrannter Brennelemente in als „ungeeig- 
net'' begutachteten Salzstöcken, leistendieser 
Entwicklung Vorschub. 
Außerdem soll in den nächsten beiden Jahr- 
zehnten die herrschende Energiepolitik fortge- 
schrieben werden. Dabei wird ein Teil der vor- 
handenen Braunkohlenkraftwerkskapazitäten 
des RWE aufgrund ihres fortgeschrittenen Al- 
ters stillgelegt werden müssen. 
Abgesehen von der Atomkraftnutzung, die bei 
Bestehen hoher Kapazitäten schon manches 
EVU in gravierende Schwierigkeiten gebracht 
hat, wird beim RWE der Kraftwerksneubau auf 
Braunkohlenbasis im Vordergrund stehen. Für 
das Jahr 1990 ist die Inbetriebnahme von 4 
Blöcken A 600 MW geplant. Die langfristige Si- 
cherung der Braunkohlenbasis für das RWE 
wird am Beispiel desTagebaues ,Frimmersdorf 
West-West', der für das Jahr 2005 projektiert 
ist, nachhaltig dokumentiert. 
Schon heute sind durch den Braunkohlentage- 
bau ökologische Schäden eingetreten, die irre- 



versibel sind. Die Ausdehnung der Tagebaue 
wird Umweltschäden nach sich ziehen, die un- 
absehbar sind (siehe Kap. 4.2). Die von den 
Braunkohlenkraftwerken des RWE emittierten 
Luftschadstoffe, die ihren Teil zum Waldster- 
ben, zur Versäuerung der Böden sowie zur Er- 
höhung der Atemwegserkrankungen beitra- 
gen, sind Vorboten einer Entwicklung, die un- 
bedingt gestopptwerden muß, wenn sie nicht in 
einer - nicht nur - ökologischen Katastrophe 
enden soll. 

Mit dazu beitragen kann nichtzuletzt die Durch- 
setzung von Forderungen und Ansprüchen auf 
der einen und die Entwicklung bzw. die ver- 
stärkte Handhabung alternativer Konzeptio- 
nen in der Energiewirtschaft auf der anderen 
Seite. 
Doch sind beide Aspekte nicht voneinander zu 
lösen, da sie ohne die jeweils andere nicht zu 
verwirklichen sind. 
Bleiben wir zunächst bei den grundsjtzlichen 
Hemmnissen, dieeiner strukturellen Anderung 
im Wege stehen: 

- Hier ist vor allem das Energiewirtschaftsge- 
setz aus dem Jahre 1935 zu nenen, daß 
nicht nur noch heute, 50 Jahredanach, GüI- 
tigkeit besitzt, sondern in seinen Ausfüh- 
rungenden Fortgang derdeutschen Elektri- 
zitätswirtschaft entscheidend geprägt hat 
(siehe Kap. 2.1). 
Großkraftwerkswirischaft, Verbundsystem, 
Zentralisierung, Dumpingpreise für hohen 
Stromverbrauch sowie die Monopolstel- 
lung der EVU in ihren jeweiligen Versor- 
gungsgebieten sind nureinige Merkmale ei- 
nes auf dem Energiewirtschaftsgesetz ba- 
sierenden Systems, deren Nachteile irn 
Laufe der Zeit die Vorteile verblassen las- 
sen. 
Dieses Gesetz, bislang vehement von den 
EVU gegen Anderungsabsichten auch aus 
den Reihen der Wirtschaftverteidigt, ist der 
wesentliche Hemmschuh für Anderungen 
innerhalb der Struktur der Elektrizitätswirt- 
schaft wieauch für eine nicht-zentrale Form 
der Stromerzeugung.2 

- Grundsätzliche Überlegungen müssen 
desgleichen angestellt werden, wenn es 
darum geht, reale, zu erwartende oder ver- 
mutete Verursacher von Umweltzerstörung 
und -verschmutzung nicht nur zu kenn- 
zeichnen, sondern auch Möglichkeiten der 
Abhilfe bereit zu halten. 
Das hierzulande übliche naturwissen- 

schaftliche Kausalitätsideal hat zur Folge. 
daß beispielsweise von Urnweltverschrnut- 
zung betroffene Bürger den Nachweis einer 
Ursache-Wirkung-Beziehung führen rnüs- 
Sen. 
Dieses Prinzip rnuß dahingehend abgeän- 
dert werden als daß die Emittenten oder 
Schadensverursacher ihrerseits belegen 
müssen, daß itire Stoffe über keine Schäd- 
lichkeit verfügen. Eine Erweiterung der 
Handhabungsrnöglichkeiten gegen Schad- 
stoffemittenten wäre das Aufgreifen des 
Verursachernachweises auf Plausibilitäts- 
basis, wie es in Japan schon seit Jahren er- 
folgreich angewandt wird. 
Als Verursacher von Schäden gelten dort 
solche Betriebe, „die in relevantem Maße 
die als schädlich erkannten Stoffe 
emittierenW3. Noch einen Schritt weiter 
geht die Einführung der Kollektivverant- 
wortlichkeit. Die Einzelhaftung der Unter- 
nehmen würde dadurch wesentlich erhöht 
werden können, da der .,jeweils kumulative 
Effekt von ihren und den Schadstoffen an- 
derer Betriebe berücksichtigt werden" 
müßte.4 
Die Umkehrung der Beweislast, der erwei- 
terte Verursachernachweis sowie die ge- 
samtschuldnerische Haftung wären nicht 
nur ein „praktikabler Weg zu größerer 
WaffengleichheitV5 zwischen Unterneh- 
mern und Umweltschützern, sondern eben- 
so ein wesentlicher Beitrag zur Verwirkli- 
chung der zu vollziehenden Weichenstel- 
lung. 

Um den Aspekt der grundsätzlichen Betrach- 
tung (unvollendet) abzuschließen, seien,,noch 
einige Punkte angerissen, die für eine Ande- 
rung der derzeitigen Strornverschwendungs- 
struktur von Bedeutung sind: 
Ein wesentlicher Bestandteil der Neugestal- 
tung des Strommarktes ist sicherlich die Reali- 
sierung der Dezentralisierung. Zu prüfen sind 
dabei, neben einer exakten begrifflichen und 
inhaltlichen Definition, alle bislang erkannten 
Techniken und Formen der Strornerzeugung 
und -verteilung hinsichtlich ihrer Umsetzbar- 
keit in kleinere und effektivere sowie zudem 
umweltverträgliche Konzepte. 
Schon heute ist es notwendig, die Entwürfe zu- 
künftiger Energieversorgungskonzepte mit Le- 
ben zu füllen. Bislang jedoch stehen diesen 
Vorhaben nicht nur die Widerstände der EVU 
im Wege, die verständlicherweise ihren Strom- 
verschwendungsmarkt nicht eingeschränkt se- 



hen wollen Auch die herrschende Praxis der 
staatlichen Vergabe von Forschungs- und Ent- 
wicklungsgeldern (siehe Kap. 5 4) muß eine 
Wandlung erfahren. sollen die umweltverträgli- 
chen Technologieanwendungen nicht weiter 
auf ein bloßes Spielzeug der EVU reduziert 
bleiben 

Notwendige Forderungen zur Um- 
strukturierung des RWE 

Kehren wir zu unserem Ausgangspunkt RWE 
zurück undverfolgen an diesem konkreten Fall. 
wie sich Anderungen innerhalb der Elektrizi- 
tätswirtschaft vollziehen können. 
Die Notwendigkeit grundsätzlicher Umstruktu- 
rierungen des RWE-Konzerns ergeben sich 
aufgrund der in acht Kapiteln aufgeführten 
Sachverhalte quasi von selbst. 
Aufgrund der Besitzverhältnisse verdient die 
Forderung nach Trockenlegung des Sumpfes 
der Verflechtungen zwischen öffentlicher 
Hand, Staat und Verwaltung einerseits sowie 
der RWE-Kapitalfraktion andererseits, ein be- 
sonderes Augenmerk. AlsSümpfungsmaßnah- 
meobenan steht in diesemZusammenhang die 
Auflösung des klug ausgedachten8ystems der 
Beiräte (siehe Rückseite Klappgrafik). 
Welche Bedeutung eine ,Trockenlegung1 des 
Verwaltungsbeirats als eines von fünf Gremien 
schon allein haben kann, soll kurzerläutertwer- 
den. 
Ein bekanntes Beispiel aus der letzten Zeit sind 
die merkwürdigen Vorgänge um Enteignungs- 
verfahren für eine 110 kV-Leitung, die vom 
RWE als sogenannte ,Siebengebirgstrassel 
beim Koblenzer Regierungspräsidenten Dr. 
Korbach beantragt wurde. Nun ist dieser Amts- 
träger für das RWE kein Unbekannter, sitzt er 
doch gleichzeitig im Verwaltungsbeirat des 
Unternehmens. 
Dievon Umweltschützern mitdemverdacht auf 
Vorteilsnahme eingeleiteten strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren verliefen ohne Ausnah- 
me im Sande. Und das, obwohl nachweislich 
der Besitzeinweisungsbeschlußdes Koblenzer 
Regierungspräsidenten vom 15. , 1 1 .  83 über 2 
Seiten Wort für Wort übereinstimmte mit dem 
Schreiben des RWE. das eine Woche zuvor bei 
~o rbach  eingegangen war. Der mit dem Fall be- 
auftraate Rechtsanwalt wirft zurecht die Fraae 
auf, warum „eigentlich nochder ~ e ~ i e r u n i s -  
präsident als Enteignungsbehörde einge- 
schaltet wird, wenn eine Prüfung nicht mehr 
stattfindet?"G 

Viele Menschen tragen zur Sicherstellung der zukuriftigen 
Energieversorgung bei 

~. I 

,on Betreit Protest gegen die Verfilzung V lern Sicherheitsbe 
horden und Gutachtern 

Uber die Stromrechnung den politischen Druck auf die Ener- 
gieversorger verstarken. 

Der Burgerprotest laßt RWE schon heute von einer .,Infrage- 
stellung der Sicherung der Energieversorgung" warnen 



Die Auflösung der Verwaltungsbeiräte sowie 
der Regionalbeiräte sollte schnellstens erfol- 
gen. denn indiesenGremiensitzendie kommu- 
nalen Genehmigungsbehörden. die allesamt 
mit lnteressenskonflikten konfrontiert werden 
bzw. werden können. 

Die Kommunen in die Pflicht nehmen 

Überhaupt müssen die Kommunen verstärkt in 
die Pflicht genommen werden. Neben den be- 
reits genanntenunabdinglichen Erneuerungen 
der Strukturen mußdieOffenlegungderAktien- 
anteile der Kommunen erfolgen, damit der je- 
weilig mögliche Einfluß kenntlich gemacht wer- 
den kann. 
Gleichzeitig erhebt sich die Forderung, daß der 
Zusammenschluß der kommunalen Aktionäre 
neu geregelt werden rnuß, da die bisherige Or- 
ganisationsform absolut unzureichend gewirkt 
hat und nur wenig Bewußtsein über die nötige 
Verantwortung zu erkennen war. An den neu 
einzusetzenden Zusammenschluß sind in 
Grundzügen einige wesentliche Bedingungen 
zu knüpfen: 

- Nur die kommunalen Vertreter dürfen einen 
Sitz in diesem Verband wahrnehmen, die 
gleichzeitig keinen Posten im RWE-Kon- 
zern haben. 

- Die zu bestimmende Geschäftsführung 
rnuß diesem Zusammenschluß alle Infor- 
mationen frei zugänglich halten und Ent- 
scheidungen vor ihrer Ausführung beraten 
lassen. 

- DieZusammensetzung desGremiums muß 
eine paritätische Zusammensetzung von 
kommunalen Vertretern und Umweltschüt- 
zern (Verbände, Initiativen, Betroffene vor- 
zunehmender Maßnahmen etc.) garantie- 
ren. 

- Ein Sitz mußzudem jeweils den Kommunen 
freigehalten werden, die von einem geplan- 
ten Projekt besonders berührt sind. 

An die Kommunen müssen im einzelnen kurz- 
fristig folgende Ansprüche gestellt werden: 

- Offenlegung der kommunalen Finanzen so- 
wie Kennzeichnung der RWE-Einnahmen 
jedweder Art (Dividenden, Konzessionen 
und Gewerbesteuereinnahmen etc.). 

- Veröffentlichung aller für die umfassende 
Information und Aufklärung notwendigen 
Unterlagen für alle Bürger zwecks Herstel- 
lung von gleichberechtigten Einspruchs- 
und Mitbestimmungsmöglichkeiten. 

Über alle vorgenannten Aktivitäten sollten zu- 
sätzlich Kontrollorgane wachen. Eine denkba- 
re Möglichkeitwäre hier dieschaffungeineror- 
ganisationsform nach dem Motto: „Bürger be- 
obachten Umwelt und Umweltverschmutzer" 
(BBUU). Die Zusammensetzung dieses Kon- 
strukts sollte Vertreter der kommunalen Ver- 
waltung, Gewerbeaufsichtsämter, Vertreter 
von Immissionsschutzanstalten, Bürgerinitiati- 
ven, Kraftwerksbetreiber, Arbeitnehmervertre- 
ter sowie in strittigen Fällen zusätzlich Kritiker 
bestimmter Vorhaben und Experten unabhän- 
giger Forschungsinstitute umfassen. 
Mit diesen auch kurzfristig umzusetzenden 
Maßnahmen wäre eine grundsätzliche Struk- 
turveränderung der deutschen Elektrizitäts- 
wirtschaft nicht nur denkbar, sondern ebenso 
unter wirtschaftlichen wie umweltpolitischen 
Grundsätzen sinnvoll! 
Gleichsam, wie mit diesem Buch die Auseinan- 
dersetzung mit dem RWE erst begonnen hat, 
rnuß sie letztendlich in einer insgesamten Neu- 
orientierung münden. Dabei sind vor allem 
auch die bei der Betrachtung des RWE aufge- 
tauchten Strukturen, Verflechtungen und 
Machtverhältnisse zu berücksichtigen. 
Ansonsten verlieren die Auseinandersetzun- 
qen um das RWE an Wert, da qerade die Darle- 
gungender  interg gründe gezeigt haben, welch 
überqreifenden Interessen vorherrschend und 
einefiatsächlichen ,,Orientierung am Gemein- 
wohl" abträglich sind. 

Anmerkungen 

1 Rinke. Werner. Protokoll der Rede vor dem VKA arn 
28. 11. 83 in Essen 

2 Vgl. in diesem Zusammenhang ausfuhrlich Evers. H. U.. 
Das Recht der Energieversorgung. München 1981, sowie 
weitere neuere Ausführungen für eine Gesetzesalternati- 
ve. (Z. B. Das Energiestrukturgesetz,der .Projektgruppe 
Energiewende II" des Freiburger Oko-Institutes oder 
auch.AK Chemische Industrieu. a . Problernaufriß Braun- 
kohle, Köln 1984, S. 97ff). 

3 Weidner. Helrnut, Japans Luftreinhaltepolitik. in. AK Che- 
mischelndustrieu.a. (Hrsg.), Das Waldsterben. Köln 1983. 
5.77 

4 ebd. S. 278 
5 ebd. S. 289 
6 Kall. Klaus. Dieganz legale Korruption, unveroffentl. Msp.. 

(Moers) 1984, S. 2 
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